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Anfragen

Ich darf Sie hiermit zu dieser Sitzung einladen.

Erlangen, den 14. Juli 2020

STADT ERLANGEN
gez. Dr. Florian Janik
Oberbirgermeister
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Die Sitzungsunterlagen kénnen auch unter www.ratsinfo.erlangen.de abgerufen werden.
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O 13.1

Mitteilung zur Kenntnis

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
OBM OB-Vorzimmer OBM/003/2020

Veranstaltungen Juli, August, September und Oktober 2020
Beratungsfolge Termin  N/O Vorlagenart Abstimmung

Stadtrat 23.07.2020 O Kenntnisnahme

Beteiligte Dienststellen

Kenntnisnahme
Der Bericht der Verwaltung dient zur Kenntnis.

. Sachbericht

Diese Sitzungsvorlage informiert regelmaf3ig tber Veranstaltungen in Erlangen. Zusatzlich gibt der
Bereich Internationale Beziehungen einen Uberblick Uber Aktionen/ Veranstaltungen in und mit
den Partnerstadten.

Bitte beachten Sie, dass Uber Verschiebungen und Absagen grundsétzlich nicht erneut informiert
wird. Aktuelle Informationen werden im RathausReport und im Veranstaltungskalender auf
www.erlangen.de verdoffentlicht.

Aufgrund der aktuellen Pandemielage méchten wir darauf hinweisen, dass die nachstehende
Ubersicht lediglich zu lhrer Information dient. Eine Teilnahme ist ohne vorherige Kontaktaufnahme
mit dem Veranstaltenden nicht méglich, da die Veranstaltungen derzeit nur mit begrenzter Teil-
nehmerzahl und mit geladenen Géaste durchgefuhrt werden dirfen.

Juli

Grundsteinlegung Birger-, Begegnungs- und Gesundheitszentrum

Mo. 217.07. | 14:00 Uhr (BBGZ), Hartmannstral3e

August

Kranzniederlegung 30. Todestag Altoberbirgermeister Dr. Hein-

Di 04.08. 11:00 Uhr rich Lades, Zentralfriedhof (BM)
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http://www.erlangen.de/

Sofern zulassig plant der Bereich Internationale Beziehungen folgende Veranstaltungen:

PARTNERSTADT | DATUM ORT VERANSTALTUNG
MaRnahmen aufgrund der Corona-Zeit:
+ Aktion Postkarten in die Partnerstédte.
* Fortsetzung der verschiedenen Aktionen in den sozialen
Betrifft ALLE Medien "Blicke '|‘n die Partnerstadte", "Partnerstadte in Zei-
Partnerstadte Erlangen ten von Corona . ) .
* Briefe von Senioren aus den Partnerstadten, Kooperation
mit Seniorenbeirat
« allgemein: Entwicklung von neuen Formaten fiir Stadte-
partnerschaftsprojekte
BKEETINE :ilﬁerbereltung der BaumaRRnahmen fur "Waha Farm" in Bkef-
05.-12.08. Bozen Partnerschaftsverein zu Gesprachen zur Griindung von
BOZEN e
Verein in Bozen
JENA 19.09. Jena Treffen beider Seniorenbeirate
JENA 02.-03.10. Erlangen Treffen Singkreis Ziegenhain und Kosbacher Stadlchor
JENA 03.-04.10. Erlangen Tanzhaus Erlangen mit Tanzgruppen aus Jena
JENA 03.10. Jena Birgerreise nach Jena — 30 Jahre Deutsche Einheit
JENA 06.10. Erlangen Vortrag von Albrecht Schroter in VHS zu 30 Jahre Einheit
RIVERSIDE 14.09. Erlangen Eroffnung des Riversideplatzes
SAN CARLOS 10.-21.10. San Carlos | Delegationsreise nach San Carlos
SHENZHEN Herbst Erlangen Geplantes Projekt "Ein Bild sagt mehr als tausend Worte.
BEAL—" (Arbeitstitel). Geplante Projektbeteiligte: Kon-
fuzius-Institut mit Stadt Erlangen, Stadt Shenzhen und Stadt
Nurnberg
SHENZHEN Podiumsdiskussion zum chinesischen Filmfestival in der
16.10. Erlangen .
Orangerie
SHENZHEN 17.-22.10. Erlangen Chinesisches Filmfestival des Konfuzius-Instituts
WLADIMIR 31.07.-03.08 | Wladimir Prufung Erlangen-Haus
WLADIMIR 03.-09.08. Wladimir Sommeruniversitat Erlebnispadagogik
WLADIMIR 08.-12.09. Wladimir Newcomer-Band zum Austausch in Wladimir

lll. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift

IV.Zum Vorgang

Seite 28von 2




O 13.2

Mitteilung zur Kenntnis

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
OBM/13 Blrgermeister- und Presseamt 13/016/2020

Spendenbericht fur das Jahr 2019
Beratungsfolge Termin  N/O Vorlagenart Abstimmung

Stadtrat 23.07.2020 O Kenntnisnahme

Beteiligte Dienststellen

. Kenntnisnahme

Der Bericht der Verwaltung dient zur Kenntnis.

. Sachbericht

Gemal Ziffer 2.8 der Dienstanweisung Spenden ist dem Stadtrat jahrlich ein Spendenbericht
durch die Fachbereiche vorzulegen. Seit dem Berichtsjahr 2013 wird dieser Bericht durch das Bur-
germeister- und Presseamt, Koordinationsstelle Birgerschaftliches Engagement, zusammenge-
stellt.

Der Spendenbericht fir das Jahr 2019 wird hiermit vorgelegt. Insgesamt sind im Jahr 2019 einge-
gangen

Geldspenden 157.548,70 EURO
Sachspenden 6.650,00 EURO
Gesamtsumme 164.198,70 EURO

Die auf die einzelnen Dienststellen entfallenden Spenden sind aus der beigefligten Aufstellung
ersichtlich. Die sachliche Richtigkeit fir diese Angaben liegt beim jeweiligen Fachamt.

Zur Information:

Spendeneingang 2018 2017 2016

Geldspenden 181.716,40 EURO 153.472,78 EURO 188.216,34 EURO
Sachspenden 27.345,69 EURO 80.593,50 EURO 22.868,03 EURO
Gesamtsumme 209.062,09 EURO 234.066,28 EURO 211.084,37 EURO

Anlagen: Spendenbericht 2019

[ll. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
IV.Zum Vorgang
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O 13-5%endenbericht 2019 — Aufstellung der eingegangenen Spenden

Amt / Gesamtbetrag der Spenden im Wert von
. _ _ Bemerkung

Dienststelle bis 500 € iiber 500 € iiber 5.000 €

GME XXX XXX XXX

11 XXX XXX XXX

13 2.273,00 11.204,37 XXX

14 XXX XXX XXX

eGov XXX XXX XXX

20 XXX XXX XXX

/WA XXX 680,00 XXX

23 XXX 816,16 XXX

24 XXX XXX XXX

30 XXX XXX XXX

31 XXX XXX XXX

33 XXX XXX XXX

34 XXX XXX XXX

37 XXX XXX XXX

39 XXX XXX XXX

MTG/ 40 4.444,84 8.300,00 XXX

40T XXX XXX XXX

40 XXX 7.642,07 XXX

Ref. VI PET XXX XXX XXX

Ref. IV Kunst- 1.570,62 XXX XXX

museum

41 100,00 1.498,98 XXX

42 693,12 500,00 XXX

43 XXX XXX XXX

44 XXX 1.400,00 XXX

45 111,15 XXX XXX

46 XXX 2.245,00 26.547,00

47 1.188,87 8.504,28 55.508,40

50 XXX 1.000,00 XXX

51 1.563,66 9.407,27 6.000,00

52

55 XXX XXX XXX

61 XXX XXX XXX

63 XXX XXX XXXXXX

66 XXX XXX XXX

EBE XXX XXX XXX

EB77 500,00 3.850,00 XXX

10




Spendenbericht 2019 — Aufstellung der eingegangenen Spenden -2-

Einzelsumme 12.445,26 57.048,04 88.055,40

Gesamtsumme 157.548,70

Sachspenden im Wert von
girz:létstelle bis 500 € tiber 500 € iiber 5.000 € | Bemerkung
50 2.800,00 - Sachspenden, Wertmarken fiir
Speisen und Getranke
46 250,00 3.600,00
Einzelsummen | 3.050,00 3.600.00
Gesamtsumme 6.650,00

Personalrat Fehlanzeige
Stand

11




O 13.3

Mitteilung zur Kenntnis

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
11120 Stadtkammerei 20/002/2020

Umsetzung und Anwendung des § 2b UStG in der Stadt Erlangen nach
Verlangerung der Ubergangsregelung bis zum 31. Dezember 2022

Beratungsfolge Termin  N/O Vorlagenart Abstimmung

Stadtrat 23.07.2020 O Kenntnisnahme

Beteiligte Dienststellen

Kenntnisnahme
Der Bericht der Verwaltung dient zur Kenntnis.

. Sachbericht

Rechtlicher Rahmen

Mit dem Steuerénderungsgesetz vom 02.11.2015 (BGBI. | S.1834) wurde die umsatzsteuerliche
Behandlung der Leistungen von juristischen Personen des 6ffentlichen Rechts (jPd6R) ab dem
01.01.2017 grundlegend geandert und den Vorgaben der Mehrwertsteuersystemrichtlinie der EU
angepasst. Insbesondere galt es, den im européischen Recht verankerten Grundsatz der Wettbe-
werbsneutralitat umzusetzen. Die Umsetzung dieses Grundsatzes erfordert eine Besteuerung aller
Leistungen von jPdOR, die im Wettbewerb mit Privaten am Markt angeboten werden. Der Gesetz-
geber hat mit § 27 Abs. 22 UStG eine Ubergangsregelung geschaffen, die es den Steuerpflichtigen
ermdglicht, die bisherige Regelung Uber den 31.12.2016 hinaus bis zum 31.12.2020 zu nutzen und
damit die Neuregelung spatestens zum 01.01.2021 anzuwenden (Option auf Fortgeltung der Altre-
gelung des § 2 Abs. 3 UStG). Diese Optionserklarung gab OBM Dr. Janik am 10.10.2016 aufgrund
der Erméchtigung durch einstimmigen Stadtratsbeschluss vom 29.09.2016 gegenuber dem Fi-
nanzamt ab.

Die Ubergangsregelung wurde nun mit dem am 30.06.2020 in Kraft getretenen Gesetz zur Umset-
zung steuerlicher HilfsmaRnahmen zur Bewaltigung der Corona-Krise (Corona-Steuerhilfegesetz,
BGBI. I, S. 1385) bis zum 31.12.2022 verlangert. Laut Gesetzesbegriindung soll hierdurch auf die
Belastung der Kommunen durch die Corona-Pandemie Ricksicht genommen werden, da die
Kommunen mit der akuten Krisenbewaltigung stark belastet sind und die Arbeiten zur Umsetzung
des 8§ 2b UStG dadurch weitgehend zum Erliegen gekommen sind. GemaR § 27 Abs. 22a UStG
wird die Ubergangsfrist fur alle jPdoR automatisch verlangert, wenn nicht die gegentiber dem
Finanzamt abgegebene Optionserklarung widerrufen wird.

Folgen der Verlangerung der Ubergangsregelung fiir die Stadt Erlangen

Die automatische Verlangerung der Ubergangsregelung hat fiir die Stadt Erlangen den Vorteil,
dass finanzielle Auswirkungen spater greifen (Umsatzsteuer als Kostenfaktor auf bisher als nicht
steuerpflichtig behandelte Leistungen im Rahmen interkommunaler Zusammenarbeit) oder dass
Vorsteuerabziige durch die Stadt Erlangen ab dem 01.01.2023 aufgrund vorliegender plausibler
Nachweise tatséachlich ausgetibt werden kdnnen. Vor der Anwendung des 8§ 2b UStG kdnnen Pro-
berechnungen und Auswertungen durchgefiihrt werden, um so zukunftig vorzunehmende Vorsteu-
erabzige (Abzugssatze) und auch finanzielle Auswirkungen zu ermitteln sowie Sachverhalte in der
Gesamtschau organisatorisch anzupassen. Des Weiteren sind BMF-Schreiben zu Einzelthemati-
ken zu erwarten. Diese kénnten dann noch in die laufende Umsetzung des § 2b UStG einflieRen.
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Anderungen im Projektablauf

Die Verlangerung der Ubergangsregelung bewirkt, dass die infolge der Umsetzung des § 2b UStG
zu andernden Satzungen nicht mehr unter Zeitdruck bis November 2020 in den politischen Gremi-
en (Ausschuisse, Stadtrat) behandelt werden mussen. Die Behandlung in den politischen Gremien
kann nun ohne Zeitdruck vor der Sommerpause 2022 erfolgen.

Fur das Projekt bedeutet die Verlangerung, dass coronabedingte Einschrénkungen im Arbeitsalltag
(erschwerte Bestandsaufnahme und Abstimmung in den Teilprojekten) kompensiert werden kon-
nen. Auch ermdglicht die Verlangerung das erprobende Anwenden und ein Nachjustieren vor der
Umsetzung (z.B. in der Buchhaltungssoftware NSK).

Die Verlangerung der Ubergangsregelung wird im Projekt in 2021 und 2022 insbesondere zu fol-
genden Teilaufgaben fuhren:
¢ Internes erprobendes Anwenden der Ergebnisse der umsatzsteuerrechtlichen Bestands-
aufnahme in den Dienststellen (Anordnungen und Buchungen der neu zu beurteilenden
Leistungen in Buchhaltungssoftware ohne Steuerschlissel)
¢ Nachjustieren, Anpassen (z.B. Erkennen von Anpassungsbedarf im Rahmen der Erprobung
durch die Dienststellen)
e Durchfiihren von Proberechnungen und Auswertungen (Vorsteuerabzugsvolumina, finanzi-
elle Auswirkungen, Grundlage fur Anpassungen von Sachverhalten)
e Anpassen von Prozessen
¢ Einfrieren Status Anpassungsbedarf Rechtsgrundlagen mit externer Wirkung (Satzungen,
Vertrage, Formulare) und Einpflegen von Anderungen
e Austausch mit den Dienststellen und Aktivhalten des Wissens in den Dienststellen
¢ Aufbau Tax Compliance Management System fiir Umsatzsteuer

Anlagen:

lll. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
IV.Zum Vorgang
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O 13.4

Mitteilung zur Kenntnis

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
v Referat IV I\vV/001/2020

Zwischenbericht zum Programm "Zukunft Grundschulen und Ganztagsbetreuung”

Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung
Jugendhilfeausschuss 09.07.2020 O Kenntnisnahme  zur Kenntnis genommen
Bildungsausschuss 16.07.2020 O Kenntnisnahme

Stadtrat 23.07.2020 O Kenntnisnahme

Beteiligte Dienststellen
24, 51, 40, IV/BB, Staatliches Schulamt

Kenntnisnahme
Der Bericht der Verwaltung dient zur Kenntnis.

. Sachbericht

1. Das Programm ,,Zukunft Grundschulen und Ganztagsbetreuung“

Ab dem Jahr 2025 soll ein bundesweiter Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung fur Grundschul-
kinder in Kraft treten. Damit stehen die Stadte und Gemeinden in der Pflicht, friihzeitig entspre-
chende Uberlegungen anzustellen, entsprechende MaRnahmen zu ergreifen und dadurch die Um-
setzung dieses Rechtsanspruchs sicherzustellen.

Die Stadt Erlangen hat sich zum Ziel gesetzt, den 2025 zu erwartenden Rechtsanspruch auf Be-
treuung von Grundschulkindern in kooperativen Formen zwischen Schule und Jugendhilfe in den
Schulgebauden sowie in vorhandenen Einrichtungen der Jugendhilfe in den Schulsprengeln be-
darfsgerecht und padagogisch qualitatsvoll umzusetzen. Dies erfordert adaquate raumliche Bedin-
gungen in den Grundschulgebauden. Die Moéglichkeit der raumlichen Verortung von Hort- und
Lernstubenplatzen in den Schulgebauden soll soweit moglich mitgedacht werden.

Auf Vorschlag der fachamts- und referatstibergreifenden Lenkungsgruppe, die seit Marz 2018 be-
steht, soll mit einem neuen Programm ,Zukunft Grundschulen und Ganztagsbetreuung“ neben
dem Schulsanierungsprogramm begonnen werden, um eine Umsetzung des Rechtsanspruchs auf
Ganztagsbetreuung im Jahr 2025 ermdglichen.

2. Handlungsbedarfe und derzeitiger Sachstand:

Nach Bewertung und Gewichtung der vorliegenden Fakten und Analyse der Handlungsbedarfe
wurde eine erste Priorisierung innerhalb der 15 Grundschulsprengel vorgenommen und im Rich-
tungsbeschluss Nr. 1V/054/2018 die vordringlichsten Bedarfe an 5 Grundschulen sowie erforderli-
che Ressourcen dargestellt.

Zu beachten ist die zeitliche Dimension der MaRnahmenumsetzung. Da die MaRnahmen parallel
zum laufenden Schulsanierungsprogramm (SSP) durchgefuhrt werden sollen, kdnnen beschlosse-
ne Maflinahmen nur nacheinander durchgefiihrt werden. Eine parallele MaRnahmendurchfiihrung
an mehreren Schulen im Rahmen des Programms ,,Zukunft Grundschulen und Ganztagsbetreu-
ung“ ist ressourcenabhangig. Die derzeitigen finanziellen und personellen Ressourcen erlauben
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aktuell keine gleichzeitige Durchfihrung von mehreren Mal3nahmen.
Friedrich-Ruckert-Grundschule

Mit dem Umsetzungsbeschluss 1V/063/2019 vom 25.07.2019 wurde dieser MalRnahme die
erste Prioritat im Rahmen des Programms Zukunft Grundschulen und Ganztagsbetreuung
zuerkannt.

Zahlreiche Wohnbauvorhaben sind im Sprengel der Friedrich-Ruckert-Schule fur steigende Schu-
lerzahlen in den nachsten Jahren verantwortlich. Die Versorgungsquote mit Nachmittagsbetreu-
ungsplatzen liegt im Sprengel im Schuljahr 2019/20 bei 69 % und damit deutlich unter der durch-
schnittlichen stadt. Betreuungsquote von rd. 88 %. Aufgrund steigender Schilerzahlen und des
Aufbaus eines gebundenen Ganztagszugs, der aktuell in Provisorien durchgefiihrt wird, sind weite-
re Flachenbedarfe notwendig. Um die vorhandenen Provisorien in dauerhafte Lésungen zu Uber-
fuhren und um dem Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung im Grundschulalter bis 2025 gerecht
zu werden, ist ein Erweiterungsbau fur eine Mensa und Differenzierungsflachen notig.

Seither wurden verschiedene vorbereitende Gesprache mit der Schulleitung zur Ermittlung des
konkreten Flachenbedarfs aufgrund des padagogischen Konzepts sowie mit der Regierung von
Mittelfranken insbesondere in Hinblick auf die Forderfahigkeit der benétigten Flachen gefihrt.
Ein erstes Raumprogramm als Grundlage fiir die weitere Planung wurde erarbeitet.

Aufgrund des padagogischen Konzepts wurden folgende Flachenbedarfe fur einen Ganztags-/
Erweiterungsbau mit rd. 500 m2 (Hauptnutzflache) konkretisiert:

. Zwei Forder-/Gruppenraume

. Ruheraum

. Bewegungs-/Gymnastikraum

. Aufenthalts-/Spielezimmer inkl. Kiichenzeile

. Raum fir Jugendsozialarbeit an Schulen (JaS)

. Mensa fur ca. 164 Essensteilnehmer im 3-Schicht-Betrieb
. Verwaltungsraum bzw. Buro fur Lehrer, Kopierer usw.

Fur die weitere Umsetzung der MaBhahme wird folgender Zeitplan anvisiert:

. Raumprogrammabstimmung mit der Regierung im 2. Halbjahr 2020

. Planungsbeginn im 1. Halbjahr 2021

. Je nach Planungsfortschritt weitere Beschlussfassung stadt. Gremien und
Anmeldung der benotigten Finanzmittel fur die HH-Jahre 2021-2024/25

. Beantragung der schulaufsichtlichen Genehmigung und Einreichung des
Forderantrags nach FAGplus15 bei der Regierung im Oktober 2022

. Baubeginn Sommer 2023

. Fertigstellung 2024-2025

Im Umsetzungsbeschluss vom 25.07.2019 wurde der Investitionsbedarf grob mit 4-7 Mio.€ ge-
schatzt. Konkretere Kostenberechnungen erfolgen mit der weiteren Planung der MaRnahme.

Die bislang auf der allgemeinen IP-Nr. 211.500 (Ausbau Ganztagsbetreuung — Planungsleistun-
gen) enthaltenen Planungsmittel in Héhe von 200.000 EUR stehen ab dem Haushalt 2020 bereits
auf der IP-Nr. 2110.482 (GS Friedrich-Ruckert-Schule, Erweiterung u. Anbau) zur Verfigung. Die
grob angenommenen Haushaltsansatze fir die Folgejahre wurden ins Aufstellungsverfahren fur
den HH 2021ff. eingebracht.

Michael-Poeschke-Grundschule
An der Michael-Poeschke-Grundschule wurde zum Schuljahr 2018/2019 eine ,mitwachsende*

Partnerklasse eingerichtet. RAumlich ermdglicht wurde dies durch interimsweise Aufstellung eines
Containers flr einen ausgelagerten Fachraum. Weitere Flachenbedarfe bestehen. Ziel ist es, das

Seite 215on 5



vorhandene Provisorium mittelfristig in eine dauerhafte Losung zu Uberfiihren. Das Inklusionspro-
jekt wurde bisher sehr positiv evaluiert. Aus diesem Grund wird ab dem Schuljahr 2020/21 eine
2. Partnerklasse an der Michael-Poeschke-Grundschule eingerichtet.

Nach der aktuellen Prognose verlauft die Schilerentwicklung moderat. Die Versorgungsquote im
Sprengel liegt bei 113 %. Ob die Betreuungssituation dem Bedarf im Sprengel gerecht wird bzw.
ob und welche Defizite vorliegen, ist ggf. im Rahmen einer weiteren Sprengelkonferenz zu tber-
prufen. Bei Ausbau der Partnerklasse wird sich aller Voraussicht nach ein zuséatzlicher Bedarf an
integrativen Platzen ergeben.

Das Schulgebaude ist im Zuge des Bauunterhalts in einigen Teilen renoviert worden. Insgesamt ist
dennoch eine Generalsanierung der Schule notwendig. Die schulischen Aul3enflachen bieten aus-
reichende Erweiterungsmoglichkeiten zur Deckung der festgestellten schulischen und ggf. weite-
ren Bedarfe. Die bauliche Umsetzung einer Erweiterung auf Grundlage der bisher bekannten Be-
darfe waren mit grob geschatzten Projektkosten von ca. 5 bis 8 Mio. EUR zu beziffern.

Da an der Michael-Poeschke-Grundschule bisher kein Ganztagsangebot vorhanden ist, konnte die
Schule ein Standort fir die Umsetzung des Modells ,Kooperative Ganztagsbildung“ werden. Inhalt-
liche Mdglichkeiten werden gepruft.

Hermann-Hedenus-Schule

Der Sprengel der Hermann-Hedenus-Schule weist die Besonderheit auf, dass er derzeit tiber keine
Einrichtung der Jugendhilfe verfugt. Die Ganztagsbetreuung in Alterlangen wird aktuell Gber einen
gut ausgelasteten gebundenen Ganztagszug sowie Uber einen offenen Ganztag an der Hermann-
Hedenus-Schule sichergestellt. Allerdings fehlen der Grundschule neben Fachrdaumen und Verwal-
tungsflachen auch Differenzierungsflachen fur den Ganztag. Die Versorgungsquote liegt mit 82 %
unter dem stéadtischen Durchschnitt von 88%.

Das Grundstiick der Hermann-Hedenus-Grundschule bietet Mdglichkeiten fir rdumliche Erweite-
rungen. Unter Berlicksichtigung, dass die ,Schwedenhauser* mit wirtschaftlich vertretbaren Mitteln
nicht mehr zu sanieren sind, sollen weitere Planungen angestellt werden, wie die zu ersetzenden
Flachen der Schwedenh&user sinnvoll generiert werden kdnnen. Die bauliche Umsetzung einer
Erweiterung und eines Ersatzneubaus fir die Schwedenhauser auf Grundlage der bisher bekann-
ten Bedarfe wird grob geschétzt Projektkosten von ca. 5 bis 8 Mio. EUR mit sich bringen (vgl. Rich-
tungsbeschluss 1V/054/2018).

Die Entwicklung weiterer MaBnahmen im Sprengel der Hermann-Hedenuns-Grundschule
steht allerdings in Zusammenhang mit der staddtebaulichen Entwicklung in Blichenbach-
Nord sowie den Ergebnissen der Machbarkeitsstudie im Rahmen des ISEK-Prozesses und
dessen weiterer Ausrichtung. Das Ergebnis der Machbarkeitsstudie im Frihjahr 2021 ist
daher sinnvollerweise abzuwarten.

Monauschule

Im Gebaude der Ménauschule sind neben der zweiziigigen Grundschule die Ganztagsklassen der
Hermann-Hedenus-Mittelschule untergebracht. Im Bereich der Ganztagsbetreuung der Mittelschu-
le bestehen deutliche Raumdefizite, die Fachrdaume werden teilweise mit der Grundschule geteilt.
Grundsatzlich wird die Zweih&ausigkeit der Mittelschule in padagogischer und schulorganisatori-
scher Hinsicht als das zentrale Problem wahrgenommen.

Die Versorgungsquote ist mit tilber 100% hoch. Die Schiilerprognose der Grundschule lasst einen
moderaten Anstieg der Schilerzahlen erwarten, die Prognose der Mittelschule deutet auf einen
stabilen Verlauf der Schulerentwicklung hin. Aus baulicher Sicht ist kein dringender Bedarf vorhan-
den.

Eine LOosung fur die bestehende Zweihausigkeit ist kaum vor Ablauf des ISEK-Prozesses
inkl. Machbarkeitsstudie realisierbar. Bis das Projekt durchlaufen ist, konnten nur Interims-
l6sungen geschaffen werden, die u.a. auch auf Umsetzbarkeit und Wirtschaftlichkeit gepraft
werden missten.
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Pestalozzi-Grundschule

Die Pestalozzischule im Stadtteil Anger ist mit vielfaltigen Herausforderungen im Sprengel konfron-
tiert (Soziale Belastung, hoher Anteil an Menschen mit Migrationshintergrund, hoher Anteil Allein-
erziehender, keine freien Betreuungsplatze etc.). Die schulbezogene Versorgungsquote lag bei
96,6%. Somit stand der qualitative Ausbau der Ganztagsbetreuung im Vordergrund der Uberle-
gungen der Lenkungsgruppe. Gemeinsam mit der Schulleitung und dem Staatlichen Schulamt
wurden Uberlegungen zur Umsetzung des Modellprojekts ,Kooperative Ganztagsbildung® ange-
stellt. Die Zielsetzung der Schule war hierbei ein weiterer Ausbau der Jugendsozialarbeit an Schu-
len (JaS). Die ist derzeit jedoch nicht geplant, sodass die Durchfiihrung des Modellprojektes sei-
tens der Schule nicht mehr forciert wurde.

Aus technischer Sicht gilt weiterhin, dass die Bausubstanz und auch die technischen Anlagen mit-
telfristig einer Sanierung bedirfen. Sowohl die jetzige Gebaudestruktur auf dem grofRzligigen
Grundstuick, als auch der vorhandene energetische Standard bieten erhebliches Verbesserungs-
potential. Um dem gerecht zu werden, wird bislang bei dem genannten groben Investitionsrahmen
von ca. 30 Mio. EUR von der Zielsetzung eines (Teil-) Ersatzneubaus ausgegangen.

Die Grundschulen, deren Situation nach der aktuell durchgefiihrten Analyse und deren Zielsetzung
keinen zwingenden Handlungsbedarf aufweisen, werden zukunftig entsprechend der Sprengelsitu-
ation und der individuellen Bedarfslage in die weitere Betrachtung einbezogen. (vgl. Richtungsbe-
schluss 1v/054/2018).

Kooperatives Ganztagsmodell

Die Stadt Erlangen hat Ende 2018 ihr grundsétzliches Interesse an der Durchfiihrung eines Mo-
dellvorhabens der kooperativen Ganztagsbildung gegentber dem Sozial- und Kultusministerium
dargelegt. Nachdem im Interessensbekundungsverfahren nur einige der gemeldeten Kommunen
eine Bewilligung erhalten haben, wurde die Zuschussmoglichkeit auf weitere Standorte erweitert.
Aktuell ist Erlangen als einer der nachsten Modellprojekte beim Sozialministerium vorgemerkt. Ei-
ne endgiltige Entscheidung wird nach Abschluss des bayerischen Doppelhaushaltes getroffen.
Bewilligte Modellprojekte werden voraussichtlich bis zum Inkrafttreten des Anspruches auf Ganz-
tagsbetreuung (2025) finanziell geférdert. Hiermit sind bestimmte Voraussetzungen an die Schule
sowie an die im Sprengel befindlichen Betreuungseinrichtungen verknipft. Die Eignungsvoraus-
setzungen werden derzeit geprft. Ziel ist es nun, eine fur das Modellprojekt geeignete Grundschu-
le zu finden, welche an der Durchfiihrung interessiert und bereit ist, eine Kooperation einzugehen.
Im nachsten Schritt gilt es, die Erarbeitung eines gemeinsamen Konzepts zwischen Schule und
Jugendhilfeeinrichtung(en) zu unterstiitzen und ggf. eine bauliche Ertlichtigung des Schulgebau-
des zu prifen.

3. Ausblick und nachste Schritte

¢ Die weiteren Planungen zur Friedrich-Riickert-Schule werden wie dargestellt zligig in Angriff
genommen.

o Die weiteren Entwicklungen in den Sprengeln und aktuelle Prognosen wurden in die weiteren
Planungen fur das Programm ,Zukunft Grundschulen und Ganztagsbetreuung“ einbezogen
und adaquat berticksichtigt. Die nachsten Sprengelkonferenzen werden geplant, die Ergebnis-
se flieBen in die weiteren Planungen ein.

¢ Die Prifung eines alternativen Modellstandortes zur Umsetzung des Projekts ,Kooperative
Ganztagsbildung® wird in der Lenkungsgruppe Ganztag fortgefuhrt.

¢ Die nachfolgenden Priorisierungen der Schulen richten sich nach den weiteren Entwicklungen
und werden so zeitnah wie méglich vorgenommen.

e Das Investitionsvolumen der 0.g. zuklnftig prioritdr abzuarbeitenden Maf3nahmen ist neu zu
bemessen (urspriinglich 80 bis 90 Mio. EUR ohne Berticksichtigung der Investitionsfordermit-
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tel) und je Malinahme fir die entsprechenden Haushaltsjahre anzumelden. Die Aufnahme des
Programms ,Zukunft Grundschulen und Ganztagsbetreuung® in die mittelfristige Finanzplanung
kann grundsatzlich zu Verschiebungen von bereits geplanten, noch nicht begonnenen Investi-
tionsmaflnahmen fihren.

o Zwischenzeitlich liegt ein Gesetzesentwurf zur Errichtung des Sondervermégens ,Ausbau
ganztagiger Bildungs- und Betreuungsangebote fir Kinder im Grundschulalter® (Ganztagsfi-
nanzierungsgesetz — GaFG) durch das Bundeskabinett vor.

Die weiteren rechtlichen Rahmenbedingungen fir die Ausgestaltung des Rechtsanspruchs
sind abzuwarten. Bei Verabschiedung sind ggf. Anpassungen in den Planungen vorzunehmen.

Anlagen:

lll.Behandlung im Gremium
Beratung im Jugendhilfeausschuss am 09.07.2020

Protokollvermerk:

Der MzK-TOP wird auf Wunsch der Stadtrate Herr Hoppel und Herr Prof. Schulze als Tagesord-
nungspunkt behandelt. Die aufgeworfenen Fragen zu diesem Zwischenbericht werden (soweit die-
ses zum jetzigen Zeitpunkt schon machbar ist) von der Referentin Frau Steinert-Neuwirth, die be-
tont, dass das Thema auch in Zukunft die Verwaltung umfassend beschéftigen wird, beantwortet.

Ergebnis/Beschluss:
Der Bericht der Verwaltung dient zur Kenntnis.

Wening Buchelt
Vorsitzende/r Schriftfihrer/in

IV.Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
V. Zum Vorgang
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O 135

Mitteilung zur Kenntnis

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
V/50/WMO021 Sozialamt 50/006/2020
Aktuelle Lage und Bedarfe auf dem Erlanger Wohnungsmarkt

Beratungsfolge Termin  N/O Vorlagenart Abstimmung
Sozialbeirat 07.07.2020 O Kenntnisnahme

Sozial- und Gesundheitsausschuss 07.07.2020 O Kenntnisnahme

Stadtrat

23.07.2020 O Kenntnisnahme

Beteiligte Dienststellen

Kenntnisnahme

Der Be

richt der Verwaltung dient zur Kenntnis.

. Sachbericht

Folgende Einzelaussagen lassen sich aus den vorliegenden Zahlen (siehe Anlage) ableiten und

sollten

aus Sicht des Sozialamtes fir die Wohnungspolitik wegweisend sein:

Der Bestand an geférdertem Wohnraum ist in den vergangenen Jahren stark gesunken.
Aufgrund einiger BaumalRnhahmen zeigt sich seit 2017 nach jahrelangem Riickgang wieder
eine positive Tendenz. Dennoch fehlt es weiterhin an bezahlbarem Wohnraum.

Bis Ende 2021 werden weitere ca. 250 Wohnungen aus der Bindung fallen.

Der Bestand an geférdertem Wohnraum mit 5 Zimmern oder mehr ist verschwindend ge-
ring.

Zwingend erforderliche Wohnungsbauprojekte der GEWOBAU, des ESW, der Dawonia, der
Projekt Bauart GmbH und der Joseph-Stiftung befinden sich aktuell in der Durchfiihrung
sowie in der Planung.

Alleine im Jahr 2020 werden noch ca. 160 geférderte Wohnungen durch die GEWOBAU
bezugsfertig bzw. wurden zum Teil bereits bezogen.

Die Zahl der Wohnpartnerschaften im Projekt ,Wohnen fir Hilfe* ist gestiegen.

Bei der Zahl der Bewohner*innen von Verfigungswohnungen ist im Jahr 2019 im Vergleich
zum Vorjahr eine Stagnation gelungen. Dennoch ist die Zahl weiterhin sehr hoch.

Aufgrund der geringen Zahl an zu vermittelnden Wohnungen, aber auch mitbedingt durch
das spezifische Wohnverhalten eines gewissen Anteils unter den Bewohner*innen, gelingt
es nur bedingt, eine Fluktuation in den Verfiigungswohnungen herzustellen. Es musste da-
her auch im Jahr 2019 Wohnraum zur Unterbringung von obdachlosen Menschen neu an-
gemietet werden.

Die Anzahl der Antrage auf gefdrderten Wohnraum ist weiterhin riicklaufig. Dies geht je-
doch nicht auf einen entsprechend ricklaufigen Bedarf zuriick oder darauf, dass der Be-
stand an gefordertem Mietraum in gleichem Mal3e gewachsen wére. Dieser ist prozentual
deutlich weniger gestiegen als es dem Riickgang der Antrdge entsprechen wirde.

Vielmehr waren folgende Grinde im Jahr 2019 hauptsachlich fur diese Entwicklung malf3-
geblich:

= Aufgrund der geringen Zahl an zu vermittelnden Wohnungen sind die Wartezeiten ins-
besondere fur groRe Wohnungen sehr lange. U. a. ist dies bedingt durch die ,Immobili-
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tat* der Bewohnerschaft groRer Wohnungen, die haufig auch bei persdnlich verringer-
tem Bedarf wenig Bereitschaft zeigen, in kleinere Wohnraum umzuziehen, da auch
hierfir die Angebotsmieten hoch sind. Daraus folgt eine fehlende Fluktuation auf dem
Wohnungsmarkt. Oftmals missen Antragsteller*tinnen Jahre auf ein Angebot warten
und verzichten daher auf eine erneute Antragstellung.

= Weiter flhrte eine Bereinigung des Fallbestandes zu einer Verbesserung der Daten-
qualitat und zu einem Ruckgang der Antragszahlen.

= Auch im Jahr 2020 ist zun&chst von einem weiteren Rickgang der Antragszahlen aus-
zugehen, da einige neue Wohnungen bezugsfertig werden.

= Dennoch sind (Stand 31.12.2019) noch ca. 1.326 Antragssteller*innen unversorgt.

= |Innerhalb der derzeit insgesamt ricklaufigen Gesamtantragszahl ist zudem eine Steige-
rung der Anzahl der wirklich dringenden Falle (i.d.R. drohende Obdachlosigkeit) zu be-
obachten.

= Zu bericksichtigen ist zudem, dass der Wohnungsmarkt wahrend der Hochphase der
Corona-Pandemie zum Teil vollstéandig stillstand, so dass wenige bis keine Wohnungs-
antrage gestellt wurden. Dieser ,Rickstau” kdnnte jedoch mittelfristig die Antragszahlen
wieder steigen lassen. Moéglicherweise wird dies zusatzlich noch durch neu entstehen-
de soziale Notlagen als Folge der Corona-Pandemie verstéarkt, so dass mit einem stei-
genden Bedarf gerechnet werden musste.

Ca. 50% der Antragssteller*innen sind 1-Personen-Haushalte; flr diese Haushalte werden
2-Zimmer-Wohnungen als notwendig erachtet. Weitere 20% der Antragssteller*innen sind
4-Personen-Haushalte oder gréi3er.

Knapp 90% der Antragsstellersinnen befinden sich in der EOF-Einkommensstufe |. Davon
sind knapp 50% 1-Personen-Haushalte und ca. 22% 4-Personen-Haushalte oder groRer.

Im Vergleich zum Vorjahr ist die Anzahl der Wohnungsvermittlungen um ca. 15% gesun-
ken. Es konnten fast ausschlieBlich 1- bis 3-Zimmer-Wohnungen, wenige 4-Zimmer-
Wohnungen und nur eine 5-Zimmer-Wohnung vermittelt werden.

Auch der Rickgang der Wohnungsvermittlungen verweist nicht auf weniger Bedarf, son-
dern stellt einen weiteren Indikator flir einen Mangel an vermittelbarem Wohnraum dar, u.a.
als Folge der o.g. ,Immobilitat“ im Bereich gro3er Wohnungen;

Seit 2012 hat sich die Anzahl der jahrlichen Wohnungsvermittiungen nahezu halbiert. Die
hohen Vermittlungszahlen in den Jahren 2010 bis 2013 sind auf den zum 01.01.2010 in
Kraft getretenen Belegrechtsvertrag zurtickzufiihren, mit welcher sich die GEWOBAU zur
Bereitstellung von 598 Belegrechtswohnungen verpflichtet hat.

Knapp 20% der Wohnungsantragssteller*innen sind keine Erlanger Birger*innen, haben
aber den Wunsch eine geférderte Wohnung in Erlangen anzumieten.

Ca. 6% der vermittelten Wohnungen wurden an auswartige Wohnungsantragssteller*innen
vermittelt.

Die Anzahl der Haushalte, die einkommensorientierte Férderung (EOF) erhalten, hat sich in
den letzten Jahren mehr als verdoppelt. Durch die Fertigstellung weiterer, der einkom-
mensorientierten Forderung unterliegender Neubaumalnahmen, ist ein weiterer Anstieg
der Antrége zu erwarten.

Wesentliche Schlussfolgerungen und MaflRhahmen

Der Bau von neuem geférderten Wohnraums ist weiterhin dringend erforderlich. Dies gilt
auch far Wohnraum mit finf und mehr Zimmern.

Es werden uberwiegend Wohnungen fur die EOF-Einkommensstufe | bendtigt. Insbesonde-
re sind 2-Zimmer-Wohnungen fir 1-Personen-Haushalte und groRe Wohnungen fur Fami-
lien erforderlich.
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e Der sozialpadagogische Dienst der Abteilung Wohnungswesen bleibt ein wesentlicher Ar-
beitsschwerpunkt, um in der prekaren Wohnsituation durch praventive Arbeit Wohnungslo-
sigkeit zu verhindern.

Daruber hinaus gilt es weiterhin, kreative Loésungen zu finden und zu forcieren. Folgende viel-
faltige Aktivitaten wurden und werden bereits ergriffen, um vorhandenen Wohnraum bedarfsge-
recht nutzen zu kénnen und Eigentiimer zu gewinnen, vorhandenen Wohnraum anzubieten:

o Referat V und Amt 50 haben Gesprache mit vielen groRen (auch privaten) Bautragern /
Vermietern gesucht und Kooperationen angestrebt. Erste Ergebnisse zeichnen sich bei der
Zusammenarbeit in der praventiven Arbeit und bei der Anmietung einzelner Wohnungen
(auch als Verfigungswohnungen) ab.

e Sechs im Eigentum der Stadt stehende Wohnungen wurden durch Amt 24 saniert. Diese
wurden in 2019 an ehemalige Bewohner*innen von Verflgungswohnungen vermietet. Eine
Vorauswahl der Mieter und eine evtl. erforderliche Unterstitzung beim Umzug erfolgt durch
den sozialpadagogischen Dienst der Abteilung Wohnungswesen.

e Durch die Ubernahme des Mietvertragsmanagements durch Amt 50 kann flexibler auf Be-
darf an Verfligungswohnungen reagiert werden.

¢ Durch das Projekt ,Auflosung verfestigter Obdachlosigkeit“ sollen mehr (altere) Bewoh-
ner*innen von Verflgungswohnungen wieder zuriick in ein hormales Mietverhaltnis vermit-
telt werden. Damit kann ihnen eine Perspektive fur eine Verbesserung ihrer Lebens- und
Wohnsituation und ihrer Lebensqualitat gegeben werden, dies auch im Hinblick auf das Al-
ter und die damit veranderten Bedurfnisse (s. MZA vom 07.07.2020; Vorlagennummer
50/005/2020).

Anlage: Prasentation ,Bericht des Sozialamtes zum sozialen Wohnungsmarkt in Erlangen®

[ll. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
IV.Zum Vorgang
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Bericht des Sozialamtes zum
sozialen Wohnungsmarkt in Erlangen

Sozial- und Gesundheitsausschuss
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2012

2013

2014

2015

2016

2017

2018

2019

Stichtag
31.12.2000
31.12.2010
31.12.2011
31.12.2012
31.12.2013
31.12.2014
31.12.2015
31.12.2016
31.12.2017
31.12.2018
31.12.2019

Bestand

Soziale Mietwohnungen

5.378
3.587
3.587
3.478
3.184
3.184
2.968
2.922
3.031
3.128
3.164
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Stadt Erlangen

Soziale Mietwohnungen nach Forderart

Forderart Bestand
Erster Forderweg* 2.460
2.000 - Einkommensorientierte 561
Forderung (EOF)**
1.500 - Bay. Modernisierungs- 143
programm?™**
Gesamt 3.164
1.000 -
*Staatliches Baudarlehen fiir Bautrager.
Fordermoglichkeit endete mit Ablauf des
500 - 31.12.2001.
**Staatliches Baudarlehen und Zuschuss
flr Bautrager und Zuschuss zur Miete fir
0O - t Mieter.
Erster EOF Bay. *:"*Zinsve"rbilligte‘s Darlehen und Zuschuss
. flr Bautrager bei der Modernisierung von
ForderWEg MOd-prOg- Mietwohnungen.
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Stadt Erlangen

Soziale Mietwohnungen nach Wohnungsgrolie

Wohnungsgrol3e Bestand
1.200 1-Zimmer-Wohnung 534
1.000 2-Zimmer-Wohnung 1.034
3-Zimmer-Wohnung 1.284
800
4-Zimmer-Wohnung 289
600 ,
5-Zimmer-Wohnung 19
400 6-Zimmer-Wohnung 3
200 8-Zimmer-Wohnung 1
Gesamt 3.164
O I I ]

S

PP P P I R
®‘° x\*° ®‘° a8 x\“\ A5 x\*°
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Stadt Erlangen
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Vermieter
GEWOBAU
Joseph-Stiftung
ESW

EUKIA Vermietungs
GmbH

Karl Bogler

Sonstige

Gesamt

Soziale Mietwohnungen nach Vermieter

Bestand
2.769
206

78

44

24

43
3.164



LZ

Stadt Erlangen

Fertigstellung
2015
2016
2017

2018

2019

Im Bau oder
in Planung
befindlich

Sozialer Wohnungsbau - Bauprojekte

Objekt
Elisabethstralle 11 - 13
Wilhelminenstralle 16

Brixer StraRe 5 - 21

Brixer StralRe 23 - 27
Housing Area (Aufstockung)
HartmannstralBe 94 - 100
Schenkstralle 162 - 164
Housing Area (Aufstockung)
Schenkstralde 93 - 97
Schenkstralde 168 - 172

Housing Area (Neubau)
Schenkstr. 166

Housing Area (Aufstockung)
Hartmannstr. 88 - 92
Johann-Kalb-Str. 1 -5
Johann-Kalb-Str. 2 - 6
Johann-Kalb-Str. 7 - 11
Johann-Kalb-Str. 17 - 21
Johann-Kalb-Str. 23 - 27

Sozialamt, 07. Juli 2020

Trager
GEWOBAU
GEWOBAU

GEWOBAU
GEWOBAU

GEWOBAU

GEWOBAU

GEWOBAU

GEWOBAU

Anzahl WE
22
12

109
55

42

36

130

108

Davon gefordert
22
12

109
55

42

36

80

108

Quote
100%
100%

100%
100%

100%

100%

62%

100%
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Stadt Erlangen

Fertigstellung

Im Bau oder
in Planung
befindlich

Sozialer Wohnungsbau - Bauprojekte

Objekt

Housing Area (Aufstockung)
Schenkstr. 87 - 91

Schenkstr. 99 - 103
Schenkstr. 105 - 109
Schenkstr. 174 - 178

Junkerstr.
Johann-Jirgen-Str.

Odenwaldallee

Blichenbach, Baugebiet 412
Blichenbach, Baugebiet 412
Isarstr.

Quartier JaminPark
Goeschelstr.

Goeschelstr.

Summe (Seiten 6 u. 7)

Sozialamt, 07. Juli 2020

Trager Anzahl WE
GEWOBAU 72
GEWOBAU 30
GEWOBAU 91
GEWOBAU 78
GEWOBAU 131

Projekt Bauart 33
Dawonia 210
Dawonia 638

ESW 88
Joseph-Stiftung 66
1.951

Davon gefordert

72

30
79

60

49
22
52
159
58
42

1.087

Quote

100%

100%
87%
77%
37%
67%
25%
25%
66%
64%

56%
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Stadt Erlangen

60

50

40

30

20
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Stichtag

31.12.2013

31.12.2014

31.12.2015

31.12.2016

31.12.2017

31.12.2018

31.12.2019

Partnerschaften

Wohnen fiur Hilfe — Bestehende Wohnpartnerschaften

25

25

34

20

18

19

29
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2008
2010

2012

2014

2016

2017

2018

2019

Verfigungswohnungen

Stichtag

31.12.2004
31.12.2006
31.12.2008
31.12.2010
31.12.2012
31.12.2014
31.12.2016
31.12.2017
31.12.2018
31.12.2019

- \/erfigungswohnungen

- Bewohner

339
311
319
239
183
198
197
211
232
235

Wohnungen Bewohner

551
454
471
320
251
262
267
332
386
370
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Stadt Erlangen

2009
2010
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2011

2012

2013

2014

2015

2016

2017

2018

2019

Wohnungsantrage

Stichtag
31.12.2009
31.12.2010
31.12.2011
31.12.2012
31.12.2013
31.12.2014
31.12.2015
31.12.2016
31.12.2017
31.12.2018

31.12.2019

Zahl der Antrage
1.153
1.082
1.246
1.274
1.451
1.500
1.579
1.787
1.811
1.604

1.326

10
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Stadt Erlangen

Wohnungsantrage nach Wohnort der Antragssteller

1.800 Wohnort Bestand
1.600 Stadtgebiet Erlangen 1.100
1.400 Landkreis ERH 94
1.200 AuBerhalb 132
1.000 - Gesamt 1.326

800 -

600 -

400 -

200 -

- . .

Stadt Landkreis AulRerhalb
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Stadt Erlangen

Sozialamt, 07. Juli 2020

HaushaltsgroBe
1-Personen-Haushalt
2-Personen-Haushalt
3-Personen-Haushalt
4-Personen-Haushalt
5-Personen-Haushalt
6-Personen-Haushalt
7-Personen-Haushalt

> 8-Personen-Haushalt

Gesamt

Wohnungsantrage nach HaushaltsgrolRen

Bestand

678
223
152
130
87
39
12
5

1.326

12
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Stadt Erlangen

Stufe |

Sozialamt, 07. Juli 2020

——

Stufe Il

Stufe Il

Wohnungsantrage nach EOF-Einkommensstufen

EOF-Einkommensstufe Bestand

Stufe | 1.133
Stufe Il 134
Stufe Il 53
Gesamt 1.320*

*Zwischen Gesamtantragen und Antrigen
nach EOF-Einkommensstufen besteht eine
Differenz von 6 Antragen. Bei diesen
6 Antragen waren die Einkommensverhalt-
nisse zum Stichtag nicht abschlieRend geklart.

13
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Stadt Erlangen

HaushaltsgroBle
1-Personen-Haushalt
2-Personen-Haushalt
3-Personen-Haushalt
4-Personen-Haushalt
5-Personen-Haushalt
6-Personen-Haushalt
7-Personen-Haushalt

> 8-Personen-Haushalt

Gesamt

Sozialamt, 07. Juli 2020

Wohnungsantrage nach Haushaltsgrollen
und EOF-Einkommensstufen

Stufe |

565

175

135

119

84

38

12

1.133

Stufe Il

76

34

11

10

134

Stufe Il

34

12

53

Gesamt

675

221

152

130

86

39

12

1.320

14



9c

Stadt Erlangen

Wohnungsantrage nach Haushaltsgrollen
und EOF-Einkommensstufen

Stufe Il

m Stufe Il

| Stufe |
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Stadt Erlangen
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2012

2013

2014

2015

2016

2017

2018

2019

Wohnungsvermittlungen

Jahr
2009
2010
2011
2012
2013
2014
2015
2016
2017
2018
2019

vermittelte Wohnungen
286
490
433
526
410
332
314
336
323
338
283

16
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Stadt Erlangen

Wohnungsvermittlungen nach WohnungsgrolSe

100

80

60

40 -

20 -

1 Zi.
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2 Zi.

3 Zi.

4 7i.

5 Zi.

WohnungsgroBle

1-Zimmer-Wohnung
2-Zimmer-Wohnung
3-Zimmer-Wohnung
4-Zimmer-Wohnung
5-Zimmer-Wohnung

Gesamt

Vermittlungen
61
112

101

283

17
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Stadt Erlangen

Wohnungsvermittlungen nach Wohnort der Antragssteller

Wohnort Vermittlungen

250 - Stadtgebiet Erlangen 266

Landkreis ERH 6

200 - AuBerhalb 11

Gesamt 283
150 -
100 -
50 -
O _

Stadt Landkreis Aullerhalb
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Stadt Erlangen
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2012

2013

2014

2015

2016

2017

2018

2019

Stichtag
31.12.2009
31.12.2010
31.12.2011
31.12.2012
31.12.2013
31.12.2014
31.12.2015
31.12.2016
31.12.2017
31.12.2018
31.12.2019

EOF-Antrage

Zahl der Antrage
156
190
183
221
224
226
238
250
343
406
429

Bei den EOF-Antragen handelt es sich
ausschlieBlich
Bewilligung kamen.

um Antrage, die zur

19
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Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
13/0BM Blrgermeister- und Presseamt 13/011/2020

Livestream und Speicherung von Ausschuss- und Stadtratsangelegenheiten,;
Antrage der Erlanger Linken Nr. 072/2020 und der Klimaliste Erlangen 073/2020

Beratungsfolge Termin  O/N Vorlagenart Abstimmung
Altestenrat 22.06.2020 N Empfehlung einstimmig angenommen
Haupt-, Finanz- und Personalaus- 15.07.2020 O Gutachten

schuss

Stadtrat 23.07.2020 O Beschluss

Beteiligte Dienststellen
DS/30, eGov

I. Antrag

1. Solange Kontaktbeschrankungen aufgrund der Corona-Pandemie bestehen, werden Stadtrats-
sitzungen als Livestream gezeigt, jedoch nicht archiviert.

2. Die Jahresschlussreden des Oberbirgermeisters und des Stadtrats sowie die Haushaltsreden
des Oberbirgermeisters und der Fraktionen werden aufgezeichnet und als Livestream gezeigt
sowie archiviert.

3. Die Antrage Nr. 072/2020 der Erlanger Linken und Nr. 073/2020 der Klimaliste Erlangen sind
damit bearbeitet.

II. Begrindung
1. Ergebnis/Wirkungen

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)

Die Antragsteller erwarten durch einen Live-Stream und eine anschlieBende Speicherung im
Internet eine Erhéhung der Transparenz der Stadtratstatigkeit und eine Steigerung der Attrakti-
vitdt der Kommunalpolitik. Politische Partizipation und Interesse der Bilrgerschaft sollen maf3-
geblich gefordert werden.

Die Videos sollten gespeichert werden, um die Kosten vor den Birger*innen zu rechtfertigen
und die Zuschauerzahl auch nach der Sitzung noch zu erhéhen. Onlinestudien weisen darauf
hin, dass viele Menschen — vor allem Altere, die nicht standig tiber das Smartphone erreichbar
und online sind — sich erst am Wochenende Zeit nehmen sich an den PC zu setzen und sich
online Uber das Zeitgeschehen zu informieren. Livestreams von Stadtratssitzungen, die unter
der Woche stattfinden, werden von ihnen nicht wahrgenommen oder verfolgt. Wenn Li-
vestreams nicht gespeichert werden, werden diese Birger*sinnen von der demokratischen Teil-
habe ausgeschlossen

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

Bei einer digitalen Ubertragung sowie einer anschlieRenden dauerhaften Speicherung ergeben
sich folgende Problemfelder:
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A) Kosten/Nutzen

Videoaufnahmen als Livestreams kénnen aktuell nicht von der stadtischen Verwaltung angebo-
ten werden. Der Grund ist ein Mangel an Personal und technischer Ausristung. Deshalb findet
eine externe Vergabe satt.

Im Verhéltnis zu einer sehr geringen Zuschauer*innenzahl, abhangig vom Eventcharakter der
Sitzung mussen die Kosten flir den Stream (ca. 3.500 € pro Sitzung) gesehen werden. Bei der
Stadtratskonstituierung gab es ca. 80 gleichzeitige Zuschauer*innen, bei den Haushaltsreden
nur ca. 30 Zuschauer*innen.

Hinzu kommen interne Personalkosten, da Mitarbeiter*innen zur technischen Betreuung auch
bei externen Vergaben vor Ort sein mussen und die Schnittstelle zu den stadtischen Medien
gewahrleisten mussen (Internetverbindung, stadtische Social Media Kanéle und Website). Als
Zeitaufwand kann pro Livestream ca. 3 Tage bemessen werden. Aktuell wird die Mehrarbeit
auf zwei Mitarbeiter*innen mit je 1,5 Tagen pro Livestream aufgeteilt.

Es muss bericksichtigt werden, das es aktuell keine offizielle Stelle fir Livestreams bei der
Stadt Erlangen gibt. Livestreams sind eine neue Aufgabe in der Pressestelle und im eGovern-
ment-Center, die im Stellenvolumen derzeit nicht berticksichtigt ist.

Bei stichprobenartigen Rickfragen wurde festgestellt, dass 60% der Zuschauer*innen interne,
stadtische Mitarbeiter*innen, Stadtratsmitglieder oder Journalist*innen sind. Der demografische
Durchschnitt der Zuschauer*innen bei den Streams ist danach 55 Jahre, mannlich, aus Erlan-
gen. Das Ziel, mit Livestreams aus Stadtratssitzungen (jingere) Burger*innen zur politischen
und demokratischen Teilhabe in Erlangen zu motivieren, wird somit verfehit.

B) Rechtliche Voraussetzungen

Der Landesbeauftragte fur den Datenschutz hat in verschiedenen Veroffentlichungen zum
Thema Ubertragung und Speicherung der Ubertragung von Gemeinderatssitzungen Stellung
genommen.

Die Ubertragung der Sitzungsbeitrage von Stadtratsmitgliedern ist nur zulassig, wenn diese vor
jeder Ubertragung zugestimmt haben und zwar sowohl was Bild und Ton betrifft. Die Entschei-
dung Uber die Zustimmung muss ohne psychischen Druck auf der Grundlage ausreichender In-
formationen Uber die besonderen Modalitdten einer Interneteinstellung und mit ausreichender
Uberlegungsfrist erfolgen konnen. Die Verweigerung der Zustimmung darf nicht in diskriminie-
render Weise zur Kenntnis gebracht werden. Es muss bei der Aufnahme der Sitzungen u.a. si-
chergestellt sein, dass einzelne Zuschauer*innen nicht erkennbar sind und Privatgesprache
(z.B. von Stadtratsmitgliedern) nicht mit aufgenommen werden.

Im Vergleich zum ,Livestream“ wird eine dauerhafte Archivierung von ganzen Sitzungen &u-
RBerst kritisch gesehen. Die Archivierung von Sitzungen aufgrund von Einwilligungen (die sich
auch auf die Archivierung beziehen mussen) ist nach Auffassung des Landesbeauftragten ftr
Datenschutz nicht moglich. Eine Archivierung ist eine Datenlbermittiung von besonderer
Tragweite. Alle gegebenenfalls spontanen und mdglicherweise ungeschickten Verhaltenswei-
sen oder AuRerungen der Stadtratsmitglieder waren nicht nur im Moment der Ubertragung in
Bild und Ton, sondern fur einen langeren Zeitraum oder dauerhaft weltweit abrufbar und aus-
wertbar.

Zur Abklarung der Frage, ob sachbearbeitende Mitarbeiter*innen der Stadtverwaltung nach
Einwilligungen fiir die Ubertragung und Speicherung gefragt werden kénnen, muss zunachst
zur Klarung mit Personal- und Organisationsamt Kontakt aufgenommen werden. Auf die Rege-
lung der Stadt Miinchen wird verwiesen. Diese hat mit dem Gesamtpersonalrat vereinbart,
dass keine stadtische Mitarbeiter*innen aufgezeichnet bzw. Ubertragen wird. Diese Vereinba-
rung gilt nicht fir Oberblrgermeister, Burgermeister und Referatsleitungen sowie ihre Vertre-
tungen. Diese miissen der Aufzeichnung und Ubertragung zustimmen.

C) Veranderung der Diskussionskultur und im Ablauf der Sitzungen

Auch die Diskussionskultur kann sich bei einer Livetbertragung andern - mdglicherweise wird
anders diskutiert oder argumentiert. Dariiber hinaus werden Verhaltensaufféalligkeiten wie zum
Beispiel mit den Handen ins Gesicht fahren beim Sprechen zu sehen sein, moglicherweise
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dauerhaft gespeichert werden und sind weltweit abrufbar und auswertbar. Es ist von einer
schwindenden Unbefangenheit auszugehen, die sich nicht nur auf die Personlichkeitsrechte
der Betroffenen auswirkt, sondern auch auf die Funktionsfahigkeit der Gremien.

Bei einer &hnlichen Vereinbarung mit dem Gesamtpersonalrat wie in Minchen, wiirden nur
noch Referatsleitungen bzw. der Oberbilrgermeister in Sitzungen berichten. Dies fuhrt im Be-
sonderen bei Ausschusssitzungen zu einem Informationsverlust, da die ausgewiesenen Ex-
pert*innen nicht mehr direkt befragt werden bzw. Projekte vorstellen kénnen.

Prozesse und Strukturen
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?)

Zusammenfassend sind vier Moglichkeiten zum Umgang mit Livestreams denkbar. Variante B
wird im Augenblick umgesetzt:

A) Keinerlei Ubertragungen im Livestream:

Hierfir spricht das Einsparen von Kosten im Verhéltnis zur erreichten Offentlichkeit (Ausfuihrli-
che Erklarungen siehe unter. 2). Dem gegenuber steht das Gebot der Transparenz: politische
Arbeit bzw. das Zustandekommen von Entscheidungen kdnnen live begleitet werden.

B) Stream und Archivierung der Haushalts- und Jahresschlussreden (wie bisher):

Mit den vorhandenen Personalressourcen der Pressestelle und des eGovernment-Centers
lasst sich ein Livestream der Jahresschlussreden und der Haushaltsreden mit externer (Ein-
zel)Vergabe bewerkstelligen.

Gerade durch die Jahresschluss- und Haushaltsreden wird fur die Birger*innen Transparenz
zu den Finanzen und der politischen Jahresarbeit geschaffen. Zudem kénnen die Reden dau-
erhaft gespeichert werden, so dass die Blrger*innen die Sitzungen zu jeder Zeit im Nachgang
ansehen kdnnen.

Unter Abwagung der rechtlichen Voraussetzungen und der Hinweise des Landesbeauftragten
fur den Datenschutz werden um die Streams und die Speicherung danach rechtssicher zu
senden bzw. zu speichern, nur die Rednerin/der Redner gezeigt - alternativ dazu noch der
Oberbirgermeister und der Birgermeister sowie die berufsmafigen Stadtrate/die berufsmani-
ge Stadtratin. Sie alle erteilen hierzu vorab ihre Einwilligung zur Ubertragung und Speicherung
von Bild und Ton. Die anderen Sitzungsteilnehmer, Mitarbeitende der Verwaltung und Zuho-
rerfsinnen werden nicht im Bild gezeigt.

C) Stream und Archivierung der Stadtratssitzungen (ohne Ausschisse):

Mit den vorhandenen Personalressourcen der Pressestelle und des eGovernment-Centers
lasst sich ein Livestream aller Stadtratssitzungen nicht bewerkstelligen. Es muss eine externe
Vergabe stattfinden. Dariiber hinaus muss zusatzliches Stellenvolumen geschaffen werden.
Wie bereits unter 2. genannt gibt es aktuell keine Stelle, die Kapazitaten fir Livestreams in der
Stellenbeschreibung enthalt. Die Stellen in der Pressestelle und im eGovernment-Center sind
mit anderen Aufgaben ausgelastet. Pro Livestream ist mit 3 Arbeitstagen zu rechnen, bei 11
Sitzungen sind das 33 Arbeitstage im Jahr. Hinzu kommen zusatzlich benétigte Reservekapa-
zitaten im Krankheits- oder Urlaubsfall. Die Haushaltsmittel fir die externe Vergabe bei 11 Sit-
zungen mit 38.500 Euro/Jahr sind nicht vorhanden. Hier ist eine Ausschreibung erforderlich,
eine Einzelvergabe ist rechtlich nicht mdglich. Dazu kommen die rechtlichen Vorgaben sowie
eine mogliche andere Diskussionskultur wie bei 2. dargestellt. Dem gegentber stehen Darstel-
lung und Transparenz tber das Zustandekommen von politischen Entscheidungen.

D) Stream und Archivierung aller Sitzungen (Stadtrat und Ausschiisse):

Fur dieses Angebot bendétigt die Verwaltung zusatzliche Personal- und Budgetressourcen. Die
Kosten fur 100 bis 120 Sitzungen bei einer externen Vergabe wie bisher wirden bei geschatz-
ten 350.000 Euro bis 420.000 Euro im Jahr liegen, was eine Ausschreibung notwendig macht.
Der zusatzliche Zeitaufwand (bei externer Vergabe) der stadtischen Mitarbeiter*sinnen wirde
bei 300 bis 360 Arbeitstagen im Jahr liegen. Aus Griinden der Wirtschaftlichkeit muss bei der
Ubertragung und Speicherung aller Sitzungen gepriift werden, ob anstelle einer Vergabe zwei
neue Vollzeitstellen geschaffen und in die technische Ausristung investiert werden. (Gesamt-
aufwand ca. 50.000 Euro fur mindestens 2 Kameras (Smartphone ist hier nicht mehr ausrei-
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chend), Ton-und Audio-Gerate, mindestens 2 Laptops, Streaming-Software und Video-
Schnittprogramme). Dabei ist zu beachten, dass diese Ausgaben fur die Ausristung aufgrund
von technischen Neuerungen und Abnutzung alle 3-5 Jahre erbracht werden missen.

In Abwagung der Moglichkeiten schlagt die Verwaltung vor, weiterhin Variante B umzusetzen.
Die Pressestelle wird in Abstimmung mit dem eGovernement-Center einen externen Dienstleis-
ter mit der Aufnahme der Reden beauftragen. Es erfolgt eine Live-Ubertragung sowie eine
dauerhafte Speicherung der Reden im Internet. Die entsprechenden datenschutzrechtlichen
Vorgaben werden beachtet.

Solange noch Kontaktbeschrankungen aufgrund der Corona-Pandemie bestehen, werden die
Sitzungen des Stadtrats unter Beachtung der datenschutzrechtlichen Vorgaben als Live-

Stream gezeigt. Eine Archivierung findet nicht statt. Damit wird der derzeitigen Ausnahme-
Situation Rechnung getragen.

4. Klimaschutz:

Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz:

L] ja, positiv*
] ja, negativ*
= nein

5. Ressourcen
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?)

Investitionskosten: € bei IPNr.:

Sachkosten: € bei Sachkonto:
Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto:
Folgekosten € bei Sachkonto:
Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto:

Weitere Ressourcen

Haushaltsmittel

[] werden nicht benétigt

X fur die vorgeschlagene Variante B sind vorhanden im Budget auf
Kst/KTr/Sk 130190/11120010/527141

] sind nicht vorhanden

Anlagen: 1. Antrag Nr. 072/2020 der Erlanger Linken vom 20.05.2020
2. Antrag Nr. 073/2020 der Erlanger Klimaliste vom 19.05.2020
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lll. Abstimmung
Beratung im Gremium: Altestenrat am 22.06.2020
Protokollvermerk:

Die Verwaltung wird einen Vorschlag machen, wie man bei der Behandlung von gréf3eren Themen
damit umgehen konnte.

Ergebnis/Beschluss:

1. Solange Kontaktbeschréankungen aufgrund der Corona-Pandemie bestehen, werden Stadtrats-
sitzungen als Livestream gezeigt, jedoch nicht archiviert.

2. Die Jahresschlussreden des Oberblrgermeisters und des Stadtrats sowie die Haushaltsreden
des Oberburgermeisters und der Fraktionen werden aufgezeichnet und als Livestream gezeigt
sowie archiviert.

3. Die Antrage Nr. 072/2020 der Erlanger Linken und Nr. 073/2020 der Klimaliste Erlangen sind
damit bearbeitet.

mit 11 gegen O Stimmen

Dr. Janik Friedel
Vorsitzende/r Schriftfihrer/in

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang

Seite Q%on 5



O 15

erlanger linke

Erlangen, den 20.05.2020

Antrag gemaR § 28/ § 29 GeschO

Eingang: 20.05.2020
.. . Antragsnr.: 072//2020
Sehr geehrter Herr OberblUrgermeister, Verteiler: OBM, BM, Fraktionen
Zust. Referat: OBM/13
mit Referat:

Wir stellen den Antrag:

Die live-Ubertragung des 6ffentlichen Teils Stadtratssitzungen wird auch nach Auslaufen
des Corona-bedingten Sonderbetriebs fortgeflhrt. AuBerdem bleiben die live-
Ubertragungen dauerhaft abrufbar.

Begriindung der Dringlichkeit:

Die bisher live Ubertragenen Stadtratssitzungen werden maéglicherweise nicht gespei-
chert.

Begriindung:

Nicht allen Burger*innen ist es moglich den Stadtrat live zu verfolgen. Den Diskussionen
im Stadtrat jederzeit folgen zu kdnnen, sorgt fir mehr Transparenz und kann Kommunal-
politik attraktiver machen. Andere Stadte wie Munchen gehen bereits mit gutem Beispiel
voran und stellen ihre Sitzungen live und auf Abruf dar.

Mit freundlichen GriRen

Fabiana Girstenbrei Johannes Pdhimann
(Stadtratin) (Stadtrat)

erlanger linke - Rathausplatz 1 - 91052 Erlangen — fax 09131/86-1791, tel 09131/86-1789
mail: erlanger-linke@stadt.erlangen.de Web: www.erlanger-linke.de Seite 1/1
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Klimaliste
Erlangen

Antrag gemifd § 28/ § 29 GeschO

Klimaliste Erlangen, Rathausplatz 1, 91052 Erlangen iir{cgang: (2)230/5/2853
Herrn rbiirgermeister niragsnr.:
e Oberbi germe ste Verteiler: OBM, BM, Fraktionen

Dr. Florian Janik Zust. Referat: OBM/13
Rathausplatz 1 mit Referat:
91052 Erlangen

Erlangen, den 19. Mai 2020

Dringlichkeitsantrag
Mehr Transparenz in Stadtrats- und Ausschusssitzungen durch digitale
Liveubertragungen und Online-Abrufbarkeit

Sehr geehrter Herr Oberburgermeister Dr. Janik,
wir stellen folgenden Antrag:

Alle Stadtrats- und Ausschusssitzungen sollen ab sofort digital aufgezeichnet und live
Uber das Internet Ubertragen werden. Zudem sollen alle Aufnahmen mindestens bis
zur nachsten Sitzung des jeweiligen Gremiums auf der Homepage der Stadt abrufbar
sein. Als Vorbild hierfur kann der Beschluss und Umsetzung des Antrag Nr. 08-14 / A
02438 vom 21.05.2011 im MUnchner Stadtrat dienen.

Begrindung:

Durch das Onlineangebot wird politische Partizipation und Interesse der Burgerschaft
bedeutsam geférdert. Durch den Zeitpunkt der Sitzungen ist eine personliche
Teilnahme gerade fur berufstatige Burger*innen nicht jederzeit gewahrleistet.

Die Corona-Krise verdeutlicht gerade mehr denn je, wie nétig es ist, Kommunalpolitik
transparenter und digitaler zu gestalten. Um die sozialen und 0&kologischen
Herausforderungen der Gegenwart und Zukunft gemeinsam zu meistern, ist eine
Burger*innenbeteiligung und Transparenz von enormer Bedeutung.

Zusatzlich kdnnten mit der Anreise verbundene CO2-AusstdlRe reduziert werden.

Mit freundlichen GriRRen

Sebastian Hornschild Prof. Martin Hundhausen
(Stadtrat) (Stadtrat)

Klimaliste Erlangen
Rathausplatz 1
910562 Erlangen
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Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
OBM/13-4 Blrgermeister- und Presseamt 13/015/2020

Mietspiegel — Vorbereitung der Vergabe und Neukonzeption
Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung

Haupt-, Finanz- und Personalaus-
schuss

Stadtrat 23.07.2020 O Beschluss

15.07.2020 O Gutachten

Beteiligte Dienststellen
Amt 50

Antrag

1. Der Erlanger Mietspiegel wird im Jahr 2021 neu erstellt.
2. Die erforderlichen Aufwendungen werden fir den Haushalte 2021 angemeldet.

Begrundung

1. Ergebnis/Wirkungen
(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)

Zum Zweck der Erstellung eines qualifizierten Mietspiegels fuhrt die Stadt Erlangen auf Stich-
probenbasis in periodischen Abstanden eine Wohnungserhebung durch. Ziel ist es, regelmafig
ein aktuelles und wirklichkeitsgetreues Bild Uber den Erlanger Wohnungsmarkt zu gewinnen.
Durch den Mietspiegel wird sichergestellt, dass in Erlangen weiterhin eine verlassliche und ein-
fach zugéangliche Datenquelle fir die Ermittlung der ortsliblichen Vergleichsmiete vorliegt. Die
ortsuibliche Vergleichsmiete wird nicht nur im Zusammenhang mit Mieterh6hungsbegehren,
sondern auch fur die Festsetzung der Miethdhe bei Neuvermietungen (,Mietpreisbremse®) oder
bei der Berechnung der angemessenen Wohnkosten fiir ALG-lI-Empfanger benétigt.

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

Laut 8 558d BGB kann ein qualifizierter Mietspiegel nur einmal fortgeschrieben werden und
muss nach vier Jahren neu erstellt werden.

Eine Neuerstellung beinhaltet eine aktuelle Erhebung der Mietpreise von bestehenden Miet-
verhéltnissen zusammen mit Lage, Ausstattung und Beschaffenheit der Wohnung. Fir den Er-
langer Mietspiegel ist daflir eine repréasentative Befragung vorgesehen. Um aktuellen Preis-
entwicklungen auf dem Wohnungsmarkt Rechnung zu tragen, wird der Mietspiegel 2021 einer
umfassenden Neukonzeption unterzogen.

Bei dieser wird unter anderem gepruift, welche Handlungsoptionen hinsichtlich der Wohnungs-
mieten bestehen, die mehr als 28 Prozent tber der ortsuiblichen Vergleichsmiete liegen (Korri-
dor 18 Prozent zuziiglich 10 Prozent Grenze fir die Mietpreisbremse).

Der wesentliche Teil der Neukonzeption bezieht sich auf die Zusammenstellung der erhobenen
Merkmale, z.B. der Lagemerkmale.

3. Prozesse und Strukturen

(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?)

Bei der Neukonzeption soll die Expertise des beteiligten Instituts eingebunden werden. Ebenso
wird der neue Fragebogen eng mit dem Arbeitskreis Mietspiegel abgestimmt (Mitglieder: Haus
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und Grund Erlangen, Deutscher Mieterbund Nirnberg, Mieterverein Erlangen, GEWOBAU,
Amtsgericht, Sozialamt Erlangen). Die Vergabe erfolgt im September/Oktober 2020.

4. Klimaschutz:

Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz:

L] ja, positiv*
] ja, negativ*
= nein

Wenn ja, negativ:
Bestehen alternative Handlungsoptionen?

[] ja*

] nein*
*Erlauterungen dazu sind in der Begrindung aufzufihren.
Falls es sich um negative Auswirkungen auf den Klimaschutz handelt und eine alter-

native Handlungsoption nicht vorhanden ist bzw. dem Stadtrat nicht zur Entscheidung
vorgeschlagen werden soll, ist eine Begriindung zu formulieren.

5. Ressourcen
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?)

Investitionskosten: € bei IPNr.:

Sachkosten: 38.000 € bei versch. Sachkonten
Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto:
Folgekosten € bei Sachkonto:
Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto:

Weitere Ressourcen

Haushaltsmittel

[] werden nicht benétigt
] sind vorhanden auf IvP-Nr.
bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk
X sind nicht vorhanden
Anlagen:
lll. Abstimmung

siehe Anlage
IV.Beschlusskontrolle

V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
OBM/13-1 Blrgermeister- und Presseamt 13/374/2020

Beteiligung an den Wahlen zum Jugendparlament; Antrag der Grinen Liste vom 6.
Dezember 2018, Antragsnr. 203/2018

Beratungsfolge Termin  O/N Vorlagenart Abstimmung
Altestenrat 22.06.2020 N Empfehlung einstimmig angenommen
Jugendhilfeausschuss 09.07.2020 O Gutachten

Stadtrat 23.07.2020 O Beschluss

Beteiligte Dienststellen
Amt 13

. Antrag

1. Der Bericht der Verwaltung wird zur Kenntnis genommen.

2. Der Antrag Nr. 203/2018 der Griinen Liste vom 6. Dezember 2018 ist damit bearbeitet.

Begrundung

1. Ergebnis/Wirkungen
(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)

Die Beteiligung an Wahlen zum Jugendparlament soll transparent gestaltet werden. Die Dar-
stellung des Wahlergebnisses erfolgt nach wahlberechtigten Schiler*innen, Schulen und
Schularten, um gegensteuern zu kénnen.

Erhéhung der Wahlbeteiligung an Schulen mit bisher unterdurchschnittlicher Beteiligung.

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

Eine Ubersicht tiber die Wahl nach Schiiler*innen, Schulen und Schularten wird erstellt.

3. Prozesse und Strukturen
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?)

Aufgrund des Antrages hatte die Verwaltung im Sommer und Herbst 2019 die Fraktio-
nen/Gruppierungen des Stadtrates und das Jugendparlament zu einem ,Runden Tisch* einge-
laden mit dem Ziel, Gber die Wahlen zu sprechen. In beiden Gesprachsrunden wurde die Wahl-
beteiligung an den Schulen sowie die Wahlbeteiligung insgesamt wie folgt erértert und das wei-
tere Vorgehen abgestimmt:

Die aktive und passive Wahlverteilung (absolut und relativ nach wahlbeteiligten Schiiler*innen)
in den vergangenen Jahren konkret auf die unterschiedlichen Schulen und Schularten kann
nicht dargestellt werden, da eine solche Statistik nicht gefuhrt wurde. Die unterschiedlichen
Wabhlbeteiligungen liegen nach Einschatzung der Verwaltung zum einen an der unterschiedli-
chen Zahl der Wahlberechtigten an den Schulen, zum anderen auch an der ,Werbung“ vor Ort
durch die Schulen. Fir kiinftige Wahlen wird zugesagt, die Wahlbeteiligung nach der Zahl der
wahlberechtigten Schiler*innen sowie nach Schulen und Schularten darzustellen.
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4,

Die Wabhlbeteiligung der letzten Wahlen lag um die 30 Prozent, was grundsatzlich ein guter
Wert ist. Bestatigt wurde dies von Prof. Dr. Waldemar Stange von der Universitat Lineburg.
Prof. Stange beschéftigt sich seit Jahren mit Beteiligungsformate fir Kinder und Jugendliche
auf kommunalpolitischer Ebene. Dennoch wird angestrebt, die Wahlbeteiligung an Schulen mit
zuletzt geringerer Wahlbeteiligung zu erhdhen. Folgende Maflinahmen sind vorgesehen: Wer-
bung durch das Jugendparlament in den Schulen, Werbe-Kampagne in den Sozialen Medien

in Zusammenarbeit mit eGov, Unterstiitzung durch den Stadtjugendring.

Klimaschutz:

Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz:

L] ja, positiv*
] ja, negativ*
= nein

Wenn ja, negativ:
Bestehen alternative Handlungsoptionen?

[] ja*

] nein*
*Erlauterungen dazu sind in der Begrindung aufzufihren.
Falls es sich um negative Auswirkungen auf den Klimaschutz handelt und eine alter-

native Handlungsoption nicht vorhanden ist bzw. dem Stadtrat nicht zur Entscheidung
vorgeschlagen werden soll, ist eine Begriindung zu formulieren.

5. Ressourcen

(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?)

Investitionskosten: € bei IPNr.:

Sachkosten: € bei Sachkonto:
Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto:
Folgekosten € bei Sachkonto:
Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto:

Weitere Ressourcen

Haushaltsmittel

[] werden nicht benétigt
X sind vorhanden im Budget auf Kst/KTr/Sk 130190/11120010/versch. SK
] sind nicht vorhanden

Anlagen: Antrag Nr. 203/2018
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lll. Abstimmung

Beratung im Gremium: Altestenrat am 22.06.2020

Ergebnis/Beschluss:
1. Der Bericht der Verwaltung wird zur Kenntnis genommen.

2. Der Antrag Nr. 203/2018 der Griinen Liste vom 6. Dezember 2018 ist damit bearbeitet.

mit 11 gegen O Stimmen

Dr. Janik Friedel
Vorsitzende/r Schriftfihrer/in

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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Antrag gemif § 28/ § 29 GeschO
Eingang: 06.12.2018

Antragsnr.: 203/2018

Verteiler: OBM, BM, Fraktionen
Zust. Referat:  Klarung durch RB

mit Referat:

Grine Liste Rathausplatz 1 91052 Erlangen

Herrn
Oberblrgermeister
Dr. Florian Janik
Rathausplatz 1
91052 Erlangen

BUNDNIS 90
DIE GRUNEN

Lriine [0

Stadtratsfraktion

Rathausplatz 1, 91052 Erlangen
Zimmer 130

tel 09131/862781 fax 09131/861681
e-mail: buero@gl-erlangen.de
http://www.gl-erlangen.de

Burozeiten:
Mo 10-13, 14-18 Di, Mi, Do 10-13

Erlangen, den 06.12.2018

Antrag: Beteiligung an den Wahlen zum Jugendparlament

Sehr geehrter Herr Oberblirgermeister,

das Jugendparlament der Stadt Erlangen ist eine hervorragende Einrichtung, die ,Interessen
der Jugend in der Stadt Erlangen zu vertreten und den Stadtrat und die Stadtverwaltung bei
Angelegenheiten, die Jugendliche betreffen, zu unterstitzen.” (Quelle: Satzung des JuPa)
Auch vermittelt es den Jugendlichen ein Verstandnis flir Demokratie und flihrt Nachwuchs an

die politische Arbeit heran.

In den Wahlergebnissen auch aus 2018 zeigt sich eine deutliche Divergenz bei der aktiven

und passiven Wahlbeteiligung nach Schulen.

Wir beantragen daher:

1. Die Verwaltung berichtet daruber, wie sich die aktive und passive Wahlverteilung
(absolut und relativ nach Wahlberechtigten Schiler*innen) in den vergangenen
Jahren konkret auf die unterschiedlichen Schulen und Schularten aufgeteilt hat und

welche Grinde dafiir vermutet werden.

2. Die Verwaltung erarbeitet konkrete Malinahmen flir kommende Wahlen, um die
Wahlbeteiligung an Schulen mit unterdurchschnittlicher Beteiligung zu erhdhen.

Mit freundlichen GrifRen

gez. Bernhard Gerkens (Sprecher fir Kultur und Ehrenamt)

. Wt

F.d.R.: Wolfgang Most
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Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
OBM/13-3 Blrgermeister- und Presseamt 13-3/005/2020

Auslander- und Integrationsbeirat: Ergebnis der Wahl 2020 und Berufung weiterer

Mitglieder
Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung

Stadtrat 23.07.2020 O Beschluss

Beteiligte Dienststellen
Amt 33, Abt. 332

Antrag

1. Das Ergebnis der Wahlen zum Auslander- und Integrationsbeirat (AIB) wird zur Kenntnis ge-
nommen.

2. Folgende Kandidat*innen aus der Wahlgruppe Europa werden als Mitglieder in den AIB beru-
fen:

Frau Monika Ademi (Herkunftsland Polen, deutsche Staatsbiirgerschaft)

Herr Rudolf Gapp (Herkunftsland Osterreich, dsterreichische Staatsbiirgerschaft)

Frau Elisabeth Nicholson (Herkunftsland Grof3britannien, deutsche Staatsblirgerschaft)
Frau Zuzana Laubmann (Herkunftsland Tschechien, deutsche Staatsbiirgerschaft)

Herr Karl-Walter Skerjanz (Herkunftsland Osterreich, 6sterreichische Staatsbiirgerschaft)

Herr Salvatore Telami (Herkunftsland Italien, italienische Staatsbirgerschaft)

Begrundung
1. Ergebnis/Wirkungen
(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)

Im Juni 2020 wurde die Wahl des Auslander- und Integrationsbeirats durchgefuihrt. Das Wahl-
ergebnis wurde am 2. Juli 2020 ermittelt. Insgesamt sind 2.654 Wahlbriefe bei der Stadt Erlan-
gen eingegangen, davon mussten 287 zurtickgewiesen werden, weil kein Wahlschein beige-
fugt wurde oder kein Stimmzettel beilag, 18 Stimmzettel waren ungiltig.

Folgende Kandidaten erhielten gemafi den Vorgaben der Satzung bzw. Wahlordnung des Aus-
l&nder- und Integrationsbeirats sowie der erhaltenen Wahlerstimmen einen Sitz in dem Gremi-
um:

Gruppe Afrika:
Frau Dr. Bilkiss Atchia-Emmerich (Herkunftsland Mauritius, deutsche Staatsbirgerschaft)

Frau Khadouja Batnini (Herkunftsland Tunesien, tunesische Staatsbirgerschaft)

Herr Rami Boukhachem (Herkunftsland Tunesien, tunesische Staatsbiirgerschatft)
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Gruppe Asien:
Herr Tareq Adawi (Herkunftsland Israel, israelische Staatsbirgerschaft)

Herr Viktor Anschitz (Herkunftsland Kasachstan, deutsche Staatsbirgerschaft)

Frau Israa Azaar (Herkunft: Palastinensische Gebiete, palastinensische Staatsbirgerschaft)
Frau Sonja Esfahani (Herkunftsland Iran, deutsche Staatsburgerschaft)

Herr Dr. Ali Esmaeili (Herkunftsland Iran, deutsche Staatsburgerschaft)

Frau Lilit Harutyunyan (Herkunftsland Armenien, armenische Staatsbiirgerschaft)

Frau Grisani Husnain (Herkunftsland Indonesien, indonesische Staatsbuirgerschaft)

Frau Asha Ramesh (Herkunftsland Indien, indische Staatsbirgerschaft)

Herr Rustam Zamanov (Herkunftsland Kasachstan, deutsche Staatsbirgerschaft)

Gruppe Europa:

Frau Novka Bozovic (Herkunftsland Montenegro, montenegrinische Staatsbirgerschaft)
Frau Natalya Khimichenko (Herkunftsland Russland, russische Staatsblirgerschaft)
Herr Luigi Melcore (Herkunftsland Italien, italienische Staatsbirgerschaft)

Frau Aigul Staber (Herkunftsland Russland, russische Staatsbirgerschaft)

Herr Paul-Eric Vogel (Herkunftsland Frankreich, franzdsische Staatsburgerschaft)

Gruppe Flichtlinge

Herr Getachew Ayano (Herkunftsland Athiopien, athiopische Staatsbiirgerschaft)
Frau Summera Fatima (Herkunftsland Pakistan, pakistanische Staatsbirgerschaft)
Frau Sana Hummady (Herkunftsland Irak, deutsche Staatsbirgerschaft)

Gruppe Amerika/ Australien

Herr Ruben Casillas Pacheco (Herkunftsland Mexiko, mexikanische Staatsbirgerschaft)
Frau Liliana Christl (Herkunftsland Venezuela, deutsche Staatsblirgerschaft)
Herr Luis Sarmiento Monsalve (Herkunftsland Kolumbien, kolumbianische Staatsbirgerschaft)

Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

In der Gruppe Europa standen nur drei Kandidat*innen mit einer Staatsbirgerschaft eines
Nicht-EU-Landes zu Wahl. § 4 Abs. 4 S. 4 der Satzung macht jedoch bzgl. der Zusammenset-
zung fur die Gruppe Europa folgende Vorgabe: “Europaerinnen und Europder ohne kommuna-
les Wahlrecht erhalten 50 Prozent der Sitze der Gruppe ,Europaer” plus einen Sitz.” Folglich
konnten unter Einhaltung dieser Regel nur fiinf Kandidatinnen (drei nicht-EU, zwei EU) unmit-
telbar gewahlt werden.

Um die vorgesehenen 11 Sitze zu besetzen sollen die oben aufgefiihrten sechs weiteren Mit-
glieder der Gruppe Europa gemal der erhaltenen Stimmenanteile durch den Stadtrat berufen
werden. Grundlage hierfir ist § 23 Abs. 2 der Wahlordnung, wonach der Stadtrat Beiratsmit-
glieder berufen kann, wenn die satzungsmalfiigen Beiratssitze im Wege des Wahlverfahrens
nicht besetzt werden.

Prozesse und Strukturen
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?)
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4. Klimaschutz:

Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz:

] ja, positiv*
] ja, negativ*
X nein

Wenn ja, negativ:
Bestehen alternative Handlungsoptionen?

[] ja*

[] nein*

*Erlauterungen dazu sind in der Begrindung aufzufihren.

Falls es sich um negative Auswirkungen auf den Klimaschutz handelt und eine alter-
native Handlungsoption nicht vorhanden ist bzw. dem Stadtrat nicht zur Entscheidung
vorgeschlagen werden soll, ist eine Begriindung zu formulieren.

5. Ressourcen
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?)

Investitionskosten: € bei IPNr.:

Sachkosten: € bei Sachkonto:
Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto:
Folgekosten € bei Sachkonto:
Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto:

Weitere Ressourcen

Haushaltsmittel

X werden nicht bendétigt
] sind vorhanden auf IvP-Nr.
bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk
] sind nicht vorhanden
Anlagen:
lll. Abstimmung

siehe Anlage
IV.Beschlusskontrolle

V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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O 19

Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
[11/30; OBM/13 Rechtsamt; Blrgermeister- und 30/129/2020
Presseamt

Erlass der Satzung der Stadt Erlangen tber den Nachhaltigkeitsbeirat

Beratungsfolge Termin  O/N Vorlagenart Abstimmung

Haupt-, Finanz- und Personalaus- 18.03.2020 O Gutachten Sitzung ist entfallen
schuss

grpwelt—, Verkehrs- und Planungsbei- 5 46 505 ¢ Empfehlung einstimmig angenommen
Umwelt-, Verkers- und Planungsaus- 5 46 5009 9 Gutachten einstimmig angenommen

schuss / Werkausschuss EB77

Haupt-, Finanz- und Personalaus-
schuss

Stadtrat 23.07.2020 O Beschluss

15.07.2020 O Gutachten

Beteiligte Dienststellen

. Antrag

Die Satzung der Stadt Erlangen Uber den Nachhaltigkeitsbeirat (Entwurf vom 11.02.2020, Anlage)
wird beschlossen.

. Begriindung

Der Erlanger Agenda21-Beirat besteht seit 2001 und arbeitet seither auf der Grundlage einer Ge-
schéaftsordnung, die mehrfach geédndert wurde. Im Jahr 2019 wurde ein Prozess zur Weiterentwick-
lung des Beirats angestol3en.

Im Rahmen des Prozesses wurden in Workshops und Sitzungen gemeinsam mit dem Beirat und
den darin vertretenen Stadtratsmitgliedern Aufgaben und erste Ziele, sowie eine neue Zusammen-
setzung und Organisationsstruktur erarbeitet. Dabei wurde auch mehrheitlich als neuer Name des
Beirats ,Nachhaltigkeitsbeirat® vorgeschlagen.

Die Verwaltung schlagt aus diesem Grund den Erlass einer Satzung vor, um den Prozess der Wei-
terentwicklung zu dokumentieren und eine Gleichstellung zu anderen Beiréten zu erreichen.

Der Vorschlag uber den Erlass der Satzung wurde bereits in der Sitzung des Altestenrats am
27.11.2019 eingebracht. Der Entwurf der Satzung wurde zudem in der Sitzung des Agenda21-
Beirats diskutiert und empfohlen. Die Anregungen der Beiratsmitglieder und der anwesenden
Stadtratsmitglieder wurden in den Entwurf der Satzung Uberwiegend Gbernommen.

Nicht Gbernommen werden konnte in § 2 Abs. 2 der Wunsch, dass die Mitglieder des Beirats auf
Vorschlag der Verwaltung in Abstimmung mit dem Beirat berufen werden. Da der Nachhaltigkeits-
beirat jetzt erstmals berufen wird, ist eine Abstimmung mit dem Beirat nicht mdglich. Die Beset-
zung des jetzt neu zu berufenen Beirats wurde jedoch bereits mit dem bisherigen Agenda21-Beirat
abgestimmt. Fir zukiinftige Beirate kann ein Verfahren fur die Neubesetzung in die Geschéftsord-
nung des Beirats aufgenommen werden, die der Nachhaltigkeitsbeirat nach seiner Konstituierung
entwickelt.

Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz:
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X nein

Ressourcen
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?)
Investitionskosten: € bei IPNr.:
Sachkosten: 4.700 € bei Sachkonto: 542121
(Sitzungsgeld) neu
Personalkosten (brutto): 31.100 € Geschaftsfuhrung (Perso-
naldurchschnittskosten
% PISt.EG 09a) unveran-
dert
Folgekosten € bei Sachkonto:
Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto:
Weitere Ressourcen
Haushaltsmittel
X sind vorhanden auf IvP-Nr.
bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk 130090/11110010/542121 sowie im
Personalkostenbudget
Anlagen: Entwurf der Satzung fur den Nachhaltigkeitsbeirat der Stadt Erlangen,

Stand 11.02.2020

lll. Abstimmung
Beratung im Gremium: Haupt-, Finanz- und Personalausschuss am 18.03.2020

Protokollvermerk:
Die Sitzung ist entfallen.

Stimmen
Dr. Janik Winkler
Vorsitzende/r Schriftfihrer/in

Beratung im Gremium: Umwelt-, Verkehrs- und Planungsausschuss / Werkausschuss EB77 am
23.06.2020

Ergebnis/Beschluss:

Die Satzung der Stadt Erlangen tber den Nachhaltigkeitsbeirat (Entwurf vom 11.02.2020, Anlage)
wird beschlossen.

mit 14 gegen 0 Stimmen

Dr. Janik Gensler
Vorsitzende/r Schriftfihrer/in
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Beratung im Gremium: Umwelt-, Verkehrs- und Planungsbeirat am 23.06.2020

Ergebnis/Beschluss:

Die Satzung der Stadt Erlangen uber den Nachhaltigkeitsbeirat (Entwurf vom 11.02.2020, Anlage)
wird beschlossen.

mit 8 gegen 0 Stimmen

Dr. Janik Gensler
Vorsitzende/r Schriftfihrer/in

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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C") 19 Entwurf

11.02.2020

Satzung der Stadt Erlangen Uber den Nachhaltigkeits  beirat

Die Stadt Erlangen erlasst aufgrund des Art. 23 Satz 1 der Gemeindeordnung fiir den Freistaat Bayern
(GO) . d. F. der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBI. S. 796), zuletzt ge&ndert durch § 5
Abs. 2 des Gesetzes vom 23. Dezember 2019 (GVBI. S. 737) folgende Satzung:

8 1 Errichtung, Aufgaben und Rechte

(1) Die Stadt Erlangen errichtet einen Nachhaltigkeitsbeirat. Der Nachhaltigkeitsbeirat beréat die
Stadtverwaltung und den Stadtrat in Fragen der Nachhaltigkeit und gibt Empfehlungen hierzu ab.
Er unterstitzt die Verwaltung bei der Offentlichkeitsarbeit zu Nachhaltigkeitsthemen und vermit-
telt diese Themen in eigene Institutionen und Organisationen.

(2) Die Dienststellen der Stadtverwaltung haben den Nachhaltigkeitsbeirat méglichst friihzeitig
Uber alle in seinen Aufgabenbereich fallende Angelegenheiten zu unterrichten.

(3) Der Nachhaltigkeitsbeirat kann sich eine Geschéaftsordnung geben.

8 2 Zusammensetzung
(1) Der Nachhaltigkeitsbeirat besteht aus bis zu 30 Mitgliedern.

(2) Die Mitglieder des Nachhaltigkeitsbeirats werden vom Stadtrat auf die Dauer von drei Jahren be-
rufen. Wiederberufung ist zulassig. Fir jedes Mitglied wird eine Ersatzperson berufen.

(3) Mitglieder und ihre Ersatzpersonen, die wahrend der laufenden Amtszeit des Nachhaltigkeits-
beirats als Ersatz fir ausgeschiedene Mitglieder oder Ersatzpersonen eintreten, werden abwei-
chend von Absatz 2 durch den Nachhaltigkeitsbeirat in Absprache mit der Verwaltung berufen.

(4) Stadtratsmitglieder kdnnen nicht Mitglied im Nachhaltigkeitsbeirat sein. Von den Fraktionen und
Gruppierungen im Erlanger Stadtrat benannte Stadtratsmitglieder sind zu den Sitzungen einzula-
den; sie kdnnen mit beratender Stimme daran teilnehmen.

(5) Die durch Stadtratsbeschluss berufenen Ersatzpersonen des Nachhaltigkeitsbeirats kénnen bei

Verhinderung der ordentlichen Mitglieder als Vertreter*in téatig werden. Die Ersatzpersonen der Bei-
rate erhalten die Sitzungsunterlagen.

8§ 3 Vorsitz
Den Vorsitz des Nachhaltigkeitsbeirats ibernimmt die Oberbirgermeisterin/der Oberbiirgermeister. Der

Nachhaltigkeitsbeirat wahlt aus dem Kreis der Mitglieder zwei Stellvertreter*innen mit einfacher Mehr-
heit. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los.

8§ 4 Ehrenamt, Entschadigung

(1) Die Tatigkeit im Nachhaltigkeitsbeirat ist ehrenamtlich.

(2) Die Mitglieder des Nachhaltigkeitsbeirats erhalten eine Entschadigung nach den Vorschriften der
Gemeindesatzung.
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Entwurf
11.02.2020

§ 5 Geschaftsgang

(1) Im Birgermeister- und Presseamt wird fiir den Nachhaltigkeitsbeirat eine Geschéftsstelle eingerich-
tet. Diese gewahrleistet den ordnungsgeméafRen Gang der Geschafte des Nachhaltigkeitsbeirats.

(2) Der Nachhaltigkeitsbeirat wird nach Bedarf oder auf Antrag eines Viertels seiner Mitglieder, mindes-
tens jedoch dreimal jahrlich, zu Sitzungen einberufen.

(3) Soweit in dieser Satzung nichts anderes bestimmt ist, gelten fiir den Geschéftsgang die Gemeinde-

ordnung fir den Freistaat Bayern und die Geschéaftsordnung fir den Stadtrat Erlangen in ihrer jeweils
geltenden Fassung entsprechend.

8§ 6 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.
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O 20

Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
OBM/13-2 Blrgermeister- und Presseamt 13-2/006/2020

Neubesetzung des Nachhaltigkeitsbeirats 2020-2023

Beratungsfolge Termin  O/N Vorlagenart Abstimmung
grpwelt—, Verkehrs- und Planungsbei- 23.06.2020 O Empfehlung vertagt
Umwelt-, Verkehrs- und Planungsaus- 23.06.2020 O Gutachten vertagt

schuss / Werkausschuss EB77
Haupt-, Finanz- und Personalaus-

15.07.2020 O Gutachten

schuss

Umwelt-, Verkehrs- und Planungsbei-

rat

Umwelt-, Verkehrs- und Planungsaus-

21.07.2020 O Empfehlung

21.07.2020 O Gutachten

schuss / Werkausschuss EB77
Stadtrat 23.07.2020 O Beschluss

Beteiligte Dienststellen
OBM, 30

. Antrag

Die in der Anlage 1 aufgefiihrten Personen werden als Mitglieder bzw. Stellvertretungen in den
neuen Nachhaltigkeitsbeirat der Stadt Erlangen berufen.

[I. Begrindung

1.

4,

Ergebnis/Wirkungen

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)

Die Amtszeit des Beirats zur Erlanger Agenda 21 endete mit der Amtszeit des letzten Stadtrats
am 30. April 2020. Die Konstituierende Sitzung zum Auftakt der Amtszeit des neuen Nachhal-
tigkeitsbeirats ist voraussichtlich fiir den 10. September bzw. 9. Dezember 2020 vorgesehen.

Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

Nach dem Prozess der Neustrukturierung, der von den Mitgliedern des Beirats zur Erlanger
Agenda 21 2019 angestoRRen und durchgefihrt wurde, soll der neue Nachhaltigkeitsbeirat den
Beirat zur Erlanger Agenda 21 ablésen und mit neuen aktiven Mitgliedern mehr Impulse im Be-
reich Nachhaltigkeit geben.

Prozesse und Strukturen
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?)

Die in der Anlage 1 aufgefuhrten Einrichtungen und Vereine wurden in Abstimmung mit dem
Agenda 21 Beirat auf Basis der 17 Sustainable Development Goals (SDG) gewahlt und zu-
sammengesetzt und sollen alle Bereiche des Lebens widerspiegeln.

Sie wurden von der Verwaltung rechtzeitig zur Benennung von Vorschlagen fir die Entsen-
dung von Mitgliedern bzw. Stellvertretungen fir den neuen Nachhaltigkeitsbeirat aufgefordert.

Die ausgewahlten Mitglieder werden laut Satzung fur drei Jahre 2020-2023 berufen.

Klimaschutz:
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Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz:

L] ja, positiv*
[] ja, negativ*
= nein

Wenn ja, negativ:
Bestehen alternative Handlungsoptionen?

[] ja*

= nein*

*Erlauterungen dazu sind in der Begrindung aufzufihren.

Falls es sich um negative Auswirkungen auf den Klimaschutz handelt und eine alter-
native Handlungsoption nicht vorhanden ist bzw. dem Stadtrat nicht zur Entscheidung
vorgeschlagen werden soll, ist eine Begriindung zu formulieren.

5. Ressourcen
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?)

Investitionskosten: € bei IPNr.:

Sachkosten: € bei Sachkonto:
Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto:
Folgekosten € bei Sachkonto:
Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto:

Weitere Ressourcen

Haushaltsmittel

X werden nicht benétigt

[] sind vorhanden auf IvP-Nr.
bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk

] sind nicht vorhanden

Anlagen: Neubesetzung des Nachhaltigkeitsbeirats 2020-2023

Abstimmung

Beratung im Gremium: Umwelt-, Verkehrs- und Planungsausschuss / Werkausschuss EB77 am
23.06.2020

Protokollvermerk:

Erganzend zur Beschlussvorlage wird die aktuelle Fassung der Anlage 1 als Tischauflage aufge-
legt.

Auf Wunsch von Herrn Stadtrat Dr. Dees wird dieser Tagesordnungspunkt vertagt. Hiertiber be-
steht Einvernehmen.

Herr Stadtrat Dr. Dees bittet nochmals mit den Verbanden hinsichtlich der Zusammensetzung
(u. a. Frauenanteil, Ausschopfung der moglichen 30 Sitze) zu sprechen. Die Verwaltung sagt dies
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ZU.

Herr Stadtrat Hornschild bittet um Zuleitung der inhaltlichen Ausgestaltung des Nachhaltigkeitsbei-
rats. Die Verwaltung sagt dies zu.

Stimmen
Dr. Janik Gensler
Vorsitzende/r Schriftfihrer/in

Beratung im Gremium: Umwelt-, Verkehrs- und Planungsbeirat am 23.06.2020

Protokollvermerk:

Erganzend zur Beschlussvorlage wird die aktuelle Fassung der Anlage 1 als Tischauflage aufge-
legt.

Auf Wunsch von Herrn Stadtrat Dr. Dees wird dieser Tagesordnungspunkt vertagt. Hieriber be-
steht Einvernehmen.

Herr Stadtrat Dr. Dees bittet nochmals mit den Verbanden hinsichtlich der Zusammensetzung
(u. a. Frauenanteil, Ausschopfung der méglichen 30 Sitze) zu sprechen. Die Verwaltung sagt dies
Zu.

Herr Stadtrat Hornschild bittet um Zuleitung der inhaltlichen Ausgestaltung des Nachhaltigkeitsbei-
rats. Die Verwaltung sagt dies zu.

Stimmen
Dr. Janik Gensler
Vorsitzende/r Schriftfihrer/in

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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O 20

Neubesetzung des Nachhaltigkeitsbeirats 2020-2023

Anlage 1 zur Vorlage 13-2/006/2020

Mitglied Stellvertretung
- Vorname, Name Vorname, Name
Nr. Einrichtung
Funktion Funktion
1. | Wohlfahrtsverbande Markus Beck Kristian Gabler
Geschéftsfuhrer des Cari- Geschéftsfuhrer der Le-
tasverbandes Erlangen- benshilfe Erlangen e.V.
ERHe.V.
2. Universitatsklinik Professor Dr. med. Peter | Keine
Erlangen Kolominsky-Rabas
3. Volkshochschule Markus Bassenhorst Anja Grillenberger
Erlangen Direktor Programmbereichsleitung
Gesundheit und Ernahrung
4, Studierendenvertretung FAU Clarissa Holl Hannah Lenk
5. Frauengruppen Kunigunde Gerstenmeyer | Helene Grill
6. Erlanger Stadtwerke AG Matthias Exner Frank Oneseit
Vorstandsvorsitzender Vorstandsmitglied
7. Energiewende ER(H)langen Stefan Jessenberger Rudi Ackermann
e.V. 1. Vorsitzender
8. DGB Kreisvorstand Wolfgang Niclas Ines MeiRner
Erlangen / Hochstadt Vorsitzender
9. Handwerkskammer fiir Mittel- | Anne-Kathrin Kirchhof Dr. Kristina Zehmer
franken Stableiterin Offentlichkeit
und Veranstaltungen
10. | IHK Niirnberg fur Patrick Siegler Sabine Dreyer-Hosle
Mittelfranken / Vorsitzender Stellvertretende Vorsit-
Geschiftsstelle zende
Erlangen
11. | SIEMENS AG/ Michael Sigmund Gabriele Engel
Regionalreferat Regionalleiter Leiterin der Kommunikation
Erlangen / Nurnberg Siemens Campus Erlangen
12. | Friedrich-Alexander- Siegfried Maier Maria-Lisa Birlinger
Universitat Erlangen - Energiecontroller der FAU Abteilung G-Gebdudema-
Nirnberg nagement
13. | Zentrum fur Jurgen Ganzmann Klaus Minderer
Selbstbestimmtes Leben Be- | Geschaftsflihrender
hinderter e.V. Vorstand
14. | Lesecafé Anstandig Dr. Claudia Schorcht Christine Flemming
essen e.V. Vorsitzende 2. Vorsitzende
15. | Sportverband Werner Frembs Peter Scholten
Erlangen e.V. 2. Vorsitzender
16. | fairlangen.org Matthew Horner Johanna Schwarz
17. | Parents for Future Dr. Carsten Bartens N.N.
18. | Fridays for Future Daniel Fortmann Charlotte Moritz

Seite 1 von 2

65




Mitglied Stellvertretung
— Vorname, Name Vorname, Name
Nr. Einrichtung
Funktion Funktion
19. | Bund Naturschutz in Bayern Heinz Horbaschek Dr. Gudrun Muhlhofer
e.V./ Kreisgruppe Erlangen
20. | Landesbund fur Dr. Christoph Daniel Julia Kriiger
Vogelschutz
Kreisgruppe Erlangen /
Hochstadt
21. | Bayerischer Gilinther May Jirgen Kern
Bauernverband
Geschiftsstelle
Herzogenaurach
22. | Burgerinitiative Karin Depner Anja Rappl
Solidarische
Landwirtschaft
Erlangen
23. | Bildungswerke Annika Hoppe-Seyler Abdelilah El Badi
BildungEvangelisch Vorsitzender der Islam. Reli-
gionsgemeinschaft e.V.
24. | Dritte Welt Laden Paul Spalek Julie Mildenberger
Erlangen e.V.
25. | Friedensweg der Dr. Hans Markus Horst Tobias Rahne
Religionen
26. | Erfahrene Helmut Zapf
Personlichkeit
27. | Erfahrene Karlheinz Ermann

Personlichkeit
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O 21
Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
VII/31 Amt fir Umweltschutz und 31/006/2020
Energiefragen

Ergebnisse und Umsetzung der Klimanotstandsstudie fir Erlangen
Beratungsfolge Termin O/IN Vorlagenart Abstimmung

Stadtrat 23.07.2020 O Beschluss

Beteiligte Dienststellen
EB77, 24, 61

I. Antrag

1) Der Stadtrat nimmt die Klimanotstand-Studie zur Kenntnis.

2) Die Stadtverwaltung wird beauftragt, einen Vorschlag vorzulegen, bis zu welchem Jahr die
Stadt Erlangen klimaneutral werden muss, um die Pariser Klimaziele zu erreichen. Dabei
soll der weitere Weg zur Klimaneutralitat skizziert werden.

3) Der Stadtrat beauftragt die Stadtverwaltung, die Ausschreibung des Klimanotstand-Plans
verbunden mit einem breit aufgestellten Beteiligungsprozess fiir Birger*innen und Interes-
sensgruppen vorzunehmen.

II. Begrindung

1. Ergebnis/Wirkungen
(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)

In der Burgerversammlung Gesamtstadt am 27.03.2019 hat die Initiative Fridays for Future Erlan-
gen zwei Antrage eingebracht, die Antrage wurden mehrheitlich angenommen. Der Antrag 1 ,,Aus-
rufung des Klimanotstands“ wurde am 29.05.2019 im Erlanger Stadtrat beschlossen. Damit wurde
die Eindammung des Klimawandels und seiner schwerwiegenden Folgen als Aufgabe von hdchs-
ter Prioritat anerkannt. Der Antrag 2 ,Die Umsetzung folgender Ma3nahmen® wurde am
25.07.2019 im Stadtrat behandelt und vorgeschlagene MalRnahmen beschlossen. Dazu zahlt die
Vergabe einer vorbereitenden Studie zum ,Klimanotstand-Plan“. Die Ergebnisse der Studie wer-
den nachfolgend behandelt.

Erlangen war die erste Stadt in Bayern, die im Mai 2019 den Klimanotstand ausgerufen hat. Im
Zuge dessen hat die Stadt Erlangen bereits erste Malnahmen beschlossen. Die Bewdltigung des
Klimanotstands bleibt jedoch in vielerlei Hinsicht Neuland, denn es gibt hierfur kein standardisier-
tes Vorgehen. Aus diesem Grund wurde eine vorbereitende Kurzstudie in Auftrag gegeben, die
erste richtungsweisende Ergebnisse fur die Auftragsvergabe des Klimanotstand-Plans liefern soll-
te.

Die im Rahmen der Studie gewonnenen Erkenntnisse gehen tber das Format einer ,Kurzstudie®
hinaus. Eine fundierte Grundlagenstudie zum Klimanotstand ist entstanden. Kernaussagen die-
ser Grundlagenstudie sind in der Kurzbroschire ,Transformation gestalten. Bausteine einer Kili-
manotstandspolitik in Erlangen® festgehalten (siehe Anhang 1). Die Grundlagenstudie befindet sich
in der finalen Ausarbeitung und wird im August 2020 auf der stadtischen Webseite zur Verfligung
gestellt.

Folgende zentrale Fragestellungen werden in der Grundlagenstudie und Kurzbroschire (nach-
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folgend als ,Studie” bezeichnet) behandelt:

- Bis zu welchem Jahr muss fur Erlangen Klimaneutralitat erreicht sein, um die Ziele des Kili-
maschutz-Ubereinkommens von Paris heruntergebrochen fiir die Stadt Erlangen zu errei-
chen?

- Wie kann Klimaneutralitat in Erlangen erreicht werden? Welche Handlungsfelder und Re-
duktionspfade sind dafir geeignet?

- Mit welchen Strukturen kdnnen konkrete MaRnahmen zur Umsetzung gemeinsam mit der
Erlanger Stadtgesellschaft erarbeitet und verankert werden?

- Welche gesellschaftspolitischen Transformationsprozesse kénnen und mussen forciert
werden?

Die Studie befasst sich intensiv mit aktuellen Erkenntnissen der Klimaforschung, mit MalBhahmen
zur Reduzierung der Treibhausgase und mit einer Strategie zur Akteursbeteiligung. Sie schafft
eine Grundlage, um im nachsten Schritt die konkrete Umsetzung zu initiieren. Im dritten Quartal
2020 wird eine Ausschreibung in die Wege geleitet, die die Realisierung von Klimaschutz-
Maflinahmen mit einer intensiven Beteiligung relevanter Stakeholder (Burger*innen, Politik, Wirt-
schaft, Verbande, Vereine, Verwaltung etc.) verknipft (Klimanotstand-Plan). Auf diese Weise ver-
liert die Stadt Erlangen keine wertvolle Zeit. Wichtige Klimaschutz-Maflinahmen aus der Studie
kénnen gemeinsam mit den betroffenen Interessensgruppen konkretisiert und realisiert werden.

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

Der Beitrag Erlangens zu den Pariser Klimaziele

Die Grundlagenstudie zeigt deutlich, dass wir uns weltweit auf einem Pfad zu einer Erderwarmung
um +4 °C bis 2050 befinden, der einhergeht mit erheblichen Risiken fiir den Fortbestand der
menschlichen Zivilisation. Politische Entscheidungen und MafRnahmen bleiben bisher auf allen
Ebenen sowohl in ihren Zielsetzungen (Ambitionsliicke) als auch in den dahinterliegenden Maf3-
nahmenprogrammen (Umsetzungsliicke) deutlich hinter den wissenschaftlich begriindeten Erfor-
dernissen zuriick. Deutschland ist volkerrechtlich dazu verpflichtet, die Ziele des Pariser Klimaab-
kommens, die Erderwarmung auf unter 2 °C (1,75 °C) und moglichst unter 1,5 °C zu beschranken,
einzuhalten.

Aktuelle Berechnungen unterstreichen, dass die Bundesregierung mit ihrem derzeitigen Ansatz, in
Deutschland bis zum Jahr 2050 die Klimaneutralitat zu erreichen, die Pariser Klimaziele eindeutig
verfehlen wird. Bereits spatestens bis zum Jahr 2037 muss Deutschland klimaneutral wer-
den, um das 1,75 °C zu erreichen. Die deutschen Anteile am internationalen Luftverkehr und
Schiffsverkehr sind hierbei noch nicht einberechnet und ein hohes Risiko flr gravierende Klimafol-
gen bleibt bestehen.

Die Stadt Erlangen hat sich bisher noch kein konkretes Ziel gesetzt, welchen Beitrag sie zu den
Pariser Klimazielen leisten will. Ein Entscheidungsprozess ist daher anzustoRen, der eine konkrete
Jahreszahl zum Ergebnis hat, bis wann die Stadt auf ihrem Territorium klimaneutral sein will. An-
schlieRend wird ein konkreter Fahrplan zur Treibhausgasreduktion in Erlangen aufgestellt.

Wege zur Reduzierung der Treibhausgase
Die Studie unterscheidet zwischen funf zentralen Handlungsfeldern kommunaler Klimaschutzpoli-
tik, um den Treibhausgasausstol? zu reduzieren:

1) Energiewende

2) Mobilitaitswende

3) Wohnen, Warmewende und Stadttkologie

4) Wirtschaft: Industriewende — Produktion und Konsum

5) Erndhrungswende: Landwirtschaft und nachhaltige Landnutzung

Die in der Studie aufgefiihrten Klimaschutz-MalRnahmen sind noch nicht gezielt fur die Stadt Er-
langen ausgelegt. Eine Konkretisierung der MaRnahmen fir die Stadt Erlangen erfolgt im nachsten
Schritt und dann jeweils unter Beteiligung der relevanten Stakeholder (s.0.).
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Die Stadt Erlangen kann heute schon wichtige Klimaschutz-MaRnahmen in den aufgefuhrten
Handlungsfeldern vorweisen. Exemplarisch werden nachfolgend einige wenige MaflRnahmen auf-
geflhrt:

Im Handlungsfeld Energiewende kann festgehalten werden, dass die Stadtwerke Erlangen ver-
starkt in den Ausbau der Nahwarmeversorgung investieren. Zudem bietet die Stadt Erlangen be-
reits seit vielen Jahren Energieberatungen und Forderprogramme fiir Hauseigentiimer*innen an.
Mit dem Verkehrsentwicklungsplan (VEP) wird der Ausbau des Umweltverbunds und zugleich die
Reduzierung des Pendlerverkehrs strategisch angegangen und forciert. Ein wichtiger Baustein fur
die Mobilitatswende ist auch die Stadtumlandbahn. Die Warmewende forciert die Stadt Erlangen
u.a. im Bereich der Bestandssanierung. Die stadtischen Standards gehen Uber die gesetzlichen
Standards hinaus. Ebenso verfolgt die GEWOBAU in der Sanierung ihrer Gebaude ambitionierte
Klimaziele. Das im Juni 2020 beschlossene Klimaanpassungskonzept beinhaltet weitreichende
Mafnahmen zur Férderung der Stadtdkologie. So gibt es MalRnahmen zur Pflege und zum
Schutz des Stadtgriins. Der Einfluss der Stadt Erlangen auf die Wirtschaft ist ausbaufahig. Uber
Formate wie die ,Klimaallianz® und die ,Lenkungsgruppe EnergieeffizientER" wird versucht, die
Unternehmen noch mehr fir den Klimaschutz zu gewinnen. Die Stadt Erlangen engagiert sich seit
langer Zeit fir einen nachhaltigen und fairen Handel und wurde bereits 2012 als ,Fairtrade Town*
ausgezeichnet. Im Juli 2019 wurde beschlossen, den Anteil an vegetarischen Gerichten in Schulen
und stadtischen Kindertagesstéatten moglichst zu erhéhen, um so einen Beitrag zur Ernahrungs-
wende zu leisten. Des Weiteren ist beim Mittagessen in den Spiel- und Lernstuben der Mindestan-
teil an Biokost auf 25 Prozent festgelegt worden. Die Stadt Erlangen ist zudem Mitglied des
deutschlandweiten Bio-Stadte-Netzwerks.

An den ausgewahlten Beispielen wird deutlich, dass die Stadt Erlangen in keinem Handlungsfeld
einen blinden Fleck hat. Die Bemihungen sind jedoch noch bei weitem nicht ausreichend, um die
Pariser Klimaziele einzuhalten. Es gilt die entscheidenden MalRnahmen anzugehen, also jene
Maflnahmen bei denen die Stadt Erlangen grof3en Gestaltungsspielraum hat und zugleich gro-
Re Klimaschutzeffekte erzielen kann. Diese Klimaschutz-MalRnahmen sind ggf. teurer und er-
scheinen teilweise unwirtschaftlich, sind politisch moglicherweise umstritten und/oder der Bevélke-
rung nicht leicht zu vermitteln, aber auf langer Sicht sind sie hdchst wirkungsvoll fur den Klima-
schutz. Zeitgleich missen jene Praktiken konsequent abgeschafft oder erschwert werden, die kli-
maschadlich sind. Die in der Studie beschriebene Politik des ,sowohl als auch” (z.B. sowohl den
Ausbau des Umweltverbunds forcieren als auch weiterhin den motorisierten Individualverkehr
weitgehend uneingeschrankt lassen) muss gezielt beendet werden.

In der Studie haben die in den funf Handlungsfeldern beschriebenen Klimaschutz-MaRnahmen
noch keine Gewichtung erfahren. Zum Beispiel steht der Ausbau des Umweltverbundes gleich-
wertig in einer Aufzéahlung mit Bildungs- und Offentlichkeitsarbeit zur suffizienten Lebensweise.
Ebenso wenig wird auf die Schwierigkeiten in der praktischen Umsetzung eingegangen. Zum Bei-
spiel ist im Handlungsfeld Wohnen und Warmewende beschrieben, dass es einer Erhéhung der
Sanierungsrate von 1% auf 5% bedarf. Eine Kommune hat allerdings keine rechtlichen Mdglichkei-
ten private Gebaudeeigentiimer*innen dazu zu verpflichten.

Fur Erlangen sollten die MalRnahmen Prioritdt haben, bei denen die Einflussmdglichkeiten der
Stadt am gr6Rten sind und welche die gréten Klimaschutzeffekte haben. Die MalRhahmen mit
hoher Wirkkraft fur den Klimaschutz sind nicht von einem Tag auf den anderen Tag zu erreichen.
Jedoch bedarf es zunéachst einer klaren Zielsetzung, um die Schritte dorthin gestalten zu kénnen.

Strukturen zur Umsetzung des Klimanotstands und Handlungsspielraum der Kommune
Die Stadt Erlangen verfligt bereits tber zentrale strategische Konzepte mit einer Vielzahl von
MalRnahmen, u.a.:

¢ Klimaanpassungskonzept der Stadt Erlangen (2019)

e Klimapakt der Europaischen Metropolregion (2017)

e Energiebericht fur stadtische Gebaude und Einrichtungen (2017)
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¢ Integrierte Klimaschutzkonzept (2016)
e Abfallwirtschaftskonzept der Stadt Erlangen (2015)
o Energieeffizienzstrategie Erlangen 2050 (2014)

Es gibt fiir Teilbereiche also bereits Zielsetzungen. Um bei der Umsetzung eines umfassenden
Ziels wie der Klimaneutralitat bis zu einem bestimmten Zeitpunkt nicht zu scheitern, ist es notwen-
dig Birger*innen und andere Akteursgruppen aktiv zu beteiligen. Auch die Studie legt einen Fokus
auf die Umsetzung und zeigt entsprechende Strukturen auf. Der Transition-Management-Ansatz
und ein stadtischer Gesellschaftsvertrag werden in der Studie als zentrale Instrumente gesehen.

Der Stadt Erlangen ist es bereits heute ein wichtiges Anliegen ihre Burger*innen in Entschei-
dungsprozessen zu beteiligen und kann somit an bestehenden Strukturen ankniipfen. Allein auf
das freiwillige Engagement der Birger*sinnen und anderer Akteursgruppen zu setzen, wirde je-
doch zu kurz greifen. Die Stadt Erlangen wird auch versuchen tber Beschlisse und Vertrage ei-
nen verbindlichen Rahmen fur den Klimaschutz zu schaffen. Der Gestaltungsspielraum einer
Kommune ist jedoch begrenzt, weshalb auch das Land und der Bund aufgefordert sind, tGber ent-
sprechende Gesetzgebung die klimaneutrale Transformation zu beschleunigen.

Insgesamt besteht bei der Umsetzung der Ma3nahmen die Herausforderung einerseits moglichst
schnell zu handeln, andererseits eine moglichst breite Akzeptanz in der Bevélkerung zu entwi-
ckeln. Bei vielen konkreten Projekten kdnnen die Belange Einzelner beziehungsweise widerstrei-
tende Interessen zu erheblichen Verzdégerungen fiihren. Prominente Beispiele dafur sind der Netz-
ausbau vom windreichen Norden in den Stiden oder der Kohleausstieg, der fiir einige Regionen
einen groRen Strukturwandel auslésen wird.

Auch kleinere Projekte wie der Bau eines Radschnellweges oder der Bau einer StralRenbahn kon-
nen durch formalisierte Beteiligungswege wie z.B. dem Planfeststellungsverfahren haufig nicht
schnell umgesetzt werden.

Eine gezielte und intensive Beteiligung der Birger*innen und Birger und der Akteursgruppen kann
hier unterstiitzen, ist aber auch zeit- und personalintensiv.

3. Prozesse und Strukturen
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?)

Die Studie zeigt Moglichkeiten auf, wie der Klimanotstand-Beschluss mit Leben gefiillt werden
kann. Im néchsten Schritt hat die Stadt Erlangen zur Aufgabe, sich mit den verschiedenen Ansatze
auseinanderzusetzen, ein Ubereinkommen und Zeitplan fiir die Umsetzung des Klimanotstands zu
finden und nachfolgend mit mutigen Entscheidungen den Klimaschutz voranzutreiben.

Folgende Leistungen sind zeitnah zu erbringen:

Der Beitrag Erlangens zu den Pariser Klimazielen

Die Stadtverwaltung bringt einen Vorschlag ein, bis zu welchem Jahr die Stadt Erlangen klimaneut-
ral wird. Vor- und Nachteile von Kompensationsméglichkeiten werden hierbei berlicksichtigt. Die
konkrete Zielsetzung ist notwendig, um einen entsprechenden Fahrplan mit Controlling zu entwi-
ckeln.

Wege zur Reduzierung der Treibhausgase

Die Stadtverwaltung schlagt Wege zur effizienten Treibhausgasreduktion vor. Beitrage werden von
den involvierten Amtern und Stellen in Abstimmung vorbereitet. Nach Bedarf werden Expert*innen
zu Rate gezogen, um Klimaschutz-MalRnahmen mit hoher Hebelwirkung zu identifizieren.

Strukturen zur Umsetzung des Klimanotstands

Bestehende Beteiligungsstrukturen werden von der Stadtverwaltung dahingehend geprtift, ob sie
sich fur den Transformationsprozess im Zuge des Klimanotstands eignen. Im Klimaschutz aktive
Organisationen werden eingebunden.

Die Ausschreibung fur den Klimanotstand-Plan wird so konzipiert, dass konkrete Klimaschutz-
Mafinahmen, Umsetzungsstrukturen, Akteursbeteiligung und Offentlichkeitsarbeit zusammenge-
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dacht werden.

4. Klimaschutz:

Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz:

X ja, positiv*
] ja, negativ*
] nein

Wenn ja, negativ:
Bestehen alternative Handlungsoptionen?

[] ja*

] nein*
*Erlauterungen dazu sind in der Begriindung aufzufuhren.
Falls es sich um negative Auswirkungen auf den Klimaschutz handelt und eine alter-

native Handlungsoption nicht vorhanden ist bzw. dem Stadtrat nicht zur Entscheidung
vorgeschlagen werden soll, ist eine Begriindung zu formulieren.

5. Ressourcen
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?)

Investitionskosten: € bei IPNr.:

Sachkosten: € bei Sachkonto:
Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto:
Folgekosten € bei Sachkonto:
Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto:

Weitere Ressourcen

Haushaltsmittel

[] werden nicht bendétigt

X sind vorhanden auf IvP-Nr.
bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk

] sind nicht vorhanden

Anlagen: 1. Kurzbroschiire ,,Transformation gestalten. Bausteine einer Klimanotstandspoli-
tik in Erlangen*

lll. Abstimmung
siehe Anlage
IV.Beschlusskontrolle

V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
VII/31 Amt fir Umweltschutz und 31/007/2020
Energiefragen

"Beteiligungsprozess fur Klimaschutz und Erlangens Zukunft", Gemeinsamer
Antrag Griine Liste-Fraktion, ODP-Fraktion und Erlanger Linke Nr. 111/2020

Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung

Umwelt-, Verkehrs- und Planungsbei-
rat

Umwelt-, Verkehrs- und Planungs-
ausschuss / Werkausschuss EB77

Stadtrat 23.07.2020 O Beschluss

21.07.2020 O Empfehlung

21.07.2020 O Gutachten

Beteiligte Dienststellen

. Antrag

1. Der Stadtrat nimmt die Ausfihrungen zur Kenntnis und beflirwortet den aufgezeigten weite-
ren Weg.

2. Der gemeinsame Antrag Grine Liste-Fraktion, ODP-Fraktion und Erlanger Linke 111/2020
,Beteiligungsprozess flr Klimaschutz und Erlangens Zukunft® vom 24.06.2020 ist hiermit
bearbeitet.

. Begrindung

1. Ergebnis/Wirkungen
(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)

Auf Antrag 256/2019 des Agenda Beirats und auf Antrag 178/2019 der SPD Fraktion: Parents for
future — Blrgerbeteiligung / Durchfuhrung eines Klimaforums wurden 100.000 Euro, Ergebnis-HH
Lfd. Nr. 31.10- im Budget des Amtes 31 fur das Jahr 2020 bewilligt.

Fast alle Staaten der Erde haben mit dem Ubereinkommen von Paris einen Vertrag unterzeichnet,
laut dem sie Anstrengungen unternehmen wollen, den globalen Temperaturanstieg durch den
Treibhauseffekt auf 1,5 Grad Celsius zu begrenzen.

Uber das Klimaforum soll ein umfassender und offener Beteiligungsprozess aufgesetzt werden, um
ein gemeinsames Handeln der Stadtgesellschaft im Sinne des 1,5-Grad-Ziels auf stadtischer Ebe-
ne zu erreichen.

Bedingt durch die COVID-19-Pandemie und der damit verbundenen Kontaktbeschrankung ist es
nicht moglich, derzeit einen grofRangelegten direkten Beteiligungsprozess zu initiieren. Die Einbin-
dung unterschiedlicher Akteure wird dennoch als entscheidend fir die Umsetzung des Klimanot-
stands bewertet. Die Entwicklung und Umsetzung von Klimaschutz-Mal3nahmen und die Beteili-
gung verschiedener Akteursgruppen missen gemeinsam gedacht werden. Die Ausschreibung fur
den Klimanotstand-Plan wird daher so konzipiert, dass Klimaschutz-Mal3nahmenbtindel, Akteurs-
beteiligung und Offentlichkeitsarbeit aufeinander abgestimmt sind. In Anbetracht der derzeitigen
Pandemie (deren Ende noch nicht absehbar ist) und des Mehrwerts der Verkniipfung des Klimafo-
rums mit dem Klimanotstand-Plan ist eine gro3angelegte Akteursbeteiligung erst im Jahr 2021
moglich. Der Titel ,Klimaforum® ist nicht abschlieRend. Zusatze wie ,Erlangen macht mit* oder ,Er-
langen gemeinsam gestalten“ kdnnen bei der finalen Bezeichnung bericksichtigt werden.
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2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

Die Zeit dazwischen bleibt jedoch nicht ungeniitzt. Fir November 2020 ist zusammen mit der FAU
ein Climathon mit 80 Beteiligten in Planung, der notfalls auch digital stattfinden kann. Bei einem
Climathon (angelehnt an Hackathon, einer Wortschépfung aus Hacken und Marathon) werden von
Teams innerhalb von zwei Tagen (technische) Losungen fur bestimmte (Klima-) Problemstellungen
entwickelt. Eine Jury entscheidet am Ende Uber die besten Losungsvorschlage. Zielgruppe des
Climathons sind junge Menschen aus verschiedenen Fachbereichen, die als ,Entscheidungstra-
ger*innen von morgen* flir das Thema sensibilisiert werden sollen. Bei dem Erlanger Climathon
sollen praktische Lésungen flr Erlangen voraussichtlich in den Bereichen ,Nachhaltige Mobilitat*,
.-Erneuerbare Energien® und ,“Klimaanpassung in der Stadt” erarbeitet werden. Ebenfalls im Herbst
wird derzeit ein Beteiligungsformat unter dem Leitmotiv ,Ihre Meinung zahlt! — Die Stadt im Klima-
notstand“ mit ausgewahlten Teilnehmer*innen vorbereitet. Erkenntnisse aus der Grundlagenstudie
.Klimanotstand“ werden thematisiert und Teilnehmende geben Riickmeldung, wie viel Einsatz sie
von der Stadt Erlangen im Klimaschutz fordern. Des Weiteren plant Amt 31 gemeinsam mit dem
Amt 13-4 im Rahmen der Blrgerbefragung eine Umfrage zum Thema Klimanotstand, die statis-
tisch ausgewertet wird.

Im Vorfeld zur Stadtratssitzung am 23. Juli 2020 wurden Aktive im Klimaschutz angeschrieben, um
sie auf die Prasentation zur Klimanotstand-Studie aufmerksam zu machen. Zudem wird der Vor-
trag auf der stadtischen Webseite und auf YouTube online gestellt. Die stadtischen Social Media
Kanale wurden ebenfalls genutzt, um auf die Stadtratssitzung aufmerksam zu machen. Am 29. Juli
2020 werden ausgewéhlte Akteure zu einem Austauschtermin eingeladen, an dem die Studie dis-
kutiert und Aktive ihre Wiinsche hinsichtlich der Beteiligung formulieren kénnen. Aufgrund der CO-
VID-19-Pandemie ist die Teilnehmer*innenzahl leider beschrankt. Die Ergebnisse der Sitzung kon-
nen an Interessierte weitergeleitet werden.

3. Prozesse und Strukturen
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?)

Zur Uberbriickung der Zeit bis zum Klimanotstand-Plan werden mindestens drei Beteiligungsfor-
mate angeboten, die auch stattfinden kénnen, sofern es keine strenge Kontaktbeschrankungen
aufgrund der COVID-19-Pandemie gibt.

Uber Social-Media-Kanéale werden die Ergebnisse der Klimanotstand-Studie bekannt gemacht.

4. Klimaschutz:

Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz:

X ja, positiv*
] ja, negativ*
L] nein

Wenn ja, negativ:
Bestehen alternative Handlungsoptionen?

[] ja*

[] nein*

*Erlauterungen dazu sind in der Begrtiindung aufzufiihren.
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Falls es sich um negative Auswirkungen auf den Klimaschutz handelt und eine alter-
native Handlungsoption nicht vorhanden ist bzw. dem Stadtrat nicht zur Entscheidung
vorgeschlagen werden soll, ist eine Begrindung zu formulieren.

5. Ressourcen
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?)

Investitionskosten: € bei IPNr.:

Sachkosten: 42.000 € bei Sachkonto: 527141
Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto:
Folgekosten € bei Sachkonto:
Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto:

Weitere Ressourcen

Haushaltsmittel

[] werden nicht benétigt
X sind vorhanden auf IvP-Nr.
bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk 310090/56110010/527141
] sind nicht vorhanden
Anlagen:
[ll. Abstimmung
siehe Anlage

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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BUNDNIS 90
DIE GRUNEN

erlanger linke

Antrag geméif} § 28/ § 29 GeschO

Lriine

. Eingang: 24.06.2020
Stadtratsfraktion Antragsnr.: 111/2020
Verteiler: OBM, BM, Fraktionen
Zust. Referat: VII/31
Herrn Oberbirgermeister mit Referat:

Dr. Florian Janik

Rathausplatz 1
Erlangen, 24.06.2020

Antrag: Beteiligungsprozess fir Klimaschutz und Erlangens Zukunft
Sehr geehrter Herr Oberburgermeister,

auf den Antrag des Agenda 21 Beirates hin, wurden in der Sitzung des HFPA vom
04.12.2019 fir die Durchfihrung eines ,Klimaforums* 100.000 € im Budget des Amtes 31 fur
das Jahr 2020 bewilligt. Ziel des ,Klimaforums* ist es, einen umfassenden Konsens und
gemeinsames Handeln der Stadtgesellschaft zu ermoéglichen, um das 1,5-Grad-Ziel auf
stadtischer Ebene zu erreichen.

Die Verwaltung schlug in ihrem Bericht zur Kenntnisnahme (vom 04.12.2019) vor, das Amt
fuhre nach einem Auswahlverfahren gemeinsam mit einer Agentur das ,Klimaforum® durch.
Nun steht die Verdffentlichung der Klima-Kurzstudie kurz bevor — héchste Zeit auch mit der
Umsetzung des Klimaforums voran zu kommen.

Wir beantragen:

e Die Verwaltung berichtet Gber den Stand und die Planungen fiir eine Umsetzung
des ,Klimaforums® und legt dar, welche Konzepte es daflr bereits gibt.
Ergénzend regen wir an, den Titel offener zu gestalten, um noch mehr Menschen
mitzunehmen — z.B. durch einen Zusatz: ,Klimaforum - Erlangen gemeinsam
gestalten® oder ,Klimaforum — Erlangen macht mit".

¢ Die Verwaltung erarbeitet ein Konzept flr die Bekanntmachung der Klima-Kurzstudie,
um die Menschen in allen Teilen der Stadtgesellschaft zu informieren, um eine
Beteiligung zu ermdéglichen. Es werde verschiedene Formate (z.B. digitale
Veranstaltung, Ortsbegehungen, Umfragen, Online-Melde-Tool) mdglichst zeitnah
durchgefuhrt, mit Hilfe derer sich die Erlanger*innen mit ihnren Fragen, Bedenken und
Vorschlagen einbringen kénnen.

Mit freundlichen Grif3en

fur die GRUNE/GL-Fraktion fur die 6dp-Fraktion fur die erlanger linke
gez. Tina Prietz (Sprecherin fir Klimaschutz) gez. Barbara Grille gez. Fabiana Girstenbrei
gez. Marcus Bazant (Fraktionsvorsitzender) gez. Frank Hoppel gez. Johannes Péhlmann

gez. Joachim Jarosch

(0, (™

F.d.R.: Wolfgang Most (Geschéaftsfiihrung)
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Sitzungsvorlage Mittelbereitstellung

Verantwortliche/r:
Amt fir Umweltschutz und
Energiefragen

Geschéftszeichen:
VII/31

Vorlagennummer:
31/009/2020

Umschichtung von Verpflichtungserméachtigungen (VE) fur IP Nr. 561.K880

Forderprogramm Zuschusse fur priv. Energiesparmaflnahmen (UmweltS)

Beratungsfolge

Umwelt-, Verkehrs- und Planungsbei-

rat

Umwelt-, Verkehrs- und Planungs-
ausschuss / Werkausschuss EB77

Stadtrat

Beteiligte Dienststellen

Termin

21.07.2020

21.07.2020
23.07.2020

Die Zustimmung zur Mittelbereitstellung wird erteilt!

. Antrag

O/N Vorlagenart

O Empfehlung

O Gutachten

O Beschluss

Abstimmung

gez. Beugel 13. Juli 2020

Unterschrift Referat |1

Die Verwaltung beantragt nachfolgende Umschichtung von Verpflichtungserméachtigungen ftir:

IP-Nr. 561.K880
Zuschusse fir priv. Energiespar-
mafRnahmen(UmweltS)

Kostenstelle 310090
Allgem. KST

Amt f. Umweltschutz u.
Energiefragen

Produkt 56110010
Umweltschutz

400.000 € fur

Sachkonto 017802
Zugange Immat.VG a.
gel. Zuwend.

an ubrige Bereiche

Die Deckung erfolgt durch Nichtinanspruchnahme von Verpflichtungserméachtigungen bei:

IP-Nr. 573.406
Begegnungszentrum E-West, Bau

Kostenstelle 240090
Allgem. Kostenstelle
Amt 24

in H6he von

Produkt 57350010
Sonstige 6ffentliche
Einrichtungen

400.000 € bei

Sachkonto 032202
Zug. Gebaude, Aufb. u.
Betriebsvor. v. soz. Ein-
richtungen

Dieses Vorgehen wurde bereits im Haushaltsauschuss fir 2020 vereinbart.

Der gemeinsame Dringlichkeitsantrag Nr. 117/2020 vom 01.07.2020 von der Klimaliste, der Gri-
nen, der ODP und der Erlanger Linke ist damit abschlieRend bearbeitet.
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Il. Begrindung

1. Ressourcen

Zur Durchfuihrung des Leistungsangebots/der MalBnhahme sind nachfolgende Investitions-, Sach-
und/oder Personalmittel notwendig:

Fur den Verwendungszweck stehen im Sachkostenbudget (Ansatz) zur Verfi- - €
gung

Im Investitionsbereich stehen dem Fachbereich zur Verfligung (Ansatz) 220.000,00 €
Es stehen Haushaltsreste zur Verfigung in Hohe von 110.019,63 €
Bisherige Mittelbereitstellungen fur den gleichen Zweck sind bereits erfolgt in

Hohe von -€
Summe der bereits vorhandenen Mittel 330.019,63 €
Gesamt-Ausgabebedarf (inkl. beantragter Mittelbereitstellung / VE- 730.019,63 €
Umschichtung)

Die Mittel werden benétigt [ auf Dauer
X einmalig im Haushaltsjahr 2020

Nachrichtlich:

Verfligbare Mittel im Budget zum Zeitpunkt der Antragstellung €
[] Das Sachkonto ist nicht dem Sachkostenbudget zugeordnet.

Verfugbare Mittel im Deckungskreis €
] Die IP-Nummer ist keinem Budget bzw. Deckungskreis zugeordnet.

2. Ergebnis/Wirkungen
(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)

Die Stadt Erlangen hat den Klimanotstand ausgerufen, denn besonders den Kommunen der In-
dustrielander obliegt eine groRe Verantwortung und Vorbildfunktion, einen lokalen Beitrag zur Ver-
ringerung der CO2-Emmissionen zu leisten. Aus diesem Grund wurden das seit vielen Jahren be-
stehende CO»-Minderungs-Programm, das zur Ergreifung CO»-mindernder MafZnahmen im Ge-
baudesektor motiviert, inhaltlich ausgeweitet und die Haushaltsmittel massiv aufgestockt.

Durch die hohe Zahl der Antragstellungen sind die Haushaltmittel, einschlie3lich der Gbertragenen
Haushaltsmittel aus 2019, in Hohe von rund 330.000 Euro bereits im Juli verausgabt. Im Zeitraum
vom 23.01.2020 bis 03.07.2020 wurden 132 Antrage mit einem Gesamtantragsvolumen von rund
284.000 Euro gestellt. EinschlieBlich der noch offenen Antrage aus 2019 belauft sich das Gesamt-
volumen auf rund 356.000 Euro. Damit sind die zur Verfugung stehenden Haushaltsmittel verplant.

3. Programme/Produkte/Leistungen/Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

Um weiterhin zu CO2-mindernden MalRnahmen am Geb&ude zu motivieren, sollen die Haushalts-
mittel fr 2020 um 400.000 Euro erhdht werden.

Zur Steigerung der Gebaudesanierungsrate und Nutzung der erneuerbaren Energien soll die Of-
fentlichkeitsarbeit weiterhin intensiviert werden. Erforderliche Haushaltsmittel stehen daflr zur Ver-
figung.

4. Prozesse und Strukturen
(Wie sollen die Programme/Leistungsangebote erbracht werden?)

Zwischen Antragstellung und Ausbezahlung der Zuschiisse nach Abschluss der Sanierungsmal3-
nahmen an den Gebauden kann ein Zeitraum von bis zu 3 Jahren liegen. Dies bedingt, dass, ob-
wohl das Gesamtvolumen der bewilligten Antrédge 355.603,78 Euro betragt, auf der IP-Nr. noch
262.810,05 Euro verflgbar sind. Zur Intensivierung der Offentlichkeitsarbeit wird ein Gesamtkon-
zept erarbeitet und in Folge umgesetzt.
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2.000,00 | Auszahlungen aus 2018 | Offene Antrdge 2018 2.000,00
36.850,00 | Auszahlungen aus 2019 | Offene Antrage 2019 30.850,00
53.943,73 | Auszahlungen aus 2020 | Offene Antrage 2020 229.960,05

Summe
92.793,73 | Auszahlung 2020 gesamt | Offene Antrage gesamt | 262.810,05 | 355.603,78

Es kann davon ausgegangen werden, dass die fur 2020 zur Verfigung stehenden Haushaltsmittel
ausreichend fur die bis Ende des Jahres anzuweisenden Zuschuisse sind. Zur Planungssicherheit

der bis Ende des Jahres noch zu bewilligenden Antrége ist eine Umschichtung von Verpflichtungs-
ermachtigungen in Héhe von 400.000 Euro erforderlich.

Anlagen:
Gemeinsamer Dringlichkeitsantrag Nr. 117/2020 vom 01.07.2020 Erhéhung der Mittelzuweisung
fur das CO.-Minderungsprogramm

[ll. Abstimmung
siehe Anlage
IV.Beschlusskontrolle

V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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BUNDNIS 90
DIE GRUNEN oo

Klimaliste rinefgy (%)

Erlangen Stadtratsfraktion

Antrag gemaf} § 28/ § 29 GeschO
Eingang: 01.07.2020
Antragsnr.: 117/2020

Klimaliste Erlangen, Rathausplatz 1, 91052 Erlangen Verteiler: OBM, BM, Fraktionen

Herrn Oberblirgermeister Zust. Referat: ~ VII/31

Dr. Florian Janik mit Referat:

Rathausplatz 1

91052 Erlangen

Erlangen, den 1. Juli 2020
Dringlichkeitsantrag

Erhdhung der Mittelzuweisung fiur das vorhandene CO2-Minderungs-Programm
des Umweltamtes und Erhéhung der Offentlichkeitarbeit zur Férderung der
erneuerbaren Energien und Energiesparmallnahmen als deutlichen
kommunalen Beitrag gegen die weitere weltweite Klimaerhitzung

Sehr geehrter Herr Oberblrgermeister Dr. Janik,
wir stellen folgenden Dringlichkeitsantrag:

1. Das Budget des Programms zur Férderung von CO2-mindernden MalRnahmen
durch Zuschusse wird fur das Jahr 2020 um einen Betrag von zusatzlich 400.000 Euro
aufgestockt.

2. Die Stadt Erlangen bewirbt das Programm aktiv. Hierzu entwickelt und setzt das
Umweltamt geeignete WerbemalRnahmen und Kampagnen um.

Begriindung:

Auf Beschluss des Stadtrats wurde im Januar 2020 das Programm fur CO2-Minderung
erweitert und ein Budget von 230.000 Euro eingerichtet. Gleichzeitig wurde
beschlossen, dieses Programm durch Offentlichkeitsarbeit bekannt zu machen und ein
Solarkataster einzurichten.

Die angesetzten Fordermittel fur das Programm sind jetzt schon potentiell fur das
zugeteilte Budget fir 2020 ausgeschopft. Es muss daher dringend aufgestockt
werden, damit die Forderung derartiger Malinahmen ununterbrochen aufrechterhalten
werden kann.
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Das Bewusstsein fur die Notwendigkeit derartiger Mallnahmen nimmt in der
Bevdlkerung bestandig zu. Eine durch WerbemaRnahmen intensivierte Offentlich-
keitsarbeit wird zu vermehrten Antragen auf Zuschisse im zweiten Halbjahr fuhren.
Durch die Aufstockung des Forderbudgets konnte der Zubau bei privaten Photovoltaik-
anlagen nach jahrelanger Durststrecke erstmalig wieder uber 1000 kW liegen kdnnte.
Das Programm ist zudem eine Férderung des lokalen Handwerks, da es Investitionen
nach sich zieht und somit die Wertschépfung vor Ort starkt. Zugleich erhoht sich auch
die Unabhangigkeit der Stadt Erlangen von Energieimporten und ist ein Betrag zur
dezentralen Stromversorgung.

Die Einrichtung eines Solarkatasters und vor allem die WerbemalRnahmen sind
dringend notwendig, um die Blrgerinnen und Burger auf die Forderung der CO2-
Minderungsmassnahmen aufmerksam zu machen.

Mit freundlichen GriRRen

Fur die Klimaliste:

Sebastian Hornschild
(Stadtrat)

Fir die GRUNE/GL-Fraktion:

Birgit Marenbach
(Fraktionsvorsitzende)

Fir die ODP-Fraktion:
Joachim Jarosch
(Fraktionsvorsitzender)

Far die Erlanger Linke:
Fabiana Girstenbrei
(Stadtratin)

Martin Hundhausen
(Stadtrat)

Tina Prietz
(Sprecherin fur Klimaschutz)

Barbara Grille
(Stadtratin)

Johannes Pohimann
(Stadtrat)
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O 24
Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
1/52 Amt fir Sport und Gesundheitsférderung  52/010/2020

Anpassung der Entgeltordnungen fir das BIG- und GESTALT-Projekt

Beratungsfolge Termin  O/N Vorlagenart Abstimmung
Sportbeirat 07.07.2020 O Empfehlung vertagt
Sportausschuss 07.07.2020 O Gutachten vertagt

Haupt-, Finanz- und Personalaus- 15.07.2020 O Gutachten

schuss

Stadtrat 23.07.2020 O Beschluss

Beteiligte Dienststellen

I. Antrag
Die Entgeltordnungen fir das BIG- und das GESTALT-Projekt werden wie in der Anlage beigefugt
angepasst.

Il. Begrindung

1. Ergebnis/Wirkungen
(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)

Aktualisierung der Entgeltordnungen aufgrund von qualitativ hochwertigeren Angeboten sowie An-
passungen bei den Ubungsleiterhonoraren

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

Die bisherigen Entgeltordnungen werden bei BIG an 3 Stellen und bei GESTALT an zwei Stellen
angepasst. Die jeweiligen Kursgebuhren sind fir BIG und GESTALT den jeweils aktuellen Flyern
zu entnehmen.

3. Prozesse und Strukturen
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?)
Anderungen BIG:
1. Die Entgelte pro Unterrichtseinheit liegen nun zwischen 1,50 € und 4,00 € anstatt 1,50 €
und 3,50 €.
2. Der Absatz tiber Halbkursteilnehmerinnen entféllt bei § 2 (2) und wird in aktualisierter Form
bei § 3 (2) aufgenommen.
3. Ein Nachlass in H6he von 50 % wird Frauen mit giltigem Erlangen Pass oder Schwerbe-
hindertenausweis gewéhrt (anstatt 75 % fur Frauen mit Asylbewerberstatus).

Anderungen GESTALT:
1. Die Entgelte pro Unterrichtseinheit liegen nun zwischen 1,50 € und 4,00 € anstatt 1,50 €
und 3,50 €.
2. Anpassung der Tabelle und 8§ 3 Ermalfiigung.

4. Klimaschutz:
Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz:

L] ja, positiv*
[] ja, negativ*
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X nein

Wenn ja, negativ:
Bestehen alternative Handlungsoptionen?

[] ja*

[] nein*

*Erlauterungen dazu sind in der Begrindung aufzufihren.

Falls es sich um negative Auswirkungen auf den Klimaschutz handelt und eine alter-
native Handlungsoption nicht vorhanden ist bzw. dem Stadtrat nicht zur Entscheidung
vorgeschlagen werden soll, ist eine Begriindung zu formulieren.

5. Ressourcen
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?)

Investitionskosten: € bei IPNr.:

Sachkosten: € bei Sachkonto:
Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto:
Folgekosten € bei Sachkonto:
Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto:

Weitere Ressourcen

Haushaltsmittel

X werden nicht bendtigt

] sind vorhanden auf IvP-Nr.
bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk

[] sind nicht vorhanden

Anlagen: Entgeltordnung BIG-Projekt
Entgeltordnung GESTALT-Projekt

Abstimmung

Beratung im Gremium: Sportausschuss am 07.07.2020

Protokollvermerk:
Frau Stadtratin Radue stellte einen Antrag auf Vertagung, dem alle Anwesenden entsprachen.

Frau Radue mdchte vor einer Entscheidung zur Anpassung der Entgeltordnungen fir das BIG- und
GESTALT-Projekt noch Fragen von der Verwaltung beantwortet haben.

Die Fragen von Frau Stadtratin Radue und die Antworten der Sportverwaltung lauten wie folgt:

Wurde im Planungstreffen partizipativ die neue Entgeltordnung besprochen?

BIG:

Es handelt sich um keine Pauschalerh6hung der BIG-Kursgebihren, sondern betrifft nur vereinzel-
te Kurse. Diese Kurse haben sich die Frauen ausdricklich im Rahmen der Planungstreffen ge-
winscht. Dabei wurde nattirlich angesprochen, dass die Kurse mit héheren Kosten verbunden sein
werden.
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GESTALT:
Nicht anwendbar (es finden keine Planungstreffen statt)

Warum tUberhaupt Erhéhung?

BIG:

Es handelt sich um eine Erhéhung vereinzelter Kurse von max. 0,50 € (ermaRigt 0,25 €). Diese
Kurse sind verbunden mit mehr Aufwand und Kosten, z. B. Schwimmkurs, Yogakurs, Bogenschie-
Ben:

- Hohere Mietkosten (z. B. fur Schwimmhalle)

- Hohere Materialkosten (z. B. Miete von Holzbdgen und -Pfeilen)

- Hohere Ubungsleiterkosten (z. B. besondere Qualifikation der Coaches beim Schwim-
men/Yoga)

Die Kursgebihren bewegen sich weiterhin im Niedrigbereich, wenn man sie mit ansassigen Yoga-
studios, Schwimmschulen und anderen Anbietern vergleicht.

GESTALT:

Die Ausweitung ortsnaher GESTALT-Kurse bedingt zum Teil das Zahlen von Raummieten. Des
Weiteren ist die Durchmischung des Adressatenkreises hinsichtlich unterschiedlicher Einkommen
fur die Diversitat der GESTALT-Kurse vorteilhaft. Es gibt Personen, die finanziell gut gestellt sind
und durchaus gerne einen héheren Betrag zahlen. Durch die gestaffelte ErmaRigung bis 100%
bleibt das Angebot dennoch allen zuganglich und niederschwellig.

Die wievielte Erh6hung ist dies?

BIG:
Die erste seit Projektstart vor 15 Jahren.

GESTALT:
Die erste seit Projektstart vor 7 Jahren.

Warum kein Nachlass mehr in Hohe von bis zu 75% fir Frauen mit Asylbewerber-Status?

BIG:
Die akute Lage der Frauen mit Asylbewerber-Status hat sich entscharft. Es kommen keine Anfra-
gen mehr. Stattdessen gibt es 50% Ermafigung fur Frauen mit giltigem ErlangenPass.

GESTALT:
Nicht anwendbar (da einkommensabhangige Staffelung seit Anbeginn)

Volleth Tanzler
Vorsitzender Schriftfiihrer
Beratung im Gremium: Sportbeirat am 07.07.2020

Protokollvermerk:
Frau Stadtratin Radue stellte einen Antrag auf Vertagung, dem alle Anwesenden entsprachen.

Frau Radue mdchte vor einer Entscheidung zur Anpassung der Entgeltordnungen fir das BIG- und
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GESTALT-Projekt noch Fragen von der Verwaltung beantwortet haben.
Die Fragen von Frau Stadtratin Radue und die Antworten der Sportverwaltung lauten wie folgt:

Wurde im Planungstreffen partizipativ die neue Entgeltordnung besprochen?

BIG:

Es handelt sich um keine Pauschalerh6hung der BIG-Kursgebihren, sondern betrifft nur vereinzel-
te Kurse. Diese Kurse haben sich die Frauen ausdricklich im Rahmen der Planungstreffen ge-
wlnscht. Dabei wurde natirlich angesprochen, dass die Kurse mit héheren Kosten verbunden sein
werden.

GESTALT:
Nicht anwendbar (es finden keine Planungstreffen statt)

Warum uberhaupt Erhéhung?

BIG:

Es handelt sich um eine Erhéhung vereinzelter Kurse von max. 0,50 € (ermaRigt 0,25 €). Diese
Kurse sind verbunden mit mehr Aufwand und Kosten, z. B. Schwimmkurs, Yogakurs, Bogenschie-
Ren:

- Hohere Mietkosten (z. B. fur Schwimmhalle)

- Hohere Materialkosten (z. B. Miete von Holzbdgen und -Pfeilen)

- Hohere Ubungsleiterkosten (z. B. besondere Qualifikation der Coaches beim Schwim-
men/Yoga)

Die Kursgebiihren bewegen sich weiterhin im Niedrigbereich, wenn man sie mit ansassigen Yoga-
studios, Schwimmschulen und anderen Anbietern vergleicht.

GESTALT:

Die Ausweitung ortsnaher GESTALT-Kurse bedingt zum Teil das Zahlen von Raummieten. Des
Weiteren ist die Durchmischung des Adressatenkreises hinsichtlich unterschiedlicher Einkommen
fur die Diversitat der GESTALT-Kurse vorteilhaft. Es gibt Personen, die finanziell gut gestellt sind
und durchaus gerne einen héheren Betrag zahlen. Durch die gestaffelte ErmaRigung bis 100%
bleibt das Angebot dennoch allen zuganglich und niederschwellig.

Die wievielte Erh6hung ist dies?

BIG:
Die erste seit Projektstart vor 15 Jahren.

GESTALT:
Die erste seit Projektstart vor 7 Jahren.

Warum kein Nachlass mehr in H6he von bis zu 75% fiir Frauen mit Asylbewerber-Status?

BIG:
Die akute Lage der Frauen mit Asylbewerber-Status hat sich entscharft. Es kommen keine Anfra-
gen mehr. Stattdessen gibt es 50% Ermafigung fur Frauen mit gultigem ErlangenPass.

GESTALT:
Nicht anwendbar (da einkommensabhéangige Staffelung seit Anbeginn)
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Volleth Tanzler
Vorsitzender Schriftfihrer

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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Entgeltordnung fur das BIG-Projekt im Amt fur Sport und Gesundheits-
forderung der Stadt Erlangen

(Stand: Juni 2020)

§ 1 Teilnehmerkreis

An den Kursen und Veranstaltungen des BIG-Projektes kann jede Frau teilnehmen, die das
15. Lebensjahr vollendet hat. Fir einzelne Veranstaltungen kann ein héheres oder niedrige-
res Mindestalter festgesetzt werden.

§ 2 Entgelte

(1) Fur die Teilnahme an den Veranstaltungen des BIG-Projektes werden Entgelte in folgen-
dem Rahmen erhoben:

Unterrichtsveranstaltung je angefangene Unterrichtsstunde a 60 Minuten:
EUR 1,50 bis EUR 4,00 €

(2) Die Entgelte werden bar von den Ubungsleiterinnen eingenommen und an die BIG-
Projektleitung weitergereicht. Im Amt fir Sport und Gesundheitsférderung werden die Gelder
bis zu deren Einzahlung auf das Konto der Stadt Erlangen sicher verwahrt.

§ 3 Ermaligungen

(1) Das BIG-Projekt gewahrt Frauen in finanziellen Notlagen einen Nachlass
in Hohe von bis zu 50%.

(2) Das BIG-Projekt gewahrt Frauen mit aktuellem ErlangenPass oder einem gliltigen
Schwerbehindertenausweis einen Nachlass in Héhe von 50%. Es kann nur eine der beiden
Vergunstigungen in Anspruch genommen werden.

(3) Zusatzlich gewahrt das BIG-Projekt Frauen, die nur einen halben Kurs in Anspruch neh-
men oder dem Kurs erst spater beitreten, einen Nachlass von 50%.

§ 4 Vertragsbedingungen
Die weiteren Inhalte der Nutzungsvertrage richten sich nach gesonderten AGBs.
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Entgeltordnung fur das GESTALT-Projekt

im Amt fur Sport und Gesundheitsforderung der Stadt Erlangen
(Stand: Juni 2020)

§ 1 Teilnehmerkreis

An den Kursen und Veranstaltungen des GESTALT-Projektes kann jede Person teilnehmen,
die das 60. Lebensjahr vollendet hat. Fir einzelne Veranstaltungen kann ein hdheres oder
niedrigeres Mindestalter festgesetzt werden.

§ 2 Entgelte

(1) Fur die Teilnahme an den Veranstaltungen des GESTALT-Projektes werden folgende
Rahmenentgelte erhoben:

Unterrichtsveranstaltung je angefangene Unterrichtsstunde a 60 Minuten
EUR 1,50 bis EUR 4,00

(2) Die Entgelte werden bar von den Ubungsleiterinnen eingenommen und an die GESTALT-
Projektleitung weitergereicht. Im Amt flr Sport und Gesundheitsférderung werden die Gelder
bis zu deren Einzahlung auf das Konto der Stadt Erlangen sicher verwahrt.

§ 3 Ermaligungen

(1) Fur das GESTALT-Projekt gilt folgende ErmaRigung (bei Vorlage eines Einkommensbe-
scheids):

1 Personen-Haushalt | 2 Personen-Haushalt
ErmaRigung | Mtl. Gesamteinkommen | Mtl. Gesamteinkommen

100 % 900,00 € 1.600,00 €

80 % 1.000,00 € 1.800,00 €

60 % 1.100,00 € 2.000,00 €

40 % 1.200,00 € 2.200,00 €

20 % 1.300,00 € 2.400,00 €

0% ab 1.301,00 € ab 2.401,00 €

(2) Das GESTALT-Projekt gewahrt den Teilnehmenden mit aktuellem ErlangenPass oder
einem gultigen Schwerbehindertenausweis einen Nachlass in Hohe von 50%. Es kann nur
eine dieser beiden VerglUnstigungen in Anspruch genommen werden.

(3) Zusatzlich gewahrt das GESTALT-Projekt Teilnehmenden, die nur einen halben Kurs in
Anspruch nehmen, einen Nachlass von 50%.

§ 4 Vertragsbedingungen
Die weiteren Inhalte der Nutzungsvertrage richten sich nach gesonderten AGBs.
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Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
1/52 Amt fir Sport und Gesundheitsférderung  52/013/2020

Hallen- und Bahnenmieten fur Sportvereine halbieren

Beratungsfolge Termin  O/N Vorlagenart Abstimmung

Sportbeirat 07.07.2020 O Empfehlung angenommen mit Anderungen
Sportausschuss 07.07.2020 O Gutachten angenommen mit Anderungen
Haupt-, Finanz- und Personalaus- 15.07.2020 O Gutachten

schuss

Stadtrat 23.07.2020 O Beschluss

Beteiligte Dienststellen
ESTW

. Antrag

Die Verwaltung wird beauftragt die Hallengebihren fir stéadtische Sporthallen und Bahnenmieten
fur die Erlanger Bader fur forderfahige Sportvereine fur die Jahre 2020 und 2021 nur halftig zu be-
rechnen.

Hiermit gelten der Fraktionsantrag 095/2020 der ODP und der Fraktionsantrag CSU/SPD
113/2020 als bearbeitet.

. Begrindung

1. Ergebnis/Wirkungen
(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)

Die Hallengebtihren in der aktuellen Form werden aufgrund der Corona-Pandemie in der Héhe um
50 % fur die Jahre 2020 und 2021 reduziert.

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

Eine Abrechnung der Hallengebiihren und Bahnenmieten fiir férderfahige Sportvereine erfolgt in
Hohe von 50 % der bestehenden Gebuhren. In der Zeit fur die Sperrungen der Sporthallen auf-
grund der Corona-Pandemie werden den Sportvereinen keine Nutzungsgebuhren berechnet. Die
bereits im ersten Quartal gestellten Rechnungen werden mit dem dritten und vierten Quartal ver-
rechnet, so dass auch bei den gestellten Rechnungen ein 50 %iger Abschlag erfolgt. Auch im Jahr
2021 werden die Hallengebihren in den stadtischen Sporthallen und Bahnenmieten in den Erlan-
ger Badern fir die forderfahigen Sportvereine nur halftig berechnet.

3. Prozesse und Strukturen
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?)

Die Antragsteller beantragen die Gebuhren fur Sporthallen und Schwimmbahnen nur halftig an die
Sportvereine in Rechnung zu stellen. Dies soll als Zeichen verstanden werden, dass die Stadt den
Sportvereinen in dieser aul3erordentlichen Situation finanziell hilft und entgegenkommt. Die finan-
zZiellen EinbuRen und Auswirkungen der Corona-Pandemie fur die Erlanger Sportvereine sind ak-
tuell nicht abzuschétzen und kénnen auch negative Folgen im kommendem Jahr haben.

Die Stadt Erlangen nimmt pro Jahr ca. 182.000 € (2019) an Sporthallengebuhren ein. Durch die
HallenschlieBungen ist mit einem Einnahmeverlust von ca. 1/4 der Geblhren zu rechnen. Zusatz-
lich wiirden die Einnahmen fur 2020 und 2021 durch die Fraktionsantrage um 50 % reduziert.

4. Klimaschutz:
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Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz:

L] ja, positiv*
[] ja, negativ*
X nein

Wenn ja, negativ:
Bestehen alternative Handlungsoptionen?

[] ja*

] nein*

*Erlauterungen dazu sind in der Begrindung aufzufihren.

Falls es sich um negative Auswirkungen auf den Klimaschutz handelt und eine alter-
native Handlungsoption nicht vorhanden ist bzw. dem Stadtrat nicht zur Entscheidung
vorgeschlagen werden soll, ist eine Begriindung zu formulieren.

5. Ressourcen
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?)

bei IPNr.:
bei Sachkonto:
bei Sachkonto:
bei Sachkonto:
bei Sachkonto:
ehlende Einnahmen in H6he von ca. 230.000€

Investitionskosten:
Sachkosten:

Personalkosten (brutto):
Folgekosten
Korrespondierende Einnahmen
Weitere Ressourcen

T dh dh dh dh dh

Haushaltsmittel

X werden nicht bendtigt

[] sind vorhanden auf IvP-Nr.
bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk

] sind nicht vorhanden

Anlagen: ODP Antrag 095/2020
CSU/SPD Antrag 113/2020

.Abstimmung
Beratung im Gremium: Sportausschuss am 07.07.2020
Protokollvermerk: )
Herr Stadtrat Jarosch stellte den Anderungsantrag, die Worte ,und 2021 zu streichen und Uber die

weitere Vorgehensweise das kommende Jahr betreffend erst in der letzten Sitzung des Sportaus-
schusses/Sportbeirates 2020 zu entscheiden.

Abstimmunag:
Sportbeirat abgelehnt 13:0
Sportausschuss abgelehnt 9:1
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Herr Sportbeirat Scholten stellte den Anderungsantrag, den Antragstext um die Worte ,und Sport-
aullenanlagen® zu erweitern.

Abstimmunag:

Sportbeirat angenommen 13:0
Sportausschuss angenommen 10:0
Volleth Tanzler
Vorsitzender Schriftfihrer

Beratung im Gremium: Sportbeirat am 07.07.2020

Protokollvermerk:

Herr Stadtrat Jarosch stellte den Anderungsantrag, die Worte ,und 2021“ zu streichen und Uiber die
weitere Vorgehensweise das kommende Jahr betreffend erst in der letzten Sitzung des Sportaus-
schusses/Sportbeirates 2020 zu entscheiden.

Abstimmunag:
Sportbeirat abgelehnt 13:0
Sportausschuss abgelehnt 9:1

Herr Sportbeirat Scholten stellte den Anderungsantrag, den Antragstext um die Worte ,und Sport-
aullenanlagen® zu erweitern.

Abstimmunag:

Sportbeirat angenommen 13:0
Sportausschuss angenommen 10:0
Volleth Tanzler
Vorsitzender Schriftfihrer

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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LU STADTRATS
O 2CSU i

ERLANGEN

Erlangen

SPD SPD Fraktion

im Stadtrat Erlangen
CSU-Stadtratsfraktion Erlangen, Rathausplatz 1, 91052 Erlangen
Herrn Oberburgermeister

Dr. Florian Janik Antrag gemiif § 28/ § 29 GeschO
Rathaus Eingang: 30.06.2020
91052 Erlangen Antragsnr.: 113/2020
Verteiler: OBM, BM, Fraktionen
Zust. Referat: 1/52
mit Referat: 30. Juni 2020/AB
Antrag

hier: Hallen-und Schwimmbahnmieten

Sehr geehrter Herr Oberburgermeister,

seit Marz diesen Jahres erleben auch die Sportvereine Corona bedingt eine schwierige
Zeit. Die Offnungen im Sport sind zwar fortgeschritten, dennoch kann von einem
normalen Betrieb noch keine Rede sein. Die finanziellen Einbuf3en und Auswirkungen
sind Stand heute nicht abzuschatzen.

Wir beantragen deshalb, die Erlanger Sportvereine finanziell zu entlasten und die
Hallen- und Schwimmbadmieten mindestens fur dieses und nachstes Jahr zu
halbieren.

Diese Mallnahme wirde den gesamten Erlanger Sport in einer ungewdhnlichen Zeit
unterstutzen und zur Bewaltigung der Krise beitragen.

Mit freundlichen GrifRen

/\

G
U/J{ LOLJ

y

gez.
Christian Lehrmann Barbara Pfister
CSU-Fraktionsvorsitzender SPD-Fraktionsvorsitzende
gez. gez.
Matthias Thurek Sandra Radue
stv. CSU-Fraktionsvorsitzender Sprecherin fiir Sport
O g a /%/,}/; P (r i
- = / - gez.
Harald Huttner Munib Agha
Sprecher fiir Sport Sprecher fir Haushalt und Finanzen
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O 25
ODP-Fraktion im Erlanger Stadtrat

Antrag gemiR § 28/ § 29 GeschO

An den Eingang: 22.06.2020
Antragsnr.: 095/2020

Oberbiirgermeister der Stadt Erlang Verteiler: OBM, BM, Fraktionen
Zust. Referat: 1/52

Dr. Florian Janik mit Referat:

Erlangen, den 20. Juni 2020
Jahreshallenmieten fiir Sportvereine nur halftig verlangen

Sehr geehrter Herr Oberblirgermeister,

neben ganz vielen Branchen leiden auch die Sportvereine
seit Monaten sehr unter den Corona Beschrankungen und es
ist seit Marz den Sportvereinen nicht mehr maglich, einen
geregelten Hallensportbetrieb anzubieten. Somit kénnen
auch die Vereine die von der Stadt Erlangen angemieteten
Hallen nicht oder nur sehr eingeschrankt nutzen.

Deshalb und zur finanziellen Unterstitzung von
Sportvereinen, die stadtische Hallen anmieten, beantragen
wir die halftige Erstattung / den halftigen Erlass der
Hallenmieten flr 2020, was ein gutes Zeichen an die
Erlanger Sportvereine ware, dass die Stadt den Vereinen in
dieser auBerordentlichen Situation finanziell hilft /
entgegenkommt, so wie es der Staat und die Stadt auch an
vielen anderen Stellen tun.

Okologische GriiRe

Gez.
Joachim Jarosch Frank Hoppel  Barbara Grille
Stadtrat Stadtrat Stadtratin
"Die Welt hat genug
Frkationsvorsitzender fiir jedermanns

Bedurfnisse,
aber nicht fir
jedermanns Gier."

Mahatma Gandhi
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O 26
Sitzungsvorlage Mittelbereitstellung

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
/WA Referat fur Wirtschaft und Finanzen —  11/WA/003/2020
Wirtschaftsforderung und Arbeit

Mittelbereitstellung Zuschuss City-Management Erlangen e.V. —
5-Punkte-Sonderprogramm ,,erlangenERIleben,,
Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung

Haupt-, Finanz- und Personalaus-
schuss

Stadtrat 23.07.2020 O Beschluss

15.07.2020 O Gutachten

Beteiligte Dienststellen

Die Zustimmung zur Mittelbereitstellung wird erteilt!
gez. i. V. Knitl 13.07.2020

Unterschrift Referat Il

I. Antrag

Die Stadt Erlangen zeigt sich solidarisch mit dem lokalen Einzelhandel, Gastronomie und Hotelle-
rie, Taxiunternehmen sowie kulturellen Einrichtungen in Erlangen. Sie unterstutzt daher kurzfristig,
Uber die bisherigen Zuschiisse hinaus, mit dem 5-Punkte-Sonderprogramm ,erlangenERIleben® die
Starkung Erlanger Gewerbetreibender und der lokalen Identitét. Die Stadt Erlangen gewahrt hierzu
einen aufRerplanméaRigen Sonderzuschuss in Hohe von 345 Tsd. Euro an den City-Management
Erlangen e.V.

Die Verwaltung beantragt nachfolgende auRerplanmafige Bereitstellung von Mitteln:
Erhohung der Aufwendungen um

345.000 € fur
Allgemeiner Haushalt Kostenstelle 208190 Produkt 57500010 Sachkonto 531701
Vorabdot. 20.575CM Wirtschaftsforderung Tourismus Zuschusse an priv. Unterneh-
Sonderzuschuss ,erlan- men (Ifd.Zwecke)
genERleben® City-
Management
Die Deckung erfolgt durch Einsparung
in Hohe von 345.000 € bei
Allgemeiner Haushalt Kostenstelle 202090 Produkt 11130010 Sachkonto 559201
Allg. KST Abt. Gemein- Finanzmanagement Verzinsung von Steuernachzah-
desteuern lungen (Gew.St.-guth.)
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Il. Begrindung

1. Ressourcen

Zur Durchfuihrung des Leistungsangebots/der MalBnhahme sind nachfolgende Investitions-, Sach-
und/oder Personalmittel notwendig:

Fur den Verwendungszweck stehen im Sachkostenbudget (Ansatz) zur Verfi- 0 €
gung

Im Investitionsbereich stehen dem Fachbereich zur Verfliigung (Ansatz) - €
Es stehen Haushaltsreste zur Verfligung in Héhe von - €
Bisherige Mittelbereitstellungen fir den gleichen Zweck sind bereits erfolgt in - €
Hohe von

Summe der bereits vorhandenen Mittel 0€
Gesamt-Ausgabebedarf (inkl. beantragter Mittelbereitstellung) 345.000 €

Die Mittel werden benétigt [ auf Dauer
einmalig im Haushaltsjahr 2020

Nachrichtlich:

Verflgbare Mittel im Budget zum Zeitpunkt der Antragstellung €
[] Das Sachkonto ist nicht dem Sachkostenbudget zugeordnet.

Verfligbare Mittel im Deckungskreis €
[] Die IP-Nummer ist keinem Budget bzw. Deckungskreis zugeordnet

Anmerkung zum Sachkonto ,Verzinsung von Steuernachzahlungen®:
Der Jahresverlauf auf diesem Sachkonto zeigt auf, dass der Ansatz von 2 Mio. € nicht in voller
Hohe nach derzeitigem Kenntnisstand bendtigt wird.

2. Ergebnis/Wirkungen
(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)

Die Corona-Pandemie sowie die damit verbundenen Malinahmen zur Einschrankung des Infekti-
onsgeschehens, vor allem der harte Lockdown, stellen insbesondere den stationaren (inhaberge-
fuhrten) Einzelhandel, die Gastronomie und Hotellerie, Taxiunternehmen sowie Kultureinrichtun-
gen vor schwere wirtschaftliche Herausforderungen. Um Erlanger Gewerbetreibende in den ge-
nannten Bereichen moglichst schnell finanziell zu unterstiitzen, hat die Stadt Erlangen friih reagiert
und im Rahmen der gesetzlichen Moglichkeiten zahlreiche Verginstigungen unbirokratisch umge-
setzt. Hierzu zahlen unter anderem der Erlass der Sondernutzungsgebihren, die unbirokratische
Erweiterung der Sondernutzungsflachen, die zinslose Stundung von Gewerbesteuerzahlungen, die
Herabsetzung von Gewerbesteuervorauszahlungen sowie ein mdglicher Nachlass bei Miet- und
Pachtzahlungen.

Um die Vielfalt in der Erlanger Innenstadt kurz- und mittelfristig zu erhalten, bedarf es jedoch wei-
terer unterstutzender Maf3nahmen und der Umsetzung kreativer Ideen und Konzepte.

Die Stadt Erlangen stellt dem City-Management Erlangen e.V. daher im Rahmen eines 5-Punkte-
Sonderprogramms ,erlangenERIeben” einen Sonderzuschuss in Hohe von 345 Tsd. Euro zur Ver-
figung. Hiermit sollen Projekte zur Erh6hung der Aufenthaltsqualitédt sowie zur Konsumanregung
durchgefihrt werden.
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3. Programme/Produkte/Leistungen/Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

Die Mittel sollen fur folgende Maflinahmen eingesetzt werden:
3.1. Digitalisierung A 13.000 Euro

Der City-Management Erlangen e.V. wird mit den bereitgestellten Mitteln das Online-Portal Erlan-
ger Schaufenster www.erlangen.info/schaufenster weiter ausbauen und starken. Dort kdnnen sich
Einzelhandler und Gastronomen einer breiten Offentlichkeit prasentieren sowie ihre eigenen Onli-
neangebote vermarkten. Zudem sollen die Einzelhandler dabei unterstitzt werden, neue Ver-
triebswege aufzubauen.

3.2. Mobilitat 8.000 Euro

Wahrend der Lockdown-Phase hat der City-Management Erlangen e.V. einen fir die Einzelhandler
kostenlosen Lieferservice aufgebaut. Im Rahmen der zehnwochigen Testphase hat vor allem der
stationare inhabergefiihrte Einzelhandel davon profitiert.

Auf Wunsch der Einzelhandler soll der kostenlose Lieferservice in der Weihnachtsphase wieder
angeboten werden.

3.3. Projekte 223.500 Euro

Der City-Management Erlangen e.V. wird einen Projektfonds aufsetzen. Mit diesen Mitteln kénnen
kleinere Aktionen, MaRnahmen und Projekte begleitet und umgesetzt werden, die von den lokalen
Gewerbetreibenden initiiert werden. Dadurch sollen die Aufenthaltsqualitat und Attraktivitat der
Innenstadt gestarkt werden.

In der Weihnachtszeit, der wichtigsten Phase fir den Einzelhandel, wird das City-Management mit
verschiedenen MalRnahmen zur Erhéhung der Aufenthaltsqualitét in der Innenstadt beitragen, um
damit eine positive Einkaufsatmosphére zu schaffen. Hierzu zéhlen auch die Beibehaltung bewéhr-
ter Aktionen wie die alljahrliche Weihnachtsbeleuchtung und Erlangen on Ice.

Der Lockdown sowie die Hygienemalinahmen zur Einschrénkung des Infektionsgeschehens stel-
len insbesondere den Einzelhandel, die Gastronomie und Hotellerie, Taxiunternehmen sowie die
Kultureinrichtungen vor existenzielle Herausforderungen. Um diese zu unterstiitzen sowie den
Konsum in Erlangen zu erhdhen, wird das City-Management einen ,Sondergutschein Corona“ (Ar-
beitstitel) fur alle Erlangerinnen und Erlanger sowie fiir all diejenigen, die in Erlangen einkaufen
gehen moéchten, auflegen. Dieser Sondergutschein wird finanziell bezuschusst, so dass der Anreiz
ihn zu erwerben und einzusetzen hoch ist. Ziel ist es, den Konsum der Blrgerinnen und Birger
kurzfristig zu stimulieren. Die Anzahl der bezuschussten Gutscheine wird beschrankt und sie wer-
den nur Uber einen begrenzten Zeitraum vertrieben. Im Rahmen dieser Gutscheinaktion kénnten
so Konsumausgaben in H6he von mehr als 200.000 Euro generiert werden, die gezielt dem Erlan-
ger Einzelhandel, der Gastronomie und Hotellerie, den Taxiunternehmen sowie den Kulteinrich-
tungen zugutekommen. Im Rahmen dieser Gutscheinaktionen soll die Anzahl der Gutscheinakzep-
tanzstellen ausgeweitet werden.

3.4. Bewerbung 90.500 Euro

Um die maximale Reichweite fiir die geplanten Mal3nahmen zu erzielen, werden diese durch das
City-Management sowohl regional als auch Uberregional crossmedial beworben. Hierzu z&hlen
Printanzeigen in Zeitungen und Magazinen, Bandenwerbung, Fernseh- und Bewegtbildbeitrage in
Kooperation mit dem Franken Fernsehen, Radiowerbung und Social Media Beitrage.
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3.5. Infrastruktur 10.000 Euro

Zudem wird das City-Management an ausgewdahlten Standorten Verschonerungsmal3nahmen in
der Innenstadt durchfiihren, um die Attraktivitat der Innenstadt zu erhéhen und das Einkaufserleb-
nis attraktiver zu gestalten.

4. Prozesse und Strukturen
(Wie sollen die Programme/Leistungsangebote erbracht werden?)

Damit der City-Management Erlangen e.V. die dargestellten Projekte und Mal3nahmen umsetzen
kann, ist eine finanzielle Unterstiitzung seitens der Stadt Erlangen im Rahmen eines Sonderzu-
schusses noétig, denn aus den Mitgliedsbeitragen (GroRRenordnung ca. 65.000 — 70.000 p. a.) kén-
nen diese nicht dargestellt werden.

Der Citymanager Christian Frank wird in den Sitzungen anwesend sein um Fragen zu den einzel-
nen MalRnahmen zu erlautern.

lll. Abstimmung
siehe Anlage

IV.Beschlusskontrolle

V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
N/ESTW Referat IlI 111/002/2020
Bevollmachtigung fur die Hauptversammlung der Erlanger Stadtwerke AG am 24.
Juli 2020

Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung

Haupt-, Finanz- und Personalaus-
schuss

Stadtrat 23.07.2020 O Beschluss

15.07.2020 O Gutachten

Beteiligte Dienststellen
BTM

I. Antrag

Herr BerufsmaRiger Stadtrat Thomas Ternes wird bevollmachtigt, die Stadt Erlangen in der Haupt-
versammlung der Erlanger Stadtwerke AG am 24. Juli 2020 als Aktionarsvertreter zu vertreten und
zu folgenden Beschlussvorlagen die Zustimmung zu erteilen:

- Der Bilanzgewinn des Geschaftsjahres 2019 in Hohe von 1.665.905,79 € wird in die
"anderen Gewinnrtcklagen" eingestellt.

- Den Mitgliedern des Vorstands wird fir das Geschaftsjahr 2019 Entlastung erteilt.

- Den Mitgliedern des Aufsichtsrats wird fur das Geschéftsjahr 2019 Entlastung erteilt.

- Zum Abschlussprfer fir das Geschéftsjahr 2020 wird die Wirtschaftsprifungsgesellschaft
BBH AG, Minchen gewahlt.

[I. Begrindung

1. Ergebnis/Wirkungen
(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)

Die Vertretung der Aktionarin Stadt Erlangen in der Hauptversammlung der ESTW AG soll
beschlossen werden.

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

Herr Berufsmafiger Stadtrat Thomas Ternes wird bevollméchtigt, die Stadt Erlangen in der
Hauptversammlung der Erlanger Stadtwerke AG am 24. Juli 2020 als Aktionarsvertreter zu
vertreten.

Fur die Wahl der Aktionarsvertreter*innen in den Aufsichtsrat liegt bereits der Beschluss des
Stadtrates fur den im Sachbericht genannten Wahlvorschlag vor.

3. Prozesse und Strukturen
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?)

Herr berufsmafiige Stadtrat Thomas Ternes wird bevollmé&chtigt, in der Hauptversammlung zu
den Tagesordnungspunkten die im nachfolgenden Sachbericht genannten Erklarungen abzu-
geben.
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Sachbericht;

Der Geschéftsbericht 2019 der ESTW liegt den Mitgliedern des Stadtrats vor. Dieser enthalt
den Jahresabschluss fur das Geschaftsjahr 2019, den Lagebericht des Vorstands und den Be-
richt des Aufsichtsrats.

1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses und des zusammengefassten Lage-
berichts der Gesellschaft sowie des gebilligten Jahresabschlusses und Lagebe-
richts des Konzerns und die festgestellten Jahresabschliisse sowie Lageberichte
der Tochtergesellschaften fur das Geschéaftsjahr 2019

2. Vorschlag fur die Verwendung des Jahresergebnisses des Geschéaftsjahres 2019
der Erlanger Stadtwerke AG

"Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Bilanzgewinn des Geschéftsjahres 2019 in
Hohe von 1.665.905,79 € in die "anderen Gewinnrucklagen" einzustellen.”

3. Entlastung der Mitglieder des Vorstands

"Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Vorstands fur das Ge-
schéftsjahr 2019 Entlastung zu erteilen."

4. Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats
"Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Aufsichtsrats fur das Ge-
schaftsjahr 2019 Entlastung zu erteilen."”

5. Wahl des Abschlussprifers

"Der Aufsichtsrat schlagt vor, zum Abschlussprifer fir das Geschaftsjahr 2020 die
Wirtschaftsprifungsgesellschaft BBH AG, Miinchen zu wahlen."

6. Wahl der Aktionarsvertreter*innen in den Aufsichtsrat
Der Aufsichtsrat setzt sich zusammen nach 88 95 und 96 Abs. 1 AktG in Verbindung mit
§ 129 BetrVG 1972 und § 76 BetrVG 1952.

Die Amtszeit der derzeitigen Aufsichtsratsmitglieder der Aktionérin endet mit der Haupt-
versammlung, die tber das Geschaftsjahr 2019 beschliel3t.

Die derzeitigen Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat wurden im Juli 2018 bis zu der
Hauptversammlung, die Uber das Geschaftsjahr 2022 beschliel3t, gewahilt.

Die Vertreter der Alleinaktionarin Stadt Erlangen im Aufsichtsrat wurden in der Sitzung
des Stadtrats am 14. Mai 2020 vorgeschlagen.

Die Aktionarsvertreter werden fur den Zeitraum vom 24. Juli 2020 bis zur Haupt-
versammlung, welche tber die Entlastung fir das Geschaftsjahr 2022 beschliefl3t, ge-
wahlt.
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Wabhlvorschlag:

Mitglied des Aufsichtsrats

Vorsitzender Dr. Florian Janik, Oberblrgermeister und Stadtrat, Erlangen

Csu Dr. Kurt Holler, Direktor und Stadtrat, Erlangen

Alexandra Wunderlich, Dipl. Kauffrau und Stadtratin, Erlangen

SPD Dr. Andreas Richter, Physiker und Stadtrat, Erlangen

Grine Liste Tina Prietz, Projektleiterin und Stadtratin, Erlangen

Eva Linhart, Dipl. Ingenieurin und Stadtratin, Erlangen

FDP Dr. Holger Schulze, Universitatsprofessor und Stadtrat, Erlangen

Klimaliste Dr. Martin Hundhausen, Physiker und Stadtrat, Erlangen

Der Aufsichtsrat schlief3t sich dem Vorschlag des Stadtrats an.

4. Klimaschutz:

Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz:

] ja, positiv*
] ja, negativ*
X nein
Anlagen:
lll. Abstimmung

siehe Anlage
IV.Beschlusskontrolle

V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
[11/30; OMB/13 Rechtsamt; Blrgermeister- und 30/001/2020/1
Presseamt

Satzung zur Anderung der Gemeindesatzung der Stadt Erlangen; Fraktionsantrage
086/2020 der Erlanger Linken, 091/2020 der Grune/Grlne Liste, 093/2020 der FDP
und 101/2020 der 6dp

Beratungsfolge Termin O/IN Vorlagenart Abstimmung

Haupt-, Finanz- und Personalaus-
schuss

Stadtrat 23.07.2020 O Beschluss

15.07.2020 O Gutachten

Beteiligte Dienststellen

Antrag

1. Die Satzung zur Anderung der Gemeindesatzung der Stadt Erlangen (Entwurf vom
06.07.2020, Anlage 1) wird beschlossen.

2. Der Antrag der Griine/Grine Liste-Stadtratsfraktion Nr. 091/2020 vom 19.06.2020 und der An-
trag der FDP-Stadtratsgruppe Nr. 093/2020 vom 22.06.2020 sind damit bearbeitet.

3. Der Antrag der Erlanger Linke-Stadtratsgruppe Nr. 086/2020 vom 15.06.2020 und der Antrag
der ODP-Stadtratsfraktion Nr. 101/2020 vom 22.06.2020 werden im Herbst 2020 bei einer
Uberprifung und ggf. nochmaligen Anderung der Gemeindesatzung mit einbezogen.

Begrundung

1. Tatigkeit der ehrenamtlichen Stadtratsmitglieder; Entschadigung

Bei der Vorlage handelt es sich um eine Anderung der Vorlage, die bereits am 17.06.2020 in
den HFPA eingebracht wurde. Nach Diskussionen im HFPA wurde die Vorlage im Altestenrat
am 22.06.2020 nochmals diskutiert und sodann von der Verwaltung tiberarbeitet.

Die in den Antragen der Fraktionen und Gruppierungen und in der Diskussion vorgebrachten
Uberlegungen wurden dabei folgendermaRen bewertet:

Ein einheitlicher Sockelbetrag sowie eine Aufteilung ohne Sockelbetrag ist rechtlich nicht még-
lich, da nach dem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG) vom 05.07.2012 die finan-
ziellen Zuschisse vor allem der Finanzierung der personellen Aufwendungen dienen. Der So-
ckelbetrag kann nicht in der Zurverfiigungstellung von Radumen und Biromaterial gesehen
werden, da derartige Sachmittel im durch das BVerwG entschiedenen Fall ebenfalls zusatzlich
zur Verfuigung gestellt wurden.

Alleine diese zusétzlich zu den Sachmitteln zur Verfliigung gestellten finanziellen Mittel wurden
daher in dem Urteil betrachtet und auch nur hinsichtlich dieser hat das BVerwG festgestellt,
dass es einen gewissen Sockelbedarf gibt, der unabhéngig von der Fraktionsgrofie ist. Die
gewahrten Mittel missen nach einem Malistab verteilt werden, der sich an dem tatsachlichen
oder erwartbaren Bedarf fiur die Geschaftsfiihrung orientiert; dabei fallt ein bestimmter Anteil
sowohl fiir kleine als auch fir grol3e Fraktionen gleichermalRen an. Das BVerwG hat in dem Ur-
teil gerade das ,Kopfteilprinzip“ beanstandet; dieses sollte aber nach dem Antrag der FDP-
Stadtratsgruppe auch in Erlangen eingefuihrt werden.
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Auch bei dem einheitlichen Sockelbetrag, der durch die Griinen/Griine Liste-Stadtratsfraktion
beantragt wurde, kann der unterschiedliche Personalbedarf, der durch die Fraktionszuschisse
gedeckt werden soll, bei unterschiedlich groRen Fraktionen nicht sachgerecht abgebildet wer-
den.

Die Antrage der Erlanger Linke-Stadtratsgruppe und der ODP-Stadtratsfraktion werden im
Herbst bei einer Uberprifung und ggf. nochmaligen Anderung der Gemeindesatzung mitge-
pruft.

Die Sockelbetrage wie sie nun vorgeschlagen werden, richten sich nach dem erwartbaren
Aufwand flr Personal in den unterschiedlich groRen Fraktionen bzw. Ausschussgemeinschaf-
ten. Durch die erhdhte Komplexitat der Stadtratstatigkeit ist mit einem erhdhten Bedarf zu
rechnen. Die Sockelbetrage wurden daher auf drei unterschiedliche Betrage zusammenge-
fasst, die an den personellen Bedarf verschieden grof3er Fraktionen und Ausschussgemein-
schaften ausgerichtet sind. Die Verwaltung geht davon aus, dass der Bedarf an Personal gera-
de auch in kleineren Fraktionen und Ausschussgemeinschaften tberproportional gestiegen ist
und passt daher in dem Bereich bis 7 Mitglieder den Sockelbetrag entsprechend an.

Bei den in § 3 Abs. 2 Buchstabe a bis ¢ der Gemeindesatzung genannten Betrdge werden
Steigerungen des Tarifvertrags fur den 6ffentlichen Dienst oder der Beamtenbesoldung unmit-
telbar berlcksichtigt. Daher entsprechen die bislang abgedruckten Betrage nicht den derzeiti-
gen Zahlungen.

Die Aufwandsentschadigung fur Stadtratsmitglieder und fir den Fraktionsvorsitz werden nicht
erhdht, es werden die Betrage auf die derzeitigen Zahlbetrage aktualisiert.

Die Hohe des Sitzungsgeldes, das selbstandig tatige Stadtratsmitglieder auf Antrag fur jede
angefangene Stunde Sitzungsdauer bis langstens 19:00 Uhr erhalten, wird auf den Wert, den
die Stadt Nurnberg ihren Stadtratsmitgliedern bezahlt, erhéht.

2. Tatigkeit sonstiger ehrenamtlicher Mitglieder; Entschadigung

Durch die Anderung von § 4 Abs. 1 und 2 der Gemeindesatzung wird klargestellt, dass grund-
sétzlich alle Beirate der Stadt Erlangen sowie die Mitglieder des Jugendparlaments und die
vom Stadtrat berufenen Mitglieder des Jugendhilfeausschusses eine Entschadigung in gleicher
Hohe erhalten.

Die Entschadigung fur Mitglieder des Baukunstbeirats wird in einer eigenen Satzung festgelegt.
Diese unterscheidet sich von den Festlegungen in der Gemeindesatzung, da es sich bei den
Mitgliedern um auswartige Fachkrafte handelt.

3. Inkrafttreten
Die Anderungen sollen mit Beginn der Wahlzeit in Kraft treten. Eine Riickwirkung ist in diesem

Fall moglich, da insbesondere der rechtsstaatliche Grundsatz des Vertrauensschutzes nicht
verletzt wird, denn es erfolgt eine Besserstellung.

4. Klimaschutz:

Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz:

] ja, positiv*
] ja, negativ*
X nein
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5. Ressourcen
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?)

Investitionskosten: € bei IPNr.:

Sachkosten: 40.00,- € bei Sachkonto: 542121
Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto:
Folgekosten € bei Sachkonto:
Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto:

Weitere Ressourcen

Haushaltsmittel

[
[

X

Anlagen:

[ll. Abstimmung
siehe Anlage

werden nicht bendtigt

sind vorhanden auf IvP-Nr.
bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk
sind nicht vorhanden

Anlage 1: Entwurf der Satzung zur Anderung der Gemeindesatzung der
Stadt Erlangen vom 06.07.2020

Anlage 2: synoptische Darstellung

Anlage 3: Antrag der Erlanger Linken 086/2020

Anlage 4: Antrag der Grine/Grune Liste 091/2020

Anlage 5: Antrag der FDP 093/2020

Anlage 6: Antrag der 6dp 101/2020

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift

VI.Zum Vorgang

Seite 31@'1 3
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Anlage 1
Entwurf vom 06.07.2020

Satzung zur Anderung der Gemeindesatzung
der Stadt Erlangen

Die Stadt Erlangen erlasst aufgrund des Art. 23 Satz 1 der Gemeindeordnung flr den Frei-
staat Bayern (GO) i. d. F. der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBI. S. 796), zuletzt
geandert durch § 5 Abs. 2 des Gesetzes vom 23. Dezember 2019 (GVBI. S. 737) folgende
Satzung:

Art. 1

1. § 3 Abs. 2 erhalt folgende Fassung:

,Die ehrenamtlichen Stadtratsmitglieder erhalten flr ihre Tatigkeit folgende Entschadigun-
gen:

a) Fraktionszuschiisse:

Bei Fraktionen ab 13 Mitgliedern betragt der monatliche Grundbetrag 3.800 €, bei Fraktionen
mit 7 bis 12 Mitgliedern betragt er 2.900 € und bei Fraktionen mit bis zu 6 Mitgliedern 1.500
€. Zuzuglich zum Grundbetrag erhalten alle Fraktionen 105 € fur jedes Fraktionsmitglied.
Ausschussgemeinschaften, die mindestens drei Stadtratsmitglieder umfassen, werden wie
Fraktionen behandelt. Einzelstadtratsmitglieder erhalten einen monatlichen Geschéftsflih-
rungszuschuss von 336 €. Kiinftige prozentuale Steigerungen im Tarifvertrag flr den 6ffentli-
chen Dienst (Entgeltgruppe 5 TV6D) werden ohne Einmalzahlungen unmittelbar berlicksich-
tigt.

b) Aufwandsentschadigung fir Stadtratsmitglieder:

Die ehrenamtlichen Stadtratsmitglieder erhalten flr ihre Tatigkeit als Entschadigung einen
Pauschalbetrag von monatlich 1.042,67 €. Prozentuale Steigerungen der Beamtenbesoldung
werden ohne Einmalzahlungen berlcksichtigt (Einheitliche Anderungen des Grundgehalts
der Besoldungsgruppe A 14, abgedruckt in einer Anlage zum Bayerischen Besoldungsge-
setz, gelten mit dem gIeichen Vom-Hundert-Satz unmittelbar).

c) Aufwandsentschadigung fir den Fraktionsvorsitz:

Der Grundbetrag fir den Fraktionsvorsitz betragt monatlich 494,32 € zuztglich 30,02 € flr
jedes weitere Fraktionsmitglied. Prozentuale Steigerungen der Beamtenbesoldung werden
ohne Einmalzahlungen berticksichtigt (Einheitliche Anderungen des Grundgehalts der Be-
soldungsgruppe A 14, abgedruckt in einer Anlage zum Bayerischen Besoldungsgesetz, gel-
ten mit dem gleichen Vom-Hundert-Satz unmittelbar).

d) Verdienstausfall:

Stadtratsmitglieder, die Arbeiter oder Angestellte sind, haben auBerdem Anspruch auf Ersatz
des nachgewiesenen Verdienstausfalls. Selbsténdig tatige Stadtratsmitglieder erhalten auf
Antrag fur jede angefangene Stunde Sitzungsdauer bis langstens 19.00 Uhr ein Sitzungsgeld
von 13,00 € brutto. Berlicksichtigt werden Sitzungen des Stadtrates, seiner Ausschiisse und
der Beirate, sofern das Stadtratsmitglied in der Sitzung stimmberechtigt ist. Die Abrechnung
erfolgt nachtraglich zum Ende des Kalenderjahrs.”
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2. § 4 wird wie folgt geandert:

a) In Abs. 1 werden das Satzzeichen und die Worte ,,, in der Satzung Uber Ortsbeirate” ge-
strichen.

b) Abs. 2 Satz 1 erhalt folgende Fassung:

,Mit Ausnahme der Mitglieder des Baukunstbeirats erhalten die sonstigen in Beiraten oder
dem Jugendparlament tatigen Mitglieder sowie vom Stadtrat berufene Mitglieder des Ju-
gendhilfeausschusses als Entschadigung ein Sitzungsgeld von 12,50 € pro Sitzung.*

¢) In Abs. 2 wird nach Satz 4 folgender Satz 5 neu eingeflgt:

,Die Héhe der Entschadigung der Mitglieder des Baukunstbeirats wird gesondert in der Sat-
zung des Baukunstbeirats geregelt.”

d) Der bisherige Satz 5 wird zu Satz 6.

Art. 2

Die Satzung tritt rickwirkend zum 01.05.2020 in Kraft.
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Anlage 2

Synoptische Darstellung zur Anderung der Gemeindesatzung der Stadt

Bisherige Fassung

Neue Fassung
(Anderungen in Fettdruck und Streichungen)

§ 3 Abs. 2:

,Die ehrenamtlichen Stadtratsmitglieder erhalten fir inre Tatigkeit fol-
gende Entschadigungen:

a) Fraktionszuschiisse:

Bei Fraktionen ab 16 Mitgliedern betragt der monatliche Grundbetrag
2.835 €, bei Fraktionen mit 11 bis 15 Mitgliedern betragt er 2.124 €, bei
Fraktionen mit 6 bis 10 Mitgliedern betragt er 1.415 € und bei Fraktio-
nen mit bis zu 5 Mitgliedern 705 €. Zuzliglich zum Grundbetrag erhalten
alle Fraktionen 82 € flr jedes Fraktionsmitglied. Ausschussgemein-
schaften, die mindestens drei Stadtratsmitglieder umfassen, werden
wie Fraktionen behandelt.

Einzelstadtratsmitglieder erhalten einen monatlichen Geschéftsfih-
rungszuschuss von 250 €.

Kinftige prozentuale Steigerungen im Tarifvertrag fir den 6ffentlichen
Dienst (Entgeltgruppe 5 TV6D) werden ohne Einmalzahlungen unmit-
telbar berlcksichtigt.

b) Aufwandsentschadigung fur Stadtratsmitglieder:

Die ehrenamtlichen Stadtratsmitglieder erhalten fur ihre Tatigkeit als
Entschadigung einen Pauschalbetrag von monatlich 719,81 €. Prozen-
tuale Steigerungen der Beamtenbesoldung werden ohne Einmalzah-
lungen bericksichtigt (Einheitliche Anderungen des Grundgehalts der
Besoldungsgruppe A 14, abgedruckt in einer Anlage zum Bayerischen
Besoldungsgesetz, gelten mit dem gleichen Vom-Hundert-Satz unmit-
telbar).

§ 3 Abs. 2:

,Die ehrenamtlichen Stadtratsmitglieder erhalten fir inre Tatigkeit fol-
gende Entschadigungen:

a) Fraktionszuschiisse:

Bei Fraktionen ab 13 Mitgliedern betragt der monatliche Grundbe-
trag 3.800 €, bei Fraktionen mit 7 bis 12 Mitgliedern betragt er
2.900 € und bei Fraktionen mit bis zu 6 Mitgliedern 1.500 €. Zuzig-
lich zum Grundbetrag erhalten alle Fraktionen 105 € fiir jedes Frakti-
onsmitglied. Ausschussgemeinschaften, die mindestens drei Stadt-
ratsmitglieder umfassen, werden wie Fraktionen behandelt.

Einzelstadtratsmitglieder erhalten einen monatlichen Geschéftsfih-
rungszuschuss von 336 €.

Kinftige prozentuale Steigerungen im Tarifvertrag fir den 6ffentlichen
Dienst (Entgeltgruppe 5 TV6D) werden ohne Einmalzahlungen unmit-
telbar bertcksichtigt.

b) Aufwandsentschadigung fur Stadtratsmitglieder:

Die ehrenamtlichen Stadtratsmitglieder erhalten fur ihre Tatigkeit als
Entschadigung einen Pauschalbetrag von monatlich 1.042,67 €. Pro-
zentuale Steigerungen der Beamtenbesoldung werden ohne Einmal-
zahlungen ber(cksichtigt (Einheitliche Anderungen des Grundgehalts
der Besoldungsgruppe A 14, abgedruckt in einer Anlage zum Bayeri-
schen Besoldungsgesetz, gelten mit dem gleichen Vom-Hundert-Satz
unmittelbar).
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c) Aufwandsentschadigung fir den Fraktionsvorsitz:

Der Grundbetrag fir den Fraktionsvorsitz betragt monatlich 341,24 €
zuziglich 20,73 € fur jedes weitere Fraktionsmitglied. Prozentuale Stei-
gerungen der Beamtenbesoldung werden ohne Einmalzahlungen be-
ricksichtigt (Einheitliche Anderungen des Grundgehalts der Besol-
dungsgruppe A 14, abgedruckt in einer Anlage zum Bayerischen Be-
soldungsgesetz, gelten mit dem gleichen Vom-Hundert-Satz unmittel-
bar).

d) Verdienstausfall:

Stadtratsmitglieder, die Arbeiter oder Angestellte sind, haben auBerdem
Anspruch auf Ersatz des nachgewiesenen Verdienstausfalls. Selbstan-
dig tatige Stadtratsmitglieder erhalten auf Antrag fur jede angefangene
Stunde Sitzungsdauer bis langstens 19.00 Uhr ein Sitzungsgeld von
7,67 € brutto. Berilcksichtigt werden Sitzungen des Stadtrates, seiner
Ausschusse und der Beirate, sofern das Stadtratsmitglied in der Sit-
zung stimmberechtigt ist. Die Abrechnung erfolgt nachtraglich zum En-
de des Kalenderjahrs.

c) Aufwandsentschadigung fir den Fraktionsvorsitz:

Der Grundbetrag fir den Fraktionsvorsitz betragt monatlich 494,32 €
zuziglich 30,02 € fUr jedes weitere Fraktionsmitglied. Prozentuale Stei-
gerungen der Beamtenbesoldung werden ohne Einmalzahlungen be-
ricksichtigt (Einheitliche Anderungen des Grundgehalts der Besol-
dungsgruppe A 14, abgedruckt in einer Anlage zum Bayerischen Be-
soldungsgesetz, gelten mit dem gleichen Vom-Hundert-Satz unmittel-
bar).

d) Verdienstausfall:

Stadtratsmitglieder, die Arbeiter oder Angestellte sind, haben auBerdem
Anspruch auf Ersatz des nachgewiesenen Verdienstausfalls. Selbstan-
dig tatige Stadtratsmitglieder erhalten auf Antrag fur jede angefangene
Stunde Sitzungsdauer bis langstens 19.00 Uhr ein Sitzungsgeld von
13,00 € brutto. Berticksichtigt werden Sitzungen des Stadtrates, seiner
Ausschusse und der Beirate, sofern das Stadtratsmitglied in der Sit-
zung stimmberechtigt ist. Die Abrechnung erfolgt nachtraglich zum En-
de des Kalenderjahrs.

§ 4 Abs. 1:

Einzelheiten zur Tatigkeit sonstiger ehrenamtlicher Mitglieder sind in
der Geschaftsordnung fir den Stadtrat Erlangen, in der Satzung Uber
Ortsbeirate oder in besonderen Satzungen geregelt.

§ 4 Abs. 1:

Einzelheiten zur Tatigkeit sonstiger ehrenamtlicher Mitglieder sind in
der Geschaftsordnung fur den Stadtrat Erlangen;-in-derSatzung-tber
Ortsbeirdte oder in besonderen Satzungen geregelt.

§ 4 Abs. 2:

Sonstige im Auslander- und Integrationsbeirat und im Baukunstbeirat
tatige Mitglieder sowie die vom Stadtrat berufenen Mitglieder des Ju-
gendhilfeausschusses, des Jugendparlaments, der Ortsbeirate, der
Stadtteilbeirdte, des Seniorenbeirats, des Sozialbeirats, des Sportbei-
rats und des Umwelt-, Verkehrs- und Planungsbeirats erhalten als Ent-
schadigung ein Sitzungsgeld von 12,50 € pro Sitzung. Hinzu kommt ein
Pauschalbetrag von 10 € monatlich fir die Mitgliedschaft. Die Vorsit-
zenden der in Satz 1 genannten Gremien erhalten darliber hinaus eine
Aufwandsentschédigung in Héhe von 500 € jéhrlich. Hiervon ausge-

§ 4 Abs. 2:

Mit Ausnahme der Mitglieder des Baukunstbeirats erhalten die
sonstigen in Beiraten oder dem Jugendparlament tatigen Mitglie-
der sowie vom Stadtrat berufene Mitglieder des Jugendhilfeaus-
schusses als Entschadigung ein Sitzungsgeld von 12,50 € pro Sit-
zung.

Hinzu kommt ein Pauschalbetrag von 10 € monatlich fur die Mitglied-
schaft. Die Vorsitzenden der in Satz 1 genannten Gremien erhalten
dartiber hinaus eine Aufwandsentschadigung in Héhe von 500 € jahr-
lich. Hiervon ausgenommen sind Mitglieder, die diesen Gremien auf-
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nommen sind Mitglieder, die diesen Gremien aufgrund ihres Amtes als

Stadtratsmitglieder angehdren. Die Entschadigung wird jahrlich nach-
traglich gezahlt

grund ihres Amtes als Stadtratsmitglieder angehéren. Die Hohe der
Entschadigung der Mitglieder des Baukunstbeirats wird gesondert
in der Satzung des Baukunstbeirats geregelt. Die Entschadigung
wird jahrlich nachtraglich gezahlt




ag geman § 28/ § 29 GeschO

ng: 15.06.2020
Antragsnr.: 086/2020 -
Verteiler: OBM, BM, Fraktionen
Zust. IReferat: Klarung durch I;B er’anger "nke
mit Referat:

Erlangen, den 15.06.2020

Kinderbetreuung und Zweck der Aufwandsentschadigung fiir Stadtratinnen regeln
Anderungsantrige zum TOP 9 des HFPA am 17.06.2020 (Gemeindesatzung)

Sehr geehrter Herr Oberburgermeister,

zur Gemeindesatzung der Stadt Erlangen stellen wir folgende Anderungsantrage. Es wird darum
gebeten, die Punkte einzeln abzustimmen.

Die Verwaltung mdge bis zur ndchsten Beratung der Satzung folgende Punkte mit aufnehmen:

1.
§3, Satz 1 wird geandert von bisher

Die ehrenamtlichen Stadtratsmitglieder erhalten fiir ihre Tétigkeit als Entschéddigung
einen Pauschalbetrag...

In die neue Formulierung

Die ehrenamtlichen Stadltratsmitglieder erhalten als Entschadigung fiir typische Mehr-
aufwendungen aufgrund ihres Ehrenamtes einen Pauschalbetrag...

2.1.

Die Kosten fiir die Kinderbetreuung (bis 14 Jahre) der Stadtratsmitglieder wahrend der Sitzungen
des Stadtrates und seiner Untergremien werden Gbernommen. Alternativ wird von der Stadt eine
adaquate Moglichkeit zur fir das Stadtratsmitglied kostenneutralen Kinderbetreuung geschaffen.

2.2. (Hilfsweise)

Wie 2.1., jedoch zumindest fur alleinerziehende Stadtratsmitglieder

3.1.

Die Kosten fur die Kinderbetreuung (bis 14 Jahre) der Stadtratsmitglieder wahrend der Sitzungen
ihrer Fraktion, Fraktionsgemeinschaft, Ausschussgemeinschaft, Stadtratsgruppe werden Gber-
nommen. Alternativ wird von der Stadt eine adaquate Mdglichkeit zur fir das Stadtratsmitglied
kostenneutralen Kinderbetreuung geschaffen.

3.2. (Hilfsweise)

Wie 3.1., jedoch zumindest fir alleinerziehende Stadtratsmitglieder

erlanger linke - Rathausplatz 1 - 91052 Erlangen — fax 09131/86-1791, tel 09131/86-1789
mail: erlanger-linke@stadt.erlangen.de Web: www.erlanger-linke.de Seite 1/2
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Begriindung:
Zu 1.

Von ,BAF6G* und weiteren Sozialleistungen wird die Aufwandsentschadigung abgezogen (als
Einkommen angerechnet). Nach Bundesausbildungsférderungsgesetz §11, Absatz 4, Satz 4 qilt
jedoch:

§ 21 Einkommensbegriff

(4) Nicht als Einkommen gelten

4. Einnahmen, deren Zweckbestimmung einer Anrechnung auf den Bedarf entgegensteht;
dies gilt insbesondere fiir Einnahmen, die fiir einen anderen Zweck als fiir die Deckung des
Bedarfs im Sinne dieses Gesetzes bestimmt sind

Ahnlich § 11a SGB Il, Absatz 3.

Durch die neue Formulierung wirde klargestellt, dass die Entschadigung dem ausdrucklichen
Zweck ,Ersatz des mandatsbedingten Mehraufwands® dient, und nach dem Willen des Satzungs-
gebers nicht als Einkommen abgezogen werden soll.

Zu 2-3:
Wir haben uns hier an der Konstanzer Gemeindesatzung orientiert.

Stadtratsmitglieder, die kleinere Kinder haben, kénnen ihr Ehrenamt als Stadtrat*innen nur ausu-
ben, wenn ihre Kinder eine Kindertagesstatte oder ahnliche Einrichtung besuchen kénnen. Au-
Rerhalb der Offnungszeiten solcher Einrichtungen ist private (in der Regel kostenpflichtige) Kin-
derbetreuung ("Babysitter") erforderlich. Die Kosten dafir fallen nur fur Stadtratsmitglieder mit
Kindern an.

Es ist oft nicht moglich, dass der oder die Partner*in wahrend der Sitzungen und Besprechungen
das Kind betreut. Aber auch, wenn es mdglich ist, kann es nicht als selbstverstandlich gelten,
denn so wirde das Ehrenamt auch den/die Partner/in verpflichten.

Fir Alleinerziehende sind die Méglichkeiten noch einmal deutlich beschrankter, daher der hilfs-
weise Antrag, dass zumindest diese ihre Aufwendungen fir Kinderbetreuung geltend machen
kénnen.

Fir eine angemessene Sitzungsvorbereitung sollte jede*r Mandatstrager*in an den Besprechun-
gen der eigenen Fraktion, Stadtratsgruppe, etc. teiinehmen kénnen. Daher ware es angemessen,
auch hier die notwendige Kinderbetreuung zu entschadigen.

Mit freundlichen Grif3en

Fabiana Girstenbrei Johannes Pohimann
(Stadtratin) (Stadtrat)

erlanger linke - Rathausplatz 1 - 91052 Erlangen — fax 09131/86-1791, tel 09131/86-1789
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Antrag gemaR § 28/ § 29 GeschO
Eingang: 19.06.2020
Antragsnr.: 091/2020 .
Verteiler: OBM, BM, Fraktionen
Zust. Referat: OBM/13 BUNDN"S 90
mit Referat: D’E GRU"E"
o0
Griine Liste Rathausplatz 1 91052 Erlangen ru ne
Stadtratsfraktion
Herrn
Oberbirgermeister Rathausplatz 1, 91052 Erlangen
Dr. Florian Janik Zimmer 130
Rathausplatz 1
91052 Erlangen tel 09131/862781 fax 09131/861681

e-mail: buero@gl-erlangen.de
http://www.gl-erlangen.de

Biirozeiten: Mo 10-18 | Di, Mi 10-13 | Do 10-16
Erlangen, den 19.06.2020

Altestenrat 22.06.20: Anderungsantrag zu TOP 09 HPFA, 17.06.20 (vertagt)
Vereinfachte und faire Fraktionszuschiisse

Sehr geehrter Herr Oberburgermeister,

Die Beschlussvorlage von Amt 13 zur Anderung der Gemeindesatzung sieht erstens eine
Erhéhung der Fraktionszuschiisse um 20% vor. Diese Erhdhung soll zusatzlich zu der
jahrlich anfallenden Tariferhéhung gemal TVaéD erfolgen. Gleichzeitig ist im Zuge der
Corona Pandemie mit deutlichen Mindereinnahmen des stadtischen Haushalts in diesem
und den nachsten Jahren zu rechnen.

Vor diesem Hintergrund halten wir eine Erhéhung der Fraktionszuschusse fur nicht
angemessen!

Zweitens sollen die Zuschussgrenzen fir Fraktionen vorschoben werden.

Bislang erhielten Fraktionen ab 16 Mitglieder den Héchstbetrag. Jetzt soll diese Grenze auf
15 Mitglieder reduziert werden. Hiervon wirde die CSU Fraktion im Stadtrat einseitig
profitieren.

Diese vorgesehene Verschiebung der Zuschussgrenzen erscheint willktrlich!

Ebenso ist auch die bisherige Stufung der Fraktionszuschisse in 5er Schritten aus unserer
Sicht nicht sachlich begrindbar.

Die bisherige Systematik birgt allgemein die Gefahr einer Bevorzugung oder Benachteiligung
von Fraktionen, die sich knapp ober- bzw. unterhalb der Zuschussgrenze befinden; deutlich
tritt dieser Effekt bei einem Vergleich der Fraktionsgeschaftsfiihrungszuschisse fir die
Ausschussgemeinschaft ODP/KL und FWG/FDP zu Tage: 5 Réate wiirden nach der aktuellen
Beschlussvorlage von Amt 13 Uber 100% mehr erhalten als 4 Rate.

Deshalb schlagen wir eine grundsatzliche Anderung vor.

Fraktionszuschisse sollen zuklnftig einen fur alle Fraktionen einheitlichen Sockelbetrag zur
Deckung von Fixkosten enthalten. Der groRere Teil der Zuschiisse soll ausschliel3lich von
der Zahl der Fraktionsmitglieder abhangen.

Hierdurch wird eine wesentlich fairere und transparentere Regelung der Fraktionszuschuisse
erreicht sowie Ungleichbehandlungen beseitigt.
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Grundsatzlich zielt dieser Vorschlag nicht auf eine Erhéhung oder Verringerung der
Fraktionszuschlisse ab, sondern es geht ausschlieRlich um eine Vereinfachung und bessere
Nachvollziehbarkeit.

Dem stadtischen Haushalt sollen hierdurch keine Mehrkosten entstehen. Vielmehr sollen die
Gesamtkosten in der bisherigen GréRenordnung verbleiben.

Wird beispielsweise fir Fraktionen ein einheitlicher Sockelbetrag von 30% der gesamten
Fraktionszuschlisse zu Grunde gelegt, ergeben sich folgende Werte:

Einheitlicher Sockelbetrag Zuschuss pro
30% Fraktionsmitglied
Fraktionszuschisse 2020 +
0% ca. 860 Euro ca. 220 Euro
Fraktionszuschiisse 2020 +
10% ca. 950 Euro ca. 240 Euro
Fraktionszuschisse 2020 +
20% ca. 1.030 Euro ca. 260 Euro

Mit diesem Verteilungsschissel ergibt sich eine deutlich gerechte Aufteilung der Zuschusse.
Willkdrlicher Spriinge werden vermieden und dem stadtischen Haushalt entstehen keine
Mehrkosten. Die Hohe des Sockelbetrags sollte mdglichst einvernehmlich auf Basis der
geltenden Rechtsprechung abgestimmt werden.

Entscheidender Vorteil der neuen Regelung ist aus unserer Sicht die Gleichbehandlung aller
Fraktionen. Eine solche Gleichbehandlung ist die Grundvoraussetzung flir eine kooperative
und konstruktive Zusammenarbeit!

Zur Umsetzung unseres Vorschlags beantragen wir folgendes:
Es wird um eine separate Abstimmung aller Unterpunkte gebeten!

1.1 Umstellung der Systematik fiir Fraktionszuschiisse

Streichung des Absatzes

Bei Fraktionen ab 15 Mitgliedern betrégt der monatliche Grundbetrag 3.830 €, bei Fraktionen
mit 10 bis 14 Mitgliedern betrdgt er 2.868 €, bei Fraktionen mit 5 bis 9 Mitgliedern betragt er
1.910 € und bei Fraktionen mit bis zu 4 Mitgliedern 949 €. Zuziiglich zum Grundbetrag
erhalten alle Fraktionen 105 € fiir jedes Fraktionsmitglied.

und Ersetzung durch

Alle Fraktionen erhalten einen einheitlichen Sockelbetrag zur Deckung lhrer Fixkosten von
(siehe Punkt 2.1) Euro. Weiterhin wird ein fester Zuschuss von (siehe Punkt 2.2) Euro pro
Fraktionsmitglied gezahit.

2. Definition des Fraktionszuschusses

2.1. Der einheitliche Sockelbetrag fur alle Fraktionen betragt 860 Euro.

2.2 Der Fraktionszuschuss pro Fraktionsmitglied betragt 220 Euro.

Wir verstehen unseren Vorschlag als positiven Beitrag zum fairen Umgang miteinander Uber
Fraktionsgrenzen hinweg zum Wohle unserer Stadt.

Mit freundlichen Grifen,

gez. Eva Linhart, Dominik Saurer (/U/ (/MM{/

gez. Marcus Bazant (Fraktionsvorsitzender) F.d.R.: Wolfgang Most (Geschéftsfiihrung)
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Antrag gemiR § 28/ § 29 GeschO

Eingang: 22.06.2020

Antragsnr.: 093/2020

Verteiler: OBM, BM, Fraktionen .

Zust. Referat:  OBM/13 Stadtréte

mit Referat: Prof. Dr. Holger Schulze

str.holger.schulze@stadt.erlangen.de

Freie e
ars Kittel
DemOk raten str.lars.kittel@stadt.erlangen.de
tangen F D P
Geschaftsfiihrerin

Gudrun Owesle
fdp.stadtraete@stadt.erlangen.de

FDP Stadtrate - Nagelsbachstr. 49a - 91052 Erlangen 22. Juni 2020

Anderungsantrag zur ,,Satzung zur Anderung der Gemeindesatzung der Stadt Erlangen”
laut Entwurf vom 26.05.2020

Sehr geehrter Herr Oberbirgermeister,

hiermit beantragen wir, die Fraktionszuschiisse kiinftig nicht mehr an willkiirlich definierten
FraktionsgroRen zu orientieren, sondern stattdessen an der Zahl der Fraktionsmitglieder
kontinuierlich zu bemessen, so dass jedes Stadtratsmitglied im Ergebnis gleichbehandelt wird, jede
Fraktion also einen pro Fraktionsmitglied konstanten Zuschussbetrag erhalt.

Wir beantragen des Weiteren, die Zuschiisse pro Fraktionsmitglied so zu bemessen, dass die dann so
geanderten Fraktionszuschiisse insgesamt kostenneutral bezogen auf den Entwurf vom 26.05.2020
sind.

Begriindung:

Mit dem Entwurf der ,Satzung zur Anderung der Gemeindesatzung der Stadt Erlangen” vom
26.05.2020 werden neue FraktionsgroRen fiir die Fraktionszuschiisse definiert. Die Grenzen fir die
GruppengroRen sind dabei willkiirlich gewahlt und orientieren sich offenkundig an den nach der
letzten Kommunalwahl verdnderten FraktionsgroBen. Das Verfahren fihrt jedoch zu starken
Ungleichbehandlungen verschiedengroRer Fraktionen und damit der diesen Fraktionen angehdorigen
Stadtratsmitglieder, da Fraktionen, die sich an der Obergrenze einer FraktionsgroRe befinden
deutlich weniger Zuschisse pro Stadtratsmitglied erhalten also solche, deren Fraktionsgrof3e sich an
der unteren Grenze einer FraktionsgroRe bewegen. Eine Fraktion mit 4 Mitglieder erhielte danach
beispielsweise 237,25 € pro Stadtratsmitglied, eine Fraktion mit 5 Mitgliedern jedoch 382 € pro
Stadtratsmitglied. Dies halten wir fir nicht verfassungskonform:

Das Bundesverwaltungsgericht hat mit seinem Urteil vom 05.07.2012 (BVerwG 8 C 22.11;
https://www.bverwg.de/050712U8C22.11.0) die Grundsatze zur Verteilung von Haushaltsmitteln fiir
die Geschaftsfiihrungstatigkeit von Stadtratsfraktionen klargestellt. Es fithrt unter anderem aus, dass
der ,allgemeine Gleichheitssatz gebietet, wesentlich Gleiches gleich und wesentlich Ungleiches nach
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seiner Eigenart verschieden zu behandeln. Der Gesetz- oder sonstige Normgeber muss damit fiir seine
Unterscheidungen und Nichtunterscheidungen einen vernliinftigen, sich aus der Natur der Sache
ergebenden oder sonstwie einleuchtenden Grund angeben kénnen.” Einen solchen Grund kdnnen wir
hier nicht erkennen, insbesondere keinen, der kleinere Fraktionen gegenliber groReren benachteiligt,
wie in oben genanntem Beispiel.

Weiter fihrt das BVerwG aus: , Fraktionszuschiisse sind zweckgebundene Zuwendungen. Sie dienen
dazu, die séchlichen und personellen Aufwendungen der Fraktionen fiir ihre Geschdftsfiihrung ganz
oder teilweise zu decken (§ 35a Abs. 3 Satz 1 SichsGemO), und sind hierauf begrenzt (vgl. BVerfG,
Urteil vom 13. Juni 1989 - 2 BvE 1/88 - BVerfGE 80, 188 <231>). Damit gibt das Gesetz selbst den
sachlichen Grund fiir Differenzierungen bei der Bemessung dieser Zuschiisse vor. Auch wenn die
Gemeinde keine kostendeckenden Zuschiisse vorsieht, miissen die gewdhrten Mittel unter den
Fraktionen nach einem Mafstab verteilt werden, der sich an deren tatsdchlichem oder erwartbarem
Bedarf fiir ihre Geschdftsfiihrung orientiert.” Nach unserer Auffassung missten, wenn man schon die
unterschiedlich groBen Fraktionen unterschiedlich bezuschussen wollte also eher kleinere Fraktionen
beglinstigt werden, da sich etwa Personalkosten fiir ihre Geschaftsflihrung nicht beliebig stlickeln
lassen.

Unser Vorschlag eines pro Fraktionsmitgliedes konstanten Zuschussbetrages fiir Fraktionen ist nicht
nur ein deutlich einfacheres System als das vorgeschlagene, sondern auch eines, das ohne die aus
unserer Sicht verfassungsrechtlich bedenklichen willkiirlichen Ungleichbehandlungen auskommt.

Freundliche GruRe

gez.:
Lars Kittel Prof. Dr. Holger Schulze
Stadtrat Stadtrat
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O | B\BaggemiR § 28/ § 29 Gescho
Antragsnr.: 101/2020
Verteiler: OBM, BM, Fraktionen
Zust. Ref : BM/1 .
ust. Referat:  OBM/13 Erlangen, den 22. Juni 2020
mit Referat:

ODP-Antrag zum Stadtrat am 25. Juni 2020, Top 13:
Erh6hung der Aufwandsentschadigungen fiir die Erlanger
Orts- und Stadtteilbeirat*innen sowie die Beirat*innen in
den weiteren Erlanger Gremien

Sehr geehrter Herr Oberbiirgermeister,

wir beantragen, dass fir die Erlanger Orts- und
Stadtteilbeirat*innen (alle Mitglieder der sieben Ortsbeirate sowie
der sechs Stadtteilbeirate) und weiteren Beirat*innen der Erlanger
Gremien eine angemessene Aufwandsentschadigung beschlossen
werde.

Uns erscheint die bisherige Entschadigung der Verantwortung und
dem zu leistenden Aufwand unserer Beirat*innen keineswegs
angemessen.

Wir beantragen daher fiir jede*n Stadtteil- und Ortsbeirat*in sowie

flr die Beirat*innen der weiteren Erlanger Gremien eine monatliche

Pauschale von mindestens 50 Euro sowie zusatzlich eine Pauschale
in Hohe von 20 Euro fir die Wahrnehmung der Sitzungen.

Fir die jeweiligen Vorsitzenden - sofern diese Funktion nicht von

Stadtraten wahrgenommen wird - beantragen wir zusatzlich eine
Jahrespauschale von 600 €.

Die jeweilige Satzung ist entsprechend anzupassen.

Mit 6kologischen GriRen

Gez.
Joachim Jarosch Frank Hoppel Barbara Grille
Stadtrat Stadtrat Stadtratin

ODP-Fraktionsvorsitzender
ODP-Kreisvorsitzender
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"Die Welt hat genug
fur jedermanns
Bedurfnisse,

aber nicht fir
jedermanns Gier."
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Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
[11/30; V/502 Rechtsamt; Amt fir Soziales, Arbeitund  30/003/2020
Wohnen

Anderung der Gebiihrensatzung zur Satzung fiir stadtische dezentrale Unterkiinfte
zur Unterbringung von Fluchtlingen

Beratungsfolge Termin  O/N Vorlagenart Abstimmung
Sozialbeirat 07.07.2020 O Empfehlung einstimmig angenommen
Sozial- und Gesundheitsausschuss 07.07.2020 O Gutachten einstimmig angenommen
Haupt-, Finanz- und Personalaus- 15.07.2020 O Gutachten

schuss

Stadtrat 23.07.2020 O Beschluss

Beteiligte Dienststellen

. Antrag

Die Satzung zur Anderung der Gebiihrensatzung zur Satzung fiir stadtische dezentrale Unterkiinf-
te zur Unterbringung von Flichtlingen (Entwurf vom 23.06.2020 — Anlage) wird beschlossen.

. Begrindung

1. Ausgangslage:

Die Gebuhrensatzung fur die dezentralen stadtischen Fluchtlingsunterkiinfte enthélt Gebiihren-
satze und Regelungen zur Hohe und Geltendmachung von Gebihren fur die Unterklnfte, die
den Regelungen fir die staatlichen Unterkiinfte in Bayern nach der Asyldurchfiihrungsverord-
nung (DVAsyl) entsprechen. Mit der letzten Satzungsénderung vom 05.03.2020 wurden daher
in der Gebiuhrensatzung die Gebuhrensétze aus der DVAsyl in Verbindung mit der damals gel-
tenden Bekanntmachung des Staatsministeriums Gbernommen. Die aktuellen Geblhrensatze
fir 2020 wurden jedoch erst mit der Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums vom
13.05.2020 bekanntgegeben und rickwirkend in Kraft gesetzt, so dass auch die Satzung der
Stadt anzupassen ist.

2. Neuregelungen

Nach der Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministerium des Innern, fir Sport und In-
tegration vom 13.05.2020 betragt die volle monatliche Benutzungsgebdhr fir das Gebiihrenjahr
2020 jetzt 343,24 Euro.

In § 3 der Satzung wird daher in Abs. 1 die volle monatliche Benutzungsgebtihr in Héhe von
420,27 Euro durch die Gebuhr 343,24 Euro ersetzt.

Da die dezentralen Unterkinfte in Erlangen ausschlief3lich aus mobilen Wohneinheiten und Un-
terkinften mit Mehrbettzimmer ab 5-Bettzimmer bestehen, ist bei der Gebuhrenfestsetzung ein
Sozialabschlag vorzunehmen und zwar in H6he von 75% fiir alleinstehende Personen oder ei-
nem Haushalt vorstehende Personen und 85 % bei Haushaltsangehdrigen (8 3 Abs. 2 der Sat-
zung). Hiernach ergeben sich folgende tatsachliche monatliche Benutzungsgebihren fur 2020:
fur eine alleinstehende oder einem Haushalt vorstehende Personen 85,81 € und fur Haushalts-
angehdrige 51,49 €.

Da die neuen Gebuhren fur 2020 niedriger sind als in der zum 06.03.2020 in Kraft getretenen
Satzung festgelegt, kann die Anderungssatzung, da fiir den Gebuihrenschuldner vorteilhaft,
riackwirkend zum 06.03.2020 in Kraft treten.
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Klimaschutz:

Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz:

] ja, positiv*
] ja, negativ*
X nein

Anlagen: Anlage: Entwurf der Satzung zur Anderung der Geblihrensatzung fur stadtische
dezentrale Unterkunfte vom 23.06.2020

lll. Abstimmung
Beratung im Gremium: Sozial- und Gesundheitsausschuss am 07.07.2020

mit 7 Anwesend 7 Stimmen

Beratung im Gremium: Sozialbeirat am 07.07.2020

mit 6 Anwesend 6 Stimmen

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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Anlage
Entwurf vom 23.06.2020

Satzung zur Anderung der Gebiihrensatzung zur Satzung fiir
stadtische dezentrale Unterkinfte zur Unterbringung von
Flichtlingen

Die Stadt Erlangen erlasst aufgrund von Art. 2 und 8 des Kommunalabgabengesetzes (KAG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 4. April 1993 (GVBI. 1993, S. 264, BayRS 2024-1-
), das zuletzt durch Gesetz vom 9. Juni 2020 (GVBI. S. 286) geandert worden ist, folgende
Satzung:

Art. 1

§ 3 wird wie folgt geéndert:

In Abs. 1 wird der Betrag ,420,27 Euro” durch den Betrag ,343,24 Euro” ersetzt.

Art. 2

Diese Satzung tritt riickwirkend zum 06.03.2020 in Kraft.
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Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
[11/30; OMB/13 Rechtsamt; Blrgermeister- und 30/133/2020
Presseamt

Anderung der Satzung der Stadt Erlangen fiir das Jugendparlament; Antrage des
Jugendparlamentes vom 14.11.2019

Beratungsfolge Termin  O/N Vorlagenart Abstimmung
Altestenrat 22.06.2020 N Empfehlung einstimmig angenommen
Jugendhilfeausschuss 09.07.2020 O Gutachten

Haupt-, Finanz- und Personalaus- 15.07.2020 O Gutachten

schuss

Stadtrat 23.07.2020 O Beschluss

Beteiligte Dienststellen

|. Antrag

1.

Die Satzung zur Anderung der Satzung der Stadt Erlangen fur das Jugendparlament (Entwurf
vom 5. Marz 2020, Anlage 1) wird beschlossen.

2. Die Antrage des Jugendparlamentes Nrn. 285/2019, 286/2019, 287/2019 vom 14. November
2019 sind damit bearbeitet.
II. Begrindung
1. Im Jahr 2019 wurde innerhalb des Jugendparlaments und gemeinsam mit Fraktionen und der

Verwaltung Uber die zuklinftigen Wahlen zum Jugendparlament und die Fortentwicklung des
Gremiums diskutiert. Ziel war dabei, neben einer hheren Wahlbeteiligung auch die Vielfalt in
der Zusammensetzung des Jugendparlaments zu erhéhen. Im Rahmen des Diskussionspro-
zesses stellte das Jugendparlament am 14. November 2019 drei Antrage auf Satzungsande-
rung.

1. Zu Antrag Nr. 285/2019: Anderung des § 3 Abs. 1, Mandatsverlust bei fehlender Mitarbeit:

Gemal’ § 3 Abs. 1 der Satzung verpflichten sich die Jugendlichen, die die Wahl in das Ju-
gendparlament angenommen haben, das Ehrenamt wahrend der Amtszeit auszuiiben. Das
Jugendparlament hat beantragt, die Satzung dahingehend zu dndern, dass Mitglieder, die sich
nicht aktiv beteiligen, ihr Mandat verlieren. Begriindet wird dies damit, dass das Mitglied gegen
die Satzung, in der eine verpflichtende Amtsausubung festgeschrieben ist, versto3t und somit
dem Wabhlerwillen nach einer vorgeschriebenen Amtsausibung nicht nachkommt.

Aus rechtlicher Sicht ist es jedoch problematisch, einen Mandatsverlust alleine an einer ,feh-
lenden aktiven Mitarbeit® festzuschreiben; diese Formulierung ist fir eine Satzungsregelung zu
unbestimmt.

Die Verwaltung schlagt daher vor - entsprechend der Regelung in der Satzung der Stadt Er-
langen fur den Auslander- und Integrationsbeirat - die Regelung zu treffen, dass der Stadtrat
auf Antrag des Jugendparlamentes ein Mitglied abberufen kann, wenn es innerhalb eines Jah-
res an drei Sitzungen ohne Entschuldigung nicht teilgenommen hat. An die Stelle des abberu-
fenen Mitglieds tritt der erste Nachrtcker.
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2. Antrag Nr. 287/2019: Anderung des § 4 Abs. 2, Begrenzung der Amtszeit fiir den Vorsitz auf
ein Jahr:

Gemal § 4 Abs. 2 wahlt das Jugendparlament in der konstituierenden Sitzung aus seiner Mit-
te zwei Personen fur den Vorsitz. Das Jugendparlament hat hierzu beantragt, die Amtszeit auf
ein Jahr zu begrenzen, eine Wiederwahl des bisherigen Vorstandes soll aber mdglich sein.
Begrindet wird dies damit, dass Mitglieder, die das erste Mal im Jugendparlament vertreten
sind, sich am Anfang mit geringer Wahrscheinlichkeit als Vorsitzender oder Stellvertreter auf-
stellen lassen. Zu Beginn der Amtszeit sei es durchaus vorteilhaft, dass Mitglieder, die schon
langer Teil des Jugendparlamentes sind, den Vorsitz ibernehmen: Durch die Erfahrenheit des
Vorstandes konne die Arbeit sofort beginnen und Prozesse kdnnten schnell ablaufen. Im Lau-
fe eines Jahres lernten sich alle Mitglieder besser kennen und erhielten Einblicke in die Arbeit
des Vorstandes. So kdnnten sie sich Uberlegen, ob Vorsitz oder Stellvertretung nicht auch et-
was fur sie sei. Die Neuwahl wiirde so Mitgliedern eine Chance geben, die ihre erste (und viel-
leicht auch einzige) Wahlperiode im Jugendparlament sind und sich nach einem Jahr das Amt
zutrauen.

Aus Sicht der Verwaltung gibt es keine (rechtlichen) Griinde, die gegen die Umsetzung des
Antrages sprechen. Die Begrindungen des Jugendparlamentes sind nachvollziehbar. Eine
entsprechende Anderung von § 4 Abs. 2 der Satzung fir das Jugendparlament wird daher

empfohlen.

3. Antrag Nr. 286/2019: Anderung des § 4 Abs. 1, Anhebung der Altersgrenze von 18 Jahre
auf 20 Jahre:

Das Jugendparlament hat beantragt, die in § 4 Abs. 1 der Satzung geregelte Altersgrenze von
18 Jahre auf 20 Jahre anzuheben. Zur Begrindung wurde ausgefiihrt, dass es das Ziel sei,
auch Studenten und jungen Erwachsenen die Mdglichkeit zu bieten, mit ihrer Erfahrung am
politischen Geschehen der Stadt Erlangen teilzunehmen. Mit 18 Jahren kénne man laut Ge-
setz mehrere unterstiitzende Tatigkeiten, wie beispielsweise das Mieten von Autos, Uberneh-
men.

Die Verwaltung empfiehlt hingegen, die Altersgrenze nicht anzuheben. Junge Erwachsene mit
18 Jahren haben bereits das aktive und passive Wahlrecht bei den Kommunalwahlen. Sie
konnen sich daher tber diesen Weg politisch einbringen.

Zudem liegt der Zweck des Jugendparlaments darin, dass die Interessen der Jugend vertre-
ten werden. D. h., dass die Mitglieder des Jugendparlaments bei jugendspezifischen Themen
mitwirken sollen. Gefragt sind daher die Expertisen junger Menschen. Daher sollte die Alters-
hdchstgrenze auch bei 18 Jahren belassen werden.

2. Klimaschutz:

Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz:
X nein

Haushaltsmittel
X werden nicht bendtigt

Anlagen: Anlage 1: Entwurf der Satzung zur Anderung der Satzung fiir das Jugendparlament
der Stadt Erlangen vom 5. Marz 2020
Anlage 2: Antrag des Jugendparlaments vom 14.11.2019 Nr. 285/2019
Anlage 3: Antrag des Jugendparlaments vom 14.11.2019 Nr. 287/2019
Anlage 4: Antrag des Jugendparlaments vom 14.11.2019 Nr. 286/2019
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[ll. Abstimmung

Beratung im Gremium: Altestenrat am 22.06.2020

Ergebnis/Beschluss:
1. Die Satzung zur Anderung der Satzung der Stadt Erlangen fur das Jugendparlament (Entwurf
vom 5. Marz 2020, Anlage 1) wird beschlossen.

2. Die Antrage des Jugendparlamentes Nrn. 285/2019, 286/2019, 287/2019 vom 14. November
2019 sind damit bearbeitet.

mit 11 gegen O Stimmen

Dr. Janik Friedel
Vorsitzende/r Schriftfihrer/in

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang

Seite 31‘2@1 3



O 30

Anlage 1
Entwurf vom 5. Marz 2020

Satzung zur Anderung der Satzung der Stadt Erlangen fur
das Jugendparlament

Die Stadt Erlangen erlasst aufgrund des Art. 23 Satz 1 der Gemeindeordnung fur den Frei-
staat Bayern (GO) i. d. F. der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBI. S. 796), zuletzt
gedndert durch § 5 Abs. 2 des Gesetzes vom 23. Dezember 2019 (GVBI. S. 737) folgende
Satzung:

Art. 1

1. In 8 3 Abs. 1 wird folgender Satz 2 hinzugeflgt:

»LAuf Antrag des Jugendparlamentes kann der Stadtrat ein Mitglied abberufen, wenn es
innerhalb eines Jahres an drei Sitzungen ohne Entschuldigung nicht teilgenommen hat.
An die Stelle des abberufenen Mitglieds tritt der erste Nachricker.”

2. In § 4 Abs. 2 werden nach den Worten ,aus seiner Mitte* die Worte ,fur ein Jahr* hinzu-
geflgt.

Art. 2

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.
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Antrag gemaR § 28/ § 29 GeschO H
Eingang: 14.11.2019
Stadt E rI 7 Antragsnr.: 285/2019 HDDD
Q verteiler: OBM, BM, Fraktionen 0
Zust. Referat: OBM/13
mit Referat:
Stadt Erlangen 91051 Erlangen Burgerm_eISt__er_ und Presseamt
- Geschaftsfuhrung Jugendparlament -
Gebaude: Rathausplatz 1
Stadt Erlangen Zimmer: 121
Herrn Oberburgermeister Dr. Janik Kontakt: Herr Hatzold
- im Haus - Telefon: 091 31/86-3121
Telefax: 091 31/86-2213
E-Mail: robert.hatzold@stadt.erlangen.de
Nutzen Sie unsere Angebote im Internet:
http://www.erlangen.de
Unser Zeichen / Schreiben: Ihr Schreiben / Zeichen: Datum:
OBM/13-1/JUPA 14. November 2019

Antrag des Jugendparlamentes: Anderung der Satzung fir das Jugend-
parlament

Sehr geehrter Herr Oberbirgermeister Dr. Janik,

das Jugendparlament hat in seiner 6ffentlichen Sitzung am 12. November 2019 einstimmig (9:0)
folgenden Antrag beschlossen:

Das Jugendparlament stellt den Antrag, die Satzung dahingehend zu &ndern, dass Mitglieder, die
sich nicht aktiv beteiligen, ihr Mandat verlieren. Begriindet wird dies damit, dass das Mitglied ge-
gen die Satzung, in der eine verpflichtende Amtsaustibung festgeschrieben ist, verstdfit und somit
dem Waéhlerwillen nach einer vorgeschriebenen Amtsaustibung nicht nachkommt.

Mit freundlichen GrifRen

gez.
Robert Hatzold

Offnungszeiten: Mo 08.00-12.00 Uhr, 14.00-18.00 Uhr; Di, Mi, Fr 08.00-12.00 Uhr; Do 08.00-12.00 Uhr

Haltestelle: Neuer Markt Buslinien: 30, 30E, 201, 205, 253, 288, 289, 295

Konten der Stadtkasse:

Sparkasse Erlangen VR-Bank EHH eG Flessabank Erlangen HypoVereinsbank Postbank Nirnberg
BIC/SWIFT-Code: BYLADEM1ERH  BIC/SWIFT-Code: GENODEF1ER1  BIC/SWIFT-Code: FLESDEMMXXX  BIC/SWIFT-Code: HYVEDEMM417  BIC/SWIFT-Code: PBNKDEFF760
IBAN IBAN IBAN IBAN IBAN

DE79 7635 0000 0000 0000 31 DE25 7636 0033 0000 0004 00 DEO3 7933 0111 0000 8800 35 DE84 7632 0072 0004 5366 57 DE92 7601 0085 0004 7788 55

Hinweise zur elektronischen Kommunikation unter www.erlangen.de/kommunikation
1:\A13\13-2-OBR\Antrage (E)\2019\285.docx
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Antrag gemaR § 28/ § 29 GeschO H
Eingang: 14.11.2019
Stadt E r I a Antragsnr.: 286/2019 HDDD
Verteiler: OBM, BM, Fraktionen 0
Zust. Referat: OBM/13
mit Referat:
Stadt Erlangen 91051 Erlangen Burgerm_eISt__er_ und Presseamt
- Geschaftsfuhrung Jugendparlament -
Gebaude: Rathausplatz 1
Stadt Erlangen Zimmer: 121
Herrn Oberburgermeister Dr. Janik Kontakt: Herr Hatzold
- im Haus - Telefon: 091 31/86-3121
Telefax: 091 31/86-2213
E-Mail: robert.hatzold@stadt.erlangen.de
Nutzen Sie unsere Angebote im Internet:
http://www.erlangen.de
Unser Zeichen / Schreiben: lhr Schreiben / Zeichen: Datum:
OBM/13-1/HR009 14. November 2019

Antrag des Jugendparlamentes: Anderung der Satzung fir das Jugend-
parlament

Sehr geehrter Herr Oberbirgermeister Dr. Janik,

das Jugendparlament hat in seiner 6ffentlichen Sitzung am 12. November 2019 mehrheitlich (6-
Ja/2Nein/1Enthaltung) folgenden Antrag beschlossen:

Das Jugendparlament der Stadt Erlangen beantragt, die in 81, Absatz 2 der Satzung fir das Ju-
gendparlament genannte Altersgrenze von 18 Jahren auf 20 Jahre zu erhdhen.

Ziel ist es, auch Studenten und jungen Erwachsenen die Méglichkeit zu bieten, mit ihrer Erfahrung
am politischen Geschehen der Stadt Erlangen teilzunehmen. Mit 18 Jahren kann man laut Gesetz
mehrere unterstitzende Tatigkeiten, wie beispielsweise das Mieten von Autos, Ubernehmen.

Mit freundlichen GrifRen

gez.
Robert Hatzold

Offnungszeiten: Mo 08.00-12.00 Uhr, 14.00-18.00 Uhr; Di, Mi, Fr 08.00-12.00 Uhr; Do 08.00-12.00 Uhr

Haltestelle: Neuer Markt Buslinien: 30, 30E, 201, 205, 253, 288, 289, 295

Konten der Stadtkasse:

Sparkasse Erlangen VR-Bank EHH eG Flessabank Erlangen HypoVereinsbank Postbank Nirnberg
BIC/SWIFT-Code: BYLADEM1ERH  BIC/SWIFT-Code: GENODEF1ER1  BIC/SWIFT-Code: FLESDEMMXXX  BIC/SWIFT-Code: HYVEDEMM417  BIC/SWIFT-Code: PBNKDEFF760
IBAN IBAN IBAN IBAN IBAN

DE79 7635 0000 0000 0000 31 DE25 7636 0033 0000 0004 00 DEO3 7933 0111 0000 8800 35 DE84 7632 0072 0004 5366 57 DE92 7601 0085 0004 7788 55

Hinweise zur elektronischen Kommunikation unter www.erlangen.de/kommunikation
1:\A13\13-2-OBR\Antrage (E)\2019\286.docx
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O 30

Antrag geman § 28/ § 29 GeschO

Eingang: 14.11.2019 H
Antragsnr.: 287/2019 O0odad
Stadt E r I an Verteiler: OBM, BM, Fraktionen [l
Zust. Referat: OBM/13 O
mit Referat:
Stadt Erlangen 91051 Erlangen Burgerm_eISt__er_ und Presseamt
- Geschaftsfuhrung Jugendparlament -
Gebaude: Rathausplatz 1
Stadt Erlangen Zimmer: 121
Herrn Oberburgermeister Dr. Janik Kontakt: Herr Hatzold
- im Haus - Telefon: 091 31/86-3121
Telefax: 091 31/86-2213
E-Mail: robert.hatzold@stadt.erlangen.de
Nutzen Sie unsere Angebote im Internet:
http://www.erlangen.de
Unser Zeichen / Schreiben: Ihr Schreiben / Zeichen: Datum:
OBM/13-1/HR009 14. November 2019

Antrag des Jugendparlamentes: Anderung der Satzung fir das Jugend-
parlament

Sehr geehrter Herr Oberbirgermeister Dr. Janik,

das Jugendparlament hat in seiner 6ffentlichen Sitzung am 12. November 2019 mehrheitlich (7-
Ja/1-Nein/1-Enthaltung) folgenden Antrag beschlossen:

Das Jugendparlament beantragt eine Anderung der Satzung beziiglich der Wahl des Vorstands
auf nur ein Jahr mit anschlieBender Neuwahl. Eine Wiederwahl des alten Vorstandes ist natirlich
maglich. Begriindet wird dies wie folgt: Mitglieder, die das erste Mal im Jugendparlament sind,
werden sich am Anfang mit geringer Wahrscheinlichkeit als Vorsitzender oder Stellvertreter auf-
stellen lassen. Zu Beginn der Amtszeit ist es durchaus vorteilhaft, dass Mitglieder, die schon lan-
ger Teil des JuPas sind, den Vorsitz ibernehmen: Durch die Erfahrenheit des Vorstandes kann
die Arbeit sofort beginnen und Prozesse kénnen schnell ablaufen. Im Laufe eines Jahres lernen
sich alle Mitglieder besser kennen und erhalten Einblicke in die Arbeit des Vorstandes. So kdnnen
sie sich Uberlegen, ob Vorsitz oder Stellvertretung nicht auch etwas fur sie ware. Die Neuwahl
wuirde so Mitgliedern eine Chance geben, die ihre erste (und vielleicht auch einzige) Wahlperiode
im JuPa sind und sich nach einem Jahr das Amt zutrauen wirden.

Mit freundlichen GrifRen

gez.
Robert Hatzold

Offnungszeiten: Mo 08.00-12.00 Uhr, 14.00-18.00 Uhr; Di, Mi, Fr 08.00-12.00 Uhr; Do 08.00-12.00 Uhr

Haltestelle: Neuer Markt Buslinien: 30, 30E, 201, 205, 253, 288, 289, 295

Konten der Stadtkasse:

Sparkasse Erlangen VR-Bank EHH eG Flessabank Erlangen HypoVereinsbank Postbank Nirnberg
BIC/SWIFT-Code: BYLADEM1ERH  BIC/SWIFT-Code: GENODEF1ER1  BIC/SWIFT-Code: FLESDEMMXXX  BIC/SWIFT-Code: HYVEDEMM417  BIC/SWIFT-Code: PBNKDEFF760
IBAN IBAN IBAN IBAN IBAN

DE79 7635 0000 0000 0000 31 DE25 7636 0033 0000 0004 00 DEO3 7933 0111 0000 8800 35 DE84 7632 0072 0004 5366 57 DE92 7601 0085 0004 7788 55

Hinweise zur elektronischen Kommunikation unter www.erlangen.de/kommunikation
1:\A13\13-2-OBR\Antrage (E)\2019\287.docx
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O 31

Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
Ref.111/112 Personal- und Organisationsamt 112/007/2020

Rahmenvereinbarung zur Verwaltungsmodernisierung und zu Verdnderungs- und
Konsolidierungsprozessen bei der Stadt Erlangen
Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung

Haupt-, Finanz- und Personalaus-
schuss

Stadtrat 23.07.2020 O Beschluss

15.07.2020 O Gutachten

Beteiligte Dienststellen
Personalrat

. Antrag

Der Rahmenvereinbarung zur Verwaltungsmodernisierung und zu
Veranderungs- und Konsolidierungsprozessen bei der Stadt Erlangen (Anlage) wird
zugestimmt.

Begrundung

1. Ergebnis/Wirkungen
(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)

Mit der Rahmenvereinbarung soll der Schutz der berechtigten Interessen der Beschaftigten und
die Beteiligung der Personalvertretung und der bei der Stadt Erlangen vertretenen Gewerk-
schaften bei Veranderungsprozessen sichergestellt werden (vgl. Ziff. 1.4 der Vereinbarung).

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

Schaffung von Rahmenbedingungen fir die Durchfiihrung von Veranderungsprozessen unter
Berlicksichtigung der Belange der Mitarbeiter*innen sowie der Gegebenheiten und
Erfordernisse aufgrund der Situation des stadtischen Haushalts.

3. Prozesse und Strukturen
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?)

Neuformulierung der bisherigen Rahmenvereinbarung zur Verwaltungsmodernisierung und
Haushaltskonsolidierung bei der Stadt Erlangen.

Anderung: Die neu hinzugekommene Ziffer 2.6 der Vereinbarung wurde auf Bitte des Personal-
rats aufgenommen. Sie dokumentiert die bisher von der Personalverwaltung gelebte Praxis.

Die neue Vereinbarung ersetzt die bis 31.12.2020 geltende Vereinbarung. Sie tritt am
01.01.2021 in Kraft und gilt bis 31.12.2026.
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4. Klimaschutz:

Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz:

L] ja, positiv*
] ja, negativ*
= nein

Wenn ja, negativ:
Bestehen alternative Handlungsoptionen?

[] ja*

] nein*

*Erlauterungen dazu sind in der Begrindung aufzufihren.

Falls es sich um negative Auswirkungen auf den Klimaschutz handelt und eine alter-
native Handlungsoption nicht vorhanden ist bzw. dem Stadtrat nicht zur Entscheidung
vorgeschlagen werden soll, ist eine Begriindung zu formulieren.

5. Ressourcen
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?)

Durch Abschluss der Rahmenvereinbarung werden keine zusatzlichen personellen oder
monetaren Ressourcen gebunden.

Anlage:
Rahmenvereinbarung zur Verwaltungsmodernisierung und zu Verénderungs- und
Konsolidierungsprozessen bei der Stadt Erlangen

[ll. Abstimmung
siehe Anlage

IV.Beschlusskontrolle

V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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O 31

Rahmenvereinbarung

zur Verwaltungsmodernisierung
und zu Veranderungs- und
Konsolidierungsprozessen

bei der Stadt Erlangen
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1.

1.1

1.2

1.3

1.4

Zwischen der Stadt Erlangen, vertreten durch den Oberbulrgermeister,
und

dem Gesamtpersonalrat der Stadtverwaltung Erlangen, vertreten durch den Vorsitzenden sowie
der Gewerkschaft ver.di, Fachbereich Gemeinden, vertreten durch den Gewerkschaftssekretar,
und der Komba-Gewerkschaft Bayern, vertreten durch den Kreisvorsitzenden,

wird folgende Rahmenvereinbarung geschlossen:

Allgemeine Grundsatze und Ziele

Vorrangiges Ziel der Zusammenarbeit ist es, die Stadtverwaltung Erlangen als moderne, birgernahe
und ergebnisorientierte Kommunalverwaltung weiterzuentwickeln und zusammen mit den
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern und den Flhrungskraften eine Verwaltungskultur des
wertschatzenden und respektvollen Umgangs und des kollegialen Miteinanders zu férdern. Sozial
abgesicherte Dauerarbeitsverhaltnisse bei guten Arbeitsbedingungen sollen hierbei die Regel sein.
Diese Vereinbarung ist eine Selbstverpflichtung auf der Grundlage von Gesetzen, Tarifvertragen und
Dienstvereinbarungen.

Allen Beschéftigten soll vor diesem Hintergrund ermdglicht werden Rahmen und Inhalte ihres
Arbeitsplatzes mit zu gestalten, insbesondere sollen Arbeitszeiten flexibel auf die unterschiedlichen
Lebensverhaltnisse reagieren konnen. Das Entgelt der Beschaftigten muss den Anforderungen der
Arbeit Rechnung tragen, gleichwertige Arbeit muss gleich entgolten werden.

(1) Die finanzielle Situation der Stadt Erlangen zwingt auch in den nachsten Jahren zur sparsamen
Mittelbewirtschaftung.

(2) Eine effiziente Aufgabenerfillung und die permanente Verbesserung der Geschéaftsprozesse

fordern Stadtrat, Verwaltung und alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu gemeinsamem Handeln
auf. Ziel ist die 6ffentlich-rechtliche Aufgabenwahrnehmung zu sichern. Eine auf gegenseitigem

Vertrauen basierende Zusammenarbeit zwischen Verwaltung und Personalvertretung bietet den

Vorteil, schneller zu gemeinsam getragenen Lésungen zu kommen.

(3) Die Personalvertretung und die Gewerkschaften sichern zu, Veranderungsprozesse aktiv und
konstruktiv zu unterstutzen.

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die Personalvertretung und die Gleichstellungsstelle sind in
gréRtmoglichem Umfang an der Planung und Durchfiihrung von Veranderungsprozessen zu
beteiligen.

Schritte der Beteiligung sind insbesondere
1.3.1 eine mdglichst umfassende und kontinuierliche Information,
1.3.2 die Moglichkeit zur Stellungnahme,
1.3.3 die gemeinsame Erorterung sowie

1.3.4 die Einbeziehung der Stellungnahme in die Entscheidungsfindung.

Mit dieser Rahmenvereinbarung soll der Schutz der berechtigten Interessen der Beschaftigten und
die Beteiligung der Personalvertretung und der bei der Stadt Erlangen vertretenen Gewerkschaften
bei Veranderungsprozessen sichergestellt werden.
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2 Schutz der Beschiftigten

2.1

2.2

2.3

24

2.5

26

Die Stadt Erlangen tragt als soziale Arbeitgeberin Verantwortung flr eine sozialvertragliche
Durchflihrung aller Malinahmen zur Verwaltungsmodernisierung und zur Haushaltskonsolidierung.

Bei der Durchfihrung von Mallinahmen nach Nr. 1.2 finden keine betriebsbedingten Kiindigungen
statt. Ebenso wird auf Riickgruppierungen verzichtet, wenn bei Umsetzungen ein Einvernehmen
erzielt wird (vgl. 2.5).

Es wird zugesichert, personliche Besitzstande hinsichtlich des Einkommens sozialvertraglich zu
wahren. Sozialvertraglich heilt, dass mindestens die Regelungen nach § 6 RatSchTV (Ang)/§ 6
RatSchTV (Arb) - Vergltungs-/Lohnsicherung in der jeweils gliltigen Fassung angewendet
werden.

Bei Umsetzungen, soweit sie durch Ma3nahmen nach Nr. 1.2 notwendig werden, ist die
Personalvertretung zu beteiligen. Die Vorschriften der Tarifvertrage Gber den Rationalisierungsschutz
sind zu beachten.

2.4.1 Freie Stellen werden bei gleicher Qualifizierung vorrangig mit internen bzw. internen
gleichgestellten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern besetzt.

2.4.2 Es sind Qualifizierungsmaoglichkeiten fur von Umsetzungen betroffene Beschaftigte zu
entwickeln, die es ermdglichen, sie mit mindestens gleichwertigen Aufgaben zu betrauen.

2.4.3 Ist eine Umsetzung auf eine gleich zu bewertende Stelle nicht méglich, so soll im
Einvernehmen mit der Betroffenen oder dem Betroffenen voriibergehend eine Umsetzung auf
eine niedriger bewertete Stelle erfolgen. Kommt trotz der Besitzstandsregelung dieser
Rahmenvereinbarung eine einvernehmliche Umsetzung nicht zustande und der bzw. die
Betroffene hat drei zumutbare Angebote abgelehnt, kann eine Anderungskiindigung
ausgesprochen werden. Dabei ist bei Teilzeitkraften allerdings auch die Frage des
Einsatzortes und der Arbeitszeit zu beachten. Es wird eine Besitzstandswahrung fir Entgelte
bzw. Dienstbeziige - einschlieRlich tariflicher Anderungen bezogen auf die bisherige
Eingruppierung - zugesagt. Tariferhdhungen werden grundsatzlich nicht verrechnet.

2.4.4 Sofern keine berufsverwandte Einsatzmoéglichkeit gegeben ist, werden alle Méglichkeiten zur
Qualifizierung ausgeschopft.

Die Stadt Erlangen hat das Ziel gute Arbeitsbedingungen und gute Arbeit zu bieten. Gute Arbeit ist
eine Arbeit, die Menschen ausfllt, die sie fordert, die ihrer Tatigkeit einen Sinn gibt. Gute Arbeit
fordert die Gesundheit und wahrt die Personlichkeitsrechte. Sie entspricht dem Leistungsvermogen,
den Fahigkeiten und den Fertigkeiten der Beschaftigten.

Umgang mit leistungsveranderten Beschaftigten

Ziel der stadtischen Personalpolitik ist es weiterhin, leistungsveranderte Beschaftigte bei der Stadt
weiter zu beschaftigen. Dazu wird nach Mdglichkeit die Tatigkeit bzw. die Arbeitsumgebung an die
Leistungsveranderung der betreffenden Beschaftigten angepasst oder es werden alternative
Beschaftigungsmoglichkeiten hergestellt.

Krankheitsbedingte Klindigungen sind grundsatzlich ausgeschlossen. Ausnahmen sind in
Einzelfallen moglich.

Die Personalvertretung und die Schwerbehindertenvertretung wird in diesen Fallen friihzeitig
eingebunden.

3 Verfahren

3.1

Ziel ist es, die Beschaftigten und die Personalvertretung maoglichst friihzeitig und umfassend Gber
alle Reform- oder Veranderungsvorhaben zu informieren und alle anstehenden Fragen méglichst
einvernehmlich zu klaren. Hierbei geht es beispielhaft um folgende MafRnahmen:

- Umstrukturierungen von Amtern

- Auslagerung von Aufgaben

- PersonalentwicklungsmalRnahmen

- Wesentliche Anderungen der Arbeitsorganisation
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3.2

3.3

3.4

3.5

3.6

- Bedeutsame Veranderungen bei der Ausbildung und bei QualifizierungsmafRnahmen
- Kindigungen von Dienstvereinbarungen

- Erarbeitung von Leitlinien und Regeln bei der Delegation der Personalverantwortung
- Abbau und Veranderungen von Sozialleistungen

- Beurteilungssysteme

- Leistungs- und Anreizsysteme

- Einfihrung von Personal- und Informationssystemen

Arbeitsgruppe

Veranderungsprozesse und insb. MalRnahmen nach Nr. 1.2 werden in einer grds. monatlich
tagenden, beim Oberbirgermeister angesiedelten Arbeitsgruppe mit der Personalvertretung
besprochen. Ziel ist die Personalvertretung laufend zu unterrichten und aktiv zu beteiligen, um
einvernehmliche Lésungen zu erreichen. Hierbei kann die Personalvertretung sehr frihzeitig ihre
Vorstellungen und Hinweise zu Konfliktlagen einbringen.

An der Besprechung nehmen in der Regel neben dem Oberblrgermeister und dem fiir Personal
zustandigen Referenten, die Amtsleitung des Personalamtes, die Abteilungsleitung Personalwirtschaft
und Organisation, die Gleichstellungsstelle, die Schwerbehindertenvertretung und bis zu drei
Mitglieder der Personalvertretung teil. Fach- und aufgabenbezogen werden die Fachdienststellen zu
den jeweiligen Tagesordnungspunkten hinzugezogen. Dies gilt insbesondere fur Projektauftrage aus
den Fachdienststellen. Diese sollen in der Tagesordnung — welche den Beteiligten spatestens 3
Arbeitstage vor der Sitzung zugeleitet werden soll - vorangestellt werden. Die Geschéaftsfihrung liegt
bei Amt 11.

Bei Bedarf wird den Gewerkschaften das Recht eingeraumt einen Gewerkschaftsvertreter oder eine
Gewerkschaftsvertreterin zu den Sitzungen der Arbeitsgruppe zu entsenden.
Kommt die Arbeitsgruppe zu keinem einvernehmlichen Votum, entscheidet der Oberburgermeister.

Der Personalvertretung wird das Recht eingeraumt, an allen Projekten und Arbeitsgruppen
mitzuarbeiten. Die Personalvertretung kann gemeinsam mit den betroffenen Beschaftigten eigene
Vorschlage erarbeiten und sie in die Arbeitsgruppe einbringen. Sollte die Prifung der Arbeitsgruppe
zu einem negativen Votum flhren, ist auf Antrag der Personalvertretung ihr Vorschlag dem
Oberburgermeister zur Entscheidung vorzulegen.

Vorschlage der Gewerkschaften kénnen Uber die Personalvertretung in die Arbeitsgruppe
eingebracht werden.

Um sachkundig handeln zu kénnen, kann die Personalvertretung entsprechende
Qualifizierungsangebote wahrnehmen.

Die Beteiligungsrechte der Personalvertretungen, der Schwerbehindertenvertretung und der Jugend-
und Auszubildendenvertretung sind unabhangig von dieser Vereinbarung uneingeschrankt zu
beachten.
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4 Inkrafttreten und Laufzei
Die Vereinbarung tritt am 01. Januar 2021 in Kraft.

Sie gilt bis 31. Dezember 2026. Vor Ablauf der Vereinbarung beraten die Beteiligten rechtzeitig
Uber eine mogliche Verlangerung.

Erlangen, den

Stadt Erlangen Gesamtpersonalrat
vereinte Dienstleistungsgewerkschaft Komba-Gewerkschaft
Seite 4 von 4
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O 32
Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
v Referat IV IV/076/2020

Erlangens Beteiligung am Projekt Kulturhauptstadt Europas N2025

Beratungsfolge Termin  O/N Vorlagenart Abstimmung

Stadtrat 23.04.2020 O Beschluss abgesetzt

Kultur- und Freizeitausschuss 08.07.2020 O Gutachten einstimmig angenommen
Stadtrat 23.07.2020 O Beschluss

Beteiligte Dienststellen
Ref Il (Kenntnisnahme), Amt 20 (Kenntnisnahme)

I. Antrag
1. Der Bericht der Verwaltung wird zur Kenntnis genommen.

2. In Form eines Letter of Intent sichert die Stadt Erlangen zu - im Falle der Vergabe des Ti-
tels Kulturhauptstadt Europas 2025 an die Stadt Nirnberg und die Europaische Metropol-
region — sich mit Projektmitteln in Hohe von insgesamt 550.000 € zu beteiligen.

3. Mittel, die Erlangen bereitstellt, flieRen durch die ,Kickback-Garantie® ausschlieRlich in Pro-
jekte mit Beteiligung Erlangens zuriick. Bei der Hohe der finanziellen Beteiligung orientiert
sich Erlangen an der Empfehlung der Bewerberstadt 1 Euro je Einwohner fiir die Jahre
2021 - 2025.

4. In den Budgets der mitwirkenden Amter vorhandene und fiir das Projekt Kulturhauptstadt
eingeplante Budget-/ Programmmittel werden dabei beriicksichtigt und eingerechnet.

5. Die von der Stadt Erlangen aufgebrachten Mittel sind erst ab dem Jahr der Projektplanung
und -durchfuhrung zu leisten.

6. Die notwendigen Finanzmittel sind im Bedarfsfall zu gegebener Zeit bei Referat 1l zum
Haushalt anzumelden.

[I. Begrindung
1. Ergebnis/Wirkungen

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)

Eine internationale Jury hat am 12. Dezember 2019 entschieden, dass Nurnberg zusammen mit
Hannover, Magdeburg, Chemnitz und Hildesheim die letzte Runde der Bewerbung um den Titel
der Europaischen Kulturhauptstadt 2025 erreicht hat. Nirnberg bewirbt sich mit der gesamten Met-
ropolregion, elf kreisfreie Stadte und nahezu alle Landkreise haben ihre Beteiligung zugesagt.

Fur die Stadt Erlangen bietet die Kulturhauptstadtbewerbung Nurnbergs die grol3e Chance, sich
mit eigenen Schwerpunktprojekten, die an den Starken des Erlanger Kulturlebens ansetzen, ei-
gens zu positionieren und dabei neue und méglicherweise auch bleibende Akzente zu setzen.
Die Leitthemen der Bewerbung sind:
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— Menschlichkeit
— Weltgestaltung
— Miteinander

Die Stadt Erlangen stellt mit dem vorliegenden Beschluss die konkreten Weichen, damit sie

sich im Falle der Vergabe des Titels ,,Kulturhauptstadt Europas 2025“ an die Stadt Niirnberg
und die Européische Metropolregion mit Projekten beteiligen kann.

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

Zeitplan der Nurnberger Kulturhauptstadtbewerbung

Das haben Nirnberg und die Metropolregion bereits erreicht:

31.07.2019 Abgabe der 1. Absichtserklarung der Gebietskorperschaften in der EMN
30.09.2019 Abgabe des 1. Bewerbungsbuchs bei der Europaischen Union
11.12.2019 1. Prasentation der Bewerbung vor Jury in Berlin
12.12.2019 Bekanntgabe der Shortlist durch die Europaische Kommission:

Erfolg: NuUrnberg ist eine Runde weiter
bis 05.2020 Projektentwicklungsprozess in sechs Arbeitsgruppen

Diese Aufgaben stehen noch an:

bis 31.07.2020 Abgabe der 2. Absichtserklarung der Gebietskdrperschaften in der EMN
bis 21.09.2020 Abgabe des 2. Bewerbungsbuchs bei der Europaischen Union
27.10.2020 2. Prasentation der Bewerbung vor Jury in Berlin

28.10.2020 Tag der Entscheidung: Titelvergabe durch die Européische Kommission
ab 2021 Projektumsetzung mit ,Kickback-Garantie*

Beteiligung Erlangens im Regionalverbund
Ref IV/Kulturreferat, Amt 47/ Kulturamt und weitere Dienststellen in Ref IV arbeiten seit Beginn der

ersten Bewerbungsiberlegungen eng mit der Stadt Nirnberg zusammen und unterstiitzen den
konsequent regionalen Ansatz, die Europaische Metropolregion in die Bewerbung einzubinden.
Die Referatsleitung ist hierbei zugleich auch in ihrer Funktion als Geschaftsfiihrung des Forums
Kultur der EMN aktiv beteiligt. Die regionale Dimension der Kulturhauptstadtbewerbung ist eine
grofRe Chance den Kulturbereich in der Metropolregion gemeinsam zu entwickeln, wegweisende
kulturtouristische Angebote aufzusetzen und die Region international sichtbarer zu machen.

In sechs Arbeitsgruppen haben von November 2019 bis Mai 2020 Vertreter/-innen aus der ganzen
Metropolregion gemeinsam Projekte zu den folgenden Themen entwickelt, die 2025 in mehreren
Stadten und Gebietskdrperschaften stattfinden sollen. Erlangen ist in einigen Arbeitsgruppen be-
reits vertreten und wird sich an Projekten der tibrigen Arbeitsgruppen, soweit sinnvoll, beteiligen.

Die sechs Arbeitgruppen:

1. Handwerk, Industriekultur, Zukunft der Arbeit
Digitalisierung

Spielen

Diversitat und Teilhabe

o bk~ b

Totalitarismus und Menschenrechte
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6. Kulturtourismus

In diesen Arbeitsgruppen wurden rund 20 aussagekréftige Projekte fur das zweite Bewerbungs-
buch formuliert, die fir die Gebietskdrperschaften in der EMN anschlussfahig sind.

Sie alle haben einen engen Bezug zu den 0.g. Leitthemen der Bewerbung. Weitere Kriterien fur die
Projekte sind:

— Regionale Zusammenarbeit und Wissensaustausch
— Einbeziehung der Bevolkerung bei der Entwicklung und Durchfiihrung
— Internationale Anschlussfahigkeit

Fur das 2. Bewerbungsbuch wird sich Erlangen in jedem Falle mit dem Internationalen Figu-
ren.Theater.Festival und dem Themenkomplex Gedenkstétte Heil- und Pflegeanstalt einbringen.
Die Beteiligung an weiteren Projekten im Kulturhauptstadtjahr kann dann mit Kiinstler*innen vor
Ort entwickelt werden. So kénnte Erlangens offentlicher Raum in einem weiteren Projekt der AG
Spielen zu einem grofRen Spielfeld fur die ganze Stadtgesellschaft werden. Die Diskussion um
neue Kreativorte in Stadten ist aufgrund des Themas Kulturelle Stadtentwicklung ebenfalls ein
Baustein im Rahmen der Kulturhauptstadtbewerbung mit Anknipfungspotenzial fir Erlangen.

Letter of Intent

Bereits im Mai 2019 hat OBM den ersten Letter of Intent unterzeichnet. Erlangen erklart in diesem
Schreiben seine Absicht, sich an der Kulturhauptstadtbewerbung zu beteiligen und im Jahr 2025
Teile des Programms des Kulturhauptstadt-Jahrs vor Ort beizusteuern. Damit war zu diesem Zeit-
punkt jedoch noch keine finanzielle Beteiligung zugesichert.

40 Stadte und Landkreise in der EMN haben ihre Unterstiitzung bereits zugesagt. Die Gebietskor-
perschaften werden gebeten bis zum 31.07.2020 einen zweiten Letter of Intent abzugeben, in
dem sie das finanzielle Volumen beziffern, mit dem sie sich verbindlich beteiligen werden (siehe
Anlage ,200310 Ratsvorsitz EMN_Anschreiben Kommunen N2025%). Hier gilt ein Orientierungs-
wert von 1,- Euro pro Einwohner/-in und Jahr — nach Méglichkeit und unter Beriicksichtigung der
aktuellen Haushaltslage. Die Budgets der Unterzeichner des zweiten Letter of Intent werden an die
Kulturhauptstadt-gGmbH ,Ubertragen” und zu einem spateren Zeitpunkt fur die Umsetzung der
Projekte vor Ort in voller Hohe ,ausbezahlt* (Kickback-Garantie). Das Geld, das die Stadt Erlangen
fur die Bewerbung bereitstellt, flie3t also 1:1 in Erlanger Projekte. Mdgliche Overhead-Kosten wer-
den von Nurnberg tbernommen.

Die konkrete Planung der Projekte erfolgt nach Titelzuschlag (Oktober 2020) in Kooperation mit
der Kulturhauptstadt-gGmbH. Es ist vorgesehen, die Zusammenarbeit im Rahmen von Kooperati-
onsvertragen zu gestalten. Die finanzielle Zusage mit dem zweiten Letter of Intent verliert ihre Giil-
tigkeit, sollte Nurnberg nicht Kulturhauptstadt werden.

3. Prozesse und Strukturen
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?)

Eine Konkretisierung erfolgt zu gegebener Zeit.

4. Klimaschutz:
Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz:

] ja, positiv*
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] ja, negativ*

X nein

Wenn ja, negativ:
Bestehen alternative Handlungsoptionen?

[] ja*

= nein*
*Erlauterungen dazu sind in der Begrindung aufzufihren.
Falls es sich um negative Auswirkungen auf den Klimaschutz handelt und eine alter-

native Handlungsoption nicht vorhanden ist bzw. dem Stadtrat nicht zur Entscheidung
vorgeschlagen werden soll, ist eine Begrindung zu formulieren.

5. Ressourcen
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?)

Investitionskosten: € bei IPNr.:

Sachkosten: € 550.000 bei Sachkonto:
Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto:
Folgekosten € bei Sachkonto:
Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto:

Weitere Ressourcen

Haushaltsmittel

] werden nicht bendtigt
] sind vorhanden auf IvP-Nr.
bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk
X sind noch nicht vollumfanglich vorhanden, jahrliche Projektmittel in Amterbudgets

werden in Teilen eingeplant

Anlagen:

200514 N2025 Auf der Zielgeraden OBM
200507 PM N2025 Verlangerung der Fristen
200310 N2025 FAQ Region I

200310 Ratsvorsitz EMN_Anschreiben Kommunen N2025

lll. Abstimmung
Beratung im Gremium: Kultur- und Freizeitausschuss am 08.07.2020
7. Der Bericht der Verwaltung wird zur Kenntnis genommen.
8. In Form eines Letter of Intent sichert die Stadt Erlangen zu - im Falle der Vergabe des Ti-
tels Kulturhauptstadt Europas 2025 an die Stadt Nirnberg und die Europaische Metropol-

region — sich mit Projektmitteln in Hohe von insgesamt 550.000 € zu beteiligen.

9. Mittel, die Erlangen bereitstellt, flieRen durch die ,Kickback-Garantie® ausschliellich in Pro-
jekte mit Beteiligung Erlangens zurtick. Bei der H6he der finanziellen Beteiligung orientiert
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sich Erlangen an der Empfehlung der Bewerberstadt 1 Euro je Einwohner fur die Jahre
2021 - 2025.

10. In den Budgets der mitwirkenden Amter vorhandene und furr das Projekt Kulturhauptstadt
eingeplante Budget-/ Programmmittel werden dabei berticksichtigt und eingerechnet.

11. Die von der Stadt Erlangen aufgebrachten Mittel sind erst ab dem Jahr der Projektplanung
und -durchfuihrung zu leisten.

12. Die notwendigen Finanzmittel sind im Bedarfsfall zu gegebener Zeit bei Referat 11 zum
Haushalt anzumelden.

mit 11 gegen O Stimmen

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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Anmerkung Ref IV: Zeitangaben im Dokument

beruhen auf Stand vor Fristverldngerung.
Aktueller Zeitplan siehe Sachbericht. N 2 02 5 A E U
WIR BEWERBEN UNS ALS
KULTURHAUPTSTADT EUROPAS

N2025 PAST FORWARD NURNBERG 2025
Aktueller Stand 05. Méarz 2020
Haufig gestellte Fragen zur Kulturhauptstadtbewerbung in der Metropolregion

1. Wie ist der Stand der Kulturhauptstadt-

Bewerbung in Nurnberg und Region? WIR SIND IN

Am 11. Dezember 2019 prasentierte eine 10-kopfige >

Delegation die Bewerbung Nurnbergs um den Titel

Kulturhauptstadt Europas 2025. Am 12. Dezember

2019 verklUndete die internationale Jury der

Europaischen Kommission die Shortlist des

Wettbewerbs. Dieser gehdren neben Nirnberg die

Stadte Chemnitz, Hannover, Hildesheim und >>

Magdeburg an. Die Stadte Dresden, Gera und Zittau

sind aus dem Wettbewerb ausgeschieden. RUNDE ZWEl

2. Wie geht es jetzt weiter?

Die Jury hat Ende Januar Ihre Einschatzungen zu den deutschen Kulturhauptstadt-
Bewerbungen veroffentlicht. Die im Wettbewerb verbliebenen Stéadte sind aufgerufen, bis
31. Juli 2020 ein zweites Bewerbungsbuch einzureichen, das auf die Empfehlungen der
Jury eingeht und das Konzept des ersten Bewerbungsbuchs konkretisiert. Die finale
Entscheidung, welche deutsche Stadt den Titel Kulturhauptstadt Europas 2025 tragen wird,
fallt am 23. September 2020. Die Jury empfiehlt uns, besonders das Kulturprogramm, die
internationale Ausrichtung und den Aspekt der Nachhaltigkeit der Projekte weiter
auszuarbeiten. Fur die Region merkt sie an: ,Die Bewerbung weist ein gutes Potenzial fur
die Einbeziehung der Metropolregion auf. Art und Umfang dieser Mitwirkung wurde jedoch
noch nicht genug dargestellt. Tatsachlich misste die Rolle, die das Projekt Europaische
Kulturhauptstadt beim kulturellen Entwicklungsprozess der Stadt und der Region spielen
kann, noch weiter geklart werden.”*

3. Welche Rolle spielt die Metropolregion in der Bewerbung?

Die Einbindung der Region ist ein zentrales Wesensmerkmal der Kulturhauptstadt-
Bewerbung. Ziel ist es, die Region Uber zukunftsweisende Kooperationsprojekte nachhaltig
voranzubringen. Innovative Kulturprojekte und Kooperationsmodelle zwischen Kommunen,
zwischen Stadten und Umland sollen im Rahmen der Kulturhauptstadt-Bewerbung
entwickelt und getestet werden.

4. Was hat die Metropolregion davon?

Regionale Partner profitieren in mehrfacher Hinsicht von der Teilnahme an einem der
grofdten und prestigetrachtigsten europaischen Kulturprojekte dieses Jahrzehnts. Sie
erhalten internationale Medienoffentlichkeit, profitieren von einem Zuwachs des
Kulturtourismus und von der nachhaltigen Internationalisierung und Entwicklung ihres
Kultursektors. Im Fall der Titelvergabe an Niurnberg wird die Region fir die nachsten Jahre
im Fokus der internationalen Kulturdffentlichkeit stehen.

! https://ec.europa.eu/programmes/creative-europe/sites/creative-europe/files/ecoc-2025-germany-preselection-report.pdf
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Anmerkung Ref IV: Zeitangaben im Dokument
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Aktueller Zeitplan siehe Sachbericht.

N2025.EU

WIR BEWERBEN UNS ALS
KULTURHAUPTSTADT EUROPAS
NURNBERG 2025

N2025 PAST FORWARD
Aktueller Stand 05. Méarz 2020
Haufig gestellte Fragen zur Kulturhauptstadtbewerbung in der Metropolregion

4. Welche Gebietskdrperschaften der Metropolregion sind beteiligt?
40 Gebietskorperschaften haben sich bereits der Bewerbung angeschlossen:

e Stadt Altdorf

e Stadt Amberg

e Stadt Ansbach

e Stadt Bad Windsheim
e Stadt Baiersdorf

e Landkreis Bamberg

e Kreisfreie Stadt Bamberg
e Landkreis Bayreuth

e Stadt Bayreuth

e Gemeinde Burgthann
e Stadt Coburg

e Stadt Erlangen

e Stadt Feuchtwangen

e Landkreis Forchheim
e Kreisfreie Stadt Furth
e Stadt Hal3furt

e Stadt Herzogenaurach
e Landkreis Hof

e Kreisfreie Stadt Hof

e Landkreis Kronach

5. Wie geht es jetzt weiter?

Stadt Langenzenn

Markt Schnaittach

Bezirk Mittelfranken

Stadt Neumarkt

Stadt Neustadt bei Coburg
Landkreis Neustadt an der
Waldnaab

Landkreis Nirnberger Land
Stadt Oberasbach
Landkreis Roth

Stadt Roth

Stadt Réthenbach an der Pegnitz
Kreisfreie Stadt Schwabach
Stadt Sonneberg

Stadt Stein

Stadt Tirschenreuth
Landkreis Tirschenreuth
Stadt Waldsassen

Stadt Weiden

Stadt WeilRenburg
Landkreis Wunsiedel

Bis 15. Juni 2020 sind die Gebietskdrperschaften der Metropolregion aufgerufen, ihre
Teilnahme am Projekt N2025 durch die Abgabe einer Zweiten Absichtserklarung zu
bekraftigen. Zudem werden bis April 2020 regionale Projekte entwickelt, die ins
Bewerbungsbuch einflieBen. Eine Vorlage der Absichtserklarung wurde Anfang Marz an
regionale Vertreter*innen versendet.

6. Konnen Gebietskdrperschaften, die keinen 1. Letter of Intent eingereicht haben
und nicht im ersten Bewerbungsbuch genannt sind, auch noch einsteigen?
Ja. Hierfur gentigt die Abgabe der Zweiten Absichtserklarung bis 15. Juni 2020.

7. Was steht in der Absichtserklarung?

Die Absichtserklarung bekraftigt das Interesse der regionalen Gebietskdrperschaft, sich im
Fall des Titelzuschlags am N2025-Programm zu beteiligen und gibt verbindlich das
finanzielle Volumen der Projekte an, die vor Ort stattfinden sollen.
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8. Wie sieht die inhaltliche Beteiligung der Metropolregion aus und mit welchen
Projekten kann sich die Region beteiligen?

Es gibt fUr regionale Partner drei Alternativen, die gleichwertig zu betrachten sind und die
sich nicht gegenseitig ausschliel3en.

Alternative 1: Der regionale Partner gibt bis 15. Juni 2020 eine Absichtserklarung mit
geplantem finanziellen Volumen ab. Die konkrete inhaltliche Entwicklung von
Projekten vor Ort erfolgt erst nach Titelvergabe am 23. September 2020.

Alternative 2: Der regionale Partner gibt bis 15. Juni 2020 eine Absichtserklarung mit
geplantem finanziellen Volumen ab. Der regionale Partner beteiligt sich zudem
inhaltlich an einem der Projektformate, die gemeinsam bis April 2020 entwickelt
werden. Derzeit arbeiten sechs Arbeitsgruppen mit ca. 150 Beteiligten an regionalen
Projekten. Bis April 2020 werden ca. 20 regionale Projektformate entwickelt, die der
Region vorgestellt und in das Bewerbungsbuch einflieRen werden. Die Gruppen
sind:

Handwerk, Industriekultur und Zukunft der Arbeit, Ansprechpartner: Olaf.Klumpp-
Leonhardt@stadt.nuernberg.de

Spiel(en), Ansprechpartnerin: Hannah.Straub@stadt.nuernberg.de

Menschlichkeit, Menschenrechte und Erinnerungskultur (AT), Ansprechpartnerin:
Tanja.Ehrlein@stadt.nuernberg.de

Teilhabe und Diversitat, Ansprechpartnerin: Gabriele.Roehler@stadt.bayreuth.de
Kulturtourismus, Ansprechpartner: joel.schmidt@fham.de

Kulturerbe und Digitalisierung, Ansprechpartner:
Nico.Degenkolb@stadt.nuernberg.de

Alternative 3: Der regionale Partner gibt bis 15. Juni 2020 eine Absichtserklarung mit
geplanten finanziellen Volumen ab. Der regionale Partner reicht bis 15. April 2020
ein eigenes Projekt ein, das in das 2. Bewerbungsbuch einflie3en kann (siehe
Anlage N2025 Projektskizze Region).

9. Welche Kriterien missen regionale Projekte erfullen?
Projekte in der Metropolregion sollen folgende Kriterien erfillen:

Bezug zum Konzept und den Leitthemen der Kulturhauptstadt-Bewerbung:
Menschlichkeit als Mal3, Welt als Aufgabe, Miteinander als Ziel, siehe
Bewerbungsbuch unter www.n2025.eu

Regionale Zusammenarbeit und Wissensaustausch

Partizipativer Ansatz, Einbeziehung der Bevolkerung in Entwicklung und
Durchfthrung

Internationale Anschlussfahigkeit

Nachhaltigkeit

139


http://www.n2025.eu
mailto:Olaf.Klumpp-Leonhardt@stadt.nuernberg.de
mailto:Olaf.Klumpp-Leonhardt@stadt.nuernberg.de
mailto:Hannah.Straub@stadt.nuernberg.de
mailto:Gabriele.Roehler@stadt.bayreuth.de
mailto:joel.schmidt@fham.de
http://www.n2025.eu/
ER-LatuskeHann
Stempel


Anmerkung Ref IV: Zeitangaben im Dokument
beruhen auf Stand vor Fristverldngerung.

Aktueller Zeitplan siehe Sachbericht. N 2 O 2 5 ] E U

WIR BEWERBEN UNS ALS
KULTURHAUPTSTADT EUROPAS

N2025 PAST FORWARD NURNBERG 2025
Aktueller Stand 05. Marz 2020
Haufig gestellte Fragen zur Kulturhauptstadtbewerbung in der Metropolregion

bis 15.06.2020

Abgabe 2. Absichtserkldrung ab 2021

31.07.2019 Gebietskérperschaften Projektumsetzung mit
) bekriftigen ihre Absicht .Kickback-Garantie“
an einer Beteiligung am
40 Gebietskérperschaften Kulturhauptstadt- Die regionalen Partner
bekunden ihre Absicht an Programm mit Projekten finanzieren ausschlieRlich
einer Beteiligung am vor Ort durch Angabe Programminhalte die bei
Kulturhauptstadt-Programm eines geplanten ihnen vor Ort stattfinden.
mit Projekten vor Ort. Projektvolumens.
12.12.2019 bis 31.07.2020 23.09.2020
Bekanntg_abe der §_h°'ﬂ'3t Titelvergabe durch die
dlrziels E!.lro_palsche Europdische Kommission
Kommission Einreichung der finalen
Nurnberg zieht mit Chemnitz, Bewerbungsschrift bei Nach einer finalen
Hannover, Hildesheim und der Europaischen Union. Préasentation verkiindet die
Magdeburg auf die Shortlist Jury, an welche Stadt der Titel
des Wettbewerbs um den Titel ,European Capital of Culture
Kulturhauptstadt Europas 2025 2025" geht. Im Vorfeld
ein. Dresden, Gera und Zittau besucht die Jury alle
scheiden aus. Bewerberstadte.

Projektentwicklungsprozess in sechs Arbeitsgruppen
» Handwerk, Industriekultur und Zukunft der Arbeit

» Spiel(en)

* Menschlichkeit, Menschenrechte und Erinnerungskultur

* Teilhabe und Diversitat

* Kulturtourismus
= Kulturerbe und Digitalisierung

10. Wie funktioniert der geplante Finanzierungsmodus?

Das regionale Finanzierungsmodell und die Mittelherkunft aller Budgetposten muss im
finalen Bewerbungsbuch detailliert dargestellt werden.

Fur Ndrnberg gilt dabei die Faustregel: Partnerkommunen und Landkreise der Region
beteiligen sich ausschliel3lich an operativen Programmkosten, die bei ihnen vor Ort
anfallen. Alle von den einzelnen Gebietskdrperschaften aufgebrachten Mittel werden
mindestens in dieser H6he auch fur gemeinsame oder dezentrale Projekte in den jeweiligen
Gebietskorperschaften eingesetzt.

11. Mit welchem regionalen Beitrag wird kalkuliert?

Es gibt keinen Mindestwert fur die regionale Beteiligung am Kulturhauptstadt-Programm.
Um allerdings gemeinsam mit der Region ein international wettbewerbsfahiges
Kulturprogramm auf die Beine stellen zu kénnen, wird mit dem Richtwert 1 Euro pro
Einwohner pro Jahr der Vorbereitungs- und Durchfihrungsphase der Kulturhauptstadt, d.h.
von 2021-2025, kalkuliert. Eine Stadt mit 50.000 Einwohnern sollte sich gemal dieser
Rechnung mit einem Kulturprogramm oder Projekten im Volumen von 250.000 Euro an der
Kulturhauptstadt-Durchfiihrung beteiligen.
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Haufig gestellte Fragen zur Kulturhauptstadtbewerbung in der Metropolregion

12. Fur welche Jahre ist ein Budget einzuplanen?

Kosten fur regionale Projektentwicklungen fallen frihestens ab 2021 an. Regionale Partner
werden in die Finanzierung von Projekten, an denen Sie mitwirken, einbezogen. Die
Zeitpunkte der weiteren Mittelfliisse sind abhangig vom Zeitplan der vor Ort geplanten
Projekte.

13. Wie ist der Ablauf der Mittelflisse genau geregelt?

Die zeitliche Préazisierung der Mittelflisse erfolgt nach Titelzuschlag ab 2021 in
bilateralen Vertragen zwischen der Kulturhauptstadt-Organisation und den regionalen
Partnern.

14. Wer wird die Projektverantwortung tragen, wenn Nidrnberg den Titel
Kulturhauptstadt-Europas 2025 tragt?

Die Kulturhauptstadt-Organisation wird der Europaischen Kommission inhaltlich und
budgetar rechenschaftspflichtig sein. Die Budgetverantwortung und inhaltliche Leitung fur
das Gesamtprojekt Kulturhauptstadt Europas 2025 muss daher bei der Kinstlerischen und
Kaufmannischen Leitung der Kulturhauptstadt-Organisation liegen. Regionale Projekte
werden durch regionale Projektverantwortliche in den Partner-Kommunen und der
Kulturhauptstadt-Organisation verantwortet. Alle Aspekte der Zusammenarbeit und
Pflichtenhefte werden in Kooperationsvertradgen en détail geregelt. Alle Projekte werden
partnerschatftlich, dialogorientiert und vertrauensvoll entwickelt und durchgefihrt.

15. Was passiert, wenn Nurnberg nicht Kulturhauptstadt Europas 2025 wird?

Im Fall, dass der Titel Kulturhauptstadt Europas 2025 nicht an Nirnberg vergeben wird, ist
die Absichtserklarung gegenstandslos. Jedoch sollen auch im Fall der Titelvergabe an eine
andere Stadt einzelne regionale Projekte umgesetzt werden. In diesem Fall werden zu
gegebenen Zeitpunkt entsprechende Vereinbarungen getroffen.
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NURNBERG

Stadt Nurnberg - Rathausplatz 2 90403 Nirnberg

Stadt Niirnberg

Der Oberbiirgermeister

10.03.2020

N2025 Kulturhauptstadt Europas
— Auf der Zielgeraden zum Titel

Anlagen:

N2025: Zweite Absichtserklarung, Abgabe bis 15. Juni 2020 bei N2025

Entwurf Projektskizze N2025, Abgabe bis 15. April 2020 bei N2025 Rathausplatz 2

Oft gestellte Fragen zu N2025 und Region / FAQ 90403 Nurnberg
Verteiler: Tel.: 09 11/ 2 31-2025 - 0

Ratsmitglieder der Européischen Metropolregion Niirnberg

\ Fax: 09 11/ 2 31-2025 - 9
N2025-Arbeitsgruppe des Forums Kultur der EMN o

Sehr geehrte Ratsmitglieder,
liebe Kolleginnen und Kollegen,

vor einem Jahr warben wir bei Ihnen um die Beteiligung an der Kulturhaupt-
stadt-Bewerbung Nirnbergs und der Metropolregion Nirnberg. Viel ist seit-
her passiert. NUirnbergs Bewerbung hat inhaltlich Gestalt angenommen. Un-
ter dem Motto PAST FORWARD wollen wir im Jahr 2025 in die Vergangen-
heit und in die Zukunft Europas reisen. Bewusst und mit einer klaren Haltung
wollen wir dabei die hellen und die dunklen Seiten unserer Geschichte er-
kunden und vor dieser Folie Fragen bearbeiten, an denen sich Europas Zu-
kunft und die Zukunft unserer Gesellschaft mitentscheiden werden.

Die erste Hirde haben wir genommen. Seit 12. Dezember 2019 steht Nirn-
berg mit den Stadten Chemnitz, Hannover, Hildesheim und Magdeburg auf
der Shortlist des Wettbewerbs. Am 31. Juli 2020 reichen wir die finale Be-
werbungsschrift bei der Europaischen Kommission ein. Die Entscheidung,
welche Stadt den Titel Kulturhauptstadt Europas 2025 tragt, wird am 23.
September 2020 durch die von der Europaischen Kommission beauftragte
Jury bekanntgegeben. Wir befinden uns also auf der Zielgeraden im Wettbe-
werb um den Titel Kulturhauptstadt Europas 2025, dem gréf3ten und presti-
getrachtigsten Kulturereignis, das in den nachsten Jahrzehnten in Deutsch-
land stattfinden wird.

N2025.EU
_ /m;tropolregion nurnberg

WIR BEWERBEN UNS ALS
KULTURHAUPTSTADT EUROPAS

NURNBERG 2025 KOMMEN. STAUNEN. BLEIBEN.
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NURNBERG

Seite 2 von 4

Ein Alleinstellungsmerkmal unserer Bewerbung ist die Einbindung der Euro-
paischen Metropolregion Nirnberg. Vierzig Gebietskérperschaften der Met-
ropolregion, darunter alle kreisfreien Stadte der Region, haben in der 1.
Phase ihr Interesse bekundet mitzumachen. Die Jury bescheinigt der regio-
nalen Ausrichtung der Bewerbung ein groRes Potenzial'. Unsere Aufgabe ist
es nun, das regionale Programm zu konkretisieren und in der finalen Bewer-
bungsschrift aufzuzeigen, wie die Metropolregion nachhaltig von der Kultur-
hauptstadt profitieren wird. AuRerdem muss im zweiten ,Bid Book* ein tragfa-
higes Budget des Kulturhauptstadt-Jahres und dessen Zusammensetzung
angegeben werden.

Die regionale Dimension der Nirnberger Kulturhauptstadt-Bewerbung ver-
folgt einen klaren Ansatz: ,Vom Kirchturm zur Kooperation“. In gemeinsam
geplanten und umgesetzten Projekten soll die Region sich weiterentwickeln
und Synergien freisetzen. Seit 2019 arbeiten hunderte engagierte Vertre-
terfinnen aus der Region an der Ausgestaltung von regionalen Projekten in
den Bereichen Spiel, Industriekultur, Teilhabe, Menschenrechte, Kulturtouris-
mus sowie Kulturerbe/Digitalisierung. Diese Arbeit tragt bereits jetzt Frichte.
Mit Partnern wie der FAU Erlangen-Nurnberg werden wir mit der ,Time Ma-
chine Nirnberg” eine grof3e Offensive im Bereich der Digitalisierung des Kul-
turerbes in unserer Region starten. Mit dem Projekt , Toys of Tomorrow” soll
gemeinsam mit den in der Region ansassigen Spielzeugherstellern und
Kinstler*innen das Spielzeug der Zukunft entwickelt werden. Mit dem ,Me-
mory Lab“ (Arbeitstitel) wollen wir gemeinsam mit der KZ-Gedenkstétte Flos-
senbirg und internationalen Partnern ein Artist-In-Residence Programm auf-
setzen, das an physischen Tater- und Opferorten in der Region die Frage
nach der Erinnerung an die Zeit des Nationalsozialismus neu verhandelt.

Mit der diesem Schreiben anliegenden Absichtserklarung kdnnen regionale
Gebietskdrperschaften die Beteiligung am Kulturhauptstadt-Programm be-
kraftigen und angeben, in welchem finanziellen Rahmen sie sich in das Kul-
turhauptstadt-Programm einbringen wollen. Sollte der Titel in die Metropolre-
gion Nurnberg gehen, sind die unterzeichnenden regionalen Partner Teil des
Umsetzungsnetzwerks der Europaischen Kulturhauptstadt 2025.

Dabei gilt unsere Zusage: Die von den einzelnen Partnern aufgebrachten
Mittel werden mindestens in dieser Hohe auch flr gemeinsame oder dezent-
rale Projekte in den jeweiligen Gebietskorperschaften eingesetzt (sog. ,Kick-
back-Garantie®). Die Stadt Nirnberg tragt die Allgemeinkosten wie das Ge-
samtmarketing des Kulturhauptstadt-Projekts. Details entnehmen Sie der Ab-
sichtserkl&rung im Anhang und dem Dokument ,N2025 Region FAQ®. Als
Richtwert fir das Finanzierungsmodell der regionalen Beteiligung streben wir

1Beurteilung aller deutschen Stadte der Jury der EU-Kommission: https://ec.europa.eu/pro-
grammes/creative-europe/sites/creative-europe/files/ecoc-2025-germany-preselection-re-
port.pdf
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Anmerkung Ref IV: Zeitangaben im Dokument
beruhen auf Stand vor Fristverlangerung.
Aktueller Zeitplan siehe Sachbericht.

NURNBERG

weiterhin das bereits im letzten Jahr kommunizierte Modell an: 1 € pro Ein-
wohner/in der Partner-Gebietskorperschaft der Region Uber 5 Jahre. Kon-
krete Projekte und inhaltliche Details werden nach Zuschlag, d.h. friihestens
ab Oktober 2020, in separaten Vereinbarungen geregelt.

31.07.2019

Abgabe 1. Absichtserklarung

40 Gebietskorperschaften
bekunden ihre Absicht an
einer Beteiligung am
Kulturhauptstadt-Programm
mit Projekten vor Ort.

bis 15.06.2020

Abgabe 2. Absichtserklarung

Gebietskdrperschaften
bekréftigen ihre Absicht
an einer Beteiligung am
Kulturhauptstadt-
Programm mit Projekten
var Ort durch Angabe
eines geplanten
Projektvolumens.

ab 2021

Projektumsetzung mit
»Kickback-Garantie*

Die regionalen Partner

finanzieren ausschlieflich
Programminhalte die bei
ihnen vor Ort stattfinden.

Seite 3von 4

12.12.2019
Bekanntgabe der Shortlist

durch die Europiaische
Kommission

Nirnberg zieht mit Chemnitz,
Hannover, Hildesheim und
Magdeburg auf die Shortlist des
Wettbewerbs um den Titel
Kulturhauptstadt Europas 2025
ein. Dresden, Gera und Zittau
scheiden aus.

Projektentwicklungsprozess in sechs Arbeitsgruppen

bis 31.07.2020

Abgabe 2. Bewerbungsbuch

Einreichung der finalen
Bewerbungsschrift bei
der Européischen Union.

Handwerk, Industriekultur und Zukunft der Arbeit

Spiel(en)

Menschlichkeit, Menschenrechte und Erinnerungskultur

Teilhabe und Diversitat

Kulturtourismus
Kulturerbe und Digitalisierung

Abbildung: Prozess zum regionalen Programm

23.09.2020

Titelvergabe durch die

Europidische Kommission

Nach einer finalen
Préasentation verkindet die
Jury, an welche Stadt der Titel
,European Capital of Culture
2025" geht. Im Vorfeld
besucht die Jury alle
Bewerberstadte.

Bitte kontaktieren Sie bei Fragen zur Programmgestaltung den Leiter des
Bewerbungsburos, Prof. Hans-Joachim Wagner,
hans-joachim.wagner@stadt.nuernberg.de, Tel: 0911-231-2025-1.

Weitere Informationen finden Sie unter www.n2025.de.
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NURNBERG

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

wir sind uns durchaus bewusst, dass der Zeitpunkt (Wahlen und Neukonsti- oo dvond
tuierung) fur solche Finanzzusagen verbindlicherer Art nicht der beste ist, al-

lein der von der EU vorgegebene Zeitplan lasst uns keine Wahl. Wir denken

aber, dass das mit der so genannten ,Kickback-Garantie“ in den allermeisten

Raten vermittelbar sein misste. Auch wenn sich vieles erst noch konkreter

entwickeln muss, bitten wir Euch: Lasst Euch auf diese Abenteuerreise mit

der Stadt Nirnberg ein — wenn es klappt, gewinnen wir alle!

Gerne mochten wir Sie schon jetzt zu einer Regionalkonferenz am 02.07.2020
einladen, in der wir die regionale Ausrichtung und die Flaggschiffprojekte der Be-
werbung erlautern werden. Die Konferenz findet von 10.00 — 15.00 Uhr in Nirn-
berg statt. Der genaue Ort wird noch bekanntgegeben.

Mit freundlichen GrifRen

fh. hul,

Dr. Ulrich Maly
Oberblrgermeister der Stadt Nirnberg

pie

Prof. Dr. Julia Lehner
Kulturreferentin der Stadt Nirnberg

Fitees

Andreas Starke
Oberbirgermeister der Stadt Bamberg
Ratsvorsitzender der Européischen Metropolregion Nirnberg
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Nachrichten aus dem Rathaus

Nr. 491 /07.05.2020

N2025: Verlangerung der Fristen im Bewerbungsprozess

Fristen und Termine fur die Kulturhauptstadt Europas 2025 werden
verlangert. Am heutigen Donnerstag, 7. Mai 2020, wurde
bekanntgegeben, dass die Kultusministerkonferenz, die Européische
Kommission und die Kulturstiftung der Lander sich auf eine Verlangerung
der Fristen und Termine verstandigt haben. Das Wettbewerbsverfahren
~Kulturhauptstadt Europas 2025" wird aufgrund der Covid-19-Krise um
mehrere Wochen verlangert und damit den erschwerten
Arbeitsbedingungen in den Bewerberstadten Rechnung getragen. ,Ziel ist
es, das Verfahren unter Beriicksichtigung héchstmdglicher
Gesundheitsstandards im Jahr 2020 zum Abschluss zu bringen®, teilte die
Kulturstiftung der Lander mit.

Die neuen Termine im Uberblick

e Termin fur die Abgabe des zweiten Bewerbungsbuchs:
Die Abgabe des zweiten Bewerbungsbuchs verlangert sich um
sieben Wochen bis zum 21. September.

e Termine fir den Besuch der européischen Jury:
Eine Gruppe von bis zu vier Jurymitgliedern wird in der Woche
vom 19. Oktober bis zum 23. Oktober die finf deutschen Stadte
auf der Shortlist besuchen. Am 23. Oktober bereist die Delegation
Nurnberg.

e Termin der finalen Jurysitzung:
Die finale Jurysitzung findet vom 26. bis 28. Oktober in Berlin statt.
Die Prasentationen der Bewerberstadte erfolgen in alphabetischer
Reihenfolge. Am 28. Oktober wird die europaische Jury ihre
Empfehlung fir die ,Kulturhauptstadt Europas 2025 in
Deutschland bekanntgeben.
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Seite 2 von 2
,Die Verlangerung der Termine und Fristen ist aufgrund der aktuellen
Lage richtig und sinnvoll“, sagt Marcus Konig, Oberbiurgermeister der
Stadt Nirnberg. ,Unsere Stadt bereitet sich neben der Erarbeitung des
Bewerbungsbuchs auch intensiv auf den Besuch der Jury vor, und ich
freue mich sehr darauf, sie personlich in Nurnberg begriiRen zu dirfen.”

-Wir arbeiten mit voller Energie weiter®, sagt Prof. Dr. Hans-Joachim
Wagner, Leiter des Bewerbungsbuiros Kulturhauptstadt Europas 2025 der
Stadt NiUrnberg. ,Unsere wichtigste Aufgabe ist und bleibt es, den Titel
Kulturhauptstadt Europas 2025 nach Nirnberg zu holen. Die
Fristverlangerung begruRen wir, denn insbesondere flr die Abstimmung
mit der Europaischen Metropolregion und den europdischen
Partnerinstitutionen bleibt nun ein wenig mehr Zeit.*

Nurnberg ist neben den Stadten Chemnitz, Hannover, Hildesheim und
Magdeburg in der zweiten Runde um den Titel ,Kulturhauptstadt Europas
2025 Es ist das groRte kulturelle Ereignis der Europaischen Union, bei
dem der Titel jedes Jahr an jeweils eine Stadt in zwei Landern vergeben
wird. Neben Deutschland stellt 2025 auch Slowenien eine
Kulturhauptstadt. Bisher gab es mit West-Berlin (1988), Weimar (1999)
und Essen mit dem Ruhrgebiet (2010) drei Europaische Kulturhauptstadte
aus Deutschland. let

Weitere Informationen unter www.n2025.eu
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Stadt Nurnberg - Rathaus - 90403 Nirnberg
001

Verteiler: Stadt Niirnberg

Ratsmitglieder der Europaischen Metropolregion
Nurnberg Der Oberbirgermeister

N2025-Arbeitsgruppe des Forums Kultur der EMN

Anlage:
Pressemitteilung: N2025: Verlangerung der Fristen im
Bewerbungsprozess

Marcus Konig

Rathausplatz 2

14. Mai 2020 90403 Niirnberg
N2025 Kulturhauptstadt Europas Tel: 091172 31-50 90

. . .. . B Fax: 09 11/2 31-36 78
Auf der Zielgeraden: Neue Frist fir Absichtserklarungen obm@stadt.nuernberg.de

www.nuernberg.de

Sehr geehrte Ratsmitglieder,
o liebe Kolleginnen und Kollegen,

als neu gewahlter Oberbirgermeister der Stadt Niirnberg mochte ich die
Gelegenheit nutzen und mich personlich fiir die zahlreichen
Partnerschaften mit den Stadten, Landkreisen, Bezirken und Gemeinden
der Metropolregion Nirnberg und das bisher im Rahmen der
Kulturhauptstadtbewerbung Nirnbergs und der Metropolregion Geleistete
auf das Herzlichste bedanken. Das regionale Engagement fir Kunst und
Kultur ist in seiner Gesamtheit Giberaus beeindruckend. Ich versichere
Ihnen, dass ich auf der Zielgeraden des Bewerbungsprozesses flr die
vielfaltigen Belange der Metropolregion mit gréf3tem Einsatz eintreten
werde.

Gemeinsam mit dem Ratsvorsitzenden der Europaischen Metropolregion
Nurnberg, Herrn Andreas Starke, Oberblrgermeister der Stadt Bamberg,
und Frau Prof. Dr. Julia Lehner, 2. Birgermeisterin der Stadt Nirnberg,
wende ich mich an Sie, um auf die jingsten Entwicklungen im Rahmen
der Kulturhauptstadtbewerbung einzugehen und gleichzeitig um lhre
Unterstitzung hinsichtlich der angestrebten finalen Absichtserklarung,
dem sog. Letter of Intent Il, zu werben.

WIR BEWERBEN UNS ALS
KULTURHAUPTSTADT EUROPAS

NURNBERG 2025 KOMMEN. STAUNEN. BLEIBEN.

N2025.EU
_/rm;tropolregion nurnberg
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Unser letztes Schreiben an die Ratsmitglieder wurde am 10. Marz 2020

verfasst. Seite 2 von 3
Die folgenschweren Einschrankungen, die mit der Corona-Krise

einhergehen, haben seither samtliche Bereiche des dffentlichen Lebens in

nie gedachter Form berihrt. Auch der Bewerbungsprozess um den Titel
Kulturhauptstadt Europas 2025 ist von den Einschrankungen betroffen,

sodass eine Verschiebung der Einreichungsfristen beschlossen wurde.

Die funf verbliebenen deutschen Bewerberstadte haben sich gemeinsam
mit der Kulturstiftung der Lander und der Europaischen Kommission tber
einen Zeitplan verstandigt. Das endgiiltige Bewerbungsbuch muss am

21. September 2020 eingereicht werden und damit sieben Wochen spater
als urspringlich geplant. Die Entscheidung Uber die Titelvergabe wird mit
einer funfwochigen Verzégerung am 28. Oktober 2020 getroffen. Der
Besuch der Jury in Nirnberg ist fir den 23. Oktober angekundigt.

Da wir wissen, dass in den letzten Wochen auch in der gesamten
Européischen Metropolregion Nirnberg der Grof3teil der Arbeitstreffen und
Ausschusssitzungen ausfallen musste, verlangern wir die Frist zur Abgabe
der Zweiten Absichtserklarung durch regionale Gebietskdrperschaften
vom 15. Juni 2020 auf den 31. Juli 2020. Bitte verwenden Sie weiterhin
die Vorlage, die Ihnen mit dem Schreiben vom 10. M&rz zuging.

Seit Anfang Marz 2020 haben die eingesetzten regionalen Arbeitsgruppen
(zu den Themen Erinnerungskultur, Spielen, Teilhabe & Diversitat,
Handwerk, Industriekultur & Zukunft der Arbeit, Kulturerbe & Digi-
talisierung, Kulturtourismus) allen Widrigkeiten zum Trotz ihre jeweiligen
Ziele weiterverfolgt und sich dabei mittels digitaler Formate verstandigt.
Die Arbeitsgruppen werden die Projektvorhaben bis Ende Mai finalisieren,
sodass die Vorhaben in das Bewerbungsbuch eingehen kénnen.

Die fur den 2. Juli 2020 angekindigte Regionalkonferenz, auf der die
gemeinsamen regionalen Projekte und Themenschwerpunkte prasentiert
werden sollten, musste bedauerlicherweise verschoben werden. Sie ist
nun auf den 23. Juli 2020 (10 — 13 Uhr) terminiert worden. Ob es zu einem
analogen oder digitalen Austausch kommen kann, werden wir
entsprechend der dann aktuellen Lage entscheiden mussen. Wir halten
Sie selbstverstandlich auf dem Laufenden. Bitte merken Sie sich den
Termin schon einmal in Ihrem Kalender vor, die Einladung geht Ihnen im
Juni zu.

Eine weitere wichtige Etappe ist die Ratssitzung der Metropolregion
Nurnberg am 17. Juli 2020, in der die Beteiligung der Kommunen sowie
regionale Projekte préasentiert werden.

Bei weiteren Fragen zu den verschiedenen Aspekten des
Bewerbungsverfahrens bitte ich Sie, sich mit dem Leiter des
Bewerbungsburos, Herrn Prof. Dr. Hans-Joachim Wagner in Verbindung
Zu setzen.

149



Sehr geehrte Ratsmitglieder,
liebe Kolleginnen und Kollegen, Seite 3von 3

die Verbreitung und der Kampf um die Einddmmung des Covid-19-Virus
stellen uns alle gemeinsam vor grof3e Herausforderungen, vor allem
hinsichtlich der Bewaltigung der Folgen der aktuellen Krise. Gerade
deswegen mdchten wir Sie bitten, die Bewerbung um die Ausrichtung des
bedeutendsten Kulturereignisses, das in den kommenden Jahren
bundesweit stattfinden wird, weiterhin mitzutragen und zu unterstitzen.
Die Entwicklung neuer Formate der kulturellen Praxis, insbesondere
jedoch die Stéarkung des gesellschaftlichen Miteinanders und die
Fokussierung des européischen Dialogs sind essentiell notwendig, um
soziale und kulturelle Strukturen der Metropolregion zu festigen. Wir
wollen Kulturhauptstadt werden — und mit Ihnen zusammen die
Metropolregion lokal, regional und im Sinne des europaischen Gedankens
zukunftsfahig weiterentwickeln. Hierfir bedanken wir uns sehr herzlich.

Mit freundlichen GriiRen

Marcus Konig
Oberblrgermeister der Stadt Nirnberg

f;ufh

Prof. Dr. Julia Lehner
2. Burgermeisterin der Stadt Nirnberg

Lo

Andreas Starke
Oberbirgermeister der Stadt Bamberg
Ratsvorsitzender der Europaischen Metropolregion Nirnberg
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Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
IvV/41 Amt fur Soziokultur 41/001/2020

Situation der Kulturinstitutionen Theaterbuhne Fifty-Fifty, gVe und Kulturzentrum E-
Werk angesichts der Pandemie-bedingten Einschréankungen

Beratungsfolge Termin  O/N Vorlagenart Abstimmung

Kultur- und Freizeitausschuss 08.07.2020 O Gutachten einstimmig angenommen
Haupt-, Finanz- und Personalaus- 15.07.2020 O Gutachten

schuss

Stadtrat 23.07.2020 O Beschluss

Beteiligte Dienststellen
Ref. 1V, 20

. Antrag

1. Der Bericht tiber die Situation der Kulturinstitutionen Theaterbihne Fifty-Fifty, gVe und Kultur-
zentrum E-Werk angesichts der Pandemie-bedingten Einschrankungen wird zur Kenntnis genom-
men.

2. Amt 41 wird beauftragt, die erforderlichen Mittel in Héhe von 270.000,- € zur Teil6ffnung des
Kulturzentrums E-Werk als Sonderzuschuss bereitzustellen.

. Begrundung

1.

Einfihrende Erlauterung von Ref IV:

Die Corona-Pandemie stellt fir den gesamten Kulturbetrieb (stadtisch wie nichtstadtisch) seit Mitte
Mérz eine grof3e Belastung dar. Dies bezieht sich insbesondere auf folgende Aspekte:
wegbrechende Einnahmen, weiter laufende Fixkosten, hoher Aufwand bei der Riickabwicklung
abgesagter Veranstaltungen, Planungsungewissheit, Herausforderung neue “coronataugliche”
Formate und Angebote zu entwicklen, Umsetzung der Infektionschutzverordnung und vieles mehr.
Insbesondere nichtstadtische Kultureinrichtungen und Vereine geraten aktuell zunehmend in eine
wirtschaftliche Schieflage.

Kulturpolitisches Ziel von Ref 1V ist es, dass Kultur jedoch gerade in dieser Zeit unbedingt weiter
gehen muss und soll, wo immer es moglich und organsiatorisch machbar ist. Insbesondere
aufgrund fehlender Einnahmen ist jedoch zu erwarten, dass sich die wirtschaftliche Lage inbe-
sondere der nichtstadtischen Kultureinrichtungen und Vereine, die Zuschiisse aus der stadtsichen
Kulturférderung erhalten, sich mdglicherweise weiter verschlechtern wird.

Als wichtige Saulen in der kulturellen Infrastruktur unserer Stadt muss es aus Sicht von Ref IV Ziel
sein, diese bei der Bewaltigung der wirtschaftlichen Auswirkungen der Pandemie so gut wie notig
und magloch zu unterttitzen.

Es wird daher Wert darauf gelegt, den Stadtrat friihzeitig Giber die aktuellen Entwicklungen
bezlglich eines verdnderten Zuschussbedarfs wie folgt zu informieren.

Theaterbihne Fifty Fifty e.V.

Um die Liquiditat der Theaterbihne Fifty Fifty e.V. wéhrend der pandemiebedingten Schliel3ung
aufrechterhalten zu kénnen, wurde bereits im Marz der Jahreszuschuss in H6he von 55.000,- € bei
der Stadt Erlangen abgerufen. Der Ticketpartner Reservix hat bislang die Riickabwicklungen, bzw.
Ruckzahlungen gestoppt. Entsprechend sind noch keine Ticket-Auszahlungen erfolgt und die fi-
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nanzielle Situation des Fifty-Fifty ist stabil.

Die Kalkulation des Fifty Fifty fir 2020 beruht auf folgenden Annahmen:

Gastspiele werden erst wieder ab September 2020 mdglich.

Im Zeitraum September bis Dezember ist mit einer max. Zuschauerzahl von 50 Personen (bei 2m
Abstand und 2 Personen/Tisch) zu rechnen.

Im Zeitraum der Schliel3ung von April bis August gibt es keine Einnahmen aus dem Theaterbe-
trieb. Als zuséatzliche Einnahmen sind die Soforthilfe des StMWi, Spenden, Streaming-Event und
Kurzarbeitergeld zu nennen.

Die auf dieser Grundlage kalkulierten Einnahmen von 267.300,- € und Ausgaben von 312.000,- €
ergeben ein Defizit von - 44.700,- €

(Vgl. 2019: Einnahmen von 459.844,- € und Ausgaben von 438.180,- € mit einem positiven Ab-
schluss von 21.644,- €)

Weiterhin gibt es ein Defizit aus 2018, welches 2019 in Teilen bereits abgebaut wurde und mit
25.789,91 € nach 2020 Ubertragen wird.

Voraussichtlich Ende Juni werden die Funktionen fir die Rickabwicklung der Veranstaltungen
Uber Reservix zur Verfigung stehen. Die Auszahlungen der nicht in Anspruch genommenen Ti-
ckets werden also in den Monaten Juli/August/September erwartet. Nach aktuellem Kenntnisstand
wird somit spatestens im Oktober/November ein weiterer finanzieller Engpass erwartet.

Hinzu kommt, dass Kunden sich verhalten zeigen bei dem Erwerb von Tickets. Kiinstler*innen ten-
dieren ebenfalls dazu nicht aufzutreten.

gVe - Gemeinnutziger Theater- und Konzertverein Erlangen e.V.

Der gVe hat fur die pandemiebedingten Einschrankungen Szenarien entwickelt, um mégliche Ein-
nahmenverluste fir die Saison 2020/2021 (September 2020 bis Juni 2021) abzubilden. Die Ticket-
Ruckerstattungen der abgesagten Konzerte von 15. Marz bis 28. Mai 2020 wurden durch einge-
sparte Konzerthonorare ausgeglichen.

Grundannahme ist, dass Konzerte ab September 2020 mit Abstand von 1,5 m von Gruppe zu
Gruppe stattfinden kénnen. Entscheidend ist die maximale Anzahl an mdglichen Sitzplatzen. Diese
bewegt sich momentan zwischen 100 Personen (bisherige Vorgabe in einigen Bundeslandern fur
Live-Veranstaltungen) und 270 Personen (maximale Auslastung der Heinrich-Lades-Halle bei 1,5m
Abstand).

Fur die Finanzierbarkeit eines Konzertabends mit Sinfonieorchester in der Heinrich-Lades-Halle
geht der gVe unter Normalbedingungen von 1.000 Platzen aus. Auf3erdem ist das Abonnement-
Publikum fur den gVe eine tragende Saule. Es ist also ein zentrales Anliegen, wenigstens diesen
Personen den Konzertbesuch trotz Zuschauerbegrenzung zu ermdéglichen. Es wurde daher das
Modell der Kurzkonzerte entwickelt: In diesem Fall wird in direkter Abfolge das gleiche Konzert
zweimal gezeigt. Dieses ist kiirzer und etwas gunstiger als zu Normalbedingungen, es gibt keine
Pause fir das Publikum. Die maximale Zuschauerzahl pro Konzertabend kénnte sich dadurch ver-
doppeln. Die Durchflihrbarkeit héngt u.a. von der Entscheidung der gebuchten Ensembles ab. Ein
Kurzkonzert erfordert die Neufassung des Musik-Programms und muss arbeitsrechtlich bewertet
werden (Arbeitszeiten, Pausenregelung, Gesundheit der Kinstler*innen etc.)

Die Berechnung des Defizits bewegt sich in Abhangigkeit der maximal moglichen Zuschauerzahl
zwischen der Kurzkonzert-Variante und dem ,einfachen Konzert:
Bei 100 Personen

- Kurzkonzert-Modell: Einnahmeverluste ca. 370.000,- €
- einfaches Konzert: Einnahmeverluste ca. 360.000,- €
Bei 270 Personen

- Kurzkonzert-Modell: Einnahmeverluste ca. 240.000,- €

Seite 215@1 5



- einfaches Konzert: Einnahmeverluste ca. 300.000,- €

Néahere Aussagen sind momentan nicht mdglich, da es an offiziellen Bestimmungen als Planungs-
grundlage fehlt. Anderungen der Bestimmungen und damit einhergehend Neuberechnungen sind
kurzfristig moglich.

Durch die Ricklagensituation des gVe kénnen nach obenstehender Kalkulation die ersten drei
Monate der Saison 2020/2021 ohne externe Hilfe bestritten werden.

Kulturzentrum E-Werk

Das Kulturzentrum E-Werk hat auf den Lock Down umgehend reagiert, ab dem 14. Méarz den Be-
trieb eingestellt und Kurzarbeit beantragt.

Ab diesem Zeitpunkt sind alle Umsatzerlose aus Kartenverk&ufen/Eintrittsgeldern, Vermietungen
und aus der Gastronomie entfallen.

Die Kurzarbeit gilt im E-Werk fur alle Bereiche mit Ausnahme von Teilen der Veranstaltungspla-
nung, die sich in den letzten Wochen intensiv um die Verschiebung von Konzerten und Veranstal-
tungen kimmern musste und den zwingend erforderlichen Téatigkeiten in der Verwaltung und der
Haustechnik.

Dartber hinaus hat das E-Werk 50.000,- € aus der Corona-Soforthilfe des Bay. Wirtschaftsministe-
riums erhalten und aus dem Férderprogramm NEUSTART des BKM Mittel in H6he von 50.000,- €
beantragt. Diese Mittel missen ausschlieRlich fir Corona-bedingte Investitionen (Desinfektionsmit-
tel, Besucherleitsysteme, berihrungsloses Bezahlen etc.) verwendet werden.

Bei Beibehaltung dieses sehr reduzierten Betriebs, der Durchflihrung notwendiger Bauunterhalts-
und Wartungsmafnahmen und unter Beriicksichtigung der ausstehenden Urlaubsanspriiche (nicht
Kurzarbeitergeld-fahig) ist von einem monatlichen Defizit bis Ende 2020 in Hohe von rund 33.000,-
€ auszugehen. Der institutionelle Zuschuss der Stadt Erlangen ist hierbei bereits beriicksichtigt.

Fur die kommenden Monate bis Ende des Jahres ergeben sich fir das E-Werk drei Szenarien:

Szenario 1 — Betriebseinstellung

Vorteil:
* Maximale Kosteneinsparung

Nachteile:
+ Wegfall von Sponsoreneinnahmen (50-70.000,- €)

* Hohe Personalkosten wegen Urlaubsanspriichen (nicht KUG-fahig)

* Negative Wahrnehmung eines geschlossenen Kulturzentrums, trotz Lockerungen
» Der Anspruch auf Kurzarbeitergeld ist auf Dauer sehr fraglich

» Die Ruckkehr zum Normalbetrieb kann nicht vorbereitet werden

+ Die Gefahr, dass wichtige Mitarbeiter*innen den Betrieb verlassen, ist sehr grof
Der Sonderzuschuss-Bedarf belauft sich bei diesem Szenario auf 75.000,- €

Szenario 2 — Der aktuelle ,Stand-By Betrieb® wird beibehalten

Vorteile:
» Der Basisbetrieb ,Verwaltung“ wird aufrechterhalten

« Eine Riuckkehr zum Normalbetrieb kann vorbereitet werden

Nachteile:
Wie Szenario 1 und weiter:

* Hohe Kosten, aber weiterhin kein Kulturangebot
Der Sonderzuschuss-Bedarf belauft sich bei diesem Szenario auf 220.000,- €
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Szenario 3 — Teil6ffnung mit einem Kulturprogramm light*

Offnung des Kulturbiergartens, Kellerbiihne & Saal
* Eingeschrankte Besucherkapazitat

* Einnahmen von Spenden, Spenden und geringen Eintrittsgeldern
» Gastronomie maximal selbsttragend

Vorteile:
+ Das E-Werk wird wieder ,sichtbar und tragt zum kulturellen Leben bei

» Die Sponsoren kénnen dadurch erhalten bleiben
+ Die Mitarbeiter*innen erhalten eine Perspektive und wandern nicht ab
» Eine Ruckkehr zum Normalbetrieb kann optimal vorbereitet werden
Der Sonderzuschuss-Bedarf belauft sich bei diesem Szenario auf 270.000,- €

Angesichts der beschriebenen Vor- und Nachteile der 3 Szenarien und angesichts des Ziels, ein
kulturelles Leben in Erlangen baldmdglichst wenigstens in Teilen wieder zu ermdglichen, empfiehlt
die Verwaltung Szenario 3.

Hierflr ist ein Sonderzuschuss in Hohe von 270.000,- € erforderlich, der zeitnah ausgezahlt wer-
den muss. Dieser Mehraufwand ist nicht im Budget von Amt 41 veranschlagt.

Aktuell ist durch die Corona-bedingten Unabwagbarkeiten noch nicht klar, ob eine Deckung durch
vorhandene Mittel moglich ist oder ob es einer Mittelbereitstellung bedarf. Im Herbst sollte abseh-
bar sein, ob die vorhandenen Mittel zur Deckung genigen. Sollte dies nicht der Fall sein, wird Amt
41 eine Vorlage zur Mittelbereitstellung einbringen.

4. Klimaschutz:

Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz:

] ja, positiv*
] ja, negativ*
X nein

Wenn ja, negativ:
Bestehen alternative Handlungsoptionen?

[] ja*

[] nein*

*Erlauterungen dazu sind in der Begrindung aufzufihren.

Falls es sich um negative Auswirkungen auf den Klimaschutz handelt und eine alter-
native Handlungsoption nicht vorhanden ist bzw. dem Stadtrat nicht zur Entscheidung
vorgeschlagen werden soll, ist eine Begriindung zu formulieren.

5. Ressourcen
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?)

Investitionskosten: € bei IPNr.:

Sachkosten: 270.000,- € bei Sachkonto:
Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto:
Folgekosten € bei Sachkonto:
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Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto:
Weitere Ressourcen

Haushaltsmittel

] werden nicht benotigt
] sind vorhanden auf IvP-Nr.
bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk
[] sind nicht vorhanden
Anlagen:

[ll. Abstimmung
Beratung im Gremium: Kultur- und Freizeitausschuss am 08.07.2020
Protokollvermerk:

Die erforderlichen Mittel sind nachrangig, nach Ausschoépfen aller weiterer Zuschussmoglichkeiten
durch das Kulturzentrum E-Werk, in Hohe des dann verbleibenden Bedarfs auszuzahlen.

Ergebnis/Beschluss:

1. Der Bericht tGiber die Situation der Kulturinstitutionen Theaterbihne Fifty-Fifty, gVe und Kultur-
zentrum E-Werk angesichts der Pandemie-bedingten Einschrankungen wird zur Kenntnis genom-
men.

2. Amt 41 wird beauftragt, die erforderlichen Mittel in Héhe von 270.000,- € zur Teil6ffnung des
Kulturzentrums E-Werk als Sonderzuschuss bereitzustellen.

mit 11 gegen O Stimmen

ARmMus Lischke
Vorsitzende Schriftfihrerin

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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O 34

Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
IV/510-3 Stadtjugendamt 51/006/2020

Investitionskostenforderung fur die Generalsanierung des Katholischen
Kindergartens Herz Jesu mit 75 Kindergarten- und 38 Schulkindbetreuungsplatzen
sowie Neuschaffung von 10 zusatzlichen Schulkindbetreuungsplatzen,
Harfenstralle 21

Beratungsfolge Termin  O/N Vorlagenart Abstimmung
Jugendhilfeausschuss 09.07.2020 O Gutachten einstimmig angenommen
Haupt-, Finanz- und Personalaus- 15.07.2020 O Gutachten

schuss

Stadtrat 23.07.2020 O Beschluss

Beteiligte Dienststellen

Antrag
1. Die katholische Kirchenstiftung Herz Jesu erhalt fir die Generalsanierung des katholischen
Kindergartens Herz Jesu einen Baukostenzuschuss nach Art. 27 BayKiBiG i. V. m. Art. 10
BayFAG in H6he von maximal 1.369.693,00 €.
2. Die katholische Kirchenstiftung Herz Jesu erhalt fir die Generalsanierung des katholischen
Kindergartens Herz Jesu einen freiwilligen Ausstattungszuschuss von maximal 153.750,00
€.

Begrundung
1. Ergebnis/Wirkungen

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)

Erhalt der 75 Kindergarten- und 38 Schulkindbetreuungsplatze. Schaffung von 10 zusatzlichen
Schulkindbetreuungsplatzen im Rahmen der Generalsanierung.

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

1. Bezuschussung der Baukosten fir die Generalsanierung
2. Jahrliche Bezuschussung der Betriebskosten nach BayKiBiG

3. Prozesse und Strukturen
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?)

Gebaude

Das viergeschossige Wohnhaus mit der Kindertageseinrichtung liegt auf dem Grundstiick der
katholischen Kirchenstiftung Herz Jesu an der Harfenstral3e 21. Mit einer Machbarkeitsstudie
2018 wurde untersucht welche Erweiterungsmoglichkeiten im Gebaudebestand realisierbar
sind. Hieraus ergab sich die Erweiterung um 10 zusétzliche Hortplatze, wahrend sich der Ein-
bau eines Krippenbereiches im Bestand als nicht mdglich erwies.

Raumprogramm

Mit der Generalsanierung sollen funktionelle, technische und gestalterische Méangel der Ein-
richtung zugunsten heutiger Anforderungen und Bedarfe behoben werden.
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Mit der Auflosung des Schwesternkonvents samt dazugehoriger Hauskapelle bot sich die Mog-
lichkeit, den KiTa-Bereich zusammenhangend abzugrenzen und damit die gewtiinschte Platz-
erweiterung fast ohne VergréRerung der Nettogeschossflache (1031 m2 statt bisher 1015 m2)
zu erreichen.

Das raumliche Konzept der Kindertageseinrichtung ist charakterisiert durch:

- Integration bisher ausgelagerter Nutzungen im KiTa-Bereich

- Differenzierung in Gruppen- und Nebenraume

- Ausbildung von Garderobenbereichen

- Bedarfsgerechte Erneuerung von Kiche und Sanitdranlagen

- Interne Verbindung von Untergeschoss und Erdgeschoss mit Gberdachtem Atrium
- Umgestaltung des Lichthofs zu einem Spielflur

- Eigener Zugang fir den Hortbereich im 1. Obergeschoss mit Auf3entreppe

Zeitplanung

Der Forderantrag bei der Regierung von Mittelfranken wird im Sommer 2020 gestellt. Der vo-
raussichtliche Baubeginn ist fur Marz 2021 vorgesehen.

Baufachliche Stellungnahme

Die angegebenen Baukosten sind fiir das vorliegende geplante Programm angemessen.
Bei der Ausflihrung sollte auf wirtschaftliche Losungen und Konstruktionen geachtet werden.

Die Férderung der Baunebenkosten ist auf 18 % der Summe aus den Kostengruppen 300-500
zu begrenzen.

Bedarfseinschatzung

Der Bedarf fiir den Erhalt der 75 Kindergarten- und 38 Schulkindbetreuungsplatzen sowie der
Erweiterung um 10 zusatzliche Schulkindbetreuungsplatze wurde in den Beschlussvorlagen
512/060/2018 und 512/068/2019 festgestellt.

Kosten und Finanzierung der Baumaflnahme
Die Gesamtkosten der BaumalRnahme betragen 1.983.953,62 €.

Kostengruppen Gesamtkosten Forderfahige Kosten

100 — Grundstiick 0,00 € 0,00 €
200 — Herrichten u. ErschlieBung 11.500,00 € 0,00 €
300 - Baukonstruktion 960.315,87 € 960.315,87 €
400 — Technische Anlagen 423.589,12 € 423.589,12 €
500 - AuR3enanlagen 67.040,85 € 67.040,85 €
600 - Ausstattung 114.262,00 € 0,00 €
700 - Baunebenkosten 407.245,78 € 261.170,25 €
Summe 100 - 700 1.983.953,62 € 1.712.116,09 €

Die Baunebenkostenpauschale bei Kostengruppe 700 wurde auf 18 % der Kostengruppen
300-500 begrenzt.
Die foérderfahigen Kosten betragen insgesamt 1.712.116,09 €.

Der Baukostenzuschuss wurde im Rahmen des Erlanger Grundsatzbeschlusses vom
23.10.2014 sowie der Konkretisierung vom 13.04.2016 ermittelt. Die tats&chlichen forderfahi-
gen Kosten werden dabei mit 80 % bezuschusst.

Dabei ergibt sich folgender maximaler Baukostenzuschuss:
1.712.116,09 € x 80 % = 1.369.692,87 € rd. 1.369.693,00 €
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Forderung Berechnung Summe

staatlicher Anteil 1.369.693,00 € x 55 % 753.331,15 €

stadtischer Anteil 1.369.693,00 € x 45 % 616.361,85 €

Der freiwillige Ausstattungszuschuss beruht auf der Beschlussvorlage 512/062/2018.
Berechnung: 123 Betreuungsplatze x 1250,00 € = 153.750,00 €

Finanzierungsplan fir die Gesamtmal3nahme:

753.331,15€ staatliche Zuweisung nach Art. 10 BayFAG
616.361,85 € Anteil der Stadt Erlangen an den Baukosten
153.750,00 € Anteil der Stadt Erlangen an der Ausstattung
460.510,62 € Anteil der Kath. Kirchenstiftung Herz Jesu Erlangen
1.983.953,62 € Gesamtkosten

Planungen im stadtischen Haushalt
Die Férdersumme der MaRnahme wurde im Arbeitsprogramm 2020 gestreckt auf die Haus-
haltsjahre 2021, 2022, 2023 und 2024 eingeplant.

4. Klimaschutz:

Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz:

X ja, positiv*
] ja, negativ*
] nein

Begriindung: Ertichtigung der Dammung sowie des Warmeschutzes nach heutigen
Energiestandards. Keine zusatzliche Versiegelung von Flachen trotz Platzneuschaf-
fung von zehn zusatzlichen Schulkindbetreuungsplatzen.

Wenn ja, negativ:
Bestehen alternative Handlungsoptionen?

[] ja*

] nein*
*Erlauterungen dazu sind in der Begrindung aufzufihren.
Falls es sich um negative Auswirkungen auf den Klimaschutz handelt und eine alter-

native Handlungsoption nicht vorhanden ist bzw. dem Stadtrat nicht zur Entscheidung
vorgeschlagen werden soll, ist eine Begriindung zu formulieren.

5. Ressourcen
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?)

Investitionskosten: 1.369.693,00 € bei IPNr.: 365D.880

Ausstattungszuschuss 153.750,00 € bei IPNr.: 365D.880

Sachkosten: € bei Sachkonto:

Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto:

Folgekosten / Betriebskosten Unverandert + bei Sachkonto: 530101
50.000,00 €
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Korrespondierende Einnahmen  753.331,15 € bei IPNr.: 365D.610ES

BayKiBiG-Betriebskosten Unverandert bei Sachkonto: 414101
+25.500,00 €

Weitere Ressourcen

Haushaltsmittel

[] werden nicht benétigt
[] sind vorhanden auf IvP-Nr.
bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk
X sind nicht vorhanden
Anlagen:

lll. Abstimmung
Beratung im Gremium: Jugendhilfeausschuss am 09.07.2020

Protokollvermerk:

Herr StR Dr. Holler greift die Frage der Bedarfsentwicklung fiir Kindertageseinrichtungs-pléatze in
der Erlanger Innenstadt auf, zu der der Vorsitzende Herr StR Wening auch das Thema eines an-
gedachten Waldorf-Waldkindergartens am Burgberg nachschiebt.

Der stellv. Amtsleiter des Stadtjugendamtes Herr Schipferling betont, dass das Jugendamt die
Bedarfsentwicklung im Blick hat; auch der angefragte Waldkindergarten befindet sich thematisch
auf der Agenda des Amtes.

Ergebnis/Beschluss:

3. Die katholische Kirchenstiftung Herz Jesu erhélt fur die Generalsanierung des katholischen
Kindergartens Herz Jesu einen Baukostenzuschuss nach Art. 27 BayKiBiG i. V. m. Art. 10
BayFAG in H6he von maximal 1.369.693,00 €.

4. Die katholische Kirchenstiftung Herz Jesu erhélt fur die Generalsanierung des katholischen
Kindergartens Herz Jesu einen freiwilligen Ausstattungszuschuss von maximal 153.750,00
€.

mit 14 gegen 0 Stimmen

Wening Buchelt
Vorsitzende/r Schriftfihrer/in

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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O 35

Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
IV/510 Stadtjugendamt 512/002/2020

Bedarfsanerkennung fur 24 Krippen- und 80 Kindergartenpléatze fur Kinder im
Vorschulalter in der evangelischen Kindertagesstatte ,,Die Arche,,

Beratungsfolge Termin  O/N Vorlagenart Abstimmung
Jugendhilfeausschuss 09.07.2020 O Gutachten einstimmig angenommen
Haupt-, Finanz- und Personalaus- 15.07.2020 O Gutachten

schuss

Stadtrat 23.07.2020 O Beschluss

Beteiligte Dienststellen

. Antrag

Im Rahmen einer Generalsanierung der evangelischen Kindertagesstatte ,Die Arche® in der Lach-
nerstralRe 43 in 91058 Erlangen, werden die bereits bestehenden zwdlf Kinderkrippen -sowie

55 Kindergartenplatze- als bedarfsnotwendig anerkannt. Zusatzlich wird im Rahmen einer Gene-
ralsanierung die Neuschaffung einer zusatzlichen Krippengruppe mit insgesamt zwolf Platzen so-
wie einer weiteren Kindergartengruppe mit 25 Platzen als bedarfsnotwendig anerkannt.

Die Verwaltung wird beauftragt, das Projekt voranzutreiben und den Jugendhilfeausschuss (JHA)
uber den weiteren Planungsstand zu informieren.

. Begriindung

1. Ergebnis/Wirkungen
(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)

Fortfihrung der Ausbauplanung im Stadtteil Tennenlohe (U3-Planungsbezirk: I-Erlangen Stidost /
Kindergartenplanungsbezirk: 11-Tennenlohe), um den Rechtsanspruch auf einen Betreuungsplatz
fur Kinder im Vorschulalter zu gewahrleisten.

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

Die Evangelisch-Lutherische-Gesamtkirchengemeinde Erlangen plant eine Generalsanierung ihrer
Kindertagesstatte in der Lachnerstral3e 43 in 91058 Erlangen (U3-Planungsbezirk:

I-Erlangen Siidost / Kindergartenplanungsbezirk: 11-Tennenlohe). An diesem Standort ist eine
Kinderkrippengruppe mit insgesamt zwolf Platzen sowie zwei Kindergartengruppen mit insgesamt
55 Platzen untergebracht, die im Zuge einer Generalsanierung um je eine weitere Krippengruppe
mit zwolf Platzen sowie Kindergartengruppe mit 25 Platzen erweitert werden sollen.

3. Prozesse und Strukturen
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?)

Einschéatzung der Jugendhilfeplanung

Die Bedarfseinschéatzung der Jugendhilfeplanung muss im Krippen- (U3) und Kindergarten- (U6)
Bereich differenziert betrachtet werden, da hier sowohl andere statistische Zahlen als auch unter-
schiedliche Beschlisse des Stadtrates zugrunde liegen.
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Krippenplanungsbezirk

Der Stadtrat hat 2012 nach fachlicher Vorplanung durch die Jugendhilfeplanung im U3-Alter ein
kleinrdumiges Planungskonzept bestatigt und fir die nachsten Jahre Versorgungsziele kleinraumig
und stadtweit als Bedarfskorridore festgelegt. Auf dieser Grundlage hat der Stadtrat im Juli 2019
neue Versorgungsziele beschlossen (Vorlage 51/196/2019): Die stadtweite Versorgungsquote soll
im U3-Alter auf 53% angehoben werden. Das bedeutet einen Ausbau bis zum Jahr 2025 von ins-
gesamt 240 zu schaffenden Platzen. Fur den Krippenplanungsbezirk I-Erlangen Sidost wurden die
Versorgungsziele im Jahr 2019 auf ca. 75% angehoben, um die stadtweite Quote von 53% errei-
chen zu kénnen.

In 54 Einrichtungen und in der Kindertagespflege stehen insgesamt 1431 ausgewiesene Platze zur
Verfiigung. Das entspricht aktuell einer Versorgungsquote von 43,4%.

Im Krippenplanungsbezirk I-Erlangen Stdost stehen 240 U3-Jahrigen (Prognose Kindergarten-
und Planungsbezirke 2020 — Stand: April 2020 — Statistik und Stadtforschung) derzeit 115 Platze
zur Verfigung. Das entspricht aktuell einer kleinraumigen Versorgungsquote von knapp 48%. Da-
mit liegt der Planungsbezirk Stidost in Tennenlohe unter dem angestrebten Versorgungsziel. Das
bedeutet konkret, dass 36 neue Platze geschafften werden muissten. Hierflr liegt aus 2019 bereits
der Bedarfsbeschluss des Stadtrates vor. Bewilligte Projekte gibt es in I-Erlangen-Stidost noch
keine.

Die 5-Jahres- sowie die 10-Jahresprognose des Amtes flr Statistik und Stadtforschung (Stand
April 2020) weisen rucklaufigen Geburtenzahlen auf. Fur das Jahr 2025 bis zum Jahr 2030 wird
nur noch mit 205 bzw. 206 Kindern im Planungsbezirk Sudost gerechnet. Das bedeutet, dass im
Jahr 2030 mit den aktuell vorhandenen 115 Krippenplatzen bereits ca. 55% der Kinder im U3-Alter
im Krippenplanungsbezirk I-Erlangen Sudost versorgt sein werden.

Kindergartenplanungsbezirk

Die Kinderzahl im U6-Alter betragt zum April 2020 im Kindergartenbezirk 11 Tennenlohe 157. Auf
diese 157 Kinder kommen derzeit 143 Platze. Ab 2020 sind in Tennenlohe wieder 153 Platze zu
berticksichtigen, da die Sanierung des Kath. Kindergarten HI. Familie abgeschlossen wird. So liegt
die kleinrdumige Versorgungsquote aktuell bei 97%. Der Bedarfsbeschluss des Stadtrates aus
2017/2018 liegt stadtweit bei einer Versorgungsquote von 105% (entspricht der Schaffung von 535
Platzen).

Prognostisch wird die Versorgungsquote 2025 bei Realisierung des Bedarfsbeschlusses von
2017/2018 durch die geplanten Projekte von 2019 zu einer stadtweiten Versorgung von 117% fih-
ren.

Kleinraumig wird fir Tennenlohe mit dem Bedarfsbeschluss des Stadtrats von 2017/2018 eine
Versorgung von 100% angestrebt. Diese ist heute bereits fast erreicht. Die Prognose zeigt im 5-
und 10-Jahresverlauf fir Tennenlohe eine gleichbleibende Kinderzahl (2025: 157 Kinder, 2030:
156 Kinder) im U6-Alter, stadtweit wird sie von heute 3.633 Kindern bis 2030 auf 3412 Kinder sin-
ken.

Erganzend zu den o. g. Ausfiihrungen der Jugendhilfeplanung ist folgendes festzustellen:

Die aktuell auf der Prognose der Jugendhilfeplanung sich ergebenden Versorgungszahlen basie-
ren auf der Annahme, dass diese Projekte zeitnah realisiert werden. Es zeichnet sich ab, dass das
eine oder andere Projekt zumindest nicht in naher Zukunft realisiert werden kann. Die Integrativen
Platze werden zunehmen, was angesichts der Probleme bei der Personalakquise eher zu einer
Verminderung der Platzzahlen fihren wird. Des Weiteren wird es ab 2025 auch einen Rechtsan-
spruch auf eine verlassliche Schulkindbetreuung geben, die mit Sicherheit nicht ausschliel3lich im
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Schulbereich realisiert werden kann, so dass eine Umwidmung von Kinderbetreuungseinrichtun-
gen auch ein Mittel der Wahl sein kann.

Die Verwaltung des Jugendamts geht unter diesem Gesichtspunkt davon aus, dass die Erfillung
des aktuellen Bedarfs durch das hier vorgeschlagene Projekt zeithah mdéglich ist, da die Realisie-
rung sofort in Angriff genommen wird.

4. Klimaschutz:

Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz:

X ja, positiv, Sanierung erfolgt nach aktuellen energetischen Vorgaben erfolgt.
] ja, negativ
L] nein

5. Ressourcen
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?)

Investitionskosten: € bei IPNr.: 365D.880
Sachkosten: bei Sachkonto:
Personalkosten (brutto): bei Sachkonto:
Folgekosten bei Sachkonto:
Korrespondierende Einnahmen bei Sachkonto:
Weitere Ressourcen

€
€
€
€

Die tatséchliche Summe ist erst nach Vorlage einer Kostenschatzung durch den Trager zu be-
ziffern.

Haushaltsmittel

[] werden nicht benétigt
[] sind vorhanden auf IvP-Nr.
bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk
X sind nicht vorhanden
Anlagen:

Abstimmung
Beratung im Gremium: Jugendhilfeausschuss am 09.07.2020

Protokollvermerk:

Herr StR Ogiermann betont, dass die im Rahmen des Ausbaus des katholischen Kindergartens im
Stadtteil Tennenlohe aufgestellten Ersatzcontainer anschlie3end bei der Generalsanierung der ev.
Kindertageseinrichtung ,Die Arche“ weitergenutzt werden sollen.

Ergebnis/Beschluss:

Im Rahmen einer Generalsanierung der evangelischen Kindertagesstatte ,Die Arche® in der Lach-
nerstralRe 43 in 91058 Erlangen, werden die bereits bestehenden zwdlf Kinderkrippen -sowie

55 Kindergartenplatze- als bedarfsnotwendig anerkannt. Zusatzlich wird im Rahmen einer Gene-
ralsanierung die Neuschaffung einer zusatzlichen Krippengruppe mit insgesamt zwolf Platzen so-
wie einer weiteren Kindergartengruppe mit 25 Platzen als bedarfsnotwendig anerkannt.

Die Verwaltung wird beauftragt, das Projekt voranzutreiben und den Jugendhilfeausschuss (JHA)
uber den weiteren Planungsstand zu informieren.
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mit 14 gegen 0 Stimmen

Wening Buchelt
Vorsitzende/r Schriftfihrer/in

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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O 36

V.

V.

Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
IV/510-4 51/007/2020

Wabhl eines stimmberechtigten Mitglieds des Jugendhilfeausschusses

Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung
Jugendhilfeausschuss 09.07.2020 O Gutachten
Stadtrat 23.07.2020 O Beschluss

Beteiligte Dienststellen

. Antrag

Fur das Jugendamt der Erzdi6zese Bamberg im Dekanat Erlangen (Katholische Jugend) wird Frau
Nicole Freund zum stimmberechtigten Mitglied des Jugendhilfeausschusses gewahlt.

. Begrindung

1. Ergebnis/Wirkungen
(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)

Umbesetzung des Jugendhilfeausschusses:

Die Katholische Jugend, Dekanat Erlangen, schlagt Frau Nicole Freund (Bildungsreferentin) als
stimmberechtigtes Mitglied des Jugendhilfeausschusses in der Nachfolge fur den nicht mehr zur
Verfugung stehende Herrn Florian Helmerichs vor. Der Vorschlag erfolgt im Benehmen mit den

beteiligten Personen.

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

Wahl von Frau Nicole Freund zum stimmberechtigten Mitglied des Jugendhilfeausschusses nach
der Rickkehr in ihre Funktion bei der Katholischen Jugend Erlangen. Sie war bereits bis Herbst
2019 Ausschussmitglied.

3. Prozesse und Strukturen
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?

Die stimmberechtigten Mitglieder des Jugendhilfeausschusses (Art. 18 Abs. 2 des Gesetzes zur
Ausfihrung der Sozialgesetze / AGSG) werden gem. § 4 Abs. 2 der Satzung fur das Jugendamt
der Stadt Erlangen durch Beschluss des Stadtrats gewahlt.

Frau Nicole Freund ist kein Mitglied des Erlanger Stadtrats. Die Wabhl erfolgt in offener Abstim-
mung.

Abstimmung
siehe Anlage

Beschlusskontrolle
Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
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VI.Zum Vorgang
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O 37
Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
V/50 Sozialamt 50/001/2020

Errichtung eines Pflegestiutzpunkts nach dem ,,Rahmenvertrag zur Arbeit und zur
Finanzierung der Pflegestiitzpunkte nach §7c Abs. 6 SGB Xl in Bayern,,

Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung
Sozialbeirat 07.07.2020 O Empfehlung

Sozial- und Gesundheitsausschuss 07.07.2020 O Gutachten

Stadtrat 23.07.2020 O Beschluss

Beteiligte Dienststellen

|. Antrag

1. Die Verwaltung wird mit der Errichtung eines Pflegestiitzpunktes (PSP) entsprechend des
Rahmenvertrags nach §7¢c SGB Xl im sog. ,Angestelltenmodell* beauftragt, stellt hierzu einen
LErrichtungsantrag“ bei der Kommission Pflegestiitzpunkte und schliel3t mit den ortlichen Kas-
sen und dem Bezirk als gemeinsame Trager einen ,Pflegestitzpunktvertrag” mit einem ent-
sprechenden Betriebskonzept.

2. Fur den Betrieb des Pflegestiitzpunkts werden die zwei Vollzeitstellen fur Pflegeberaterinnen
der bereits bestehenden tragerneutralen Pflegeberatung tUbernommen. AulRerdem wird eine
weitere Vollzeitstelle als Leitung des Pflegestitzpunkts sowie eine Stelle einer Verwaltungs-
kraft mit der Halfte der regelméaRigen Wochenarbeitszeit fir notwendig erachtet und geschaf-
fen.

3. Fur die Dokumentation und die Erfillung der Berichtspflichten, die Qualitatssicherung i.S. der
,Richtlinien zur Pflegeberatung” sowie im Hinblick auf die geplante bundeseinheitliche Struktur
des Versorgungsplans wird entsprechend des Rahmenvertrags eine geeignete Software ange-
schafft.

4. Das GME wird beauftragt, in enger Abstimmung mit Amt 50 geeignete, zentrumsnahe und
Rathaus nahe, mit dem OPNV gut erreichbare, barrierefreie Raumlichkeiten fiir den PSP zu
erschlie3en.

5. Die Verwaltung wird beauftragt, im Vorgriff auf die Genehmigung des Pflegestitzpunkt-
Vertrags durch die Kommission Pflegestitzpunkte die erforderlichen Stellen zu beantragen.

6. Die Verwaltung wird beauftragt, nach Moglichkeit Mittel aus dem Férderprogramm des Bayeri-
schen Staatsministeriums fir Gesundheit und Pflege zur Anschubfinanzierung fur Pflegestitz-
punkte beim Landesamt fir Pflege nach den zugrundeliegenden Forderrichtlinien zu akquirie-
ren.

Il. Begrindung

1. Ergebnis/Wirkungen
(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)

Seit 2002 besteht in Erlangen die tragerneutrale Pflegeberatung beim Amt 50, die mit zwei
stadtisch finanzierten Vollzeitstellen ausgestattet ist.

Die Pflegeberatung bietet im Rathaus, bei Bedarf bzw. auf Wunsch der Betroffenen auch in der
eigenen Hauslichkeit neutral und kostenlos individuelle Beratung zu Fragen der Pflege, infor-
miert Uber Leistungsvoraussetzungen aus der Pflegeversicherung, informiert Gber das gesamte
Pflege- und Dienstleistungsangebot zur Pflege in Erlangen einschliefilich spezieller Leistungen
(z.B. Palliativversorgung, Hilfen bei Demenz) sowie Uber freie Pflegeplatze, gibt Auskunft tber

Seite 115@ 9



Entlastungsmadglichkeiten fiir Angehdrige und vermittelt weiter an spezielle Fachdienste oder
Beratungsstellen. Auf3erdem Ubernimmt die Pflegeberatung eine schlichtende Funktion bei
Streifragen. Als besonderen Service bietet die Pflegeberatung eine internetgestiitzte Pflege-
platzbdrse an.

AulRerdem bietet der Bezirk Mittelfranken stundenweise Beratung zu leistungsrechtlichen Fra-
gen der Hilfe zur Pflege an. Mit der Fachberatung fur pflegende Angehdrige und Demenzer-
krankte des Vereins Dreycedern e.V. besteht ebenfalls eine gute Zusammenarbeit.

Mit dem Pflegestarkungsgesetz Il bietet sich die Chance, die Pflegeberatung entsprechend
der demografischen Entwicklung und der steigenden Bedeutung von Pflegebedurftigkeit aus-
zubauen und zu stérken.

Gesetzlicher Hintergrund

Im Jahr 2017 ist das ,Dritte Gesetz zur Starkung der pflegerischen Versorgung und zur Ande-
rung weiterer Vorschriften® (Drittes Pflegestarkungsgesetz PSG IIl) im Rahmen des SGB XI
(Soziale Pflegeversicherung) in Kraft getreten. Damit wurden den Landern Moglichkeiten zur
Starkung der pflegerischen Versorgung und der Rolle der Kommunen in der Pflege einge-
raumt.

Bereits in 2018 wurde dem SGA ein Beschlussvorschlag vorgelegt, die damals befristet beste-
henden Moglichkeiten des Projekts ,Modellkommune Pflege“ zu nutzen, um die Rolle der
Kommune in der Pflege zu stéarken (s. SGA-Vorlage vom 10.10.2018 / Vorlagennummer
50/124/2018). Bundesweit sollte hierbei in bis zu 60 Modellkommunen die Pflegeberatung in
der Verantwortung der Kommunen tbernommen werden kdnnen. Die notwendigen landes-
rechtlichen Vorschriften fir die Umsetzung von Modellkommunen in Bayern wurden damals
vom Land Bayern jedoch nicht geschaffen.

Zur Starkung der Rolle der Kommunen nach dem PSG IIl gehort au3erdem u.a. ein bis zum
31.12.2021 befristetes Initiativrecht zur Einrichtung von dauerhaften Pflegestitzpunkten (8 7c
Abs. 1a SGB XI).

Zwischen den Kranken- und Pflegekassen, den bayerischen Regierungsbezirken sowie dem
Bayerischen Bezirke-, Landkreis-, Stadte- und Gemeindetag wurden hierfur im ,Rahmenver-
trag zur Arbeit und zur Finanzierung der Pflegestltzpunkte nach § 7c Abs. 6 SGB Xl in Bayern®
die Anforderungen und Richtlinien fir die Errichtung und den Betrieb eines Pflegestiitzpunkts
konkretisiert. Der Rahmenvertrag trat am 01.01.2020 in Kraft. Demnach werden die Pflege-
stutzpunkte von den Krankenkassen, den Pflegekassen und den Tragern der Hilfe zur Pflege
sowie den Tragern der Altenhilfe gemeinsam getragen.

Vom Bayerischen Landtag wurde das Initiativrecht als 8§ 77b AGSG zur Einfiihrung von Pflege-
stlitzpunkten mit Wirkung zum 01.01.2020 in das AGSG aufgenommen.

Vor diesem gesetzlichen Hintergrund soll aus der seit 2002 in kommunaler Trégerschaft beste-
henden tragerneutralen Pflegeberatung beim Amt 50 ein Pflegestiitzpunkt nach dem Rahmen-
vertrag aufgebaut werden.

Entsprechend des Rahmenvertrags besteht beim Aufbau eines Pflegestiitzpunkts eine be-
grenzte Wahlmdglichkeit zwischen dem sog. ,Kooperationsmodell“ (paritatische Stellenbeset-
zung durch Pflege- und Krankenkassen sowie durch die Trager der Hilfe zur Pflege und die
Trager der Altenhilfe) und dem sog. ,Angestelltenmodell“. Im Angestelltenmodell ist der Anstel-
lungstrager fur das Personal des Pflegestitzpunktes der Trager der Hilfe zur Pflege (Bezirk)
und/oder der Trager der Altenhilfe (Stadt).

Seitens des Amtes 50 wird das Angestelltenmodell favorisiert, wobei die Stadt Anstellungstra-
ger sein sollte.

Entsprechend der Mdglichkeiten des PSG Il soll mit einem Pflegestitzpunkt strategisch eine
finanzielle, personelle und strukturelle Starkung der wohnortnahen und tragerneutralen Bera-
tung und Unterstitzung pflegebedirftiger Menschen und ihrer Familien sowie der Vernetzung
von wohnortnahen Angeboten der Pflege, Versorgung, Betreuung und Beratung in Erlangen
erreicht werden.
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(a) Einanzielle Wirkungen

Fur die Finanzierung des Pflegestitzpunkts im Angestelltenmodell wird von der Kommission
Pflegestitzpunkte ein maximal abrechenbarer Betrag je Vollzeitstelle eines/r Pflegeberaters/in
ermittelt. Dieser beinhaltet Personalkosten, eine Gemeinkostenpauschale (20% der Personal-
kosten) sowie eine Sachkostenpauschale (9.750,- € / Vollzeitstelle). Der Betrag liegt derzeit je
Vollzeitstelle rechnerisch bei maximal 102.220,11 EUR.

Die Personalquote liegt bei 1:60.000 Einwohner*innen. Erlangen hat aktuell 114.257 Einwoh-
ner*innen mit Hauptwohnung in Erlangen (Stand: 31.03.2020). Somit ergeben sich rechnerisch
1,9 Vollzeitaquivalente (VZA).

Personal- und Sachkosten werden im Angestelltenmodell innerhalb des maximal abrechenba-
ren Betrag

e zu 1/3 von den Krankenkassen,
e zu 1/3 den Pflegekassen und
e zu 1/3 von den kommunalen Tragern (Stadt, Bezirk) getragen.

Diese Kostenaufteilung fur den Pflegestitzpunkt ersetzt somit die bisherige alleinige kommu-
nale Finanzierung der tragerunabhéngigen Pflegeberatung.

Sollte der Bezirk den kommunalen Anteil zu gleichen Teilen wie die Stadt mitfinanzieren, wirde
die Kommune lediglich 1/6 der maximal abrechenbaren Personal- und Sachkosten tragen.

Derzeit werden bereits in der tragerunabhangigen Pflegeberatung zwei Vollzeitstellen kommu-
nal finanziert. Im Angestelltenmodell wirden sich hierfir aufgrund der 0.g. Kostenaufteilung fur
die Kommune eine Reduzierung der Kostenanteile fur diese beiden Vollzeitstellen ergeben.

Damit stiinden Mittel fir eine personelle und raumliche Starkung der Pflegeberatung zur Verfu-
gung:

e Zusatzlich zu den beiden Vollzeitstellen, die entsprechend der Personalquote von 1:60.000
im Angestelltenmodell zu einem Anteil von 1,9 VZA unter den Tragern des PSP im Rahmen
des Maximalbetrags abgerechnet werden kénnen, wird Bedarf an einer zusatzlichen Voll-
zeitstelle fur die Leitungsfunktion des Pflegestiitzpunkts gesehen.

Mit dem Rahmenvertrag werden Umfang und Aufgabenspektrum der bisherigen tragerneut-
ralen Pflegeberatung deutlich erweitert. So werden in der Leitungsfunktion neben Bera-
tungs- und Vernetzungsaufgaben (davon 50% fur Case- und Care-Management) und der
AulRenvertretung des PSP auch Aufgaben der Organisation und Steuerung des Betriebsab-
laufs wahrgenommen. Diese Stelle kann mit der festgelegten Personalquote von 1:60.000
jedoch nicht mehr im Rahmen des Pflegestutzpunktvertrags mit abgerechnet werden. Die
Finanzierung ist deshalb kommunal zu tragen. Durch die 0.g. Personalkostenreduzierung
fur die Stadt bei den beiden bereits bestehenden Personalstellen aufgrund der Kostenauf-
teilung im Angestelltenmodell wéaren hierfur jedoch Mittel verfiigbar.

o Darlber hinaus ist eine Verwaltungskraft mit der Halfte der regelmafiigen Wochenarbeits-
zeit vorgesehen. Neben allgemeinen Verwaltungsaufgaben soll diese u.a. bei der Erstel-
lung und Ubermittlung der geforderten Statistiken und den Abrechnungen, der Erstellung
des Jahresberichts und der Jahresbilanzen, der Organisation des Empfangsbereichs (z.B.
Annahme / Weiterleitung von Anrufen, E-Mail-Anfragen), der Verwaltung und Organisation
von Materialien der Offentlichkeitsarbeit sowie der Ausgabe von Informationsmaterialien,
der Terminkoordination, Beschwerdeaufnahme im Pflegestitzpunkt und der Unterstitzung
der Veranstaltungsorganisation (z.B. Informationsveranstaltungen) mitwirken und unterstit-
zen.

o Erforderlich ist aus Sicht von Amt 50 die Verortung des Pflegestitzpunkts in eigenen, barri-
erefreien, zentral gelegenen (und damit 6ffentlich ,sichtbaren®), Rathaus nahen sowie mit
dem OPNV gut erreichbaren Raumlichkeiten. Dies erleichtert Betroffenen die Zuganglich-
keit und Inanspruchnahme des Unterstiitzungsangebots. Hierfur sind jeweils gesonderte,
derzeit noch nicht konkret bezifferbare Kosten (Miete, Verbrauchskosten) anzusetzen. Die-
se sind seitens der Stadt zu tragen, soweit sie nicht (anteilig) durch die Sachkostenpau-
schale getragen werden kénnen.
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Beim Bayerischen Staatsministerium fur Gesundheit und Pflege kann ein Antrag auf die Ge-
wahrung einer Zuwendung i.S. einer einmaligen, auf 12 Monate befristeten ,Anschubfinanzie-
rung“ fur Pflegestitzpunkte gestellt werden (Sachkostenférderung bis zu 20.000 EUR; Foérde-
rung von Malinahmen der Vernetzungsarbeit und des Wissenstransfers wie z.B. Schulungen,
Fachveranstaltungen bis zu 15.000 EUR). Die Kommune muss im Rahmen der Forderung je-
doch einen Eigenanteil von 10% erbringen. Hierfiir werden Mittel aus der Budgetriicklage von
Amt 50 beantragt.

In der folgenden Ubersicht findet sich die Gesamtgegeniiberstellung von bisheriger stadtischer
Finanzierung der trdgerunabhéangigen Pflegeberatung und der geplanten Finanzierung fur ei-
nen Pflegestitzpunkt nach der Rahmenvereinbarung. Fiur die bestehende tragerunabhangige
Pflegeberatung wurden hierfiir Gemein- und Sachkosten in gleichem Anteil bzw. Umfang wie
entsprechend des Rahmenvertrags zugrunde gelegt. Fir die Berechnung der Personalkosten
des PSP, die entsprechend des Rahmenvertrags von den Tragern gemeinsam getragen wer-
den, wurden 1,9 VZA entsprechend der Personalquote von 1:60.000 Einwohner*innen zugrun-
de gelegt.

Demnach wirden durch die Aufteilung der Kosten fiir den Pflegestutzpunkt innerhalb des o.g.
maximalen Betrages zwischen Krankenkassen, Pflegekassen, Bezirk und Kommune bisher fur
die tragerunabhéngige Pflegeberatung verwendete stadtische Mittel frei. Diese kdnnten fur die
vorgesehenen Aufwendungen fur 2 Pflegeberaterinnen in Vollzeit (anstelle 1,9 VZA) sowie die
personelle Starkung durch eine Leitungskraft und eine Verwaltungskraft und die nach Rah-
menvertrag zugrunde gelegten Pauschalen fiir Gemeinkosten und Sachkosten verwendet wer-
den.

Voraussetzung fir die nachfolgend dargestellte Finanzplanung ist jedoch, dass der Bezirk Mit-
telfranken sich zu Halfte am kommunalen Anteil der Gesamtkosten innerhalb des 0.g. Hochst-
betrages beteiligt, demnach 1/6 tragt. Hier bestehen derzeit jedoch noch Differenzen in der
Haltung des Bezirks. So geht der Bezirk davon aus, dass die bisher bereits in der tragerunab-
hangigen Pflegeberatung geleistete Beratung zu leistungsrechtlichen Fragen der Hilfe zur Pfle-
ge (z.Zt. vier Stunden / Woche) auf den Finanzierungsanteil des Bezirks anzurechnen ist. Die-
se Einschatzung wird von Amt 50 allerdings nicht geteilt, da dieses Beratungsangebot lediglich
wegen einer fehlenden Aul3enstelle des Bezirks im Rathaus angesiedelt ist und zudem unab-
hangig von der Errichtung eines Pflegestutzpunkts implementiert wurde und nicht an die Pfle-
geberatung gekoppelt war. Der Rahmenvertrag Pflegestitzpunkte sieht hierzu keine Regelung
vor, so dass regional zu verhandeln ist, ob die anteilige Kostentragung des Bezirks durch die
Gestellung von Personal(anteilen) oder in Euro erfolgt. Seitens der Stadt Erlangen war geplant,
dieses Angebot in einer Kooperationsvereinbarung nach Art. 84 AGSG festzuschreiben.

Die Finanzplanung steht somit unter dem Vorbehalt von Beschlissen des Bezirks am
26.06.2020 im Sozialausschuss bzw. am 07.07.2020 im Bezirksausschuss im Hinblick auf den
Umfang der tatsachlichen finanziellen Beteiligung. Sollten Beratungsstunden des Bezirks im
Rahmen der ,Hilfe zur Pflege® im derzeitigen Umfang auf den Finanzierungsanteil des Bezirks
angerechnet werden und sich der tatsachliche finanzielle Beitrag des Bezirks dementspre-
chend reduzieren, waren die geplanten Aufwendungen nicht mehr — wie im Finanzplan darge-
stellt - vollstandig kompensierbar. Es wiirde dadurch ein Mehraufwand bei der Stadt entstehen.

Hinzu kommen die o.g. Aufwendungen fur Miete und Verbrauchskosten der Beratungsstelle,
soweit diese nicht durch die Sachkostenpauschale (anteilig) getragen werden kénnen.

Seite 41@1 9



Ubersicht: Kostenvergleich Pflegeberatung (aktueller Stand) vs. PSP (nach Rahmenvereinbarung im

Angestelltenmodell) (jahrliche Kosten; Personaldurchschnittskosten / Jahr)

Aufwendungen tragerunabhingige | PSP (Rahmenvereinba-
Pflegeberatung: rung):
2,0 VZA 1,9 VZA
PK Pflegeberaterin (S 12) 63.500,00 € 63.500,00 €
PK Pflegeberaterin (S 12) 63.500,00 € 57.150,00 €
plus Gemeinkosten (jeweils 20% der PK) 25.400,00 € 24.130,00 €
plus Sachkostenpauschale (9.750,- € / VZA) 19.500,00 € 18.525,00 €

Gesamtaufwendungen 171.900,00 €

163.305,00 €

100% der Aufwendungen der Stadt fir Tragerneutrale Pflegebe- 171.900,00 €

ratung

1/6 der Aufwendungen der Stadt im Angestelltenmodell
(Voraussetzung: der Bezirk tibernimmt die Halfte des kommuna-
len Anteils der Gesamtkosten und verrechnet Beratungsstunden
zur Hilfe fiir Pflege nicht mit Kostenanteil;

27.217,50 €

Zusatzliche Aufwendungen der Stadt zur , Aufstockung” von 1,9
VZA auf 2,0 VZA im PSP (= 10% Personalkostenanteil plus anteilig
pauschale Aufwendungen fiir Gemein- und Sachkosten)

8.595,00 €

Summe der Aufwendungen der Stadt fiir PSP nach Rahmenvereinbarung im Angestell-
tenmodell

35.812.50,00 €

Kostenplanung einer zusatzlichen Vollzeitstelle als Leitungsstelle des PSP sowie einer Verwaltungskraft

fiir PSP (50%) — durch Stadt zu finanzieren

(a) Leitung PSP (inkl. AuRenvertretung des PSP und anteilig Bera- 65.100,00 €
tung; S 15)

plus Gemeinkosten (20% der PK) 13.020,00 €
plus Sachkostenpauschale (9.750,- € / VZA) 9.750,00 €
(b) Verwaltungskraft PSP (E6; 50%) 25.750,00 €
plus Gemeinkosten (20% der PK) 5.150,00 €
plus Sachkostenpauschale (anteilig fiir 50%-Stelle) 4.875,00 €

Gesamtkosten fir Leitungs- und Verwaltungskraft

123.645,00 €

Gegeniiberstellung "Tragerneutrale Pflegeberatung" - "Pflegestiitzpunkt im Angestelltenmodell"

derzeitige Gesamtkosten der Stadt fiir trigerunabhéngige Pflegeberatung / Jahr: 2 VZA
(einschlieRlich Pauschalen fiir Gemeinkosten und Sachkosten)

171.900,00 €

geplante Gesamtkosten der Stadt fiir PSP im Angestelltenmodell / Jahr: 2 VZA plus
Leitungskraft (1 VZA) und Verwaltungskraft (50% VZA)
Gesamt (einschlieRlich Pauschalen fiir Gemein und Sachkosten):

35.812,50 €
123.645,00 €
159.457,50 €

Mogliche Einsparung gegeniiber derzeitiger tragerneutraler Pflegeberatung (unter den
0.g. Voraussetzungen der finanziellen Beteiligung des Bezirks ohne Anrechnung von
Beratungsstunden)

12.442,50 €

Aufwendungen fiir eigene Raumlichkeiten des PSP

Miete, Verbrauchs- und Nebenkosten, soweit sie nicht (anteilig) durch die Sachkosten-

abhédngig vom Mietob-

pauschale getragen werden kénnen jekt
einmalige Anschubfinanzierung durch Bayer. Ministerium fiir Gesundheit und Pflege (bis zu 12 Monate)
Forderung von Sachkosten bis zu 20.000,00 €
Forderung von MalRnahmen der Vernetzungsarbeit und des Wis-

senstransfers bis zu 15.000,00 €
zu erbringender Eigenanteil der Stadt (mind. 10%) bis zu 3.500,00 €
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(b) Personelle Starkung

Durch die Ausweitung der personellen Kapazitaten kdnnte das bestehende Beratungs- und Un-
terstiitzungsangebot in verschiedener Hinsicht gestarkt werden, wobei gleichzeitig auf die Er-
fahrungen der bestehenden tragerunabhéangigen Pflegeberatung zurtickgegriffen werden kann:

- auf den steigenden Bedarf an Pflegeberatung aufgrund des zunehmenden Anteils &alterer
Menschen in der Stadtgesellschaft wird vorausschauend reagiert,

- neue Handlungsstrategien kénnten entwickelt werden, um auch schwer erreichbare Ziel-
gruppen (z.B. pflegebedurftige Altere mit Zuwanderungsgeschichte) oder bisher wenig be-
ricksichtigte Zielgruppen (z.B. jingere pflegende Angehérige) noch besser zu erreichen;

- es wirden zusatzliche Kapazitat fur Hausbesuche bei Ratsuchenden entstehen, die nicht
ausreichend mobil fir den Besuch des Pflegestitzpunkts sind;

- die Offentlichkeitsarbeit konnte gezielt verstarkt werden, um den Bekanntheitsgrad des Be-
ratungs- und Unterstitzungsangebots zu vergréf3ern;

- durch die Weiterentwicklung der Vernetzung des Pflegestitzpunkts mit anderen Anbietern
kénnen unterstiitzende Angebote fiir Betroffene noch besser erschlossen werden;

(c) Strukturelle Starkung auf der Systemebene

Durch die gemeinsame Tragerschaft und die verbindlich geregelte Zusammenarbeit von Kran-
ken- und Pflegekassen, Bezirk und Stadt soll das systematische Zusammenwirken der ver-
schiedenen Ansprechpartner beférdert werden. Zudem soll die Vernetzung mit anderen ortli-
chen Anbietern und der sozialraumliche Ansatz der Pflegeberatung ausgebaut werden. Hierbei
sollen auch zivilgesellschaftliche Ressourcen mit einbezogen werden (z.B. Nachbarschaftshil-
fe, ehrenamtliche Hilfen). Dies kann die Pflegeberatung strukturell in folgender Hinsicht star-
ken:

- in einer komplexen und fur die Zielgruppe haufig untbersichtlichen Leistungsstruktur und
Tragerlandschaft wird der Zugang zu Leistungen und zur Unterstitzung fir die betroffenen
Ratsuchenden mit dem Pflegestutzpunkt als ,erster Anlaufstelle® erleichtert (Information
und Beratung ,aus einer Hand");

- die Einbeziehung und Koordinierung unterschiedlichster Leistungsanbieter und Hilfen er-
moglicht gleichzeitig eine umfassende bedarfsgerechte Information und Beratung Betroffe-
ner sowie eine passgenaue Gestaltung von individuellen ,Versorgungsarrangements®;

- mogliche Barrieren gegenliber der Inanspruchnahme von Leistungen bei den Betroffenen
werden durch gezieltes Case- und Care-Management gesenkt, da die Ratsuchenden fach-
lich in der Organisation und Inanspruchnahme von Hilfen begleitet und unterstitzt werden;

- durch die Einbeziehung birrgerschaftlich organisierter Unterstiitzungsstrukturen (z.B. Nach-
barschaftshilfe, Besuchsdienste) werden die ,kleinen“ sozialen Netze pflegebedurftiger
Menschen und ihrer Angehorigen gestérkt; damit kann Vereinsamungsrisiken bei pflegebe-
dirftigen Menschen sowie einer Uberlastung familiarer Netzwerke entgegengewirkt wer-
den;

- die bessere Abstimmung und Verzahnung der lokalen Hilfeleistungen durch systematische
Netzwerkarbeit und Kooperationen tragt zur Reduzierung von Schnittstellenproblemen bei;
Versorgungslicken im System Pflege kdnnen frihzeitig identifiziert werden;

- durch IT-gestitztes Qualitditsmanagement und die Weiterentwicklung des Beratungsange-
bots und —konzepts im Lenkungskreis der Trager wird die Qualitatssicherung unterstitzt;

Reslmee
Insgesamt stellt die mit der Umsetzung des Angestelltenmodells mdgliche Neuausrichtung der
Pflegeberatung als Pflegestitzpunkt im Angestelltenmodell einen strategischen wichtigen An-

satz dar

- als Antwort auf einen steigenden quantitativen und qualitativen Bedarf fir Beratung und Un-
terstutzung von pflegebedurftigen Menschen und ihren Angehdérigen;
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- fur eine weitere Vernetzung bestehender Beratungs- und Unterstiitzungsangebote zur
Starkung einer bedarfsgerechten und effizienten Infrastruktur der Hilfe und zur Nutzung von
Synergieeffekten;

- fur die transparente Erschlielung und Erleichterung der Inanspruchnahme von nieder-
schwelligen Unterstitzungsressourcen durch die Betroffenen,

- fur den Ausbau der sozialraumlichen Orientierung von Unterstiitzungs- und Beratungsleis-
tungen (z.B. durch Einbeziehung kleinraumiger, wohnungsnaher Unterstitzungsressourcen
im Rahmen der Vernetzung),

- fur eine effiziente Finanzierung einer qualitativ hochwertigen und tragerneutralen Pflegebe-
ratung.

Damit ist insgesamt eine Starkung der Rolle der Kommune in der Daseinsvorsorge im Bereich

der Pflege(beratung) zu erwarten.

Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

Errichtungsantrag und Betriebskonzept

Grundlage fir die Errichtung eines Pflegestitzpunktes ist ein Errichtungsantrag der Kommune,
der einen Stltzpunktvertrag beinhaltet (,Vertrag Uber die Errichtung und den Betrieb eines
Pflegestitzpunkts®). Der Stitzpunktvertrag wird zwischen den lokalen Pflege- und Kranken-
kassen, den Ersatzkassen sowie den kommunalen Gebietskdrperschaften abgeschlossen und
umfasst die gemeinsame Vereinbarung eines ,Betriebskonzepts®.

Der Errichtungsantrag mit dem Betriebskonzept muss auf Landesebene von der ,Kommission
Pflegestutzpunkte® bewilligt werden, der Vertreter*innen des Bezirks-, Stadte- und Landkreis-
tages sowie der Kranken- und Pflegekassen und der Ersatzkassen angehoren.

Das Sozialamt strebt an, mit den ortlichen Kassen und dem Bezirk ein Betriebskonzept ent-
sprechend der o0.g. gesetzlichen Grundlagen und Rahmenbedingungen zu erarbeiten und den
Errichtungsantrag bei der Kommission Pflegestitzpunkte zu stellen.

Sondierungsgesprache mit der AOK Bayern und der Siemens Betriebskrankenkasse haben
grundsatzlich Zustimmung zur gemeinsamen Tragerschaft eines Pflegestltzpunkts im Ange-
stelltenmodell erbracht.

Der Bezirk Mittelfranken konnte einer Einladung zu den Gesprachen nicht folgen und wurde
schriftlich Uber die Gesprachsergebnisse informiert.

Zudem soll die bereits bestehende konstruktive Zusammenarbeit der trAdgerunabhangigen
Pflegeberatung mit der Fachstelle fir pflegende Angehorige und Demenzerkrankte des Vereins
Dreycedern e.V. weitergefiihrt und mit einer Kooperationsvereinbarung formal verbindlich ge-
staltet werden. Damit wird u.a. die besondere Expertise bei der Unterstiitzung und Entlastung
von Angehorigen von Menschen mit Demenz einbezogen. Seitens des Vorstands von Dreyce-
dern e.V. besteht grundsatzlich Zustimmung, eine entsprechende Kooperationsvereinbarung
abzuschliel3en.

Die bereits jetzt erfolgende, stundenweise Beratung zu leistungsrechtlichen Fragen der Hilfe
zur Pflege durch den Bezirk Mittelfranken in der tragerunabhéngigen Pflegeberatung soll auch
im Pflegestitzpunkt fortgefiihrt und hier raumlich angesiedelt werden. Die Frage der ,Verrech-
nung“ dieser Beratungsanteile auf den Finanzierungsanteil des Bezirks ist derzeit noch offen
(s.0.). Von Amt 50 wird angestrebt, dieses Beratungsangebot in der Kooperationsvereinbarung
nach Art. 84 AGSG zu vereinbaren.

Perspektivisch bietet sich ggfs. die Mdglichkeit, auch Beratungsangebote der Eingliederungs-
hilfe mit zu bertcksichtigen.
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Leistungen / Produkte des Pflegestiitzpunkts

Die Leistungen des Pflegestlutzpunkts ergeben sich aus dem Rahmenvertrag:

- Aufklarung und Auskunft zu Fragen im Zusammenhang mit der Pflegebedurftigkeit, wie z.B.
mdogliche (Sozial-)Leistungen und Hilfen anderer Trager;

- Beratung zu Fragen der Hilfe- und Pflegebedurftigen sowie deren Angehdrigen;

- Pflegeberatung nach § 7a SGB Xl (Case Management) in komplexen Problemlagen und
Versorgungskonstellationen, die die Unterstiitzung durch mehrere Akteure erforderlich ma-
chen und die ErschlieBung von Ressourcen aus dem sozialen Netzwerk des Betroffenen
beinhalten (u.a. Erstellung und Umsetzung eines individuellen, differenzierten Versor-
gungsplans; Beratung zu Leistungen zur Entlastung der Pflegeperson); die Pflegeberatung
soll bei Bedarf auch in Hausbesuchen erfolgen;

- Vernetzung und Koordination (Care Management) eines Netzwerks aufeinander abge-
stimmter pflegerischer und sozialer Angebote sowie Mitwirkung an bestehenden Netzwer-
ken, um vielfaltige unterstitzende Ressourcen fir die Ratsuchenden zu erschliel3en.

- Offentlichkeitsarbeit;

- MaRRnahmen der Qualitatssicherung nach definierten Kriterien und Berichtswesen;

Prozesse und Strukturen
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?)

Grundsatzliches zur Tragerschaft, den Aufgaben, der Ausstattung, zu MalBhahmen der Quali-
tatssicherung und zum Datenschutzes sowie zur Organisation und Finanzierung sind im o0.g.
Rahmenvertrag festgelegt.

Bereits beim Aufbau sowie fir die weitere Abstimmung und Koordination der Aufgaben ist ein
Lenkungsgremium zu grunden, das durch die Trager des Pflegestitzpunkts besetzt ist. Das
Lenkungsgremium hat zudem die Haushaltsplanungen inne, priift die Jahresabrechnung fach-
lich, sachlich und rechnerisch Uberprift regelmafig das Betriebskonzept und kann Anpassun-
gen daran vornehmen.

Im Rahmen des zwischen den Tragern abzuschlieRenden Stiitzpunktvertrags sind durch ein
Betriebskonzept konkrete Regelungen zum Standort, zu Offnungszeiten und zur Erreichbarkeit,
zur Organisationsstruktur und zu den Abrechnungsmodalitaten, zur Ausstattung, zu den Bera-
tungsprozessen, zum Care-Management und zur Vernetzung, zur Offentlichkeitsarbeit, zum
Datenschutz, zur Dokumentation, zum Berichtswesen und zum Qualitditsmanagement zu ver-
einbaren. Auch Vereinbarungen zur Zusammenarbeit der Trager des Pflegestiitzpunkts sowie
mit weiteren oOrtlichen Akteure werden im Betriebskonzept getroffen.

Zur Dokumentation und zum Qualitdtsmanagement werden im Rahmenvertrag bzw. von der
Kommission Pflegestiitzpunkt (AK Qualitatssicherung) Mindesthinhalte bzw. weitergehende
Vorgaben formuliert. Fir geeignete IT-Losungen bestehen Empfehlungen der Kommission.

Im geplanten Pflegestutzpunkt sollen die bisherigen Mitarbeiterinnen der tragerunabhéngigen
Pflegeberatung eingesetzt werden. Dartber hinaus soll eine Leitungsfunktion als Vollzeitstelle
sowie eine Verwaltungsstelle mit der Halfte der regelméafiigen Wochenarbeitszeit neu geschaf-
fen werden (s. 1.).

Es wird angestrebt, dass der Pflegestiitzpunkt eigene Raumlichkeiten erhalt, die zentral und
Rathaus nah liegen und gut mit dem OPNV erreichbar sind, mdglichst ebenerdig liegen und
barrierefrei zuganglich sind und mdglichst auch ausreichend Raum bieten fur ein Foyer mit
Wartema@glichkeiten sowie zur Auslage von Informationsmaterialien. Im Rahmen der Koopera-
tion mit der Fachberatung von Dreycedern e.V. sollten hier auch gemeinsame Veranstaltungen
durchgefuhrt werden kénnen (z.B. Vortrdge zum Themenbereich Pflege).
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4. Klimaschutz:

Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz:

] ja, positiv*
] ja, negativ*
X nein

Wenn ja, negativ:
Bestehen alternative Handlungsoptionen?

[] ja*

[] nein*

*Erlauterungen dazu sind in der Begrindung aufzufihren.

Falls es sich um negative Auswirkungen auf den Klimaschutz handelt und eine alter-
native Handlungsoption nicht vorhanden ist bzw. dem Stadtrat nicht zur Entscheidung
vorgeschlagen werden soll, ist eine Begriindung zu formulieren.

5. Ressourcen

(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?)

Investitionskosten: siehe Tabelle
Sachkosten: siehe Tabelle
Personalkosten (brutto): siehe Tabelle
Folgekosten siehe Tabelle

Korrespondierende Einnahmen  siehe Tabelle
Weitere Ressourcen

Haushaltsmittel

[] werden nicht bendétigt
[] sind vorhanden auf IvP-Nr.
bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk
] sind nicht vorhanden
X siehe Tabelle
Anlagen:
[ll. Abstimmung

siehe Anlage
IV.Beschlusskontrolle

V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
VI/61 Amt f. Stadtentwicklung und 611/002/2020
Stadtplanung

Bebauungsplan Nr. 471 der Stadt Erlangen - Gleiwitzer Straf3e Nord-West -
mit integriertem Grinordnungsplan

hier: Satzungsgutachten/ Satzungsbeschluss

Beratungsfolge Termin O/IN Vorlagenart Abstimmung

Umwelt-, Verkehrs- und Planungsbei-
rat

Umwelt-, Verkehrs- und Planungs-
ausschuss / Werkausschuss EB77
Stadtrat 23.07.2020 O Beschluss

21.07.2020 O Empfehlung

21.07.2020 O Gutachten

Beteiligte Dienststellen
Offentliche Auslegung vom 27.03.2020 bis einschlief3lich 15.05.2020
Behdrden und sonstige Trager 6ffentlicher Belangen (T6B) sowie stadtische Fachamter

Bisherige Behandlung in | Gremium | Termin O/N Vorlagenart Abstimmung

den Gremien

Aufstellungsbeschluss UVPA 15.05.2018 o) Beschluss Einstimmig

Weiteres Vorgehen nach | ;ypa | 19.02.2019 ® | Beschluss Einstimmig

Wettbewerb

Billigungsbeschluss Stadtrat | 20.02.2020 o) Beschluss Mehrheitlich
Antrag

1. Den Ergebnissen der Prifung der Stellungnahmen in Anlage 1 wird beigetreten.
Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 471 — Gleiwitzer Straf3e Nord-West — der Stadt Erlan-
gen mit integriertem Griinordnungsplan und Begriindung in der Fassung vom 18.02.2020 wird
entsprechend erganzt.

2. Der Entwurf des Bebauungsplanes mit Begriindung wird in gednderter Fassung vom
21.07.2020 gemalf 8§10 BauGB als Satzung beschlossen (siehe Anlage 2), da die vorgebrach-
ten Stellungnahmen nur Anderungen redaktioneller Art zur Folge haben.

Begrindung

1. Ergebnis/Wirkungen
(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)
a) Anlass und Ziel der Planung

Das an der GebbertstralRe Ecke Gleiwitzer Stral3e bisher gewerblich genutzte Grundstick soll
nach dem bereits erfolgten Abriss des Bestandsgebaudes stadtebaulich neu geordnet werden.
Um eine geordnete stadtebauliche Entwicklung zu gewahrleisten und bauplanungsrechtliche

Grundlage zu schaffen, wird der Bebauungsplan Nr. 471 — Gleiwitzer StraRe Nord-West — auf-
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gestellt.

Ziel der Planung ist eine gemischt genutzte Neubebauung mit Wohnnutzung, nicht stérendem
Gewerbe und ggf. einer Koordinationsstelle des ,Fachdienstes Kindertagespflege* der Stadt
Erlangen zu ermdglichen.

Auf dem dstlichen Teil des Grundstiicks sind bereits auf Grundlage des bestehenden Bau-
rechts drei Geschosswohnungsbauten mit Tiefgarage in Umsetzung, die sich in die nahere
Umgebung einfligen.

Um ein vertragliches Konzept zu entwickeln, hat in Abstimmung mit der Stadt Erlangen 2018
ein stadtebaulicher Realisierungswettbewerb fir die Entwicklung des westlichen Teils des
Grundstticks durch die Vorhabentréagerin stattgefunden. Die Wettbewerbsarbeit des mit dem 1.
Preis ausgezeichneten Architekturbiros Hubsch + Harlé Architekten Stadtplaner, Furth, stellt
laut Beschluss des Umwelt-, Verkehrs- und Planungsausschuss vom 19.02.2019 die Grundla-
ge der weiteren Planung dar. Der neugeschaffene Wohnraum wird ca. 80 Wohneinheiten um-
fassen. 30 % der neu ausgewiesenen Geschossflache fir Wohnzwecke sollen auf Grundlage
des Stadtratsbeschlusses vom April 2017 als EOF- geftrderter Mietwohnungsbau entstehen.

Fur eine geordnete stadtebauliche Entwicklung soll der bestehende Baulinienplan Nr. 80 durch
den gqualifizierten Bebauungsplan Nr. 471 teilweise Uberplant werden. Gleichzeitig wird mit der
vorliegenden Planung der Zielsetzung nach Innenentwicklung und einem sparsamen Umgang
mit Grund und Boden entsprochen.

b) Geltungsbereich

Der Geltungsbereich erstreckt sich auf die Flurstiicke mit den Nrn. 1946/136 und 1946/753
sowie auf Teilflachen der Flurstiicke mit den Nrn. 1946/140 und 1946/141 der Gemarkung Er-
langen.

Die GrolRRe des Planbereichs betragt circa 0,6 Hektar (siehe Anlage 3).

¢) Planungsrechtliche Grundlage

Im wirksamen Flachennutzungsplan (FNP) mit integriertem Landschaftsplan von 2003 ist das
Plangebiet als gemischte Bauflache dargestellt. Die Planung steht der Darstellung im FNP
nicht entgegen. Eine Anderung des FNP ist daher nicht erforderlich.

Der derzeitige rechtsverbindliche Baulinienplan Nr. 80 aus dem Jahr 1955 wird durch den Be-
bauungsplan Nr. 471 teilweise Uberplant.

Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 471 — Gleiwitzer StralRe Nord-West — der Stadt Erlangen
mit integriertem Grinordnungsplan im beschleunigtem Verfahren gem. §13a BauGB.

Prozesse und Strukturen

(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?)
a) Verfahrensstand

Billigung

Der Stadtrat hat am 20.02.2020 den Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 471 in der Fassung
vom 18.02.2020 mit Begriindung gebilligt sowie die 6ffentliche Auslegung gem. 8 3 Abs. 2
BauGB und die Beteiligung der Behtrden gem. § 4 Abs. 2 BauGB beschlossen.

Beteiliqgung der Offentlichkeit

Der Entwurf des Bebauungsplanes wurde mit Begriindung in der Zeit vom 27.03.2020 bis
30.04.2020 offentlich ausgelegt. Die 6ffentliche Auslegung wurde aufgrund der Corona-
Pandemie bis zum 15.05.2020 verléangert. Bis zum Ende der Auslegungsfrist wurden keine
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Stellungnahmen vorgebracht.

Beteiligung der Behérden und sonstigen Trager offentlicher Belange

Die Behorden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange sind mit Schreiben vom 25.03.2020
von der o6ffentlichen Auslegung gem. 8§ 3 Abs. 2 Satz 3 BauGB benachrichtigt und gem. 8§ 13a
Abs. 2 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 13 Abs. 2 Nr. 3 BauGB unter Hinweis auf § 4 Abs. 2 BauGB und §
4a Abs. 4 BauGB zur Stellungnahme aufgefordert worden. Es wurden insgesamt 31 Behdorden
und sonstige Trager offentlicher Belange sowie Nachbargemeinden beteiligt, von denen 16 ei-
ne Stellungnahme abgaben, die in der Anlage 1 behandelt werden.

Prifung der Stellungnahmen
(siehe Anlage 1)

Da die sich hieraus ergebenden Anderungen allein redaktioneller Art sind, kann der Bebau-
ungsplan in der Fassung vom 21.07.2020 als Satzung beschlossen werden.

4. Klimaschutz:

Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz:

X ja, positiv*
] ja, negativ*
L] nein

Wenn ja, negativ:
Bestehen alternative Handlungsoptionen?

[] ja*

[] nein*

*Erlauterungen dazu sind in der Begrindung aufzufihren.

Falls es sich um negative Auswirkungen auf den Klimaschutz handelt und eine alter-
native Handlungsoption nicht vorhanden ist bzw. dem Stadtrat nicht zur Entscheidung
vorgeschlagen werden soll, ist eine Begriindung zu formulieren.

5. Ressourcen
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?)

Investitionskosten: € bei IPNr.:
Sachkosten: € bei Sachkonto:
Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto:
Folgekosten € bei Sachkonto:
Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto:
Weitere Ressourcen

Haushaltsmittel

= werden nicht bendétigt

[] sind vorhanden auf IvP-Nr.
bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk

] sind nicht vorhanden
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Anlagen: Anlage 1 Prifung der Stellungnahmen mit Ergebnis
Anlage 2 Ubersicht Verfahrensstand
Anlage 3 Lageplan Geltungsbereich

[ll. Abstimmung
siehe Anlage

IV.Beschlusskontrolle

V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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AN LAGEQ:

Bebauungsplan Nr. 471 der Stadt Erlangen - Gleiwitzer Strae Nord-West — DDDD
Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB OO0
mit Schreiben vom 25.03.2020 Oood
hier: Prifung der Stellungnahmen mit Ergebnis Oooom
FIEEEE
Nr. |Name Eingang Nr. |Stellungnahme Ergebnis der Priifung
1. Amt fur Digitalisierung, Keine Rickmeldung. Entfalit.
Breitband und Vermessung
Erlangen
N&agelsbachstr. 67
91052 Erlangen
2. Bayer. Hotel- und Keine Ruckmeldung. Entfallt.
GaststéattenverbandKreisstell
e Erlangen-Hochstadt
Atzelsberg 1
91080 Marloffstein
3. Bayer. Landesamt fur Keine Rickmeldung. Entfalit.
Denkmalpflege
Abt. Vor- und
Frihgeschichte
Burg 4
90403 Nurnberg
4. Bayernwerk AG 21.04.2020 |1 Gegen das Planungsvorhaben bestehen keine grund- Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.
Netzcenter Bamberg satzlichen Einwendungen, wenn dadurch der Bestand, |Die Hinweise werden der Vorhabentragerin zur Beach-
Hallstadter Stral3e 119 die Sicherheit und der Betrieb unserer Anlagen nicht tung Ubergeben.
96052 Bamberg beeintrachtigt werden und insbesondere die gem. ein-
schlagiger Vorschriften erforderlichen Mindestabstande
zwischen Bauwerksteilen, Verkehrswegen usw. und
unseren Anlagen eingehalten werden.
2 Im Einzelnen nehmen wir wie folgt dazu Stellung: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Entlang der 6stlichen Stralenseite der Gebbertstralie
verlauft das o. g. 110-kV-Kabel. Trassengleich tber den
110-kV-Kabeln verlauft ein Fernmeldekabel der Bayern-
werk Netz GmbH.

Die Koordination der Bauarbeiten erfolgt in der nachge-
lagerten Planungsebene. Die Hinweise werden der Vor-
habentragerin zur Beachtung Ubergeben.
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ANLAGE 1

Nr.

Name

Eingang

Nr.

Stellungnahme

Ergebnis der Priifung

Unsere Kabeltrasse verlauft, wie Sie dem beiliegenden

Lageplan entnehmen kénnen, auRerhalb des Geltungs-
bereiches des gegenwartigen Bebauungsplanes Nr. 471
der Stadt Erlangen.

Sollten Arbeiten im Bereich unserer Kabeltrassen statt-
finden, sind wir mind. vier Wochen vor Baubeginn erneut
zu horen.

Die Schutzstreifenbreite des 110-kV-Kabels betragt fir
Bebauung und Aufgrabungen jeweils 3,00 m, gemessen
jeweils vom aulersten linken Kabel nach au3en sowie
vom auRersten rechten Kabel nach auf3en.

Arbeiten innerhalb des Schutzstreifens sind ausschliel3-
lich von Hand und erst nach Genehmigung durch die
Bayernwerk Netz GmbH

110-kV Freileitung/Kabel Bau/Dokumentation
Luitpoldstral’e 51, 96052 Bamberg, zulassig.

Uber der Kabeltrasse diirfen keine Baume und tiefwur-
zelnde Straucher angepflanzt werden. Beziiglich einer
derartigen Bepflanzung betragt die Schutzzone je 2,5 m
(,Merkblatt Gber Baumstandorte und unterirdische Ver-
und Entsorgungsleitungen® der Forschungsgesellschaft
fur StralRen- und Verkehrswesen in Kéln).

Die Stellungnahme wird bereits beriicksichtigt.

Im Bebauungsplan ist unter Ziffer 5 der textlichen Fest-
setzungen zur Grinordnung ein Hinweis auf das DVGW-
Regelwerk enthalten, demnach im Bereich der festge-
setzten, geplanten Baumstandorte Mindestabstande von
2,50 m zur Stammachse bzw. die Vorschriften gemaf
dem DVGW-Regelwerk einzuhalten sind.

Daruber hinaus ist dies Gegenstand der Leitungskoordi-
nation im Rahmen der ErschlieRungsplanung. Bei un-
vermeidlichen Unterschreitungen der Schutzabstande
wird auf moégliche technische SchutzmalRnahmen ver-
wiesen.

Ziffer 2.2 der Festsetzungen zur Griinordnung regelt
dariber hinaus, dass, sofern der Abstand der geplanten
Baume zu angrenzenden 6ffentlichen Verkehrsflachen
den Mindestgrenzabstand unterschritten wird, entlang
der Grenze auf Privatgrund Durchwurzelungsmafinah-
men erforderlich sind.

Im Bereich der zur Erhaltung festgesetzten Einzelbdume

2
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ANLAGE 1

mussen weiterhin gewahrleistet bleiben.
Wir bitten, die Verkehrswege so an die vorhandenen

Nr. |Name Eingang Nr. |Stellungnahme Ergebnis der Priifung
sowie des nordlich angrenzenden Baumbestandes au-
Rerhalb des raumlichen Geltungsbereich sind deren
Kronen- und Wurzelbereich gem. DIN 18920 - Schutz
von Baumen, Pflanzbestanden und Vegetationsflachen
bei Baumalnahmen zu schitzen.
4 Das Graben von Suchschlitzen darf nur im Beisein eines | Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
Mitarbeiters unserer Servicegruppe mittels Handschach- | Der Hinweis wird der Vorhabentragerin zur Beachtung
tung durchgefiihrt werden. Ubergeben.
5. Bund der Selbstandigen Keine Ruckmeldung. Entfalit.
Gewerbeverband Bayern
e.V. - Ortsverband Erlangen
Schulstrale 1 b
91054 Erlangen
6. Bund Naturschutz Keine Rickmeldung. Entfalit.
in Bayern e.V.
Friedrichstrale 7 (1.0G)
91054 Erlangen
7. Deutsche Telekom Technik 03.04.2020 |1 Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom |Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
GmbH genannt) - als Netzeigentiimerin und Der Hinweis wird der Vorhabentragerin zur Beachtung
Technik Niederlassung Sud Nutzungsberechtigte i. S. v. § 68 Abs. 1 TKG - hat die Ubergeben.
PTI 13 Nlrnberg Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und be-
Am Fernmeldeturm 2 volim&chtigt, alle Rechte und Pflichten der Wegesiche-
90441 Nurnberg rung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter
entgegenzunehmen und dementsprechend die erforder-
lichen Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g. Planung
nehmen wir wie folgt Stellung:
Im Planbereich befinden sich Telekommunikationslinien
der Telekom, die aus beigefiigtem Plan ersichtlich sind.
Wir bitten Sie, die Ihnen Uberlassene(n) Planunterla-
ge(n) nur fur interne Zwecke zu benutzen und nicht an
Dritte weiterzugeben.
2 Der Bestand und der Betrieb der vorhandenen TK-Linien | Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Soweit technisch méglich, werden die Hinweise in der
Planung und Ausfiihrung der Erschlief3ung berticksich-

3
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ANLAGE 1

Nr. |Name Eingang Nr. |Stellungnahme Ergebnis der Priifung
umfangreichen Telekommunikationslinien der Telekom |tigt. Die Deutsche Telekom GmbH wird in die Umset-
anzupassen, dass diese Telekommunikationslinien nicht | zung rechtzeitig eingebunden. Die Vorhabentragerin
verandert oder verlegt werden mussen. wurde diesbezlglich in Kenntnis gesetzt.
Zur Versorgung des Planbereichs, mit Telekommunika-
tionsinfrastruktur durch die Telekom ist die Verlegung
neuer Telekommunikationslinien im Plangebiet und au-
Rerhalb des Plangebiets erforderlich.
Bitte teilen Sie uns zum Zweck der Koordinierung mit,
welche eigenen oder Ihnen bekannten Malihahmen
Dritter im Planbereich stattfinden werden.
Fur den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikations-
netzes sowie die Koordinierung mit dem Strallenbau
und den BaumaRnahmen der anderen Leitungstrager ist
es notwendig, dass Beginn und Ablauf der Erschlie-
Rungsmalnahmen im Bebauungsplangebiet der Deut-
schen Telekom Technik GmbH unter der im Briefkopf
genannten Adresse so frih wie moéglich, mindestens 3
Monate vor Baubeginn, schriftlich angezeigt werden.
3 Wir bitten folgende fachliche Festsetzung in den Bebau- |Die Stellungnahme wird nicht beriicksichtigt.
ungsplan aufzunehmen: Da die Verkehrsflachen ausreichend dimensioniert sind
In allen StraBen bzw. Gehwegen sind geeignete und und alle erforderlichen Leitungstrassen aufnehmen kon-
ausreichende Trassen mit einer Leitungszone in einer nen bzw. zum Teil schon vorhanden sind, ist eine Fest-
Breite von ca. 0,3 m fir die Unterbringung der Tele- setzung zur Sicherung einzelner Trassen nicht erforder-
kommunikationslinien der Telekom vorzusehen. lich. Die konkrete Trassenfiihrung ist bzw. ware Be-
standteil der weiterfihrenden Planungen.
4 Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das "Merk- | Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

blatt tUber Baumstandorte und unterirdische Ver- und
Entsorgungsanlagen" der Forschungsgesellschaft fur
Strallen- und Verkehrswesen, Ausgabe 2013; siehe
insbesondere Abschnitt 3, zu beachten. Wir bitten si-
cherzustellen, dass durch die Baumpflanzungen der
Bau, die Unterhaltung und Erweiterung der Telekommu-
nikationslinien der Telekom nicht behindert werden.

Bei Planungsanderungen bitten wir Sie uns erneut
rechtzeitig zu beteiligen.

Im Bebauungsplan ist unter Ziffer 5 der textlichen Fest-
setzungen zur Grinordnung ein Hinweis auf das DVGW-
Regelwerk enthalten. Dartber hinaus ist dies Gegen-
stand der Leitungskoordination im Rahmen der Er-
schliefungsplanung. Bei unvermeidlichen Unterschrei-
tungen der Schutzabstande wird auf mégliche techni-
sche Schutzmafinahmen verwiesen.
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Nr. |Name Eingang Nr. |Stellungnahme Ergebnis der Priifung
8. Erzbischoéfliches Dekanat Keine Ruckmeldung. Entfalit.
Erlangen
- Dekan -
Mozartstr. 29
91052 Erlangen
9. Evang.-Luth. Keine Rickmeldung. Entfalit.
Gesamtkirchenverwaltung
Fichtestralle 1
91054 Erlangen
10. |Friedrich-Alexander- 22.04.2020 Die FAU verweist zu diesem Bebauungsplan auf das Die Stellungnahme wird beriicksichtigt.
Universitat Schreiben der IMBY vom 27.01.2020 in dem federfiih- | Der Planbegtinstigte hat hier mit dem betroffenen
Erlangen - Nirnberg rend fir den Freistaat Bayern die beeintrachtigten Be- Grundstlckseigentimer eine Vereinbarung getroffen,
Schlof3platz 4 lange der FAU als Einwande gegen den Bebauungsplan |wonach dieser der Bebauung im Rahmen der Festset-
91054 Erlangen vorgetragen sowie die seitdem ergriffenen und mittler- | zungen des Bebauungsplans zustimmt. Hierzu wurde
weile auch grundbuchrechtlich umgesetzten Kompensa- |eine entsprechende Dienstbarkeit zwischen den Partei-
tionsmalRnahmen des Vorhabentragers dargelegt wur- | en ausgearbeitet.
den.
Die FAU bestatigt insoweit die abschlieRende Stellung- | Es erfolgen innerhalb der Festsetzungen des Bebau-
nahme der IMBY, dass die Einwande aufgrund der ver- |ungsplanes keine Abweichungen oder Befreiungen, die
einbarten Kompensationsmafinahmen nicht mehr auf- den vereinbarten KompensationsmaflRnahmen entge-
rechterhalten werden und im Falle eines Satzungsbe- genstunden.
schlusses nicht mehr dagegen vorgegangen wird, wenn |Eine Bewertung des Bauantrages erfolgt auf nachgela-
und soweit es die Festsetzungen im Planstand vom gerter Planungsebene.
19.11.2019 betrifft und kumulativ in etwaigen Bauge-
nehmigungen keine Abweichungen / Befreiungen / etc.
zu diesen Festsetzungen erfolgen. Dies gilt dariber
hinaus insoweit die beabsichtigte Bebauung durch den
Vorhabentrager dem Planstand zum Bauantrag vom
12.09./30.09.2019 entspricht.
11. | Gewerbeaufsichtsamt 06.04.2020 Keine Einwande. Entfallt.
Nurnberg
Roonstr. 20
90429 Nurnberg
12. |Handelsverband Bayern e.V. Keine Rickmeldung. Entfalit.

Ortsverband Erlangen
Mode- und Sport Eisert
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Ergebnis der Priifung

Hauptstralie 1
91054 Erlangen

13.

Handwerkskammer
fur Mittelfranken
Postfach 105
90489 Nurnberg

Keine Ruckmeldung.

Entfallt.

14.

Industrie- und
Handelskammer Nirnberg
fur Mittelfranken
Geschaftsbereich
Standortpolitik |
Unternehmensforderung
UlmenstralRe 52

90443 Nurnberg

30.04.2020

Nach Prufung der Unterlagen und Riicksprache mit un-
serem zustandigen IHK-Gremium durfen wir lhnen mit-
teilen, dass die IHK Nurnberg fur Mittelfranken in ihrer
Rolle als Vertreterin der gesamtwirtschaftlichen Interes-
sen keine Einwande jedoch Anregungen vorzubringen
hat.

Durch die Ausweisung des ehemals gewerblich genutz-
ten Grundstiicks als Mischgebiet wird eine stadtebauli-
che Neuordnung ermdglicht. Revitalisierung und Nach-
verdichtung entsprechen auch dem landesplanerischen
Ziel des Flachensparens. Insofern kann die IHK der
Wiedernutzbarmachung einer gewerblichen Brachflache
zustimmen. Nutzungskonflikte sind durch diese Mal3-
nahme nicht erkennbar.

Die IHK und die o6rtliche Unternehmerschaft stellen je-
doch mit groRRer Sorge fest, dass zunehmend ehemalige
Gewerbegebiete in Wohngebiete oder Mischgebiete
umgewandelt werden. Neuausweisungen von gewerbli-
chen Flachen finden kaum statt, so dass es zu einem
Mangel an Ansiedlungsflache fiir die Unternehmen
kommt. Wir bitten Sie daher durch vorausschauende
Planung, den ansassigen Unternehmen mit Erweite-
rungsabsichten und potenziellen Ansiedlungsinteressier-
ten Zukunftsperspektiven einzurdumen.

Gerne stehen wir fiir weitere wirtschaftsrelevante Ge-
sprache zur Verfiigung und danken fur die Beteiligung
am Verfahren.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Ziel der Planung ist eine gemischt genutzte Neubebau-
ung mit Wohnnutzung, nicht stérendem Gewerbe und
ggf. einer Koordinationsstelle des ,Fachdienstes Kinder-
tagespflege” der Stadt Erlangen zu erméglichen.

Fir eine geordnete stadtebauliche Entwicklung soll der
bestehende Baulinienplan Nr. 80 durch den qualifizier-
ten Bebauungsplan Nr. 471 teilweise tUberplant werden.
Gleichzeitig wird mit der vorliegenden Planung der Ziel-
setzung nach Innenentwicklung und einem sparsamen
Umgang mit Grund und Boden entsprochen. Das ge-
plante Grundstiick war bereits zuvor faktisches Misch-
gebiet und wird durch den in Aufstellung befindlichen
Bebauungsplan als solches festgesetzt.
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15.

Landesbund fir Vogelschutz
in Bayern e.V.
Geschéftsstelle Nurnberg-
Firth-Erlg.

Humboldtstr. 98

90459 Nurnberg

Keine Ruckmeldung.

Entfallt.

16.

Natur- und Umwelthilfe e.V.
Pechweiherstralle 3
91056 Erlangen

Keine Rickmeldung.

Entfalit.

17.

Naturschutzgemeinschaft
Erlangen e.V.
Florian-Geyer-Stralte 34
91056 Erlangen

Keine Ruckmeldung.

Entfallt.

18.

Planungsverband
Region Nurnberg
Hauptmarkt 16

90403 Nurnberg

07.04.2020

Regionalplanerische Belange stehen nicht entgegen.

Entfalit.

19.

Polizeiinspektion
Erlangen-Stadt
Schornbaumstr. 11
91052 Erlangen

Keine Ruckmeldung.

Entfallt.

20.

Regierung von Mittelfranken
Hohere
Landesplanungsbehdrde
SG 800

Promenade 27

91522 Ansbach

21.04.2020

Das Plangebiet (Geltungsbereich ca. 0.6 ha) wird als
Mischgebiet ausgewiesen und schafft die planungs-
rechtlichen Voraussetzungen flr eine gemischt genutzte
Neubebauung mit Wohnnutzung, nicht storendem Ge-
werbe und ggf. einer Koordinationsstelle des ,Fach-
dienstes Kindertagespflege“ der Stadt Erlangen. Fir
beide Mischgebiete werden die zulassigen Nutzungen
eingeschrankt:

Einzelhandelsbetriebe mit zentrenrelevanten Sortimen-
teni. S. der ,Erlanger Liste* sind nicht zulassig. Fir die
sonstigen zulassigen Einzelhandelsbetriebe mit nicht
zentrenrelevantem Sortiment werden zentrenrelevante
Randsortimente grundsatzlich auf maximal 10 % der
Verkaufsflache, hdchstens jedoch 80 m? begrenzt.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
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Nr. |Name Eingang Nr. |Stellungnahme Ergebnis der Priifung
Handwerksbetriebe und produzierende Gewerbebetrie-
be mit untergeordneten Verkaufsflachen fir den Verkauf
von zentrenrelevanten Sortimenten kdnnen ausnahms-
weise zugelassen werden, wenn die Verkaufsflache 80
m? nicht Gberschreitet. Der Bebauungsplan ist gemaf §
8 Abs. 2 BauGB aus dem rechtswirksamen Flachennut-
zungsplan entwickelt.
Das Vorhaben steht mit dem Ziel 3.2 des Landesent-
wicklungsprogrammes Bayern in Einklang, wonach in
den Siedlungsgebieten die vorhandenen Potentiale der
Innenentwicklung mdglichst vorrangig zu nutzen sind.
Ziele und Grundséatze der Raumordnung stehen dem
Vorhaben nicht entgegen, so dass aus landesplaneri-
scher Sicht keine Einwendungen zu erheben sind.
21. |Staatl. Bauamt Erlangen- Keine Rickmeldung. Entfalit.
Nurnberg
Bereich Hochschulbau
Bohlenplatz 18
91054 Erlangen
22. |Staatl. Bauamt Nirnberg 06.04.2020 Keine Einwande. Entfallt.
StralRenbau
Postfach 4757
90025 Nuirnberg
23. |Stadt Firth 14.04.2020 Keine Einwande. Entfalit.
Stadtplanungsamt
Hirschenstralie 2
90762 Firth
24. |Stadt Nirnberg 28.04.2020 Keine Einwande. Entfalit.
Stadtplanungsamt
Lorenzer Straf’e 30
90402 Nurnberg
25. | Stadt Schwabach 04.05.2020 Keine Einwande. Entfalit.

Stadtplanungsamt
Postfach 2120
91124 Schwabach
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Nr. |Name Eingang Nr. |Stellungnahme Ergebnis der Priifung
26. |Stadtteilbeirat Stud Keine Ruckmeldung. Entfalit.
Gleiwitzer Str. 6
91058 Erlangen
27. |VGN Keine Rickmeldung. Entfallt.
Verkehrsverbund
Grofdraum Nirnberg
Rothenburger Str. 9
90443 Nurnberg
28. |Vodafone 07.04.2020 Eine Ausbauentscheidung trifft Vodafone nach internen |Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
Kabel Deutschland GmbH Wirtschaftlichkeitskriterien. Dazu erfolgt eine Bewertung | Der Hinweis wird der Vorhabentragerin zur Beachtung
Sudwestpark 15 entsprechend Ihrer Anfrage zu einem Neubaugebiet. Bei | Gibergeben.
90449 Nurnberg Interesse setzen Sie sich bitte mit dem Team Neubau-
gebiete in Verbindung:
Vodafone GmbH /
Vodafone Kabel Deutschland GmbH
Neubaugebiete KMU
Sudwestpark 15
90449 Nurnberg
Neubaugebiete.de@vodafone.com
Bitte legen Sie einen ErschlieBungsplan des Gebietes
Ihrer Kostenanfrage bei.
29. |Wasserwirtschaftsamt 03.04.2020 |1 Gegen den Bebauungsplan bestehen keine grundlegen- |Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
Nurnberg den wasserwirtschaftlichen Bedenken, jedoch werden
Postfach folgende rechtlichen und fachlichen Hinweise und Emp-
90041 Nurnberg fehlungen gegeben.
Email: poststelle@wwa- 2 Grundwasser Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

n.bayern.de

Das beiliegende Baugrundgutachten geht von einem
Grundwasserstand bei ca. vier

Meter unter Gelande aus. Grindungstiefen werden mit 4
bzw. 7 Meter unter Gelande angegeben und binden
demnach in das Grundwasser ein. Unterirdische Bautei-
le haben eine Lange von ca. 65 m bei einer Breite bis zu
30 Metern. Durch die geplante Bebauung wird auf das

Der Hinweis wird der Vorhabentragerin zur Beachtung
Ubergeben. Die Belange der Grundwassernutzung, Nie-
derschlagswassersammlung und des Grundwasser-
schutzes sind Gegenstand der nachgelagerten Pla-
nungsebene.
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2.1

22

23

Grundwasser eingewirkt (z. B. temporar: Bauwasserhal-
tung; dauerhaft: Aufstau, Umleitung, Absenkung).
Dadurch kénnen nachteilige Folgen fiir das Grundwas-
ser oder fir Dritte entstehen. Wir empfehlen, vor Baube-
ginn ein hydrogeologisches Gutachten in Auftrag zu
geben, das die Beeinflussung ermittelt und ggf. geeigne-
te AbhilfemaRnahmen vorschlagt. Eingriffe in das
Grundwasser durch die geplanten MalRnahmen stellen
grundsatzlich einen Benutzungstatbestand nach

§ 9 Abs. 1 Nr. 4 bzw. Abs. 2 Nr. 1 oder ggf. § 9 Abs. 2
Nr. 2 WHG dar. Grundwasserbenutzungen sind in einem
wasserrechtlichen Verfahren zu behandeln.

Eine wasserundurchlassige Bauausfiihrung unterirdi-
scher Bauteile wird im Baugrundgutachten empfohlen.
In diesem Zusammenhang verweisen wir darauf, dass
gemal ortlicher Entwasserungssatzung die dauerhafte
Einleitung von Grund-, Dréan- und Quellwasser in den
offentlichen Kanal nicht zuldssig ist und auch aus was-
serwirtschaftlicher Sicht nicht zustimmungsfahig ware.
Im Falle einer Bauwasserhaltung ist eine ordnungsge-
maRe Ableitung des anfallenden Wassers nach vorheri-
ger Festlegung von einzuhaltenden Kriterien sicherzu-
stellen.

Unter Punkt 3 der ,Textlichen Hinweise zum BP* wird
zutreffend auf moégliche Grundwassernutzung einge-
gangen. Hinsichtlich Grundwasserentnahmen zu Be-
wasserungszwecken sind aus wasserwirtschaftlicher
Sicht zunachst Moglichkeiten der Niederschlagswasser-
sammlung z. B. mittels Zisternen auszuschopfen. Die
Lenkungsfunktion der Bauleitplanung hinsichtlich Auf-
rechthaltung eines moglichst kleinrdumigen, ortlichen
Wasserkreislaufs kdnnte auch in diesem Punkt wahrge-
nommen werden.

In der Anlage 8 wird eine Trafostation dargestellt. In
diesem Zusammenhang erforderliche bauliche Maf3-
nahmen zum Gewasserschutz sind von der fachkundi-

Ein hydrologisches Gutachten wird bei Erfordernis in der
nachgelagerten Planungsebene angefertigt.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Das ist Gegenstand der nachgelagerten Planungsebe-
ne. Der Hinweis wird der Vorhabentragerin zur Beach-
tung Ubergeben.

Die Stellungnahme wird nicht beriicksichtigt.
Aufgrund der fast vollstandigen Bebauung durch die
Tiefgarage wird das Niederschlagswasser gemafR Ent-
wasserungskonzept im Mischverfahren abgeleitet.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Das ist Gegenstand der nachgelagerten Planungsebe-
ne. Der Hinweis wird der Vorhabentragerin zur Beach-

10
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gen Stelle fir Wasserwirtschaft (fkS) der Stadt Erlangen |tung Ubergeben.
zu prifen bzw. zu benennen.

3 Bodenschutz Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Auf dem Uberplanten Areal wurden Auffillungen mit Der Hinweis wird der Vorhabentragerin zur Beachtung
einer Machtigkeit bis 7 m ermittelt. Eine stichprobenarti- | Gbergeben.
ge abfallrechtliche Deklaration hat eine Einstufung als Aufgrund der Altlastenerkundung wird nicht von einer
Z1.2 Material ergeben. Belastung des Grundstlicks ausgegangen. Eine Altlas-
Bei Uberschissigem Aushubmaterial sind, abhangig tenuntersuchung erfolgt bei Bedarf im Rahmen der
vom jeweiligen Entsorgungsweg, die rechtlichen und nachgelagerten Planungsebene.
technischen Anforderungen (z. B. § 12 BBodSchV, Leit-
faden zur Verflllung von Gruben und Briichen sowie
Tagebauen, LAGA M 20 1997 sowie DepV) mafigeblich.
Entsprechend dem ,Mustererlass zur Berlicksichtigung | Durch die Erteilung der Teilbaugenehmigung Az. 2019-
von Flachen mit Bodenbelastungen, insbesondere Alt- | 1118-VV wurde die Baugrube bereits erstellt und der
lasten, bei der Bauleitplanung und im Baugenehmi- Aushub ist erfolgt. Eine Haufwerksbeprobung wurde in
gungsverfahren“ der ARGEBAU, der mit IMS vom dem Zuge durchgefiihrt, es wurden keine Auffalligkeiten
18.04.02, Az. 11B5-4611.110-007/91, in Bayern verbind- |gefunden.
lich eingefiihrt wurde, wird vorgeschlagen, folgende
Hinweise zu Ubernehmen:
- ,Sollten bei den Aushubarbeiten organoleptische Auf-
falligkeiten des Bodens festgestellt werden, die auf eine
schadliche Bodenveranderung oder Altlast hindeuten, ist
unverziglich die zustadndige Bodenschutzbehérde
(Kreisverwaltungsbehorde) zu benachrichtigen (Mittei-
lungspflichten gem. Art. 1, 12 Abs. 2 BayBodSchG).*
- ,Eine Versickerung von gesammeltem Niederschlags-
wasser im Bereich der schadlichen Bodenveranderung
oder Altlast ist nicht zuldssig. Gesammeltes Nieder-
schlagswasser muss in verunreinigungsfreien Bereichen
aullerhalb der Auffullung versickert werden. Alternativ ist
ein Bodenaustausch bis zum nachweislich verunreini-
gungsfreien, sickerfahigen Horizont vorzunehmen.“

4 Niederschlagswasser Die Stellungnahme wird beriicksichtigt.

Der Boden wird im Baugrundgutachten als schwach
durchlassig und nur mafig bis gering sickerfahig be-
schrieben, liegt aber noch im versickerungsfahigem

Auf Grundlage des vorliegenden Bodengutachtens ist
eine Versickerung des auf dem Areal anfallende Re-
genwasser nur oberflachenah madglich. Demzufolge

11
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Bereich nach DWA-A 138 (auf Grundlage eines Si-
ckerversuchs ist ein Durchlassigkeitskoeffizient von
kf,Bem von 1,9 bis 4,4 x 10-6 m/s anzusetzen). Die Be-
bauungsdichte einschliellich Tiefgarage erschwert eine
Versickerung von Niederschlagswasser vor Ort. Re-
tentions- oder Sickerflachen werden nicht ausgewiesen.
Hierin folgt der Bebauungsplan nicht den Vorgaben des
Wasserhaushaltsgesetzes. Das Wasserhaushaltsgesetz
verpflichtet zur ortsnahen und von Schmutzwasser ge-
trennten Beseitigung von Niederschlagswasser. Den
mafRgeblichen technischen Regeln folgend ist dafiir
bevorzugt die Muldenversickerung vor Ort anzustreben.
Flachen fir Mulden missen in ausreichendem Umfang
vorgesehen und freigehalten werden und Héhenverhalt-
nisse der Entwasserungsanlagen sind daran anzupas-
sen. Nur in begriindeten Fallen sind unterirdische Si-
ckeranlagen oder, wenn Sickerfahigkeit vor Ort nicht
gegeben und eine Ableitung im Trennsystem zum
nachstgelegenen FlieRgewasser nachweislich unver-
héltnismaRig ist, ausnahmsweise auch eine Einleitung in
den Mischwasserkanal zulassig. Dieser bundesgesetzli-
che Vorrang der Trennentwasserung gilt auch bei Neu-
Uberplanung von bestehenden Bauflachen.

Die Sicherheit gegen Uberflutung bzw. einer kontrollier-
ten schadlosen Uberflutung des Grundstiicks muss
rechnerisch nachgewiesen werden (Uberflutungsnach-
weis). Die Festsetzungen im Bebauungsplan zur Begri-
nung der Dachflachen von Gebauden der Hauptgebau-
de und Nebenanlagen, zur Fassadenbegriinung und zu
retentionsfahigen oder wasserdurchlassigen Befesti-
gung von oberirdischen Stellplatz- und Platzflachen sind

muss die abwassertechnische Erschliefung des Gel-
tungsbereiches Uber das vorhandene Mischsystem er-
folgen.

Gemal den aktuellen hydrodynamischen Kanalnetzbe-
rechnungen sind die bestehenden Abwasserkanale so-
weit ausgelastet, dass eine Einleitung nur in gedrossel-
ter Form bzw. auf der Grundlage einer Einleitbeschran-
kung erfolgen kann.

Das Entwasserungsgesuch wird im Zuge des Bauan-
tragsverfahrens gepruft.

Zusatzlich sind samtliche Dacher im Plangebiet als
Flachdach mit intensiver oder extensiver Dachbegrun-
dung festgesetzt. Mit dieser Mallnahme sollen die Da-
cher im gesamten Plangebiet auch zur Regenriickhal-
tung und Verdunstung von Niederschlagswasser genutzt
werden. Die Dachbegriinung ist auf Dauer zu erhalten.
Dies gilt sowonhl fir die Hauptgebaude als auch fir die
Nebenanlagen. Damit wird ein Beitrag zur Verbesserung
des Mikroklimas (Verdunstung) und auch zum Umgang
mit auftretenden Starkregenereignissen geleistet, die bei
der Dimensionierung der Substratschicht im Rahmen
des Entwasserungskonzepts bericksichtigt werden.

Neben dem sind alle oberirdischen Stellplatz- und Platz-
flachen mit retentionsfahigem oder wasserdurchlassi-
gem Material zu bauen, um anfallendes Niederschlags-
wasser entsprechend §55 As. 2 WHG ortsnah versi-
ckern zu kénnen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Das ist Gegenstand der nachgelagerten Planungsebe-
ne. Der Hinweis wird der Vorhabentragerin zur Beach-
tung Ubergeben.

12
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aus wasserwirtschaftlicher Sicht zu begri3en.
5 Uberflutungen infolge von Starkregen Die Stellungnahme wird nicht beriicksichtigt.
Infolge von Starkregenereignissen kann es auch fernab | Diese Punkte sind Gegenstand der nachgelagerten Pla-
von Gewassern zu Uberflutungen kommen. Die Vorsor- |nungsebene. Der Hinweis wird der Vorhabentragerin zur
ge gegen derartige Ereignisse beginnt auf Ebene der Beachtung tbergeben.
Bauleitplanung. Erforderliche Malnahmen werden im Rahmen des Bau-
Um die Schaden durch Uberflutungen infolge von Stark- | genehmigungsverfahrens gepriift und/oder umgesetzt.
regen zu minimieren, besteht die Moglichkeit von Fest-
setzungen gemafy § 9 Abs. 1 Nr. 16 Buchst. cund d Ein Uberflutungskonzept ist, auch vor dem Hintergrund
BauGB. Im vorliegenden BP-Entwurf sind keine H6hen- |der bereits auf Grundlage des bestehenden Planungs-
linien dargestellt. Ob Oberflachenabfluss infolge von rechts genehmigten Tiefgaragenzufahrt, Teil der nach-
Starkregen in der Grundkonzeption der Planung beriick- |gelagerten Planungsebene.
sichtigt wurde, ist nicht erkennbar.
Als erforderliche Festsetzung erscheint insbesondere
eine Hohenschwelle zur Tiefgaragenzufahrt, beispiels-
weise mit dem Wortlaut
- ,Tiefgaragenzufahrten sind konstruktiv so zu ge-
stalten, dass infolge von Starkregen auf der Stralle
oberflachlich abflieRendes Wasser nicht eindringen
kann.*
- ,Zum Schutz vor eindringendem Abwasser aus der
Kanalisation in tiefliegende Raume sind geeignete
Schutzvorkehrungen vorzusehen, z.B. Hebeanlagen
oder Rlckschlagklappen.®
30. |Zweckverband 02.04.2020 Keine AuRerung. Entfalit.
Abfallwirtschaft
der Stadt Erlangen -
Landkreis Erlangen-
Hochstadt
Karl-Zucker-Stral3e 2
91052 Erlangen
31. |Erlanger Stadtwerke AG 30.04.2020 |1 Elektrizitatsversorgung Die Stellungnahme wird beriicksichtigt.

AuRere-Brucker-Str. 33
91052 Erlangen
Tel. 09131 — 823 42 21

Die geplanten Gebaude im Bereich des Bebauungspla-
nes werden uber eine neu zu errichtende Trafostation
an das Elektrizitatsnetz der Erlanger Stadtwerke ange-

Die GroRRe der mit einer Dienstbarkeit belegten Flache
wurde entgegen der in den Anlagen befindlichen Skizze
(Anlage 8) im Planteil des Bebauungsplanes zu klein

13
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Fax 09131 — 823 42 64

schlossen. Dafir ist eine Flache fir die Elektrizitatsver-
sorgung im Bereich der Tiefgarageneinfahrt enthalten.
Im Zuge der erfolgten Detailplanabstimmung hat sich die
Flache mit bendétigtem Geh-, Fahr- und Leitungsrecht
erweitert (siehe Anlage 8 und beiliegender Plan). Wir
bitten, diesen erweiterten Bereich nach beiliegendem
Plan zu Ubernehmen. Zur Errichtung der Trafostation ist
fur die Trafostationsflache mit Umgriff und fir die not-
wendige unterirdische Kabeltrasse eine Dienstbarkeit
(Trafostations- und Leitungsrecht) zu Gunsten der Er-
langer Stadtwerke abzuschliel3en. Wir bitten dies in den
Textlichen Festsetzungen zum Bebauungsplan unter
Punkt 10 letzter Satz, nicht wie beschrieben fiir die Stadt
Erlangen, sondern fiir die Erlanger Stadtwerke AG auf-
zunehmen.

Ebenso ist in der Begriindung zum Bebauungsplan un-
ter Punkt 5.9 das Leitungsrecht fur die Erlanger Stadt-
werke festzuschreiben und nicht fur die Stadt Erlangen.

Wasserversorgung

Die im Bebauungsplan geplanten Gebdude werden Gber
Hausanschlusse aus den vorhandenen Wasserversor-
gungsleitungen in der Gleiwitzer Stralle und Gebbertstr.
angebunden. Zur Léschwasserversorgung sind 96 m*/h
fur zwei Stunden Uber bereits vorhandene Hydranten
vorgesehen.

Fernwarmeversorgung

Wie bereits in der Stellungnahmen vom 01.08.2019
beschrieben, wurde die urspringliche Bebauung des
Bebauungsplangebietes bereits mit Fernwarme versorgt.
Da es sich um getrennte Baukorper in verschiedenen
Bauabschnitten handelt, wurde in Absprache mit dem
Bautrager eine Fernwarmenetzerweiterung im Jahr 2019
in der Gleiwitzer Stra3e durchgefiihrt. Damit wird der
gesamte Geltungsbereich des Bebauungsplanes mit
Fernwarme versorgt. In der Begriindung zum Bebau-
ungsplan bitten wir unter Punkt 5.11 im ersten Satz den
Ausdruck ,Versorgungsnetz Gas* durch ,Versorgungs-

dargestellt und wird der abgestimmten Planung entspre-
chend angepasst.

Ziff. 10 der textlichen Festsetzungen wurde dement-
sprechend erganzt, so dass ein Geh-, Fahr- und Lei-
tungsrecht fir die Stadt Erlangen genauso wie fiir die
Erlanger Stadtwerke gesichert ist.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
Der Hinweis wird an die Vorhabentragerin zur Beach-
tung Ubergeben.

Die Stellungnahme wird beriicksichtigt.

Das gesamte Planungsgebiet inkl. Neubau soll an die
Fernwarmeversorgung der Erlanger Standwerke ange-
schlossen werden. Die Versorgungsverpflichtung des
Planungsgebiets mit Fernwarme kann nicht im Bebau-
ungsplan geregelt werden. Ein Anschluss ist jedoch
seitens des Vorhabentragers winschenswert und soll
Uber einen privatrechtlichen Vertrag zwischen den Er-
langer Stadtwerken und der Vorhabentragerin geregelt
werden.

Die Textpassage in der Begriindung wird wie vorge-
schlagen durch den Ausdruck ,Versorgungsnetz Fern-
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Nr. |Name Eingang Nr. |Stellungnahme Ergebnis der Priifung
netz Fernwarme® zu ersetzen. warme* ersetzt.

4 Allgemein Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
Es befinden sich in allen an das Baugebiet angrenzen- | Der Hinweis wird an die Vorhabentragerin zur Beach-
den offentlichen Verkehrsflachen (Fahrbahnen und tung Ubergeben.

Gehwege) Versorgungsleitungen (Wasser-, Fernwarme-
leitungen, Mittelspannungs-, Niederspannungs-, Info-
und Lichtwellenleiterkabel). Sind aufgrund der Bebau-
ung Umverlegungen erforderlich, so sind die anfallenden
Kosten vom Veranlasser zu tragen.
4.1 |Bei Baumpflanzungen im Bereich der Leitungen sind Die Stellungnahme wird teilweise beriicksichtigt.

gem. DVGW-Regelwerk GW 125 ,Baume, unterirdische
Leitungen und Kanale* die Nutzungszonen fiir Bau- und
Betriebsmalnahmen zu beriicksichtigen. Bei Unter-
schreitung von Abstanden unter 2,5 m sind Schutzvor-
kehrungen durch den Veranlasser zu treffen. Ebenso
sind Schutzvorkehrungen vor Durchwurzelung des 6f-
fentlichen Bereichs an der Grundstlicksgrenze zu tref-
fen, wenn zu erwarten ist, dass der Kronenbereich der
Baume sich bis in den 6ffentlichen Bereich ausdehnen
wird. Besonders betroffen sind die geplanten Baume in
der sudwestlichen Ecke entlang der Gebbertstr., die mit
einem Abstand von 2,5 m zur Grundstiicksgrenze ge-
pflanzt werden missen. Ersatzweise missen geeignete
SchutzmaRnahmen (Wurzelsperren) getroffen werden,
die im Bebauungsplan festzusetzen sind.

Im Bebauungsplan ist unter Ziffer 5 der textlichen Fest-
setzungen zur Griinordnung ein Hinweis auf das DVGW-
Regelwerk enthalten, demnach im Bereich der festge-
setzten, geplanten Baumstandorte Mindestabstande von
2,50 m zur Stammachse bzw. die Vorschriften gemaf
dem DVGW-Regelwerk einzuhalten sind.

Daruber hinaus ist dies Gegenstand der Leitungskoordi-
nation im Rahmen der ErschlieRungsplanung. Bei un-
vermeidlichen Unterschreitungen der Schutzabstande
wird auf moégliche technische SchutzmalRnahmen ver-
wiesen.

Ziffer 2.2 der Festsetzungen zur Grunordnung regelt
dartber hinaus, dass sofern der Abstand der geplanten
Baume zu angrenzenden offentlichen Verkehrsflachen
den Mindestgrenzabstand unterschritten wird, entlang
der Grenze auf Privatgrund Durchwurzelungsmafnah-
men erforderlich sind.
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Bebauungsplan Nr. 471 der Stadt Erlangen — Gleiwitzer StraRe Nord-West — OO0
Beteiligung der stadtischen Amter und Dienststellen 110000
hier: Anderungen aufgrund verwaltungsinterner Abstimmungen OO0
0
EIEEEE
Nr. Name Eingang Nr. |Stellungnahme Anderungsvorschlag
1. 03.04.2020 Bei dem vorgelegten Entwurf ist u. E. lediglich Ziffer |Die Stellungnahme wird beriicksichtigt.

10 der textlichen Festsetzungen anzupassen. In dem
dort benannten Bereich wird von den Erlanger Stadt-
werken eine Versorgungsstation errichtet, die Flache
ist mit einem Leitungsrecht zugunsten des Versor-
gungstragers zu belasten.

Ziff. 10 der textlichen Festsetzung zum Bebauungs-
plan wird dementsprechend erganzt, so dass ein
Geh-, Fahr- und Leitungsrecht firr die Stadt Erlangen
genauso wie fur die Erlanger Stadtwerke gesichert ist.

2. 06.04.2020

—_

I. Redaktionell sind folgenden Anpassungen not-
wendig.
...[alt] Um gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse
im geplanten nérdlichen Wohngebdude sicherzu-
stellen, wird festgelegt, dass sich in diesem Ge-
baude keine Wohnungen befinden diirfen, deren
Aufenthaltsraume sich ausschlielich von der
Nordseite belichten lassen. Fir Wohnungen, bei
denen mehr als eine Auflenfassade Malinahmen
des Schallschutzes erfordern, kdnnen passive
LarmschutzmafRnahmen am Gebaude zur Einhal-
tung der zulassigen Innenpegel in den schutzbe-
durftigen Raumen an diesen Fassaden zugelassen
werden.
...[Anderung] Im geplanten nérdlichen Geb&ude
diirfen sich zur Wahrung gesunder Wohn- und Ar-
beitsverhéltnisse, keine Wohnungen befinden, de-
ren Aufenthaltsrdume ausschliel3lich von der
Nordseite belichtet werden.
Fiir Wohnungen, bei denen an mehr als einer Au-
Benfassade MalBnahmen des Schallschutzes er-
forderlich sind, kbnnen passive Larmschutzmal3-
nahmen am Gebé&ude zur Einhaltung der zuldssi-
gen Innenpegel in den schutzbediirftigen Rdumen

Die Stellungnahme wird beriicksichtigt.
Ziff. 12 der textlichen Festsetzung zum Bebauungs-
plan wird wie vorgeschlagen angepasst.
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ANLAGE 1

Nr. Name Eingang |Nr. |Stellungnahme Anderungsvorschlag
an diesen Fassaden zugelassen werden.
2 II. Begriindung Nr. 5.12: Die Anderungen von 31-

ImSch sind in Rot im Text enthalten:

Deutliche Uberschreitungen der Orientierungswer-
te (60/50 dB(A) tags /nachts) von bis zu 10 dB(A)
tags und nachts treten an Fassaden bzw. Fassa-
denabschnitten im Norden, Westen und Siden auf
der Teilflache MI 1 in allen Geschossen des Plan-
gebietes auf. Besonders betroffen ist die Eckbe-
bauung entlang der Gebbertstralie /Gleiwitzer
Stralde, hier werden die Grenzen der Gesund-
heitsgefahrdung von 70 dB(A) tags und 60 dB(A)
nachts erreicht.

Im Plangebiet sind in den in der Planzeichnung
gekennzeichneten Bereichen bzw. Fassa-
denabschnitten Vorkehrungen zum Schutz vor
Verkehrsgerauschen vorzusehen. In den gekenn-
zeichneten Bereichen sind schutzbediirftige Rau-
me im Sinne der DIN 4109 zulassig, wenn mindes-
tens ein Fenster des Raumes an den larmabge-
wandten Fassaden orientiert wird. Im geplanten
nérdlichen Gebéude diirfen sich zur Wahrung ge-
sunder Wohn- und Arbeitsverhéltnisse, keine
Wohnungen befinden, deren Aufenthaltsrdume
ausschlieB8lich von der Nordseite belichtet werden.
Fiir Wohnungen, bei denen an mehr als einer Au-
Benfassade MalBnahmen des Schallschutzes er-
forderlich sind, kbnnen passive Ldrmschutzmal3-
nahmen am Gebé&ude zur Einhaltung der zuléssi-
gen Innenpegel in den schutzbedlirftigen Rdumen
an diesen Fassaden zugelassen werden.

Die Stellungnahme wird beriicksichtigt.

Die Textpassage wird in der Begriindung zum Bebau-
ungsplan unter Punkt 5.12 wie vorgeschlagen ange-
passt.

In dem geotechnischen Bericht aus dem Jahr 2018
wird auf orientierte Altlastenuntersuchung aus dem
Jahr 2017 ohne die Ergebnisse darzustellen und auf
sie einzugehen verwiesen. Die Untersuchung ist nicht

Die Stellungnahme wird beriicksichtigt.
Im Zuge der bereits erteilten Teilbaugenehmigung
(Az. 2019-1118-VV) wurde die Baugrube bereits er-

stellt und der Aushub ist erfolgt. Eine Haufwerksbe-
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Nr.

Name

Eingang

Nr.

Stellungnahme

Anderungsvorschlag

Bestandteil der Unterlagen.

Es liegt eine Untersuchung aus dem Jahr 2017 zur
Kostenschétzung Aushub/Entsorgung Auffiillungen
vor. Bei den Untersuchungen wurden zwei Mischpro-
ben aus 7 Kleinbohrungen entnommen.

Die Untersuchung kann nicht als Altlastenuntersu-
chung gewertet werden.

probung wurde in dem Zuge durchgefiihrt, es wurden
keine Auffalligkeiten gefunden.

15.04.2020

Solaranlagen
Die begrinten Dachanlagen eignen sich in besonde-

rem Male fir die Nutzung von Photovoltaik-Anlagen.
Der Wirkungsgrad von Photovoltaik-Anlagen verrin-
gert sich bei Hitze. Die Dachbegriinung kuhlt die Um-
gebungsluft effektiv und sorgt fiir ein gutes Betriebs-
klima der Photovoltaik-Anlagen. Umgekehrt kénnen
Photovoltaik-Anlagen einen positiven Effekt auf die
Begriinung haben, da die Module die Pflanzen bei-
spielsweise vor Schaden durch Starkregen oder Ha-
gel schitzen kénnen.

Die Stellungnahme wird beriicksichtigt.

Eine Nutzung der begrinten Dachflachen durch Pho-
tovoltaik wird durch die textlichen Festsetzungen in
Ziffer 6 ermoglicht.

Textliche Festsetzung Nr. 3

Es wird darum gebeten, die Festsetzung Nr. 3.2 zu
streichen, da sie Uberfllissig scheint und nicht vollzo-
gen werden kann, die Festsetzung Nr. 3.4 zu strei-
chen, da die Uberdachung aller Nebenanlagen nicht
sinnvoll scheint, die Festsetzung Nr. 3.5 zu streichen,
da sie Uberflissig scheint, die Festsetzung Nr. 3.6 zu
korrigieren (,zu bepflanzen® statt ,anzupflanzen®)

Die Stellungnahme wird teilweise beriicksichtigt.
Ziff. 3.2 der textlichen Festsetzungen soll hervorhe-
ben, dass innerhalb dieser Flache Milleinhausungen
in diesem Teil nicht Gberdacht werden dirfen. AufRer-
dem wird festgesetzt, dass nordlich des Gebaude-
komplexes nur nichtnachweispflichtige Fahrradstell-
platze zugelassen werden kénnen, um den Baumbe-
stand an der Grundstlicksgrenze nicht zu beeintrach-
tigen und keine Abstandsflachen auszuldésen. Die
Errichtung dieser Nebenanlagen soll mit der Festset-
zung auf das festgelegte Mal} begrenzt werden, um
ein moglichst grofles Mal an Gemeinschaftsgrinfla-
chen zu erhalten.

Nebenanlagen sind zu tiberdachen und zu begriinen,
um einen Beitrag zur Verbesserung des Mikroklimas
durch Verdunstungskalte iber den versiegelten Fla-
chen der Nebenanlagen zu schaffen. Dachterrassen
auf Nebenanlagen sind nicht zuldssig, um die privaten
Freirdume der angrenzenden Grundstlicke zu schiit-
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Nr.

Name

Eingang

Nr.

Stellungnahme

Anderungsvorschlag

Textliche Festsetzung Nr. 8

Es wird darum gebeten, die Festsetzung auf folgen-
den Text zu reduzieren: ,Einfriedungen sind aus-
schlief3lich als Heckenpflanzungen aus einheimischen
Pflanzen gemaR der in Ziff. 10.2 der Begrindung zum
Bebauungsplan enthaltenen Pflanzen-Artenliste zu-
I&ssig. Zur Einfriedung der Aulienspielflache der Ko-
ordinationsstelle Kindertagesstatte ist ausschliellich
dort ein zusatzlicher Metallzaun mit max. 1,50 m Ho6-
he zulassig“. Die HOhenbegrenzung lebender Hecken
kann nicht bauaufsichtlich vollzogen werden. Da kei-
ne Zaune / Wande ausgeflhrt werden dirfen erschei-
nen weitergehende Regelungen Uberflissig.

zen.
In Ziff. 3.6 der textlichen Festsetzungen wird das Wort
~-anzupflanzen“ durch ,zu bepflanzen* wie vorgeschla-
gen angepasst.

Die Stellungnahme wird teilweise beriicksichtigt.
Ziff. 8.2 der textlichen Festsetzung wird demzufolge
angepasst, so dass keine HOhenbegrenzung der He-
cke enthalten ist. Ausschlielich bei Einfriedungen von
Nebenanlagen und AuRenspielflachen der Koordinati-
onsstelle Kindertagespflege ist eine Kombination der
Hecke mit offenem Metallzdunen bis zu einer Hohe
von max. 1,50 m uber Gelande und hinter der Hecke
oder ein mit einer Kletterpflanze berankter Metallzaun
zulassig.

1. Textl. Festsetzungen:

Nr. 8 Einfriedungen

Es wird um folgende Erganzung (kursiv) gebeten:

Bei Einfriedungen von Nebenanlagen und Aulen-
spielflachen der Koordinationsstelle Kindertagespfle-
ge ist eine Kombination der Hecke mit offenen Metall-
zaunen in jeweils gleicher Ho6he und hinter der Hecke
angeordnet oder ein mit Kletterpflanzen berankter
Metallzaun zulassig.

2. Begrindung

- Pkt. 5.15 Ortliche Bauvorschriften

Einfriedungen:

Es wird um Erganzung des Textes bzgl. der mit Klet-
terpflanzen berankten Zaune im Bereich der Koordi-
nationsstelle Kindertagespflege gebeten (s. oben zu
Textliche Festsetzungen zum Bebauungsplan Nr.8
Einfriedungen)

Die Stellungnahme wird beriicksichtigt.

Ziffer 8 der textlichen Festsetzungen wird wie vorge-
schlagen mit dem Halbsatz ,oder ein mit Kletterpflan-
zen berankter Metallzaun® erganzt.

Die Stellungnahme wird beriicksichtigt.

Die Textpassage wird in der Begriindung durch den
Halbsatz ,oder ein mit Kletterpflanzen berankter Me-
tallzaun® erganzt.
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Nr.

Name

Eingang

Nr.

Stellungnahme

Anderungsvorschlag

- Pkt. 10.2 Pflanzen-Artenliste

Es wird vorgeschlagen, analog den Bebauungsplanen
Nr. 435 und 436 — Siemens Campus Modul 1 und
Modul 2 - mit integr. Griinordnungsplan auch die
Baumarten aus dem Forschungsprojekt Stadtgriin
2021 zu erganzen:

Trockenheitsresistente Baume (Forschungsprojekt
»Stadtgrin 2021%):

Dreizahn-Ahorn

Franzdsischer Ahorn

Purpur-Erle

Hainbuche

Zurgelbaum

Blumen-Esche

Nordamerikanische Rotesche

Ginkgo

Lederhllsenbaum

Amberbaum

Kobushi-Magnolie

Hopfenbuche

Eisenholzbaum

Zerr-Eiche

Ungarische Eiche

Spanische Eiche

Perlschnurbaum

Ulme

Zelkove

Die Stellungnahme wird beriicksichtigt.

Die Pflanzenartenliste in der Begriindung wird wie
vorgeschlagen durch die Baumarten aus dem For-
schungsprojekt Stadtgriin 2021 erganzt.
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Anlage 2
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Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
VI/61 Amt f. Stadtentwicklung und 611/003/2020
Stadtplanung

Bebauungsplan Nr. 470 der Stadt Erlangen
- Geh- und Radweg Bruck-Frauenaurach - mit integriertem Grinordnungsplan
hier: Satzungsgutachten / Satzungsbeschluss

Beratungsfolge Termin O/IN Vorlagenart Abstimmung

Umwelt-, Verkehrs- und Planungsbei-
rat

Umwelt-, Verkehrs- und Planungs-
ausschuss / Werkausschuss EB77

Stadtrat 23.07.2020 O Beschluss

21.07.2020 O Empfehlung

21.07.2020 O Gutachten

Beteiligte Dienststellen

Offentliche Auslegung vom 24.04.2020 bis einschlieRlich 29.05.2020
Behdrden und sonstige Trager 6ffentlicher Belange (T6B) sowie stadtische Fachamter

Bisherige Behandlung in den Gremien Gremium Termin OIN Vorlagenart Abstimmung
Rad- / FuRBwegeplanung im UVPA 13.03.2012 o) Beschluss einstimmig
Regnitzgrund / Querung der

Aurach

Neubau eines Geh- und Rad- BWA 17.10.2017 o] Beschluss einstimmig

weges im Regnitzgrund, DA-
Bau-Beschluss Entwurfs-
planung StralRenbau
Bebauungsplan Nr. 470 der UVPA 13.03.2018 ) Beschluss einstimmig
Stadt Erlangen - Geh- und
Radweg Bruck-Frauenaurach -
mit integr. Griinordnungsplan;
hier: Aufstellungsbeschluss
Bebauungsplan Nr. 470 der STR 26.03.2020 ) Beschluss einstimmig
Stadt Erlangen - Geh- und
Radweg Bruck-Frauenaurach -
mit integr. Grinordnungsplan;
hier: Billigungsbeschluss

|. Antrag

1. Den Ergebnissen der Prifung der Stellungnahmen in Anlage 1 wird beigetreten.

Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 470 — Geh- und Radweg Bruck-Frauenaurach —
der Stadt Erlangen mit integriertem Grinordnungsplan und Begriindung in der Fassung vom
17.03.2020 wird entsprechend erganzt.

2. Dieser wird in geanderter Fassung vom 21.07.2020 gemaf3 § 10 BauGB als Satzung beschlos-
sen (Anlage 2), da die vorgebrachten Stellungnahmen nur Anderungen redaktioneller Art zur
Folge haben.

Seite lzbcin 4



II. Begrindung

1. Ergebnis/Wirkungen
(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)

a) Anlass und Ziel der Planung

Bauabschnitt 1 (West-Ost Abschnitt):

Aufgrund der Schleusenerneuerung in Kriegenbrunn und der damit verbundenen Sperrung des
vorhandenen Geh- und Radweges lber den Rhein-Main-Donau-Kanal ab voraussichtlich
2020/°21 ist der Bauabschnitt 1 inzwischen als Umleitungsstrecke mit neu befahrbarer Rampe
zur Regnitzbriicke schon ausgebaut worden. Vor dem Bau war diese Verbindung zwischen
Frauenaurach und Bruck nérdlich des Bahndammes in Ost-West Richtung grétenteils nur pro-
visorisch befestigt und die Querung der Flutbriicke Uber die Regnitz nur mit einer Treppe und
Schieberampe mdglich.

Bauabschnitt 2 (Nord-Siuid Abschnitt):

Im Jahr 2007 musste die vorhandene Holzbriicke Uber die Mittlere Aurach aus Sicherheitsgrin-
den abgebaut werden. Eine Erneuerung war aus Grunden des Natur- und Artenschutzes dort
nicht mehr mdglich. Seitdem kann der Talgrund zwischen dem Bahndamm und dem Herzo-
genauracher Damm in Nord-Siud-Richtung nicht mehr durchgangig gequert werden. In einer
zweiten Phase soll daher diese fehlende Nord-Sud-Verbindung mit einer neuen Aurachbriicke
wiederhergestellt werden, welche zurzeit aus Grunderwerbsgriinden nicht realisiert werden
kann. Zusatzlich wird dadurch der Liickenschluss im Radwegenetz des Regnitztales weiter vo-
rangetrieben.

Weiter dient das Bebauungsplanverfahren dazu, den umweltrechtlichen Eingriff definiert festzu-
stellen und die schon im landschaftspflegerischen Begleitplan (LBP) des Vorentwurfes abge-
stimmten Ausgleichs- und Vermeidungsmalnahmen entsprechend festzusetzen.

b) Geltungsbereich
Der Geltungsbereich des Bauungsplanes hat eine Gesamtgrofe von ca. 2,09 ha und besteht

aus den Flachen der Bauabschnitte 1 und 2 sowie der zugehorigen Ausgleichsflachen, im Ein-
zelnen sind dies:

Bauabschnitt 1:

Der Teil-Geltungsbereich umfasst hier die Grundstiicke und Teilflichen von den Flst.Nrn.
214/2, 238/5, 238/6, 239/7, 241, 242, 260, 266/2, 266/10, 266/11, 266/12, 266/13, 266/14,
1606 der - Gemarkung Eltersdorf - sowie die FIst.Nr. 764, 737/6, 788/3, 796/2, 796/3 der - Ge-
markung Bruck - und hat eine Flache von 0,25 ha.

Bauabschnitt 2:

Der Teil-Geltungsbereich umfasst hier die Grundstiicke und Teilflachen von den FlIst.Nrn. 161,
160/1, 167/4, 167/5, 167/6, 167/8, 488, 500, 501, 502, 522, 530, 535 der - Gemarkung Frau-
enaurach - sowie die FIst.Nr. 250, 251, 252, 253, 254, 255, 256, 259, 260, 297/2 der - Gemar-
kung Eltersdorf - und hat eine Flache von 0,81 ha.

Ausgleichsflachen:

Der Teil-Geltungsbereich umfasst hier die Grundstiicke und Teilflachen von den FIst.Nrn. 1614,
1623 und 1624 der - Gemarkung Eltersdorf - und hat eine Flache von 1,03 ha.

c) Planungsrechtliche Grundlage

Im wirksamen Flachennutzungsplan (FNP) von 2003 sind die vorgesehenen Trassen prinzipiell
als Uberortlicher Hauptradweg dargestellt. Der Bebauungsplan steht der Darstellung im FNP
somit nicht entgegen. Ein separates Anderungsverfahren des FNP ist nicht erforderlich - die
leicht abweichende Radwegtrasse (Bauabschnitt 2) wird bei einer kiinftigen Neuaufstellung des
FNP entsprechend angepasst.
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2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

Aufstellung des Bebauungsplanes Nr.470 — Geh- und Radweg Bruck-Frauenaurach — der
Stadt Erlangen mit integriertem Griinordnungsplan.

3. Prozesse und Strukturen
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?)

Verfahrensstand

Der Erlanger Stadtrat hat am 26.03.2020 den Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 470 in der
Fassung vom 17.03.2020 gebilligt sowie die 6ffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB und
die Beteiligung der Behtdrden gem. § 4 Abs. 2 BauGB beschlossen.

Der Entwurf des Bebauungsplanes mit Begrindung lag in der Zeit vom 24.04.2020 bis ein-
schlielich 29.05.2020 6ffentlich aus. Bis zum Ende der Auslegungsfrist wurden keine Stel-
lungnahmen vorgebracht.

Die Behorden und sonstigen Trager offentlicher Belange sind mit Schreiben vom 16.04.2020
von der offentlichen Auslegung gem. § 3 Abs. 2 Satz 3 BauGB benachrichtigt und gem. § 4
Abs. 2 BauGB unter Hinweis auf § 4 a Abs. 4 BauGB zur Stellungnahme aufgefordert worden.
Es wurden insgesamt 30 Behérden und sonstige Trager offentlicher Belange sowie Nachbar-
gemeinden beteiligt, von denen 14 eine Stellungnahme abgaben, die in der Anlage 4 behandelt
werden.

Da die sich hieraus ergebenden Anderungen allein redaktioneller Art sind, kann der Bebau-
ungsplan in der Fassung vom 21.07.2020 unverandert als Satzung beschlossen werden.

4. Klimaschutz:
Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz:

X ja, positiv*
ja, negativ*
nein

Wenn ja, negativ:
Bestehen alternative Handlungsoptionen?

[] ja*
]

nein*

*Erlauterungen dazu sind in der Begriindung aufzuftihren.

Falls es sich um negative Auswirkungen auf den Klimaschutz handelt und eine alternative
Handlungsoption nicht vorhanden ist bzw. dem Stadtrat nicht zur Entscheidung vorgeschlagen
werden soll, ist eine Begriindung zu formulieren.

5. Ressourcen
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?)

Investitionskosten: bei IPNr.: 541.821
- BA| (It. Rechnungsstand) ca. 1.300.000 €
- BA I (It. Kostenberechnung ca. 605.000 €

Ing.-Buro v. 31.08.17)
Sachkosten: € bei Sachkonto:
Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto:
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Folgekosten
Jahrliche Unterhaltskosten

- EB77 ca. 300 €
- Ingenieurbau ca. 13.000 €
- StralRenbau ca. 6.000€

Korrespondierende Einnahmen: ca. 530.000 € bei IPNr.: 541.821 EDB
- Kostenbeteiligung der

Wasser- und Schifffahrts-

verwaltung des Bundes
- Zuwendungen nach Art. 13c In noch zu be- bei IPNr.: 541.821 ES

FAG

ziffender Hohe

Weitere Ressourcen ca. 25.000¢€ bei IPNR.: 541.821
- Planungsmittel B-Plan

Haushaltsmittel

[
=

[

Anlagen:

[ll. Abstimmung
siehe Anlage

werden nicht bendtigt

sind fur den BA 1l im Investitionsprogramm zum HH 2020 derzeit bei

IPNr. 541.821 wie folgt vorgesehen:

2021 500.000 €

2022 100.000 €

Aufgrund der aktuellen Baupreisentwicklung wird eine Anpassung zum HH
2021 erforderlich.

sind nicht vorhanden

1. Prufung der Stellungnahmen mit Ergebnis
2. Stand des Bauleitplanverfahrens

3. Ubersichtslageplan mit Geltungsbereich
4. Ubersichtskarte, M 1:25.000

5. Auszug Flachennutzungsplan (FNP)

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift

VI.Zum Vorgang
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Bebauungsplan Nr. 470 der Stadt Erlangen — Geh- und Radweg Bruck-Frauenaurach —

Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB
sowie Nachbargemeinden gem. § 2 Abs. 2 BauGB mit Schreiben vom 16.04.2020

hier: Prifung der Stellungnahmen mit Ergebnis

ANLAG Eq):

2

0 o o
I o
0 o
COEAOE

Nr. |Name Eingang Nr. |[Stellungnahme Ergebnis der Priifung
1. Allgeimeiner Deutscher 29.05.20 1 |In der Planung sind leider im Bereich der Einmiindung | Der Hinweis wird beriicksichtigt
Eallftlrre}g-?lug o1 Eum Bauabschnitt 2 keine Hbheninformationen erkenn- Die Eintragung von Hohenlinien werden im Planwerk
9%22 Eslra e ar. sowie bei der Zeichenerklarung unter ,Hinweise zum
riangen Bebauungsplan® nachgetragen.
2 |Der sudliche Einmiindungsbereich des Bauabschnittes 2 | Die Stellungnahme wird nicht beriicksichtigt
(oo e i westehen oo o cazage Trassniung a dan esihorc
. e O L eldweg (Eigentum der Stadt Erlangen) und der damit
; . ’ L Ud-Verbindung resultierte aus den Planungszielen,
prqttalerlzlatlgchs Die E-Kr(_euhzungl S(t’”te évelter Ostlich im soweit wie moglich stadtischen Grund zu benutzen, um
weitgehend ebenen bereich veriegt werden. eine Zerschneidung von hochwertigen Grinlandflachen
und einen damit verbundenen Erwerb von privatem
Grund zu vermeiden. Weiterhin wird dadurch auch die
Forderung nach einer weitgehenden direkten Nord-Siid-
Verbindung eingehalten. Ein entsprechendes Einfahren
und Abbiegen in den Radweg ist auch mit den derzeit
geplanten Fahrradien im Gefallebereich gewahrleistet.
3 |Im oben genannten Einmiindungsbereich sollten auch | Die Stellungnahme wird nicht beriicksichtigt

die Radien wie im Bereich der Aurachbriicke von ge-
schatzten 20 Metern zur Verfligung stehen.

Durch die v.g. Rahmenbedingungen ist eine VergréBe-
rung der Abbiegeradien im Einmindungsbereich des
Nord-Sid-Radweges nicht erforderlich, bzw. mit den
Planungszielen vereinbar.
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Amt fUr Digitalisierung,
Breitband und Vermessung
Erlangen

Nagelsbachstr. 67

91052 Erlangen

Keine Rickmeldung

Entfallt

Amt far Erndhrung,
Landwirtschaft und Forsten
Farth -AuBenstelle Erlangen

Universitatsstrae 38
91054 Erlangen

Keine Rickmeldung

Entfallt

Amt far Erndhrung,
Landwirtschaft und Forsten
Farth

JahnstraBe 7
90763 Furth

15.05.20

Bereich Landwirtschatt:

Der Verlust von landwirtschaftlichen Anbauflachen sollte
auf ein Minimum begrenzt werden, deshalb ist die Alter-
nativvariante A2 die vorzuziehende Lésung. Sie ware
kirzer und teilweise auf bereits versiegelten Flachen
realisierbar. Somit entstdnden ein geringerer Flachen-
verbrauch an landwirtschaftlicher Nutzflache und auch
ein geringerer Bedarf an Ausgleichsflache.

Zudem befinden sich die geplanten Ausgleichsflachen
auf wertvollsten landwirtschaftlichen Nutzflachen mit
Uberdurchschnittlicher Bodenfruchtbarkeit. Laut § 15
Abs. 3 Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 ist
bei der Inanspruchnahme von land- oder forstwirtschaft-
lichen genutzten Flachen fir Ausgleichs- und Ersatz-
maBnahmen auf agrarstrukturelle Belange Rucksicht zu
nehmen, insbesondere sind diese Flachen mit beson-

Die Stellungnahme wird nicht beriicksichtigt

Der Bedarf an land- und forstwirtschaftlicher Nutzflache
bei der Alternativvariante A2 ist im Vergleich zur Préafe-
renzvariante A3 gréBer. Der Gesamtflachenverlust bei
der Variante A2 liegt bei ca. 2.000 m? (ca. 1.410 m2,
Acker, 590 m2 Wald). Bei der Variante A3 gehen insge-
samt ca. 1.750 m? landwirtschaftlicher Nutzflache verlo-
ren. Der Grund des geringen Gesamtflachenverbrauchs
liegt hier u.a. an der geschickten Nutzung von beste-
henden Flurwegen.

Bei der Gesamtbeurteilung aller weiter zu betrachtenden
Aspekte (wie z.B. Wirtschaftlichkeit, Topographie, Arten-
und Biotopschutz, Zerschneidung von Grundstiicken
etc.) kam die Abwagungsmatrix bei den drei méglichen
Alternativen im BA 2 eindeutig zu dem Ergebnis der
Praferenzvariante A3, da diese als einzige Alternative
eine ,Uberwiegend positive Bewertung“ erzielte (siehe
Anlage 2a zur Begriindung).

Die GréBe der Ausgleichsflache von ca. 1 ha wird durch
den artenschutzrechtlichen Ausgleich von der hdheren
Naturschutzbehérde fir die Beeintrachtigung der Bo-
denbriter (vor allem der Feldlerche) gefordert. Diese
AusgleichsmaBnahme liegt in unmittelbarer Nahe zu den
beiden Bauabschnitten neben der Mittleren Aurach und
steht somit im direkten rdumlichen Zusammenhang mit
der BaumaBnahme.
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ders geeigneten Bdden nur im notwendigen Umfang in
Anspruch zu nehmen. Die Flachen mit einer Gberdurch-
schnittlichen Grinlandzahl von 56 sind aus landwirt-
schaftlicher Sicht als Ausgleichsflachen nicht geeignet.

Flachen mit GUberdurchschnittlicher Bodenbonitat und
damit hoher Ertragsfahigkeit sollten als Tauschflachen
flr geeignete Ausgleichsflachen angeboten werden.

Die Ausgleichsflache wurde u.a. deswegen so gewahlt,
da sowohl der Ausgleich des benétigten Retentionsrau-
mes als auch der arten- und naturschutzrechtliche Aus-
gleich auf einer Flache vollzogen werden kann (Mehr-
fachbelegung derselben Flache mit verschiedenen
MaBnahmen —s. auch Begriindung).

Bereich Forsten: kein Einwand

Entfallt

Bayer. Bauernverband
Niederndorfer StraBe 63
91074 Herzogenaurach

26.05.20

Eine bestehende ErschlieBung Uber den Kanal macht
einen Neubau obsolet. Diese Radwege sind schon er-
schlossen und kdnnen genutzt werden.

Der Radweg dient nicht dem Zweck Radwege zu ver-
binden, sondern einen Rundweg fir Hundehalter zu
realisieren. Dies bedingt groBe Problem durch starke
Verschmutzungen des Grases mit Hundekot, Spielzeug
und zuriick gelassenen Abfallen.

Tatsachlich bestehende Radwege werden von dem
Konzept nicht erfasst. Flurwege oder Trampelpfade, die
als Radweg ausgewiesen werden, sind keine Radwege.

Die Stellungnahme wird nicht beriicksichtigt

Der Ausbau der Radwege im Regnitzgrund ist notwen-
dig, da aufgrund des Schleusenerneuerung in Kriegen-
brunn (ab voraussichtlich 2021) der GW/RW Uber den
Kanal dort nicht mehr zur Verfligung steht. Ziel dieser
Planung ist es daher auch, eine adaquate Verbindung
der Stadtteile Frauenaurach und Kriegenbrunn im
Stadtwesten und den Stadtteilen Bruck und Eltersdorf im
Stadtosten als Umleitungsstrecke herzustellen und diese
mit einer befahrbaren Rampe zur Regnitzbriicke sowie
einer Asphaltierung des bisherigen Feldweges im BA 1
zu verbessern. Fir die Birger entsteht dadurch eine
attraktive, sichere und umwegfreie Verbindung sowie fiir
Schiler aus den westlichen Stadtteilen eine deutliche
Verbesserung bei der Schulwegsicherheit. (siehe auch
Punkt Nr. 30/2)

Der Hinweis wird zur Kenntnhis genommen.

Die Stellungnahme ist nicht Gegenstand der Bebau-
ungsplanung.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahme ist nicht Gegenstand der Bebau-
ungsplanung.

3
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Eines seit dem Kanalbau bestehendes Beregnungsrecht
ist durch den geplanten Radweg in seiner Existenz be-
droht. Durch Versiegelungen von Entnahmeschéchten
wird die Beregnung unméglich gemacht.

Der Bewasserungsverband Unterer Aurachgrund wurde
und wird zu keiner Stellungnahme aufgefordert

Die Stellungnahme wird beriicksichtigt.

Sollten beim Bau der Geh- und Radwege Entnahme-
schachte betroffen sein, wirden diese im Rahmen der
Ausbauplanung und in Abstimmung mit dem Entwéasse-
rungsverband auf Kosten der Stadt Erlangen angepasst,
bzw. entsprechend verlegt. (siehe auch Punkt Nr. 30/1)

Der Hinweis wird beriicksichtigt.

Bisher war der Bewé&sserungsverband ,Unterer Aurach-
grund“ bei der Stadt Erlangen als TOB nicht bekannt.
Zukinftig soll er jedoch - nach Vorlage des Aufgaben-
und Zustandigkeitsbereiches - in die Liste der Trager
offentlicher Belange mit aufgenommen werden. (siehe
auch Punkt Nr. 30/5)

Bayer. Landesamt fir
Denkmalpflege

Abt. Vor- und
Frihgeschichte

Burg 4
90403 Nurnberg

Keine Rickmeldung

Entfallt

Be- und Entwasserungsver-
band

Frauenaurach
Neuseser Str. 12
91056 Erlangen

Keine Rickmeldung

Entfallt

Bezirk Mittelfranken

Referat fur Wirtschaft und
Umwelt

Postfach 617
91511 Ansbach

Keine Rickmeldung

Entfallt
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9. Bund Naturschutz Keine Rickmeldung Entfallt
in Bayern e.V.
Pfaffweg 4
91054 Erlangen
10. |Deutsche Bahn AG 04.06.20 Infrastrukturelle Belange: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

DB Immobilien Region Siid
Sandstr. 38-40
90443 Nurnberg

Der Betrieb der bahnbetriebsnotwendigen Anlagen darf
zu keinem Zeitpunkt verzdgert, behindert oder beein-
trachtigt werden. Der DB AG durfen keine Nachteile und
keine Kosten entstehen. Durch den Bahnbetrieb und die
Erhaltung der Bahnanlagen entstehen Emissionen die
zu Immissionen an benachbarter Bebauung fihren kon-
nen.

Neuanpflanzungen im Bereich der Bahnanlagen missen
den Belangen der Sicherheit des Eisenbahnbetriebes
entsprechen (Hinweis auf Bahnrichtlinie 882). Folgende
Hinweise gilt es zu beachten: Einhaltung der Pflanzab-
stande mit Beachtung der Endwuchshéhe, keine schnell
wachsende Vegetation, Pflege des Bewuchses (Riick-
schnitt).

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Immobilienrelevante Belange:

Der bereits ausgefiihrte Bauabschnitt 1 erfolgte auf ei-
ner Teilflache der FI.Nr. 266/2 — Gemarkung Eltersdorf.
Laut Auskunft der Stadt Erlangen wurde diese Teilflache
durch die Stadt von der DB Netz AG mit der URNr. S
1621/90 erworben. Hinweis: Bei dem Flurstiicke 266/2
kdénnte es sich um planfestgestellte Eisenbahnbetriebs-
anlagen handeln, welche dann dem Fachplanungsvor-
behalt des Eisenbahn-Bundesamts (EBA) unterliegen.
Anderungen an Eisenbahnbetriebsanlagen unterliegen
ggfs. dem Genehmigungsvorbehalt des EBA. Bitte das
Eisenbahn-Bundesamt gesondert am Verfahren beteili-
gen und hierzu befragen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Der Kaufvertrag mit der Deutschen Bundesbahn zum
Erwerb der betreffenden Teilflache auf der FI.Nr. 266/2
wurde am 08.06.1990 abgeschlossen.

Eine Vermessung des Ende 2018 in Ost-West Richtung
fertiggestellten FuB3- und Radweges (sog. BA 1) wurde
zwischenzeitlich in Auftrag gegeben und im November
2019 durchgefihrt. Eine Eintragung ins Grundbuchamt
und Aufnahme ins ALB / Grundstiickskataster kann u.U.
einen langeren Zeitraum beanspruchen und steht der-
zeit noch aus. Somit kann eine Uberpriifung der neu
geschaffenen Grundstlckverhaltnisse durch das Eisen-
bahn-Bundesamt erst daran anschlieBend erfolgen.
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11.

Fischereiverband
Mittelfranken e.V.
Maiacher Str. 60 d
90441 Nirnberg

Keine Rickmeldung

Entfallt

12.

Landesbund fir Vogelschutz

in Bayern e.V.

Geschéftsstelle Nirnberg-
Farth-Erlg.

z.H. Frau Bianca Fuchs
Humboldtstr. 98
90459 Nurnberg

Keine Rickmeldung

Entfallt

13.

Lokale Agenda 21

Initiative Zukunftsfahiges
Erlangen

Herrn Karlheinz Ermann
Damaschkestr. 102
91056 Erlangen

Keine Rickmeldung

Entfallt

14.

Natur- und Umwelthilfe e.V.

Pechweiherstral3e 3
91056 Erlangen

Keine Rickmeldung

Entfallt

15.

Naturschutzgemeinschaft
Erlangen e.V.

c/o Herrn Helmut Dérfler
KoldestraBe 8 b

91052 Erlangen

Keine Rickmeldung

Entfallt
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16.

Ortsbeirat Eltersdorf
Herrn Wolfgang Appelt
TucherstralBe 6

91058 Erlangen

Keine Rickmeldung

Entfallt

17.

Ortsbeirat Frauenaurach
Herrn Stephan Bergler
Brauhofgasse 10

91056 Erlangen

Keine Rickmeldung

Entfallt

18.

Ortsbeirat Kriegenbrunn
Herrn Jens Schéfer
Wallensteinstral3e 26
91056 Erlangen

Keine Rickmeldung

Entfallt

19.

Planungsverband
Region Nirnberg
Hauptmarkt 16
90403 Nurnberg

13.05.20

Keine Einwande - (eine Behandlung im Planungsaus-
schuss ist nicht erforderlich).

Entfallt

20.

Regierung von Mittelfranken

Hoéhere
Landesplanungsbehérde

SG 800
Promenade 27
91522 Ansbach

28.04.20

Keine Einwénde

Entfallt

21.

Staatl. Bauamt Nirnberg
StraBenbau

Postfach 4757

90025 Nurnberg

06.05.20

Keine Einwénde

Entfallt
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22.

Untere
Denkmalschutzbehorde

Stadt Erlangen

20.04.20

Hinweis auf Art. 8 DSchG: Bodendenkmaler

Die Stellungnahme ist bereits beriicksichtigt.

Ein entsprechender Hinweis ist in den Textlichen Hin-
weisen zum Bebauungsplan unter Ziff. 3 (Bodendenk-
maler) enthalten.

23.

Stadt Firth
Stadtplanungsamt
HirschenstraBe 2
90762 Firth

19.05.20

Keine Einwénde

Entfallt

24.

Stadt Nirnberg
Stadtplanungsamt
Lorenzer StraBe 30
90402 Nurnberg

13.05.20

Keine Einwénde

Entfallt

25.

Stadt Schwabach
Stadtplanungsamt
Postfach 2120
91124 Schwabach

02.06.20

Keine Einwénde

Entfallt

26.

Stadtteilbeirat Anger/Bruck
Herrn Vorsitzenden

Martin Jirgen Miller
NoetherstraBBe 57

91058 Erlangen

Keine Rickmeldung

Entfallt

27.

Wasser- und Bodenverband
Kriegenbrunn

Herrn Walter Egelseer
Rémerreuthstr. 27 a

91056 Erlangen

Keine Rickmeldung

Entfallt
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28. |Wasser- und Schifffahrtsamt 13.05.20 Keine Einwande Entfallt
Nlrnberg
Marientorgraben 1
90402 Nurnberg
29. |Wasserwirtschaftsamt 20.04.20 Aus wasserwirtschaftlicher Sicht ist der bestandsorien- | Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
- tierte gelandegleiche Ausbau richtig. Fir die wenigen | ; .
Nlrnberg o . . - N Die genannten Empfehlungen zur Verbesserung im
Trassenabschnitte Uber Gelande sind Flachen flr den ; ; :
Postfach Retentionsraumausgleich direkt an der Aurach vorgese- Uferbereich sind auBerhalb des Geltungsbereiches und

90041 Nurnberg

Email: poststelle@wwa-
n.bayern.de

hen. Dort ware es wiinschenswert, neben dem geplan-
ten Gelandeabtrag auch MaBnahmen zur Verbesserung
der Gewasserstruktur im Uferbereich vorzusehen (Ent-
fernung des Uferverbaus, Pflanzung von Gehélzen).

Die Nr.2 der textlichen Hinweise zum Bebauungsplan
behandelt nur die ,Lage im Uberschwemmungsgebiet"
und sollte auch als Titel so benannt werden. Der Inhalt
der Nr. 2 ist zu unspezifisch und sollte wie folgt lauten:

,Fir die baulichen MaBnahmen im Uberschwemmungs-
gebiet sind jeweils, unter Beachtung der Voraussetzun-
gen in § 78 Abs. 5 Wasserhaushaltsgesetz (WHG),
Ausnahmen von der Verordnung Uber die Festsetzung
eines Uberschwemmungsgebietes an der Regnitz in der
Stadt Erlangen zu beantragen. Auf § 78a WHG wird
hingewiesen. Mit einer Entscheidung nach § 78 Abs. 5
Satz 1 oder § 78a Abs. 2 Satz 1 WHG entfallt die Ge-
nehmigung nach Art: 20 Bayerisches Wassergesetz
(BayW@G) (Anlagengenehmigung im 60 Meter Bereich)*.

somit nicht Gegenstand der Bebauungsplanung. Ledig-
lich ein Ablaufgraben reicht bis an die Mittlere Aurach.
Die vorgeschlagenen MaBnahmen kénnen jedoch durch
die beteiligten Stellen und Amter im Vollzug des Reten-
sionsausgleiches noch endglltig aufeinander abge-
stimmt, erganzt und entsprechend umgesetzt werden.

Die Stellungnahme wird beriicksichtigt.

Der Titel der Nr. 2 ,Textlichen Hinweise zum Bebau-
ungsplan“ wird zu ,Lage im Uberschwemmungsgebiet"
geandert. Der textliche Inhalt wird hier konkretisiert und
laut dem Vorschlag so Gbernommen.
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30.

Bewasserungsverband
unterer Aurachgrund

RottmannsgaBchen 5
91056 Erlangen

26.05.20

Ein bestehendes Beregnungsrecht, welches aus einem
Urrecht aus dem Jahre 1725 herrihrt, wirde durch die
Zerstérung der Entnahmeschéchte durch den Radwe-
gebau verletzt, was nicht zuldssig ist.

Es bestehen bereits erschlossene, offizielle Radwege
Uber den Kanal, welche von Radfahrern angenommen
und genutzt werden. Ein Neubau in der vorgesehenen
Art macht keinen Sinn.

Sinnvoll ware es widerrechtlich vereinnahmte Trampel-
pfade und Laufwege in ihre urspriingliche Nutzung zu-
riick zu fahren.

Es soll ein verninftiges Leitsystem fiir die Radfahrer mit
bereits bestehenden Radwegen erstellt werden.

Die Stellungnahme wird beriicksichtigt.

Sollten beim Bau der Geh- und Radwege Entnahme-
schachte betroffen sein, wirden diese im Rahmen der
Ausbauplanung und in Abstimmung mit dem Entwéasse-
rungsverband auf Kosten der Stadt Erlangen angepasst,
bzw. entsprechend verlegt. (siehe auch Punkt Nr. 5/4)

Die Stellungnahme wird nicht beriicksichtigt.

Der Ausbau der Radwege im Regnitzgrund ist notwen-
dig, da aufgrund des Schleusenerneuerung in Kriegen-
brunn (ab voraussichtlich 2021) der GW/RW Uber den
Kanal dort nicht mehr zur Verfligung steht. Ziel dieser
Planung ist es daher auch, eine adaquate Verbindung
der Stadtteile Frauenaurach und Kriegenbrunn im
Stadtwesten und den Stadtteilen Bruck und Eltersdorf im
Stadtosten als Umleitungsstrecke herzustellen und diese
mit einer befahrbaren Rampe zur Regnitzbriicke sowie
einer Asphaltierung des bisherigen Feldweges im BA 1
zu verbessern. Fir die Birger entsteht dadurch eine
attraktive, sichere und umwegfreie Verbindung sowie fiir
Schiler aus den westlichen Stadtteilen eine deutliche
Verbesserung bei der Schulwegsicherheit. (siehe auch
Punkt Nr. 5/1)

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahme ist nicht Gegenstand der Bebau-
ungsplanung.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahme ist nicht Gegenstand der Bebau-
ungsplanung. AuBerdem besteht bereits ein entspre-
chendes Schilderleitsystem fir Radfahrer, bzw. wird fir
die neuen Verbindungen zuklnftig entsprechend er-
ganzt.
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ANLAGE 1

Der Bewasserungsverband ,Unterer Aurachgrund“ wur-
de bei der Beteiligung der Trager 6ffentlicher Belange
nicht bertcksichtigt.

Der Hinweis wird beriicksichtigt.

Bisher war der Bewé&sserungsverband ,Unterer Aurach-
grund“ bei der Stadt Erlangen als TOB nicht bekannt.
Zukinftig soll er jedoch - nach Vorlage des Aufgaben-
und Zustandigkeitsbereiches - in die Liste der Trager
offentlicher Belange mit aufgenommen werden. (siehe

auch Punkt Nr. 5/5)
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Anlage 2

STAND DES
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Bebauungsplan Nr. 470

- Geh- und Radweg Bruck-Frauenaurach -

Anlage 3

Stadt Erlangen

/ [ t‘f:ﬂ

/ :}_{77‘ -

E E | J‘ / /J’ /
,J \Bagabschnitt 2|( -/

18

/ i = \ - - & =
S N ¥ | | N\ / | = f L X =
I A e, - AN Y A R
T LY N\ >~/ / / | "
\ \ \ i\ S { { +
1l i vd f
. {F { \ / | | e
Al ! : T / 1
? " | . u
D” N — \ ) | J =
§ ‘U‘ ) J | O .
[ - \ W— a N / A

Geobasisdaten © Bayerische Vermessungsverwaltung 2017 - Darstellung der Flurkarte als Eigentumsnachweis nicht geeignet B

Grenze des rdumlichen Geltungsbereichs

Stadt Erlangen
Amt fur Stadtentwicklung und Stadtplanung

Stand: Januar 2020

217



““1Ende der Baustrecke] -

geplante " /]
MaRnahme =~

N
W

/ =2 > St

g | &

7 3 7 4 & y T
-/ \. "‘—‘»‘ [ s ".;

o i J—Lt8ngendu % |

Vo, Juasae e

N [

i Tennel
ol /] <5 .y {293 iygum
2R RCICN S ‘g = ’ % 5
Vorentwurf Unterlage: 2

l
) WP
Ejt};%“\[\_:ﬂrx‘{-l ~ *:

Neubau eines Geh- und Radweges
im Regnitzgrund zwischen
Erlangen-Bruck und Frauenaurach
Stadt Erlangen

Ubersichtskarte
M 1:25.000

1 Aufgestellt: Bamberg, August 2017

WEYRAUTHER
INGENIEURGESELLSCHAFT mbH
96047 BAMBERG MARKUSSTRASSE 2

TEL: 0951/980040  FAX: 0951/9800444




\ /) e
- o | e
e~ 47 4 \?1‘“‘
/ = AL B %—
¥ H g Ec'a
8- S/ 5| £
stk =
i T s if=]
L ;f%:‘;‘{f \I ‘Ci
@ “4/,/ \ E; %71
TR N
Y HEH
- | M=1:7500
L .,_‘.ﬂ_ (==L

Anlage 5

gt"[;i‘;w y ¢ “‘ vl i I N \ \ ’ 7 ‘,:/ * \
S . = -~ S 27205 0R | |
42?53:,] L | Y :\‘J‘) "—60 Pl

S N\, T  aasgeseeRtT

=4 SO 5 | W Lov e uabs““

:\’%‘4‘\\’ M = J\l .‘ - = N o \j'/ = (”/ “
o LN e e\l ‘*
d ~a = =2 / .\_‘ o \ K '/ /

A< ' e ;
= : \ - _,Q/; | \

7 U \ '\\\,/’/;,/' \:& \\
e I T4
| AR
- AN

|
4;\ ' .| Stadt Erlangen
| || Amt fur StadtentW|ckIung und
O/ || Stadtplanung
- LJ Bebauungsplan Nr. 470
7\4 / KNl | Auszug Flachennutzungsplan

Bearbeitet:611.3 Gezeichnet:611.3 erstellt: 18.11.2019




	Sitzungsdokumente
	Einladung -öffentlich-

	Vorlagendokumente
	TOP Ö  13.1 Veranstaltungen Juli, August, September und Oktober 2020
	Mitteilung zur Kenntnis  OBM/003/2020

	TOP Ö  13.2 Spendenbericht für das Jahr 2019
	Mitteilung zur Kenntnis  13/016/2020
	Spendenbericht 2019 - 18.07.2018  13/016/2020

	TOP Ö  13.3 Umsetzung und Anwendung des § 2b UStG in der Stadt Erlangen nach Verlängerung der Übergangsregelung bis zum 31. Dezember 2022
	Mitteilung zur Kenntnis  20/002/2020

	TOP Ö  13.4 Zwischenbericht zum Programm "Zukunft Grundschulen und Ganztagsbetreuung"
	Beratungsergebnisse Stand: JHA 09.07.2020  IV/001/2020

	TOP Ö  13.5 Aktuelle Lage und Bedarfe auf dem Erlanger Wohnungsmarkt
	Mitteilung zur Kenntnis  50/006/2020
	Anlage: Bericht des Sozialamtes zum sozialen Wohnungsmarkt in Erlangen, SGA am 07.07.2020  50/006/2020

	TOP Ö  15 Livestream und Speicherung von Ausschuss- und Stadtratsangelegenheiten;
	Beschluss Stand: 22.06.2020  13/011/2020
	Antrag 072/2020 der Erlanger Linken  13/011/2020
	Antrag 073/2020 der Klimaliste Erlangen  13/011/2020

	TOP Ö  16 Mietspiegel – Vorbereitung der Vergabe und Neukonzeption
	Beschlussvorlage  13/015/2020

	TOP Ö  17 Beteiligung an den Wahlen zum Jugendparlament; Antrag der Grünen Liste vom 6. Dezember 2018, Antragsnr. 203/2018
	Beschluss Stand: 22.06.2020  13/374/2020
	Antrag 203/2018 Grüne Liste - 06.12.2018  13/374/2020

	TOP Ö  18 Ausländer- und Integrationsbeirat: Ergebnis der Wahl 2020 und Berufung weiterer Mitglieder
	Beschlussvorlage  13-3/005/2020

	TOP Ö  19 Erlass der Satzung der Stadt Erlangen über den Nachhaltigkeitsbeirat
	Beschluss Stand: 23.06.2020  30/129/2020
	Anlage Satzungsentwurf - 14.02.2020  30/129/2020

	TOP Ö  20 Neubesetzung des Nachhaltigkeitsbeirats 2020-2023
	Beschluss Stand: 23.06.2020  13-2/006/2020
	200713_Anlage 1 zur Vorlage  13-2/006/2020

	TOP Ö  21 Ergebnisse und Umsetzung der Klimanotstandsstudie für Erlangen
	Beschlussvorlage  31/006/2020

	TOP Ö  22 "Beteiligungsprozess für Klimaschutz und Erlangens Zukunft", Gemeinsamer Antrag Grüne Liste-Fraktion, ÖDP-Fraktion und Erlanger Linke Nr. 111/2020
	Beschlussvorlage  31/007/2020
	Antrag  31/007/2020

	TOP Ö  23 Umschichtung von Verpflichtungsermächtigungen (VE) für IP Nr 561.K880 Förderprogramm "Zuschüsse für priv. Energiesparmaßnahmen (UmweltS), Gemeinsamer Dringlichkeitsantrag Nr. 117/2020 vom 01.07.2020
	Vorlage Mittelbereitstellung  31/009/2020
	Gemeinsamer Dringlichkeitsantrag Nr. 117_2020 Mittelzuweisung für CO2-Minderungs-Programm  31/009/2020

	TOP Ö  24 Anpassung der Entgeltordnungen für das BIG- und GESTALT-Projekt
	Beschluss Stand: 07.07.2020  52/010/2020
	Entgeltordnung BIG  52/010/2020
	Entgeltordnung GESTALT  52/010/2020

	TOP Ö  25 Hallen- und Bahnenmieten für Sportvereine halbieren
	Beschluss Stand: 07.07.2020  52/013/2020
	Antrag Nr. 113/2020 CSU-Fraktion und SPD-Fraktion  52/013/2020
	ÖDP Antrag 095/2020  52/013/2020

	TOP Ö  26 Mittelbereitstellung Zuschuss City-Management Erlangen e.V. – 5-Punkte-Sonderprogramm „erlangenERleben“
	Vorlage Mittelbereitstellung  II/WA/003/2020

	TOP Ö  27 Bevollmächtigung für die Hauptversammlung der Erlanger Stadtwerke AG am 24. Juli 2020
	Beschlussvorlage  III/002/2020

	TOP Ö  28 Satzung zur Änderung der Gemeindesatzung der Stadt Erlangen; Fraktionsanträge 086/2020 der Erlanger Linken, 091/2020 der Grüne/Grüne Liste, 093/2020 der FDP und 101/2020 der ödp
	Beschlussvorlage  30/001/2020/1
	Anlage 1 Änderungssatzung 20200706 - 06.07.2020  30/001/2020/1
	Anlage 2 Synopse 20200706 - 06.07.2020  30/001/2020/1
	Antrag Erlanger Linke - 06.07.2020  30/001/2020/1
	Antrag Grüne  Grüne Liste - 06.07.2020  30/001/2020/1
	Antrag FDP - 06.07.2020  30/001/2020/1
	Antrag ÖDP - 06.07.2020  30/001/2020/1

	TOP Ö  29 Änderung der Gebührensatzung zur Satzung für städtische dezentrale Unterkünfte zur Unterbringung von Flüchtlingen
	Beschluss Stand: 7.7.20  30/003/2020
	Anlage Änderungssatzung - 24.06.2020  30/003/2020

	TOP Ö  30 Änderung der Satzung der Stadt Erlangen für das Jugendparlament; Anträge des Jugendparlamentes vom 14.11.2019
	Beschluss Stand: 22.06.2020  30/133/2020
	E Satzung Endfassung - 09.03.2020  30/133/2020
	Antrag 2852019 - 19.11.2019  30/133/2020
	Antrag 2862019 - 19.11.2019  30/133/2020
	Antrag 2872019 - 19.11.2019  30/133/2020

	TOP Ö  31 Rahmenvereinbarung zur Verwaltungsmodernisierung und zu Veränderungs- und Konsolidierungsprozessen bei der Stadt Erlangen
	Beschlussvorlage  112/007/2020
	Rahmenvereinbarung_2020-2026  112/007/2020

	TOP Ö  32 Erlangens Beteiligung am Projekt Kulturhauptstadt Europas N2025
	Beschluss Stand: 08.07.2020  IV/076/2020
	200310 N2025 FAQ Region II  IV/076/2020
	200310 Ratsvorsitz EMN_Anschreiben Kommunen N2025  IV/076/2020
	200507 PM N2025 Verlängerung der Fristen  IV/076/2020
	200514 N2025 Auf der Zielgeraden OBM  IV/076/2020

	TOP Ö  33 Situation der Kulturinstitutionen Theaterbühne Fifty-Fifty, gVe und Kulturzentrum E-Werk angesichts der Pandemie-bedingten Einschränkungen
	Beschluss Stand: 08.07.2020  41/001/2020

	TOP Ö  34 Investitionskostenförderung für die Generalsanierung des Katholischen Kindergartens Herz Jesu mit 75 Kindergarten- und 38 Schulkindbetreuungsplätzen sowie Neuschaffung von 10 zusätzlichen Schulkindbetreuungsplätzen, Harfenstraße 21
	Beschluss Stand: JHA 09.07.2020  51/006/2020

	TOP Ö  35 Bedarfsanerkennung für 24 Krippen- und 80 Kindergartenplätze für Kinder im Grundschulalter in der evangelischen Kindertagesstätte „Die Arche“
	Beschluss Stand: JHA 09.07.2020  512/002/2020

	TOP Ö  36 Wahl eines stimmberechtigten Mitglieds des Jugendhilfeausschusses
	Beschlussvorlage  51/007/2020

	TOP Ö  37 Errichtung eines Pflegestützpunkts nach dem „Rahmenvertrag zur Arbeit und zur Finanzierung der Pflegestützpunkte nach §7c Abs. 6 SGB XI in Bayern“
	Beschlussvorlage  50/001/2020

	TOP Ö  38 Bebauungsplan Nr. 471 der Stadt Erlangen - Gleiwitzer Straße Nord-West - mit integriertem Grünordnungsplan; hier: Satzungsgutachten/Satzungsbeschluss
	Beschlussvorlage  611/002/2020
	Anlage 1 Prüfung der Stellungnahmen mit Ergebnis  611/002/2020
	Anlage 2 Übersicht Verfahrensschritte  611/002/2020
	Anlage 3 Lageplan mit Vorhaben  611/002/2020

	TOP Ö  39 Bebauungsplan Nr. 470  der Stadt Erlangen - Geh- und Radweg Bruck-Frauenaurach - mit integriertem Grünordnungsplan
	Beschlussvorlage  611/003/2020
	Anlage 1_Prüfung der Stellungnahmen mit Ergebnis  611/003/2020
	Anlage 2 Stand des Bauleitplanverfahrens  611/003/2020
	Anlage 3 Übersichtslageplan mit Geltungsbereich - 11.05.2020  611/003/2020
	Anlage 4 Übersichtskarte M 125.000 - 11.05.2020  611/003/2020
	Anlage 5 Auszug Flächennutzungsplan (FNP) - 11.05.2020  611/003/2020





